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Erstes Auch.
Das Völkerrecht oder die Grundrechte der Rationen

in Friedenszeiten.

Erster Abschnitt.

Die Subjecte des Völkerrechtes und ihre inter¬
nationalen Rechtsverhältnisse.

I. Ueberhaupt.
14. Vermöge des Charakters und Begriffes des heutigen

Völkerrechtes können nur Staaten und deren Souveräne als
unmittelbare Rechtssubjecte, auf welche sich jenes beziehen läßt, an¬
gesehen werden. Mittelbar und objectiv sind es auch in einzelnen
Beziehungen deren Unterthanen und Diener, unter diesen, als be¬
sonders privilegirt, die diplomatischen Vertreter. Voraussetzung zu
dem vollen Mitgenuß des Europäischen Völkerrechtes ist dabei
überall die Zugehörigkeit zu dem Europäischen Staatenkreise oder
eine friedliche Stellung zu demselben, die eine gegenseitige An¬
wendung der Grundsätze des internationalen Rechtes bedingt und
erwarten läßt.

Nur gewissermaßen steht jeder einzelne Mensch, er gehöre zu
irgend einem Staate der Welt, oder er sei staatenlos, älso der Mensch
an und für sich, unter dem Völkerrecht(H1 und 58) )̂. Und so
wenig wie der einzelne ein selbständiges unmittelbares Subject
nach internationalem Recht darstellt, so wenig ist dies auch der Fall
mit Associationen, Corporationen, Communen, so lange sie keine
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Wirkliche staatliche Existenz erlangt haben (H 16) , wie z. B . mit
Handelsgesellschaften oder Vereinen (Hansen ) , wenngleich sie in
älterer Zeit sich zuweilen zu politischer Macht aufgeschwungen und
sogar einen Einfluß auf die Gestaltung des neueren Völkerrechtes,
insonderheit des Seerechtes , ausgeübt haben )̂. Gegenwärtig können
sie nur unter dem Schutze und der Vertretung eines Staates eine
Politische Thätigkeit entfalten , so wie als private einzeln oder als
Gesellschaft nach Maßgabe der Staatsgesetze Rechte erlangen und
genießen.

1) H Zu bestreiten , vgl . Z 48 .^
2) ^ Vgl . 8 1 Note 4 .^
3) stz. Richtiger wäre wohl zu sagen „nur mittelbar steht der Einzelne unter

dem V . R ." Jeder muß irgend einem Staate angehören , staatenlose Menschen
giebt es nichts

4) Die berühmteste Verbindung dieser Art war die Deutsche Hansa , seit 1315
so benannt , welche eine wirkliche politische Körperschaft ward . Die Werke von Sar¬
torius und Lappenberg geben darüber Auskunft . S . auch II , 276
SHH. ? Lrä 688U8 , Droit ) rrig-rit . t . II , 90 . 483 . III , 150. Pütter , Beitr . 137 .
Heinr . Handelmann , Die letzten Zeiten hansischer Uebermacht in Scandinavien . Kiel
1853 . Barthold , Gesch. der Deutschen Hansa . Leipz. 1854 . 2 Thle . Dazu das
neue Werk : die Recesse und anderen Akten der Hansetage von 1250 — 1430 . Bd . 1.
Leipz. 1870 . Die späteren Handelscompagnien unter Leitung und Vertretung
ihrer Souveräne können damit nicht in Parallele gestellt werden , gehören aber
ebensowenig zu den völkerrechtlichen Personen . Vgl . darüber Moser , Verh . VII ,
313 . Klüber , Or . ä . A. 8 70 6 . Martens , Einleit , tz 130 Not . A. Ueberhaupt
die Literatur bei v. Kamptz 8 260 und Niltit ? , Nanus ! cies Oonsuls II , 660 .

1,6 . Der Grund ist , daß solche Gesellschaften ihre Rechte von dem Staate ab¬
leiten , welcher ihnen die Existenz giebt , so z. B . die Ostindische Gesellschaft von der
Charter der Englischen Regierung , welche ihr 1858 wieder genommen ward . Eine
Abnormität war es in dieser Beziehung , daß die ^ .88 ooiastion IntsrnLtionals du
6 onS 0 1884 von den meisten Staaten als eine unabhängige Macht anerkannt
ward . Die Form , in der dies geschehen, ist in den einzelnen Conventionen ^
(Uart 6L8 2. sär . X , x . 396 — 412 ) etwas verschieden, die Verein . Staaten an¬
erkennen die Gesellschaft als „Aäraiit , 168 irMrsts 668 stats libi -68 ätab1i8 äans
ostts rsZ -ion ", Deutschland spricht „vom Gebiet der Gesellschaft et äu nouvsl
«tat a orekr ", England von der „^ .Eoiatioii st äö 8 ätats iidr 68 80U8 son aä -
mivi8trg ,tioii " u . s. w., alle aber anerkennen die Flagge der Gesellschaft „«omms
16 äraxsau ä 'un Aouvsrnkmeut anii " und dieselbe ist der Congo Acte mit Voll¬
macht des Königs der Belgier „ÄSi88ant connos kondatsur ä « 1'^ .880oiLtion "
beigetreten , krast des Art . 37 jenes Vertrags v. 26 . Febr . 1885 , der dies den
„pui88Ävv63 Hui n/ Luront xu8 66t Lkttz" sreistellt. Seitdem ist die
Gesellschaft zum Congo -Staat geworden . Vgl . 6 . konäLtion äs
1'Dtat inäexsuäant äu 6oll§o au xoivt äs vus Mriäi ^ us . karis 1887 .
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ll. Im Besonderen.
Erste Abtheilung .

Me Staaten und ihre Wechte.

Natur, Äedeutung und Verschiedenheit der Staaten .

15. Staaten sind die vereinzelten stetigen Verbindungen von
Menschen unter einem Gesammtwillen für die sittlichen und äußeren
Bedürfnisse der menschlichen Natur )̂. Ihre gemeinsame Ausgabe ist
die vernünftige Entfaltung des Menschen in seiner Freiheit. Denn
der Staat an sich ist der Mensch der Gattung. Aber es giebt keinen
Universalstaat. Gäbe es einen solchen, so müßten Alle dagegen
kämpfen, um ihn wieder in die nationalen Stoffe aufzulösen, in den
Bau von Einzelstaaten, in welchen sich die menschliche Kraft allein
im gehörigen Maß und Gleichmaß entwickeln kann )̂. Zur Existenz
eines Einzelstaates gehört indeß:

I . das Dasein einer Gemeinde mit Selbstgenügsamkeit, d. i.
mit den nöthigen Mitteln und Krästen, um sich in ihrer
Vereinzelung zu behaupten;

II . das Dasein eines ausschließlichen organischen Gesammt-
willens — der Staatsgewalt — zur Führung und
Vollendung der Verbindung in der angedeuteten Richtung;

III . eine Stetigkeit der Verbindung(ein statu 8) , als natür¬
liche Bedingung ungehinderter naturgemäßer Entsaltung.
Sie beruht wesentlich auf festem und zureichendem Land¬
besitz, auf Bildungsfähigkeit und auf Sittlichkeit der Ge¬
meinde.

Wo Eins oder das Andere fehlt oder anders ist, da sind ent¬
weder nur Embryonen oder Uebergänge zum Staat vorhanden, oder
Gesellschaftsaggregate zu einzelnen bestimmten Zwecken; Horden oder
Naturstaaten, die ohne inneren Bildungsstoff in sich selbst zergehen2).
Auch die geschichtliche oder Weltbedeutung der wirklichen Staaten
ist bald nur eine vorübergehende mechanische, — es sind ätats äs
Lait, äe eireonstancs, welche entweder sich ganz wieder auslösen oder
der Kern der anderen werden, — bald aber auch eine bleibende natür¬
liche, auf Naturfülle und Nationaleinheit gegründete.

i) H . Diese Definition übersieht die Nothwendigkeit des Gebietes sür den
Staat , wenn dieselbe auch in III . nachgeholt wird. Der Staat ist die auf einem
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bestimmten Gebiet zur Erfüllung gemeinsamer Zwecke dauernd organisirte , unab¬
hängige Gesammtheit von Individuen .^

2) sk . Der Weltstaat (vivitas ASntiurri ) ist nicht wie Bluntschli meint (Allg .
Staatsrecht I , S . 63) ein Ideal , hinter dem die Wirklichkeit nur zurückbleibt , son¬
dern ein falsch gefaßtes Ziel . Die von ihm angeführte Analogie der christlichen
Kirche beruht auf Verwechslung der eigenartigen Natur von Kirche und Staat .
Das Wesen der Kirche ist kosmopolitisch , ihre Besümmung ist , die Menschheit in
einer sittlich religiösen Einheit zu umfassen ; der Staat beruht auf einem bestimmten
Volksthum und fest abgegrenzten Gebiet . Der Weltstaat hätte keine Grenzen .
„81 1« Akurs liuiuaiii tont , entisr xouvs -it vonschitusr un 86u1 si lös
MSM68 lois pouvaisnt 1s il aurait xas äs äroit äss Asns " sagt
Cauchy (1 6̂ äroit waritiius intsruLtionLl I , x>. 16) . Der von Bluntschli ge¬
plante Staatenbund (lieber die Organisation des Europäischen Staaten -Vereins in
der Berliner „Gegenwart " 1878 Nr . 6, 8 , 9) ist ebenso chimärisch wie ein ähnlicher
Lorimer 's , „ 1s Problems iina ! än äroit international " , mit dem derselbe sein
Werk über V . R . als livrs V schließt und wonach die internationale Regierung
in Konstantinopel ihren Sitz haben soll. Wäre eine solche Organisation überhaupt
möglich, so würde sie, wie v. Holtzendorff richtig bemerkt, die Majorisirung der Staaten¬
minoritäten an die Stelle der Mannigfaltigkeit und Selbständigkeit der Staaten
setzen (Weltrecht und Weltstaat I , S . 35) . „Die internationale Gemeinschaft ist
die freie Verbindung unter den Staaten zur Erreichung der höchsten Ausbildung
ihrer Kräfte und zur Befriedigung ihrer vernünftigen Bedürsnisse durch gemeinsame
Thätigkeit ." (v. Martens I , S . 200 .)^

6) Ob fchon Einer , ob Zwei , oder Drei , oder wie Viele einen Staat ausmachen
können ? ist eine müßige Schulfrage und beantwortet sich leicht aus den gegebenen
Merkmalen des wahren Staates . — Daß unabhängige Raubvölker und Horden
noch keine Staaten sind , darüber war die ältere und neuere Staatstheorie ein¬
verstanden . S . auch H. Groot III , 3 . I , 1 mit den Citaten aus 6 ic . kkilixp .
IV , 15 und den römischen Juristen . So Oiosro äs rsx . 1. I , 25 : „koxulus
autsin non oinnis , lioininuin 606tii8 , ^noĉ us inoäo conArsZÄtns , seä 606tii8
multituclinis ûri 8 00N86N8U st uti 1itg.ti 8 eorninnnions soeiatuZ ." Dazu kliilli -
mors , Int . 1 ,̂. I , 82 .

16. Außerwesentlich ist für das Völkerrecht im Allgemeinen
das größere oder geringere Gewicht, welches ein Staat in die Wag -
schale der Völkerschicksale zu legen vermag )̂. Erheblicher ist für
die internationalen Verhandlungen die innere Verfassung der Einzel¬
staaten , weil davon die Verfügungsfähigkeit der Regierungen ab¬
hängig ist, obgleich ihre Herstellung nicht den Staaten unter sich,
sondern vielmehr jedem Staat für sich felbst wesentlich zusteht. Von
dieser Seite betrachtet, giebt es zwei Hauptarten der Staaten , näm¬
lich Monarchien und Gemeinwesen, deren jede ihre natürlichen halt¬
baren Unterarten hat . Nebenbei liegen die Ausartungen (Parekbasen
von Aristoteles genannt ), sowie die Mischungen.

Das Wesen der wahren Monarchie ist die auf anerkannten
Gesetzen oder anderen rechtlichen Grundlagen beruhende Allein¬
herrschaft, welche nach vernünftigen Gefetzen regiert . Hierunter ist
begriffen :
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die unbeschränkte Monarchie , wo Wille des Herrschers und
Staat identisch sind (1'ötat e'sst inoi ), und der Monarch sormell
nicht Unrecht thun kann ; dann :

die beschränkte Monarchie , wo die Regierung selbst auch be¬
stimmten Gesetzen dem Volk gegenüber unterworsen und verantwort¬
lich, das Volk ein Rechtsbegriff ist .

Die Benennungen der monarchischen Staaten richten sich her¬
kömmlich nach den Titeln des Staatsoberhauptes . Diese aber sind :

der Königs - und Kaisertitel , wovon jener der älteste und ge¬
wissermaßen ursprüngliche ist , einen Herrn b) bezeichnend , dieser , der
spätere Jmperatorentitel , einen Befehlenden andeutend ;

der Fürstentitel , germanischen und slavischen Ursprungs , ur¬
sprünglich nur einen Ersten im Volke anzeigend , mit verschiedenen
Abstufungen aus dem Lehnstaate des Mittelalters , Herzog , Fürst ,
Graf u . s. w .

Als Mittelstufe zwischen König und Fürsten hat sich seit dem
16 . Jahrhundert der Titel eines Großherzogs ergeben .

Neben der Monarchie liegt die Tyrannis oder Usurpation , wenn
ein Einzelner nicht durch Recht , sondern durch Gewalt und Furcht
herrscht .

Ein Gemeinwesen ist überhaupt vorhanden ,
wo es keine blos Herrschenden und gegenüber nur Gehorchende giebt ,
sondern die Herrschenden zugleich auch gehorchen und beherrscht
werden . Hierunter ist begriffen :

die reine Demokratie , wo alle natürlich fähigen Glieder des
Volkes zugleich an der Ausübung der Staatsgewalt Theil haben ;

die Aristokratie , wo nur Bevorrechtigte herrschen , eine Selbst¬
regierung des Volkes mit Ungleichheit , bald Timokratie , bald Fa¬
milienherrschast , bald Geldherrschaft .

Eine Ausartung des Gemeinwesens ist die Ochlokratie oder die
wandelbare Herrschaft des augenblicklichen Willens der Masse :

*) Für das physische Leben der Staaten , für die Staatspraxis und Staats¬
kunst ist der Unterschied der Macht natürlich von großer Bedeutung . Die dabei
angenommene Eintheilung in Staaten des ersten, zweiten und dritten, auch wohl
vierten Ranges hat ihren guten Grund und ist eine unleugbare Wahrheit, nur nicht
auf Bevölkerungsverhältnisse numerisch streng zurückzuführen. Vgl . Z 3 Note 2.

2) A . Das kann er auch nicht im consütuttonellen Staates
b) Vgl . Grimm, D . Rechts-Alterth. 229 .
*) Zuerst für Toscana , durch päpstliche und kaiserliche Verleihung seit 1569

rssx . 1575 . ktskiiiiAsr , Vitr . illust . I , 747 . 748 .
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17. Die historische Stufenfolge der Staatsverfassungen war :
I . Der morgenländische Staat , ein Staat der Resignation und

Knechtschaft, eine Despotie oder Oligokratie mit Priester¬
thum in Verbindung . Seine durch Christenthum und geistige
Cultur veredelte Form ist der slavische Staat , mit oder ohne
feudalistische Einrichtungen und Stände .

II . Der Europäische Staat , nämlich
der elassische Staat der alten Welt , Ansangs ein heroi¬

sches Königthum unter Mitregierung der Geronten , dann
Volksherrschast, selten ein reines Königthum , bis der römische
Jmperatorenstaat , ein Regieren blos nach politischer Con -
venienz, Alles in sich verschlang ;

der germanische Staat des frühesten Mittelalters , oder
der grundherrliche und Gemeindestaat ;

der romanisch-germanische, nach dem Typus der römischen
Jmperatorenherrschast , beschränkt durch Lehnswesen und Ge¬
meindekraft ;

der absolute Staat , das jetzt sog. aneisn i-öZinis )̂ ;
der moderne eonstitutioneüe Staat , oder die Basirung

der Staatsgewalt auf wirkliche oder präsumtive Willens -
Einheit der Regierenden und Regierten ; gegründet entweder
auf die Idee der Volkssouveränetät (Volksstaat ), oder auf
fürstliche Machtvollkommenheit mit garantirten Rechten der
Unterthanen (der dynastisch-constitutionelle Staat ), oder auf
eine parlamentarische Herrschaft bevorrechteter Klaffen mit
Schatten -Prärogativen der Krone .

Den fruchtbarsten Boden hat das constitutionelle Princip im
Westen, Süd - und Nordwest Europa 's gefunden. Nebenher stehen
unter den monarchischen Staaten vereinzelte republikanische Gemein¬
wesen, theils von demokratischer, theils von aristokratischer Färbung .
Nähere Betrachtungen hierüber gehören dem Staatsrecht an .

*) skr. Diese beiden Begriffe decken sich nicht. Mit auvikn röZims bezeichnet
man die gesammten socialen Zustände vor der französischen Revolution , Rußland
ist ein absoluter Staat , aber man kann bei ihm nicht von anoien rä^ inis sprechen.^

18. Das wesentliche Kennzeichen eines wirklichen Staates be¬
steht in dem organischen Dasein einer eigenen vollkommenen Staats¬
gewalt . Ihre Ausschließlichkeit und Unabhängigkeit von äußerem
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Einfluß ist die völkerrechtliche Souveränetätder Staaten . Jedoch
ist letztere nicht immer in gleicher Weise , weder thatsächlich noch
rechtlich bei allen Staatengebilden vorhanden ; vielmehr lassen sich in
dieser Hinsicht folgende Kategorien unterscheiden :

I . Der einfache freie souveräne Staat , ohne sonstigen bleiben¬
den Zusammenhang mit anderen Staaten , außer dem all¬
gemein völkerrechtlichen.

II . Der zusammengesetzte Staats , worunter in der weitesten
Bedeutung des Wortes zu begreifen ist :
a. das Verhältniß halbsouveräner Staaten zu dem¬

jenigen, von welchem sie sich in bleibender Abhängigkeit ,
wenigstens sür ihre äußeren Verhältnisse , befinden
(8 19) ;

k. die Vereinigung mehrerer an sich getrennter Staaten
unter einer gesammten Staatsgewalt (nnio eivitatuin ),
wobei wieder Vielsache Verschiedenheiten Vorkommen
(8 20).

III . Der Staatenbund (eon ôsäsratio oivitatuiL ) oder die
bleibende Vereinigung mehrerer Staaten zur gegenseitigen
Ergänzung und Erreichung gemeinsamer Zwecke (H 21).

Ueberdies kann selbst der völlig souveräne Staat in seinen
äußeren Beziehungen gewissen Beschränkungen unterworfen sein
(8 22).

Der gewöhnliche Schulausdruck dafür ist vivitatum . Vgl. 8g>in.
g, I 'uksnäork, äs «ivitg-tum , in s. <1i88. sel . I ônä . Loan.
1675, x>. 264. 0 . ^ islanä , äs 8̂ 8tsiL. oiv. I>ix8. 1777 (Op. g,6k>,ä. I , n. 2).
Pölitz, Jahhrb. der Gesch. und Staatskunst. 1829. I , 620. Okxli. I ûä . LtisAlitri,
H,us>6st. iur. piikl . 8xso . I . I îp8. 1830.

2) Diese Benennung ist hauptsächlich erst durchI . I . Moser (s. dessen Beitr.
z. Völkerr. in Friedensz. I , 508) gebräuchlich geworden.

19. Halbsouveränetätist zwar ein überaus vager Begriff ,
ja beinahe ein Widerspruch in sich, da der Ausdruck Souveränetät
gerade die absolute Negation jeder äußeren Abhängigkeit änzeigt und
eine Beschränkung dieser Negation im Allgemeinen eine unbestimm¬
bare Menge von Abstufungen zuläßt , welche sich nicht auf Zahlen¬
verhältnisse zurückführen lassen. In so fern jedoch die Souveränetät
eine wesentlich doppelte Bedeutung und Wirksamkeit hat , eine äußere ,
anderen Staaten gegenüber, und eine innere , in dem Bereiche des
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eigenen Staates , wovon letztere freilich auch regelmäßig die Basis
der ersteren ist, kann man, wo zwar diese Basis vorhanden, jedoch
die äußere Wirksamkeit durch eine höhere Macht gehemmt ist, das
Verhältniß der Staatsgewalt eine Halbsouveränetät nennen̂). Das
Recht des Vorgesetzten Souveräns wird gewöhnlich Hoheit, Ober¬
hoheit, auch 8U26r3.in6t6 genannt2). Diesem Verhältniß entsprach
vormals3) die Deutsche landesherrliche Gewalt )̂ vor ihrer letzten
fast maßlosen Ausdehnung, so lange es noch eine kräftige Reichs¬
einheit gab. Beispiele in heutiger Zeit waren bis vor Kurzem die
Herrschaft Kuiphausen in Norddeutschland, mit allen Rechten der
inneren Landeshoheit, des Seehandels und einer eigenen Flagge,
unter dem Schutze des Deutschen Bundes und unter der Hoheit,
welche Oldenburg anstatt der ehemaligen Deutschen Reichsstaats¬
gewalt, jedoch ohne das Recht der Gesetzgebung auszuüben hatte5) -

sodann früher die Fürftenthümer Moldau, Walachei und Ser¬
bien, durch den Vertrag von Berlin 1878 sind letzteres sowohl als
die beiden ersteren, nunmehr vereint als Fürstenthum Rumänien,
souverän geworden̂), ebenso ist die von der Pforte früher bestrittene,
aber thatsächlich vorhandene Unabhängigkeit Montenegros anerkannt̂).
Dagegen ist durch Art. 1—12 jenes Vertrags ein neues halbsouve¬
ränes Fürstenthum Bulgarien geschaffen, mit dem sich durch die
Revolution vom September 1885 die autonome Provinz Ostrumelien
vereinigt hat, was bis jetzt weder von der Pforte noch den Groß¬
mächten anerkannt ist. Zu den Halbsouveränen Staaten gehören auch
Tunis und Egyptenb).

Das berechtigte Streben der Gegenwart geht im Allgemeinen
dahin, diese Zwitterstellung zu beseitigen, zumal ersahrungsmäßig
die Halbsouveränen Staaten mehr unter dem Einfluß anderer Groß¬
mächte stehen als unter dem ihres Oberherrn und die Schutzpflichtig-
keit des Suzeräns (tuitio) wenig zur Geltung kommt. Das V. R.
fordert Staaten , welche felbst für die Erfüllung ihrer internatio¬
nalen Verpflichtungen verantwortlich sind̂

*) Der Umfang der souveränen Rechte solcher Staatsgebilde wechselt, stets
haben sie innere Selbstverwaltung , durchweg auch gesetzgeberische Unabhängigkeit ,
so fern nicht Rechte des Suzeräns in Frage kommen, z. B . beim Münzrecht . Das
Gesandtschaftsrecht haben sie niemals , wohl aber ein beschränktes Vertragsrecht , wie
Rumänien , Bulgarien , Egypten Handels - und Verkehrverträge geschlossen haben .
Das Kriegführungsrecht steht ihnen nicht zu , sondern dem Suzerän , dessen Kriege
auch die ihren sind, wie umgekehrt jeder Angriff auf sie ein Angriff gegen den
Suzerän ist. Doch hat Egypten selbständige Kriege gegen afrikanische Volker geführt

Heffter , Völkerrecht. 8. Ausg. 4
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und Bulgarien 1885 sich selbständig gegen den Ueberfall Serbiens vertheidigt . Unrichtig
zieht Holtzendorff II , S . 105 das Protektorat hierher , da Staaten , die unter solchem
stehen , nicht zu den Halbsouveränen gehören (H 22 ), vgl . Ltudds , or tilg
riZ -kts anä äuti68 ok ZiErain anä va88a1 8tat68 . 1882 . v. Martens I , ß 60 —62 .^

Eigentlich bedeutet das Wort 8U26 rain den Lehnsherrn .
b) Aus der älteren Geschichte lassen sich hierher die abhängigen Bundesgenossen

der Athener , dann die von den Römern unterworfenen xoxuli libsri , mit der Be¬
dingung : ut m ^ 'estatsrli ? . L . eomiter 6or >86rvg .r6nt (vgl. I /. 7 . Z 1 O . äs
vaxtiv .) , rechnen. Dagegen ist das Verhältniß der seit 1806 mediatisirten Deutschen
Reichsstände , wie es nach der Deutschen Bundesacte Art . 14 regulirt ist , noch bei
Weitem keine Halbsouveränetät zu nennen .

Günther , Völkerr . I , S . 121 .
Das Verhältniß dieser kleinen Herrschaft ward unter K. Oesterreichischer,

K. Preußischer und K. Russischer Vermittelung durch sreien Vertrag zwischen Oldenburg
und dem damaligen Besitzer , Grasen v. Bentinck , näher regulirt und dieses sog.
Berliner Abkommen <1/ ä . 5. Juni 1825 durch Beschluß des Deutschen Bundes
v. 9. Juni 1829 unter die Garantie desselben genommen , vorbehaltlich der wohl¬
begründeten Rechte dritter Personen . Seit 1854 ist Oldenburg im Besitz der Herr¬
schaft.

b) 6̂ . Serbien Art . 34 . Rumänien Art . 53 . Die Geschichte der Fürsten -
thümer bis zum Pariser Frieden bei I ^ ^ rsuos , OoininsntLirs I , x . 232 . Der
Vertrag von 1856 behandelte Moldau und Walachei noch als getrennte Staaten ,
durch Wahl desselben Oberhauptes wurde 1859 eine Personal -Union angebahnt ,
welche die Pforte als union Ääiüirii8tr3 ,tiv6 L titrs teraxorairs anerkannte . 1862
wurden beide definitiv vereinigt , 1866 Prinz Carl von Hohenzollern zum erblichen
Fürsten gewählt , und am 24 . Oct . als solcher von der Psorte anerkannt . Dieser
blieb nur der Tribut , das Gesandtschaftsrecht und ein gewisses Recht politische Ver¬
träge für die Fürstenthümer mitzuschließen , was nun sämmtlich beseitigt ist. 1881
ist Rumänien , 1882 Serbien Königreich geworden .^

A . Art . 26 . Doch darf es keine Kriegsfchiffe halten , in dem neu erworbenen
Hafen von Antivari übt Oesterreich die Polizei .̂ Ehedem rechnete man auch den
District Poglizza in Dalmatien unter Oesterreichischer Hoheit zu den Halbsouveränen
Ländern . Allein davon kann jetzt keine Rede mehr sein. Neigebaur , Südslaven .
Leipz. 1851 . S . 165 .

b) H Egypten ist durch den großherrlichen Ferman von 1873 nahezu unab¬
hängig geworden . Es hat nur die Verpflichtung , seinen Tribut zu zahlen und bei
Kriegen der Pforte Hilfstruppen zu senden, beides Grundsätze des Islam für abhängige
Staaten . Das Gesandtschaftsrecht hat es nicht. Hiervon abgesehen besteht gegenwärtig
thatsächlich das englische Protektorat , wenngleich England die Räumung principiell
zugesagt hat und in der Conferenz von Konstantinopel 1882 , der gescheiterten von
London 1885 und durch die Finanzconvention v. 17 . März 1885 das Recht der
anderen Großmächte anerkannt hat in egyptischen Angelegenheiten mitzusprechen ,
welches schon durch den Londoner Vertrag von 1840 , sowie 1879 durch die Nöthigung
des Khedive Ismail Pascha zur Abdankung zum Ausdruck kam. Der Versuch , sich
mit der Pforte durch den Vertrag vom 22 . Mai 1887 , der dann den Mächten zum
Beitritt vorgelegt werden sollte, zu einigen , scheiterte durch den Widerstand Rußlands
und Frankreichs , zufolge deffen der Sultan nicht ratificirte . — Das Verhältniß der
früheren Barbareskenstaaten Algier , Tunis und Tripolis hat früher sehr gewechselt.
Bald waren sie dem Sultan nnterthan , bald benahmen sie sich vollständig unab¬
hängig . In mehreren Verträgen z. B . von Belgrad 1789 , von Sistowo 1791 , von
Jassy 1792 , von Akjermann 1829 hat die Pforte sich für deren Räubereien verant¬
wortlich erklärt , that aber niemals etwas dagegen , weil sie nicht die Macht dazu
hatte . Algerien ist jetzt einfach französisch, Tripous hat die Pforte 1835 ihrer Sou -
veränetät wieder unterworfen , Tunis war seit 1705 unabhängig , es hatte Gesandt -
schafts- und Vertragsrecht , und 1818 ließ der Aachener Congreß dem Bey ein Ulti -
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matum überreichen , ohne sich mit dem Sultan deshalb zu benehmen . Nur beim
Regierungswechsel wurde in Konstantinopel eine Art von Tribut gezahlt , was aber
der Bey für eine freiwillige , nur an den Khalifen gerichtete Zahlung erklärte ; ebenfo
sollte die Stellung eines Hilfscorps im Krimkrieg freiwillig gewefen sein.
lisrät , 8itug ,tion äk 1a 4'uiii8i6 au xoint äs vus international . R «v. ä « är .
intern . XIII , x . 331 .) Die Pforte hat ihre Suzeränetatsansprüche nicht ausgegeben ,
aber durch die Verträge vom 12. Mai 1881 nnd 11. Juni 1882 steht Tunis that -
sächlich unter Französischem Protektorat . Eine gewisse, allerdings ziemlich schatten¬
hafte Oberhoheit behauptet auch China über Anam und Birma , erstere ist thatsttchlich
durch das Französische Protektorat , letztere durch die Englische Einverleibung beseitigt,
obwohl England sie formell nicht aufgehoben .^

b) A . Was soll z. B . geschehen, wenn ein Engländer in Bulgarien gemiß-
handelt wird und dessen Regierung Genugthuung verweigert ? Wendet die Englische
Regierung sich an die Pforte , so wird diese sagen , sie habe kein Zwangsrecht über
Bulgarien . Ganz irrationell sührt Blnntschli (79) Colonialstaaten als Halbsouveräne
aus , Colonialstaat ist eine eontraäietio in aclsscto , eine Colonie ist nie ein Staat ,
sondern nur ein Theil eines Staates . Ceylon und Canada sind so gut integrirende
Bestandtheile der Britischen Monarchie wie Wales und die Hebriden . Daß dem
Vicekönig von Indien eine gewisse Freiheit der Bewegnng in Beziehungen zu den
Nachbarstaaten gewährt wird , ist völkerrechtlich irrelevant , rechtlich contrahirt stets
nur die Krone England . Wegen der Indianischen Stämme im Gebiet der Vereinigten
Staaten von Nordamerika s. Oalvo , I )r . intern . I , A 69 .^

20 . Eine staatliche Einigung (unio eivitg -tum ) )̂ entsteht ent¬
weder durch die zufällige Beherrschung mehrerer Staaten durch einen
und denselben Souverän (unio x6r8ong .1i8), wobei aber jeder Staat
dem anderen rechtlich fremd bleibt und nur Bekriegung des einen
durch den anderen fast undenkbar wird , wenn beide gleich selbständig
sind , und besonders der Souverän beide gleich unabhängig regiert ;
oder die einzelnen Staaten stehen mit einander selbst in Verbindung ,
so daß ihre Schicksale ganz oder theilweis gemeinsam werden (unio
realiZ ). Die einzelnen Abstufungen dabei sind :

I . Der incorporirte Staat , wo einer nur das Nebenland
(9.606880rium ) des anderen ist und der Hauptstaat zugleich über das
Schicksal des Nebenstaates völkerrechtlich mit entscheidet . In diesem
Verhältnisse steht meistens der neuere Colonialstaat zu dem Mutter¬
lande ; jetzt auch das Königreich Polen zu Rußlands .

Hb ). Die Vereinigung nach gleichem Rechte , es sei nun blos
zu einem friedlichen Nebeneinanderbestehen und zu gemeinsamer Krieg¬
führung oder Erreichung anderer einzelner Zwecke, wie z. B . Nor¬
wegen mit Schweden verbunden ist ; oder Vereinigung zu einem
Gesammtstaat unter einer und derselben gemeinsamen Staatsgewalt ,
Welche wiederum auf verfchiedene Weise in rein monarchisch regierten
Staaten erscheint , z. B . (früher ) in den vereinigten Staaten des
Oesterreichischen Kaiserhauses , sonst auch des Bourbonischen Hauses

4*
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zu Neapel ; anders in constitutionellen Staaten , z. B . in dem Ver¬
hältnisse der drei vereinigten Königreiche England , Schottland und
Irlands : anders endlich in dem demokratischen Bundes - oder
Föder a t i vst a at 5). Beispiele hierzu lieferte bereits die alte Welt ,
vorzüglich der Achäische Bund , sodann in neuerer Zeit der Nord¬
amerikanische Freistaats , die Schweiz )̂ , d̂ie Argentinische Republik ,
die Mexicanische Republik , die Verein . Staaten von Columbien und
von Venezuela , das Deutsche Reich . O . .̂ In dergleichen Unions¬
verhältnissen ist ein besonderes staatliches Sein dem einzelnen mit¬
vereinigten Staat nicht abgesprochen , wenn er auch abhängig ist
von der Centralstaatsgewalt bis zu einer verfassungsmäßigen Grenze .
Diese Centralgewalt wird aber oft eine sehr ohnmächtige den ein¬
zelnen Staaten gegenüber , sobald diese ihre eigene Kraft fühlen und
ein centrifugales Streben beginnen . Die nächste Geburt ist dann
meist ein Staatenbund .

Eine etwas verschiedene Klassisication findet sich in Klub er , äroit cles Asns
Z 27 . v. Holtzendorff II , S . 118 , Die territorialen Organisationen der Repräsentativ¬
gewalt . Jellinek , Die Lehre von den Staatenverbindungen . 1872 .

2) Vgl . kkilliluors I , 95 . >6 . Die Definition ist unlogisch ; wie schon 8 19
Note 9 bemerkt , giebt es keine Colonialstaaten , der incorporirte Staat ist nicht Neben¬
land , sondern einfach Theil dessen, der ihn einverleibt hat . Polen ist einfach Provinz
Rußland 's . j

b) jk . Die verschiedenen Fälle sind bei H. nicht klar auseinander gehalten .
Es sind zu unterscheiden : 1. Realunion , wie sie für die Oesterreichischen Kronländer
durch die pragmatische Union von 1734 begründet ward und durch die dualistische
Verfafsung von 1867 wohl materiell , aber nicht rechtlich wesentlich geändert ist,
nachdem der Versuch von 1849 die incorporirte Union durchzuführen gescheitert war .
Ebenso steht Finland mit Rußland in Realunion , v. Martens I , S . 246 bestreitet
dies , weil Schweden die Provinz unbedingt abgetreten , Art . 4 des Vertrages von
Fredriksham sagte , daß diese Gebiete „Äppai -tiknäront «Issorinais «zn touts
propriäts kt 80uv6rs ,iii6tä ä l 'Drripirs äs Nussis st lui rs8tsi ^
auch die Erhaltung der Finländischen Autonomie in jenem Vertrage Art . 6 „Asnä -
rsussmkiit 6t ä 'un iLouvsinkiit 8x>ontg .n6 " vom Kaiser von Rußland zugesagt sei.
Jndeß ist die Annahme , daß einer Real -Union eine beiderseitige Vereinbarung der
betr . Theile zu Grunde liegen müsse, nicht bewiesen, es kommt auf das thatsächliche
Verhältniß an , dem Ausland gegenüber ist gewiß Finland integrirender Theil des
Russischen Reiches , aber ein Staatsgebiet , welches einen eigenen Landtag -und ein
ein eigenes Münzsystem hat , ist doch staatsrechtlich gewiß nicht einfach incorporirt .
2 . Personalunion , die Grotins tressend so charakterisirt : sxtinetg . äomo rvAnatrioe ,
ilQxsriuiü aä HneniHirs xoxuluni 8eor8iin revertitur (I , 2 . 7. § 2 ) . Die be¬
treffenden Länder haben nichts gemein als die Dynastie , so früher England und
Hannover , Preußen und Neuenbura , heute noch Holland und Luxemburg . Keine
reine Personalunion ist deshalb die Union Schwedens und Norwegens , da besümmt
ist , daß nach Erlöschen der Dynastie die beiden Reichstage zur Wahl eines neuen
Souveräns nach bestimmtem Modus zusammentreten sollen. Dagegen entspricht es
wiederum der Realunion nicht , daß jedes Land seine eigene Handelsflagge führte
S . den Vereinigungsact v. 31 . Juli und 6. Aug . 1815 . Ng .rt6Q8 , X . Ls «. II ,
608 —615 .^
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Eine völlige unio per oonkusionem nahm hier Waitz in der Kieler Monats¬
schrift an . S . indeß Bluntschli , Staatswörterb . IV , 457 .

j6 . Das Verhältniß ist incorporirte Union , wie die Umonsacten von 1707 und
1800 klar zeigen, gehört also unter 1.^

5) kol ^ d . II , 37 , 10. 11. Fr . W . Tittmann , Griech. Staatsverf . 1822 . S . 673 .
Ueberhanpt S . 667 ff.

Der Bundesstaat hätte eine selbständige Stellung haben müssen als III ,
denn er sällt unter keine der Unionen , er ist auch ferner keineswegs nothwendig
demokratisch , wie das Deutsche Reich zeigt , welches H. auffallender Weife übergeht .
Ueber die Natur des Bundesstaates ist viel gestritten (s. Brie , der Bundes -Staat .
1874 , bis jetzt nur die geschichtl. Abtheilung erschienen) . Toequeville und Waitz
nahmen Scheidung des Souveränetätsrechte an , so daß Centralgewalt und Einzel¬
staaten jeder in ihrer Sphäre gleichberechtigt. Eine begrifflich allgemeine Definition
wird schwer durchzusühren sein , theils weil die Grenzen zwischen Bundesstaat und
Staatenbund fließend , theils weil die Verhältnisse verschieden sind , selbst in Re¬
publiken wie die Verein . Staaten und die Schweiz (s. Seydel , Commentar zur Ver -
sassung des D . Reiches 1873 S . XII . Laband , Reichsstaatsrecht 1878 . I , S . 70 ,
gegen ihn v. Gerber , Grundzüge des Dentfchen Staalsrechts . 3 . Aufl . S . 24 u .
Beilage IV ). Für das V . R . kommt wesentlich nur die Frage in Betracht , wo die
Staatsgewalt liegt , welche das Gemeinwesen nach Außen vertritt , und dies ist im
Deutschen Reich wie in den Verein . Staaten und der Schweiz unzweifelhaft die
Centralgewalt , wenn auch in ersterem anomaler Weise noch die Einzelstaaten das
Gesandtschastsrecht für Angelegenheiten haben , welche nicht unter die Competenz des
Reiches fallen . Seltsamer Weise setzt Bluntschli (93 ) den Fall , daß Virginien mit
Brasilien einen Vertrag schließe, wie Sachsen mit Oesterreich , während doch die
Amerikanische Versassung ausdrücklich den Einzelstaaten verbietet Verträge mit aus¬
wärtigen zu schließen.s

b) Dessen Vers . s. in Oours äs äroit xolitiqus , pa-r 8tor ^ , t,rk>.ä . p .
Oäknt . karis 1843 . ^ Äir>68 Lent , Oonimönt . or> tbs I -LW.
lork . eä . 2 . 1832 . Deutsch von Bißing . Heidelberg 1836 . I , 156.
lk . Jetzt namentlich v. Holst , Versassung und Demokratie der Verein . Staaten von
Nordamerika . 3 Bde . 1873 —79, noch nicht vollendet , und Schlief , Die Verfassung
der Nordamerik . Union 1880 .^

kkillimors I , Z 113 . Kaiser , Schweizerisches Staatsrecht . 3 Bde . 1858 —60
Bluntschli , Staats -Wörterbuch IV , x . 321 .

21 . Sehr verschieden von dem zusammengesetzten Staat ist der
Staatcnbund , bei welchem es keine gemeinsame oberste Staats¬
gewalt , sondern nur Vertragsrechte und gemeinsame Organe zur Er¬
reichung der vereinbarten Bundeszwecke giebt ; eine dauernde Staaten¬
gesellschaft mit eigenen organischen Einrichtungen für jene Zwecke.
Die einzelnen verbündeten Staaten bleiben hier in allen Beziehungen
souverän und sind von dem gemeinsamen Willen des Vereines nur
in so weit abhängig , als sie sich demselben vertragsweise unter¬
geordnet haben r) , während sie im Bundesstaat höchstens nur Halb¬
souverän sind . Ein derartiger Staatenbund ist meistens die erste
Progression der sich selbst aufgebenden und als ohnmächtig er¬
kennenden Kleinstaaterei , gewöhnlich auch zusammenhängend mit
nationalen Stamminteressen ; oder , wie bereits bemerkt ward , eine
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Auflösung des Bundesstaates . Wir finden ihn im Alterthum in
den Verbindungen Griechischer und Lateinischer Städte (reine Schutz -
und Trutzvereine ) ; in neuerer Zeit noch in der Schweizerischen Eid¬
genossenschaft 2), in dem vormaligen Freistaat der sieben vereinigten
Niederlande b), dem Rheinbund , endlich in dem Deutschen Bunde )̂ .
Der Einfluß des Bundesverhältniffes auf die einzelnen Staaten
kann natürlich ein sehr verschiedener sein uud dasselbe sich bald
mehr , bald weniger einem Bundesstaat annähern . Seine Haupt¬
wirksamkeit geht auf das Verhältuiß der Verbündeten zu anderen
Mächten ; nur in so fern ist er selbst auch eiue völkerrechtliche Person .
Als Hauptarten lassen sich unterscheiden :

der dynastische Staatenbund , wo nur die Negierungen
mit einander verbündet sind und in der Bundesmacht zu¬
gleich ihre Anlehnung und Verstärkung suchen )̂ ; dann

der Völker - Staatenbund , welcher auch die beherrschten
Stämme selbst organisch mit vereinigt .

Nur der letztere darf auf längeren Bestand rechnen ; der reine
Regierungsbund ist ein blos mechanisches Gebilde der Politik o).

6. Rheinbundsacte von 1806. Art. IV. Art. I des Pariser Friedens:
„168 6ta>t8 äk 1'^ ,1l6ing,AQ6 ssront 'iii66p6ii (1aiit8 6t unis xar UN lisn tkäsi 'g.tik."

2) Bluntschli , Gesch. des Schweizerischen Bundesrechts . 2 Bde . 1849 , u . Staats -
Wörterbuch IV , S . 304 .

») Treitschke, Aufs. II , 401 .
4) Gerber ebendas. S . 24 .
5) Rheinbund .
o) 6̂ . Die Unterscheidung von dynastischem und Völkerbund ist unwesentlich , das

allein Entscheidende ist , daß der Staatenbund kein Bündniß ist , sondern die Mit¬
glieder in ein dauerndes und unlösbares Verhältniß zu einander treten , aus dem der
einzelne Staat nicht ausscheiden , sondern welches nur einstimmig aufgehoben werden
kann ; der Staatenbund hat eine Verfassung , dies unterscheidet ihn allein schon
vom Bündniß .^

22 . Die Modalitäten , deren die Staatssouveränetät fähig
ist , ohne sich selbst aufzugeben , sind außer dem eben berührten
Bundesverhältniß

I . freiwillige Befchränkungen einzelner Regierungsrechte zu
Gunsten anderer Mächte )̂, oder Zugeständnisse bestimmter Vortheile
und dauernder Leistungen an andere Staaten , z. B . einer Rente
oder eines eigentlichen Tributs als Preises für erlassene Nachtheile ;

II . pactirte Mediations - und Garantieverhältnisse )̂ ;
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III . ein Lehnsverhältniß , worin der Souverän eines
Landes zu einem ändern stehen kann und wodurch dann allerdings
die aus dem Lehnscontract herfließenden Privatrechte und Verbind¬
lichkeiten zwischen Lehnsherrn (äoniinns fsnäi , 811261-9,111) und
Vasallen begründet werden, namentlich die Pflicht zu gegenseitiger
Lehnstreue. Danach wird z. B . ein Angriffskrieg des Einen gegen
den Anderen ausgeschlossen und durch Lehnsuntreue das Vasallen¬
land verwirkt werden können. Den Herrscherrechten des Vasallen
über sein Land und gegen andere Souveräne thut der Lehnsverband
keinen Abbruchs) , nur müssen die im letzteren begründeten Ver¬
bindlichkeiten und Formen, welche mit den ersteren unverträglich
sind, die nöthigen Modiftkationen erleiden )̂. Unter diesen aber
besteht er, wenn nicht ausdrücklich aufgehoben, noch von Rechtswegen
fort 5).

IV . ein Schutzverhältniß (äroit äs xrotsotiou ) , worin
ein kleinerer Staat zu einem oder mehreren größeren stehen kann.
Es findet sich in allen Perioden der Staatengeschichte, freilich in
sehr ungleichartiger Gestaltung , in der Anwendung nicht selten
ausgedehnt zu einem oberherrlichen, gebietenden Verhältniß , wobei
der kleinere Staat als Halbsouverän oder bloßes Nebenland er¬
scheint 0). Dem natürlichen Wortbegriff gemäß kann es eigentlich
nur in dem Schutze der vollkommenen Unabhängigkeit des Schutz¬
staates gegen andere Mächte bestehen, welchem aber selbstredend
die Pflicht desselben zur Seite liegt , sich in der äußeren Politik
nicht von der des schutzherrlichen Staates zu trennen )̂ , natürlich
dann auch in Beziehung auf sein inneres Verhalten die Weisungen
des Schutzherrn zu beachten, wenn dasselbe zu Verwickelungen mit
dem Auslande führen könnte. Alles Nähere hängt von den ge¬
troffenen Vereinbarungen und rechtmäßiger Observanz ab. Ein
freiwillig übertragener oder übernommener Schutz ist an sich zu
jeder Zeit widerruflich.

*) Man s. weiterhin die Lehre von den Staatsservituten 8 43 .
2) Die nähere Bedeutung kann erst im Vertragsrecht entwickelt werden .

Loäinu8 , äk rsxukl . I , 9. Isxtor , 8MOP8. iur. Agnt. IX , 21. Hönr.
O-otttr . LokeiäsillLntsI, äs nsxii tsuäali ivter Aöntes. Fen. 1768.

Z . B . in der Form der Beleihung und persönlichen Behandlung des Vasallen .
Vgl . Günther , Völkerr . I , 135 . I . I . Moser , Vers . I , 7.

°) Das bedeutendste Beispiel eines Vasallenstaates war bis in das jetzige Jahr¬
hundert das Königreich beider Sicilien als Lehen des heiligen Stuhles zu Rom .
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Die vormals übliche Lehnsrecognition durch die alljährliche Oliinea (vgl. Heinse,
sämmtl. Werke IX , 203) , nebst dem damit verbundenen Tribut von 7000 Gold-
dncaten, ist durch Vertrag von 1791 aufgehoben. An Stelle dessen sollte bei der
jedesmaligen Krönung des Papstes ein äon s-ratuit gezahlt werden. S . Oollstta,
8toria cii Xaxoli. II . o. 13. III , 1. VIII , 25. Unter den Deutschen Staaten
ist der Lehnsverband meistens durch den Rheinbund mit Vorbehalt des dereinstigen
Rückfalles beseitigt. Und selbst die noch übrigen Verhältnisse dieser Art scheint die
Deutsche Bundesversammlung laut eines Beschlussesv. 20. Januar 1848 sür
aufgehoben oder suspendirt betrachtet zu haben. Darüber s. Lnb. Viot.
I>6rr>io68 , Oonirri. 8uinrliurki krivelx . Asrin . 'imx . nura xossit nsxui ksuä .
8udi66tum 6886. LÄ . 1855 .

b) sk. Das Protectorat unterscheidet sich von der im Lehnsrecht begründeten Va¬
sallenschaft dadurch, daß es nicht wie diefe zu bestimmten Leistungen, Kriegshilfe,
Tributu. s. w. an den Staat verpflichtet, der gewiffe Hoheitsrechte über den ändern
übt; es ist eben Schutzherrschaft. Ein mächtiger Staat gewährt einem schwachen
unter gewissen Bedingungen Schutz gegen alle Angriffe. Diese Herrschaft kann dann
wiederum verfchiedene Gestalt annehmen. Durch Art 6. und 9 der Wiener Congreß-
acte wurde die freie Stadt Krakau unter den Schutz Rußlands, Oesterreichs und
Preußen's gestellt, die sich verbindlich machten, ihre-Neutralität zu achten und zu
fchützen, wofür die Stadt nur die Verbindlichkeit übernahm, Verbrechern aus den
drei Staaten keine Zuflucht zu gewähren, bezw. sie auszuliefern. In der Regel
aber wird der geschützte Staat gewisse Verpflichtungen gegen den Schutzherrn em-
gehen. Letzterer gewährt den Schutz unter der Voransfetzung, daß alle auswärtigen
Beziehungen feines Schützlings in feine Hand gelegt werden und ihm eine allgemeine
Oberaufsicht über die inneren Verhältnisse eingeräumt wird. Diese aber soll nicht
die innere Autonomie beschränken, denn der Grnnd der Uebernahme des Protectorats
ist ein allgemeines oder specielles Interesse, welches der Schutzstaat hat zu ver¬
hindern, daß ein dritter Staat in die Angelegenheiten des Geschützten sich einmischt
oder letzterer eine dem Schutzstaat nachtheilige Politik verfolgt. Ein Muster einer
solchen Schutzherrschaft war die England's über die Jonifchen Jnfeln 1815—64.
Diefelben bilden nach dem Vertrage zwifchen Oesterreich, Preußen, Rußland und
Großbritannienv. 5. Mai 1815 einen freien und unabhängigen Staat unter dem
ausfchließlichen Schutz Englands, welches die Militärhoheit übt, die Inseln nach
Anßen diplomatisch und consularisch vertritt, auswärtige Agenten nnd Consnln zu¬
läßt und für die oberste Leitung der Verwaltung einen Lord-Obercommiffar bestellt,
während die Vereinigten Staaten der Jnfeln mit feiner Zustimmung ihre Organifa-
tion selbst ordnen; nach Art. 7 soll die Handelsflagge als die eines freien und
nnabhängigen Staates anerkannt werden, die nur ein Zeichen der Schutzherr¬
schast trägt.

Solche Protectorate können für den Schutzstaat unter Umständen sehr lästig
werden, wie England das im südlichen Afrika reichlich erfahren hat, wo die ge¬
schützten Staaten sich wenig um die eingegangenen Verpflichtungen gekümmert haben
und England doch für ihre Handlungen nach Außen verantwortlich blieb, so daß
dasselbe in der Alternative stand, entweder sein Recht mißachtet zu sehen, oder fort¬
währende kostspielige Kriege zu führen, bald um jene Staaten zur Einhaltung,ihrer
eingegangenen Verpflichtungen zu nöthigen, bald um sie nach Außen in Verwicke¬
lungen zu vertheidigen, welche sie selbst herbeigeführt hatten. Was aber unbedingt
dem Begriff"des Protectorats widerspricht ist: — dasselbe einem Staat aufzuzwingen,
der dasselbe nicht begehrt. Es kann wohl wie das Krakan's oder der Jonischen
Inseln durch einen gemeinsamen Beschluß der Großmächte im allgemeinen Interesse er¬
richtet werden, sonst aber ist der einzige legitime Grnnd das Gesuch des betreffenden
Staates, unter den Schutz einer anderen Macht sich stellen zu dürfen. Es ist in den
Verträgen, welche Deutschland neuerlich mit afrikanifchen Häuptlingen geschlossen
hat, stets ausdrücklich gesagt, daß der Betreffende gebeten habe, unter den Schutz
des Deutfchen Kaisers gestellt zu werden. Frankreich hat dagegen Tunis, Madagascar
und Anam sein Protectorat mit Waffengewalt aufgezwungen. Was letzteres betrifft,
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so giebt der Vertrag von 1885 Frankreich das Recht, in Hus einen Minister -
Residenten zu halten , welcher die auswärtigen Beziehungen leitet . In dem Entwurs
des Friedeusvertrags mit Madagascar von 1885 beanstandete die Regierung die
ihr angesonnene Schutzherrschast als eine Beschränkung ihrer Selbständigkeit , darauf
erklärten die Französischen Unterhändler schriftlich, daß das Protectorat die diploma¬
tische Selbständigkeit nicht aushebe , und der Vertrag wurde in diesem Sinne ange¬
nommen . Die Französische Regierung aber anerkannte jene Erklärung nicht als
bindend , während Madagascar sie als untrennbaren Bestandteil des Vertrags
ansieht . Daraus ergab sich ein Conslict im Herbst 1887 , indem der Französische
Resident beanspruchte , auswärtigen Consulu das Exequatur zu ertheilen , während
die Regierung dies sür sich in Anspruch nahm , weil Consulu nur Handelsagenten ,
nicht diplomatische Vertreter seien. Tuuis regiert Frankreich einsach wie eine Colouie ,
was der Schutzherrschaft widerspricht. Die beiden Verträge v. 12 . Mai 1881 und
11. Juni 1882 , welche das Verhältniß von Tunis regeln , sind dann auch wahre
Unterwerfungsverträge , obwohl erster sich „traits ä '^niitis 6t äs dori voisinaAs "
nennt . Solche Verträge gleichen den xaota soeialia der Römer , welche unter dem
Namen der Genossenschaft die Einverleibung anbahnten . Andererseits ist es ungenau
den Ausdruck „Schutzgebiete" allgemein für die Deutschen Erwerbungen in Afrika
und Polynesien zu gebrauchen . Mit Ausnahme der Südwestafrikanischen , deren
Häuptlinge nicht das Hoheitsrecht abgetreten haben , sind dieselben Colonien , die
wohl staatsrechtlich , aber nicht völkerrechtlich Ausland sind.

Andere Beispiele verschiedener Art sind oder waren bis unlängst : a . das Thal
und die Republik von Andorra , zwischen den Französischen und Spanischen Pyrenäen ,
unter dem Schutze Frankreichs und des Bischofs zu Urzel , die abwechselnd alle
zwei Jahre den Richter und jährlich einen der viAnisrs ernannten . Die Republik
zahlt ihren Schutzherren jährlich 1410 Fr ., wovon 920 an Frankreich . Der Präfect
des Dep . der Orientales ist ständiger Vertreter des Franz . Protectorates
und der Unterpräsect von Prades übt ständig diese Vertretung im Verkehr mit
Andorra und dem Bischos ; d . das Fürstenthum Monaco , der Familie Grimaldi -
Valentinois gehörig , seit dem Pariser Frieden von 1815 unter Sardinischem Schutz
und Besatzungsrecht ; vormals , seit 1641 bis zur Revolution , unter Französischem
Schutz , noch früher unter Spanischem . Vgl . Moser , ausw . Staatsr . V , 3, 339 .
äe L .63,1, beisncs äii Oonv . IV , 2 , 3 , 21 . Hlurlig -rä , 8nxx1 . t,. II . 1839 .
x>. 343 ; 1860 trat der Fürst Mentone und Rocabrnn an Frankreich ab und besitzt
nur noch das Städtchen Monaco unter Italienischem Protectorat ; o. die Stadt
Krakau nach der Wiener Congr .-Acte Art . 6 ; desgleichen die Fürstenthümer der
Moldau und Walachei , die nach dem Friedeusschluß von Adrianopel 1829 unter
Russischem Schutze standen , an dessen Stelle seit dem Pariser Frieden von 1856 die
Garantie aller Theilnehmer ebenso wie für Serbien trat ; die Jonischen Inseln
unter Britischem Schutz (? 1ii11inioi-6 I . 10 l ) 1863 mit dem Königreich Griechen-
land vereinigt ; ä . die Republik San Marino , früher uuter päpstlichem, seit 1862
Jtalienifchem Schutz ; die Jüdischen Fürsten unter Englischem , die Mosqnitoindianer
unter dem der Republik Nicaraguas

!k . Dies bedarf der Modification . Im Krimkrieg anerkannte das Englische
Admiralitätsgericht , daß ein nach einem Russischen , aber nicht blokirten H^ n
segelndes Schiff von den Jonischen Inseln nicht unter das für England erlassene
Verbot des Handels mit Rußland falle . Jonische Schiffe seien also berechtigt, mit
Russischen Häfen zu handeln , da das Verbot , das für England erlaffen war , nicht
ausdrücklich die Inseln mitbegriffe , die an dem Kriege nicht betheiligt seien:

in tlik xroxsr 86N86 ok tlik t-srni , tli6 8ul)̂ 66t8 ok tlis loriian
Islanäs , nnäondtsälx äiü not owe . ^ limitkä odsäisnos äiä ovs , 8.8
A sort ok sHuivalsnt kor xrotsetion ." England könne jenen Handel den Ioniern
verbieten , habe es aber nicht gethan . (Millimore I , 104 .) !
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23 . Die Entstehung der Einzelstaaten in ihren mancherlei
Nüancen ist im Allgemeinen eine Thatsache des historischen Prozesses .
Bald sind sie hervorgegangen aus dem Familien - und stammgenossen¬
schaftlichen Leben , wie der alte patriarchalische Staat ; bald aus dem
Einflüsse religiöser Vorstellungen , wie der Priesterstaat ; bald aus
der Thatkrast Einzelner , wie der alte Heroenstaat , später der Im¬
peratoren - und Feudalstaat ; bald aus dem Willen Aller oder doch
einer kräftigen Majorität ; im Alterthum vorzüglich oft durch Coloni -
sation mit Aufgebung des Mutterstaates ; im Mittelalter durch
Usurpation , Eroberung nnd Erbtheilungen ; in neuerer Zeit durch
das Selbständigwerden bisheriger Nebenländer mit Losreißung vom
bisherigen Ganzen oder vom Mutterlande , durch Verschmelzung
mehrerer bisher unabhängiger Staaten zu einem neuen *), durch
freie Begründung ^ Vollendet ist die Entstehung als Thatsache ,
sobald sich die schon oben Z 16 angezeigten Elemente vorsinden :
Masse , Wille und Kraft , sich als Staat zu behaupten . Hiermit ist
freilich auch schon für Andere eine Nöthigung verbunden , jenen
neuen Staat als Staat für sich bestehen zu lassen ; allein erst dann
ist nach den Grundsätzen der Gerechtigkeit , denen das christliche
Europäische Völkerrecht huldigt , die Entstehung juristisch correct
und der neue Staat legitim , wenn durch seine Schöpfung keine
Rechte Anderer verletzt sind (Nsniivsm laeäs !) , oder sobald die
zugefügte Rechtsverletzung beseitigt oder von dem Verletzten auf¬
gegeben ist . Dieser selbst kann daher nicht allein die Entstehung
des neuen Staates hindern , sondern auch den bereits entstandenen
auf den früheren Nechtsstand zurückzuführen suchen oder dasür Ent¬
schädigung sordern , und so lange der beiderseitige Kampf dauert ,
der sein altes Recht vindicirende Staat nicht dasselbe aufgiebt oder
nicht ganz außer Stand zu seiner ferneren Verfolgung gesetzt wird ,
ist kein Dritter verpflichtet oder berechtigt , den neuen Staat anzu¬
erkennen oder mit ihm als solchem einen politischen Verkehr zu
beginnen b). Blos der natürliche Verkehr der Völker , namentlich
der eommereielle , kann durch jenen Kampf nicht gehindert werden ,
so weit nicht der Kriegszustand hier Beschränkungen setzt. Ob ein
Recht durch die neue Schöpfung verletzt werde , liegt außerhalb der
Kompetenz dritter Staaten , die nicht felbft Parteien sind ; für sie
ist jene Schöpfung nichts als eine Begebenheit , eine weltgeschichtliche
Revolution , und deren Geschehenlassen oder Hemmung eine Frage
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der Politik und Sittlichkeit . Dagegen für die bisher in einem
Staatsverbande begriffenen ist sie eine Rechtsfrage , worüber das
innere Staatsrecht entscheiden muß , nebenbei auch für dritte Mächte ,
welche eine Integrität des bisherigen Staatsverbandes stipulirt oder
aus anderen Rechtsgründen im eigenen Interesse zu sordern , nicht
aber blos aeeessorisch verbürgt haben . Unter allen Umständen ist
der neue Staat schuldig , jede Verbindlichkeit , die seinen Theilen
noch aus dem bisherigen Verhältniß obliegt , zu erfüllen )̂. Andrer¬
seits bedars es sür ihn keiner ausdrücklichen Anerkennung der schon
bestehenden Mächte zu seinem Daseins ; er ist ein Staat , weil er
es ist ; und eben so wenig ist ein schon bestehender Staat zu einer
politischen Anerkennung oder zur Eröffnung eines politischen Ver¬
kehrs mit dem neuen verpflichtet , wenn nicht das eine wie das
andere den politischen Interessen zuträglich befunden wird . Die
Anerkennung ist eben nichts als die Bekräftigung der völkerrechtlichen
Existenz und die Zulassung eines neuen Gliedes in die schon be¬
stehende völkerrechtliche Genossenschast . Sie geschieht entweder aus¬
drücklich durch Verträge , oder stillschweigend , z. B . durch Eröffnung
eines förmlichen gesandtschastlichen Verkehrs )̂.

*) A . Italien , Rumäniens
2) H Liberia , der Congostaat .^
b) 16. Dies würde Intervention sein, wie dies z. B . 1778 die Anerkennung

der Herein . Staaten durch Frankreich war , während der Kampf derselben mit Eng¬
land noch fortdauerte , die Anerkennung Belgien 's durch die Großmächte trotz des
Protestes des Königs der Niederlande . England dagegen anerkannte die Unab¬
hängigkeit der Südamerikanischen Republiken auf Grund der thatsächlichen Unab¬
hängigkeit von Spanien , welches die Herstellung ^ seiner Herrschaft ausgegebeu und
die Hilfe der Großmächte anrief , (ktiillimors II , ^ .px>. I . I L̂ v̂rsnos , Ooirnnsnt .
I - 2 , 8 10) . Es ist daher irrig , wenn Bluntschli (30 ) diesen Fall mit dem der
Verein . Staaten gleichstellt. Recht und Besitz sind im V . R . untrennbar verbunden ,
die Souveränetät kann nicht durch die Behauptung des nudum M8 aufrecht er¬
halten werden . Die Anerkennung des neuen Staates durch deffen früheren Souverän
dagegen ist maßgebend für alle dritte Staaten , welche dann die Anerkennung nicht
weigern können.^

)̂ A . Die Art , wie dies geschieht, ist je nach der Art der Unterbrechung der
Continuität verschieden. Geht ein Staat vollständig in einen ändern auf , fo gehen
auf letzteren sämmtliche Rechte und Pflichten des ersteren über , so weit sie nicht
eben die Selbständigkeit desselben zur Voraussetzung haben . Calvo (8 89 ) will
hier zwischen der Einverleibung in einen Einheitsstaat und einen Bundesstaat unter¬
scheiden und meint , in letzterem Falle hasteten die Verbindlichkeiten auch ferner auf
dem bisher fouveränen Staat , es trifft dies aber unbedingt nur beim Staatenbund
zu, im Bundesstaat kann es der Fall fern, wäre aber nur Folge einer Bestimmung
der Bundesgewalt , mit der Auswärtige allein zu thun haben . Hat umgekehrt eine
Theilung eines Staates in zwei stattgefunden , so greift der Satz von Grotius Platz :
81 Huiä 60 MINUN6 luerit , iä »ut . coillmuuittzr 68t sämillistrs -näuiü aut pro
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ratis portionidus äiviäönäum (II , 9. 10) , das ist nun verhältnißmäßig einfach
bei Staatseigenthum und Schulden (Beispiele : Calvo H 85 ), nicht immer bei ändern
Pflichten . Hatte z. B . ein Staat dem Königreich der Niederlande vor 1830 gewisse
Handelsvortheile eingeräumt , so konnte Belgien nach seiner Constituirung diese nicht
einfach für sich beanspruchen , denn das frühere Königreich konnte dem ändern Contra -
henten vielleicht Vortheile bieten , die Belgien allein nicht in gleicher Weise gewähren
konnte .)

5) sk. Hier ist doch zwischen innerer und äußerer Souveränetät zu unter¬
scheiden, die letztere setzt Anerkennung der ändern Staaten voraus . Ein Gemeinwesen
ist nach Innen souverän , sobald es thatsächlich ohne Einwirkung einer außer ihm
stehenden Macht regiert wird . Die Vereinigten Staaten waren längst vor ihrer
Anerkennung als unabhängige Macht nach Innen souverän , ebenso waren es
während des Bürgerkrieges die Consöderirten Staaten , sie hatten eine selbständige
Regierung , die aus ihrem Gebiete in vollkommen anerkannter Wirksamkeit war , ste
waren aber nicht nach Außen souverän , weil die Verein . Staaten , deren Staats¬
gewalt unzweiselhast bisher auch die ihre gewesen war , die Fortdauer derselben be¬
haupteten und schließlich durchsetzten. Calvo , der H 65 dieser Unterscheidung zu¬
stimmt , irrt nur darin , daß er den Beginn der inneren Souveränetät von deren
Proclamation datirt , so bei den Verein . Staaten vom 4 . Juli 1776 ; solche Er¬
klärung allein aber ist unwirksam , wenn sie nicht aus der thatsächlich geübten
Souveränetät beruht . Die Ansicht des Laxrsms 6ourt ist in dieser Hinsicht nicht
maßgebend .)

6) Fälle der Anwendung ergaben sich bei dem Abfall der Vereinigten Niederlande
und hiernächst Portugals von Spanien , der Nordamerikanischen Colonialländer von
Großbritannien , der Südamerikanischen Staaten von Spanien , Griechenlands von
der Türkei , Belgien 's von dem Königreich der Niederlande . Wichtig sind in dieser
Beziehung vorzüglich die Verhandlungen zwischen Großbritannien und Frankreich
über dessen Anerkennung der Nordamerikanischen Unabhängigkeit . S . d äs
Mariens , Houv . oausks olslsdi -ks t . I . 1843 . x>. 370 —498 ; dann das Verhalten
der Europäischen Höfe in Bezug auf die Süd amerikanischen Staaten . Specielle
Nachweisungen hinsichtlich der Amerikanischen Staaten s. bei 6aIvo H 59 und Z 78
(I , x . 159 n . 180) . Die mehr staatsrechtliche Frage , ob und unter welchen Um¬
ständen es einem Theile eines Staates erlaubt sei, sich von dem Ganzen loszureißen ,
ist schon in älterer Zeit (z. B . von H. Groot III , 20 , 41 , 2 und seinem Commen¬
tator H. Cocceji zu II , 5 , 24 , 2 ; ferner von Pufendorf , «I . st O . VIII , 11.
§ 4) berührt , in neuerer Zeit aber begreiflicher Weise sehr verschiedentlich beant¬
wortet worden : Von Einmischungen in solche Begebenheiten Seitens dritter Staaten
wird weiterhin die Rede sein.

24 . Staaten entstehen , wachsen , altern und vergehen , wie der
einzelne Mensch ; unsterblich ist der Staat nur in seinem Begriffe
und im Beweggründe ; unsterblich der Einzelstaat höchstens in dem
Sinn , daß er nicht von der physischen Existenz bestimmter Glieder
abhängig ist, sondern so lange besteht , als sich neue Glieder in ihm
reprodueiren )̂. Im Uebrigen ist er vergänglich wie alles Irdische ,
und seine Macht nicht über sich selbst hinausreichend . Wann nun
ein Einzelstaat aufhöre zu existiren , ist darum keine unpraktische
Frage , weil mit der Existenz die davon abhängigen Rechtsverhält¬
nisse erlöschen müssen . Als oberster Grundsatz muß hier gelten :
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Jeder souveräne Einzelstaat besteht so lange , als er noch
unter irgend einer Form die wesentlichen Bedingungen oder
Elemente eines Staatsverbandes (Z 15) bewahrt , als mit¬
hin eine für sich seiende und dazu ferner fähige , sich selbst
reprodueirende Gemeinde vorhanden ist , gleichviel , ob sie
sich aus sich selbst durch Fortpflanzung oder anderswoher
durch Einwanderer fortergänzt .

Er erlischt also völlig :
durch gänzliches Aussterben oder physische Vernichtung aller

Staatsgenossen ;
durch völlige Auflösung der ausschließlichen Genossenschaft ,

z. B . mittelst Auswanderung oder Vertreibung der Ein¬
zelnen in andere Gegenden , wie dem Judenvolke widerfuhr ;
oder

durch Vermischung einer Staatsgemeinde mit einer anderen
für sich seienden (unio per eou ûZionein ) , wo entweder jede
ihre Besonderheit ausgiebt , oder eine sich der anderen unter¬
ordnet 2).

Nur theilweis verliert er seine Existenz durch Substanzvermin¬
derung , nämlich :

durch Dismembration oder Trennung in mehrere Einzelstaaten ;
durch Avulsion oder Abtrennung eines Theiles der Staats¬

gemeinde und Verbindung derselben mit einem ändern Staat ;
durch Jncorporation in einen anderen oder durch Redueirung

auf Halbsouveränetät (Z 19).
Dagegen bleibt es derselbe Staat , wenn blos in der Regierungs¬

form oder im Subject der Staatsgewalt eine Aenderung eintritt )̂ ,
wohin auch der Fall einer gleichen Vereinigung mit einem anderen
Staat gehört ; fodann bei Uebersiedelung aus einem Territorium
in ein anderes , wobei ersteres ganz aufgegeben wird )̂, während
die Staatsgemeinde selbst in ihrer Ausschließlichkeit und Selbständig¬
keit verbleibt . Durch Fälle dieser Art wird natürlich in den Rechts¬
verhältnissen des bisherigen Staates nichts geändert ; sie äußern
nur dann einen Einfluß auf letztere , wenn und so weit solche von
der unveränderten Beschaffenheit der bisherigen Zustände abhängig
sind , z. B . in Betreff der Verträge )̂.

*) Äktsrns ,. Universitas non inoritur ssä LOnssrvatur in
UNO. Weitläufige gelehrte Nachweisungen dieses Satzes aus den Alten , deren wir
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nicht weiter bedürfen , s. bei Groot , <s. L . ae k . II , 9 , 3 , s6 . der richtig bemerkt :
Dixit I 806 rat 68 crivitatsZ 6886 innvortg ,l68 , iä 68t 6886 x>0886 ^.

2) Diese kann sich sowohl friedlich durch Erbgang oder Vertrag , gewalt¬
sam durch Revolution ( Italien ) oder militärische Vernichtung ( ä ^ llatio ) vollziehen .^

») Aristoteles nahm bei dieser schon damals berühmten Frage das Gegentheil
an (kolit . III , 1) . Allein bei den neueren Publicisten ist nur eine Stimme darüber .
S . Groot Z 8 , 1 a . a . O . Pusendorf Z 1 a. a . O . Lo6l6r , ä6 g.6ti8 oivitat .
(Vi88 . ao ^ä . Vol . I , p . 881 ) . H6rt , ä6 xlurib . Iiominid . uliÄin x 6r80n .
8U8iin6nti1 ) . §7 . 8 . 0 . v . öMic 6r8li 06 lc , (^ug.68t!. i . pulzl . II , 25 : ,,tc>r« ia
oivitg ,ti8 niutata non mntatur ipss xoxulus . ubi <̂u6 r68 xudllog ,
68t ." Die Elemente des Staates bleiben ja unverändert , sk . Selbst die Acte
eines Usurpators , der sich im wirklichen Besitz der souveränen Gewalt befindet , sind
gültig , so weit sie sich auf Rechte und Pflichten des Staates beziehen . Das An¬
lehen , welches die Regierung der ä6k6N86 ng ,tiong ,l6 1871 in London schloß, wurde
anerkannt . Eben so anerkannte Ludwig XVIII . nicht nur den Verkauf der Staats¬
güter , sondern auch den der Güter der Emigrirten , denen nur eine Entschädigung
gegeben ward . Vgl . Verträge von Paris v. 30 . Mai 1814 und 20 . Nov . 1815 .
Ein Vertrag von '1831 gewährte den Verein . Staaten eine Entschädigung von
25 Mill . Fr . sür Verluste , welche sie durch die Revolution erlitten .^

4) Feste Sitze erachten wir freilich für wesentlich zu einem wahren Staat , aber
dieselbe Scholle macht nicht den Staat . S . auch Groot Z 7 a . a . O . Pusen -
dors § 9 . Und schon Aristot . a . a . O . x . 74 6ä . Göttling .

sk . Diese Ansicht H 's . ist zu bestreiten , die Scholle macht allerdings allein
nicht den Staat , eben so wenig aber auch die Einwohner allein . Gebiet und Volk
gehören untrennbar zusammen , wandert wirklich ein Volk ganz aus und läßt sich
anderswo nieder , so ist dies ein neuer Staats

5) ? 1ii11illior6 I , 201 .

25. Bei gänzlichem oder theilweisem Erlöschen der Staaten
entsteht die Frage : ob und für wen dabei eine Snccession in die
Rechte und Pflichten des erloschenen Staates Platz greife. Man
hat dabei gestritten , ob die Snccession eine universale oder eine
particulare sei )̂, und so Begriffe des Privatrechtes in das öffentliche
Recht übergetragen , deren Anwendung die einfache Erkennung des
Princips nnr stören kann .

Als Regel für den Fall einer gänzlichen Extinction muß ohne
Zweifel gelten :

daß alle öffentlichen Rechtsverhältnisse der vormaligen Staats¬
genossenschaft, da sie eben nur für diese begründet waren ,
als erloschen anzusehen sind, so weit nicht ihre Fortdauer
auch in dem neuen Zustande der Dinge möglich und vor¬
bedungen ist 2) ;

daß dagegen alle aus dem vormaligen Staatsverhältnisse her¬
rührenden Privatrechte und Pflichten der Einzelnen (iura
6t odliZationes sinZulorum xrivatae ) mit Einschluß der
subsidiarischen Verpflichtungen der Einzelnen für den Staat )̂,
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sie ruhen auf Personen oder Sachen, als noch fortbestehend
geachtet werden müssen, wenn sie nur irgendwo einen
Gegenstand oder Raum zur Realisirung haben.

Denn einmal entstandene, auf keine Zeit beschränkte Rechte
sind als zeitlose immer dauernd, so lange die Subjecte und Sachen
existiren, unter denen oder hinsichtlich derer sie stattfinden.

Ganz dasselbe ist in Hinsicht auf Privatrechte bei theilweiser
Vernichtung eines bisherigen Staatenverbandes zu behaupten; was
aber die öffentlichen Rechtsverhältnisse der Staatsglieder betrifft, so
müssen sich dieselben hier denjenigen Veränderungen unterwerfen,
welche durch deu nunmehrigen Zustand der Dinge nöthig werden̂),
oder welche, wenn die Veränderung im Wege des Krieges ohne
sichernde Stipulationen eingetreten ist, der Sieger damit vorzu¬
nehmen sür gut fiudet.

Vermögensrechte und Verpflichtungen eines ganzen aufgelösten
Staates werden auch noch in seinem neuen Zustande verbleiben, nur
die Verwaltung wird geändert̂) ; bei Theilungen werden sie auf
die einzelnen Theile verhältnißmäßig übergehen̂). Wie es jedoch
in Fällen letzterer Art mit dem unbeweglichen Staatseigenthum ge¬
halten werde, soll im Sachenrecht seine Stelle sinden(Abschn. 2).

M . s. z. B . Llook , (üovsil . Vol . VIII , 152, n . 28. v. Cramer , Wtzl.
Nbst. 110, S . 233. jk . Die Frage der Succession ist hier nicht einmal eine staats¬
rechtliche, in so fern es sich für das V. R . lediglich um Fortdauer oder Aufhebung
auswärtiger Beziehungen handelt.^

2) A . So anerkannte der Nordd. Bund 1867, daß derselbe auch nicht mit
Zustimmung der Südstaaten behaupten könne, als Rechtsnachfolger des Deutschen
Bundes einen Anspruch geltend machen zu dürfen , die bisherige Bundesfestung
Luxemburg zu besetzen. Schon die bloße Gebietsveränderung, sei sie eine Ausdehnung
oder Verminderung , hat wesentliche Rückwirkung auf die fortdauernde Geltung
mternationaler Verträge. Hätte ein auswärtiger Staat Toscana ausnahmsweife
HandelsvergünstiHUUgen vor 1859 zugestanden, so hätte Italien nicht als Rechts-
nachsolger diese für sein ganzes Gebiet beanspruchen können.̂

b) Z . B . also auch der Staatsschulden , welche den Einzelnen zur Last fallen.
Daher z. B . die Bestimmung des Reichs-Deputations -Hauptfchluffes von

1803 HZ g. E . wegen der landständischenBersassungen im vormaligen Fürsten¬
thum Münster . Vgl. 859.

In so fern fagt man , der Fiscus des neuen Staates succedire universell
in die Rechte und Pflichten des aufgelösten. Auch breift der Satz ein: Kons, non

nisi äsäuoto asre alisno . Vgl. die Entscheidungen der Juristen -
facultäten von Kiel und Breslau in der hessischen Domänenfrage. Pfeiffer, Das
Recht der Kriegseroberung in Bezug auf Staatscapitalien . 1823.

sk. Der Cassationshof von Florenz anerkannte am 15. Dec. 1879 in Bezug auf die
Verpflichtung Italiens aus Forderungen vor deffen Constituirung „xsr äiritto
Mddlico Io 8ts ,to oks sucesä ,« in iins . xs-rto äsl territorio 6,611' Mro 8tLto ,
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6 tsiiuto , inäsxsnäsnto äs. ooriven̂ iovi speoiali , g.11' oddliAÄöioni eontrg-tts
leg g.1rrieilte äa lauest' ultimo i-iAuaräo ai territorio vel Huale suvesäe ".̂

b) Erörterungen über diesen Gegenstand finden sich in der vormaligen Zeitschrift
Hermes XXX , 1. S . 113 . S . auch Groot II , 9, 8 9 u. 10. Pufendorf VIII ,
12 , Z 5 a. a. O. Wheaton a. a. O. § 20 . x . 99 (Mein . I , x . 38 ) ; ferner das (Lübecker)
Austrttgalurtheil in Sachfen Preußen wider Bayern , die Ansprüche der Fürstin Berkelry
betreffend, in Leonhardi, Austrägalverf . d. D . Bundes I , 645 und Pinder , Das
Recht getrennter Landestheile auf aemeinschaftl. Legate. Weimar 1824 . kkilli -
irwrs i , 211 , f. 8 23 Note 2 .

Allgemeine Rechte un- Gruii- verhältnisse der Staaten als solcher nnter
einan- er.

26. Die allgemeinen Rechte der Staaten unter einander, welche
hier zunächst mit Hinsicht auf die ihnen durch das Herkommen ge¬
gebene eeremoniale Gestaltung und beigegebenen oder möglichen eon-
ventionellen Beschränkungen erörtert werden müssen, sind wesentlich:

1. das Recht eines ungestörteneigenenDaseins —
Recht der Persönlichkeit an sich—; mit seinem großartigen
Inhalt , dem Recht eines eigenen Territoriums, dem Recht
der Selbsterhaltung und den Rechten der Souveränetät
oder inneren und äußeren Machtvollkommenheit;

2. das Recht auf Achtung der Persönlichkeit;
3. das Recht auf gegenseitigen Verkehr .

Als Grundprineip sür alle souveränen Staaten ergiebt sich
Gleichheit des Rechtes , welches daher auch mit seinen positiven
Modifieationen jenen Specialrechten voranzustellen ist.

Ueberall ist hier nnr die Rede von wohlbegründeten Rechten
der Staaten unter einander, nicht auch von demjenigen, was jeder
Staat innerhalb seines eigenthümlichen Rechtskreises zu seiner Selbst¬
entwickelung thun und unterlassen kann. Dies ist Gegenstand des
inneren Staatsrechtes. Zwar ist in der äußeren Staatenpraxis oft
noch von einem sog. Convenienzrecht (äroit äs eonvenanos)
die Rede gewesen, als der Befugniß jedes Staates , im Falle colli-
dirender Interessen gegen andere Staaten so zu versahren, wie es
dem eigenen Interesse am angemessensten erachtet wird. Ein solche
Befugniß hat man jedoch nur, so fern kein wohlbegründetes Recht
des anderen Staates entgegensteht, was begreiflich ebenfalls aus
keinem einseitigen politischen Interesse hergeleitet werden kann, und
es versteht sich dann das Handeln nach eigener Convenienz ganz
von selbst. Außerdem läßt sich ein Recht dazu nur nachweisen
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Einmal : im Zustande des Krieges , wo es mit der sog.
Kriegsräson identisch ist, und

Zweitens : im Falle eines wirklichen Nothstandes , wo es
identisch ist mit dem sog. Nothrecht oder äußersten Recht
der Staaten , sich in der Gefahr eines bevorstehenden
Verlustes der Existenz oder eines einzelnen bestimmten
Rechtes , selbst auf Kosten und mit Verletzung Anderer ,
die Existenz und unterscheidungsweise das gefährdete
Recht zu retten .

Keine dieser beiden Arten legitimer Convenienz ist jedoch völlig
regellos , wie weiterhin gezeigt werden soll )̂ .

*) Man s. über das sog. Convemenzrecht Moser, Beitr . I , 5. F . H. Struben ,
Abh. von der Kriegsräson und dem Convemenzrecht in d. Sammlung auserl . jur .
Abh. Leip. 1768. S . 31 f. Verhandlungen darüber haben am Deutschen Bunoes -
tage im Jahre 1821 stattgefunden. M . s. L. v. Dresch, Abh. über Gegenst. des
öffentl. R . 1830. Nr . 1. Hesfter, Beiträge zu dem Staats - und Priv .-Fürstenr .
S - 184. Klüber, öffentl. R . des D. Bundes . § 175. s'K. Grundrechte nennt
man die 1—3 genannten, weil sie Vorbedingungen einer internationalen Rechtsord¬
nung sind, und sie unveräußerlich sind in dem Sinne , daß sie erst mit dem Unter¬
gang des betr. Staates aufhören, wobei jedoch, was das Recht auf Verkehr betrifft,
der in § 33 Note 2 gemachte Vorbehalt zu beachten ist. Holland nennt sie deshalb
„antsokäsut illtsruLtiong,! riZ-tits, s ststs as AALinstg.11 otdsrg"
im Gegensatz zu den „remkäisl riZ-KtZ", abgeleiteten Rechten, deshalb steht ihnen
die Pflicht gegenüber, diese Rechte bei allen Ändern zu achten.)

Vrincip derMechtsglrichheit.

27 . Mit dem völkerrechtlichen Begriffe eines vollkommen sou¬
veränen Staates (§ 18) sind an und für sich Rechtsungleichheiten
unter mehreren derselben unvereinbar )̂. Auch der kleinste Staat
in Hinsicht auf politische Bedeutung hat demnach das gleiche Recht
mit dem größeren und mächtigeren in Anspruch zu nehmen . Darin
liegt jedoch nichts mehr oder weniger , als daß jeder Staat gleich
den anderen alle in der staatlichen Existenz und im völkerrechtlichen
Verbände begründeten Rechte ausüben darf . Keineswegs aber kann
ein Staat fordern , daß von einem anderen bei Ausübung der ein¬
zelnen Souveränetätsrechte das nämliche System beobachtet werde ,
welches er selbst in auswärtigen Beziehungen befolgt , dafern kein
bestimmter Rechtstitel hierzu erlangt ist . So ist kein Staat ge¬
hindert , seine eigenen Unterthanen mehr zu begünstigen als die Aus¬
länder , insbesondere jenen in Collisionsfällen mit letzteren bestimmte

Heffter , Völkerrecht. 8. Ausg . 5
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Vorzüge einzuräumen . Es liegt darin keine Illegalität , sondern
nur Iniquität , welche zur Retorsion berechtigt (ß 110 ). So ist
ferner kein Staat gehindert , nur gewissen Nationen besondere Vor¬
theile und Rechte zu gewähren , ohne daß dritte dadurch sich verletzt
halten können 2), wiewohl sie auch hier ein Gleiches thnn und Re¬
torsion üben dürfen . Ueberhaupt kann jeder Einzelstaat von der
strengen Ausübung seiner Machtvollkommenheit etwas nachgeben ,
vornehmlich aus Billigkeitsrücksichten oder Gefälligkeit gegen andere
Staaten . Jedoch begründet eine solche eomitas ohne vertragsweise
Ausbedingung nicht von selbst die Rechtsverpflichtung zu gleicher
Gegengefälligkeit , so wenig als die eigene Verpflichtung zur fort¬
gesetzten Gewährung . Wohl aber kann sie für die innere Staats¬
verwaltung die Kraft einer Observanz erlangen , so lange die Staats¬
gewalt selbst sie zulassen will . — Demnächst schließt, wie wir bereits
gesehen haben , der Souveränetätsbegriff gewisse Modalitäten und
Abhängigkeitsverhältnisse nicht aus . Endlich hat auf fehr natür¬
lichem Wege politische Machtungleichheit und alte Tradition im
Europäischen Staatensystem ein eigenes Rangrecht erzeugt .

*) H Wenn I ôrimsr , ? rin6ix68 p . 104 sagt : „ l ' sKalite äss stats 68t
uve ketion tont g.u88i eviäents Hus l 'äZ-Llite äe8 inäiviäus " , so verwechselt er
Rechtsgleichheit mit Rang - und Machtgleichheit , Rußland und die Schweiz haben
völkerrechtlich gleiche Rechte, weil sie beide gleich unabhängig sind, wenn sie auch
nicht die gleichen Machtmittel besitzen, dieselben zur Geltung zu bringen , eine Ab¬
weichung von dieser Rechtsgleichheit kann nur ausnahmsweise durch Vertrag fest¬
gesetzt werden , wie z. B . Z 19 Note 7, daß Montenegro keine Kriegsschiffe halten darf .
Ebenso liegt keine grundsätzliche Ungleichheit darin , daß nach ihrer geographischen
Lage Binnenstaaten keine mantimen Rechte üben können.^

2) k . d. H. in friedlichen Beziehungen , im Kriege ist eine solche Begünstigung
eines Theiles mit der Neutralität unvereinbar .^

Ergenthürnliche Nangverhältrnsse- er Europäischen Staaten*).

28 . Die conventionellen Regeln , welche sich in Betreff des
Ranges der einzelnen Staaten und Staaten - Kategorien gebildet
Habens , sind in heutiger Zeitlage diese :

I . Staaten , welchen für sich oder ihre Souveräne Königliche
Ehren (lionorsL rsZii , lionvsurs ro ^ aux ) zustehen , haben einen
äußerlichen Vorrang vor denjenigen , welchen dergleichen Ehren nicht
gebühren . Als Königliche Ehrenrechte gelten aber : der Gebrauch
der Königlichen Titel , Krone und correspondirenden Wappen ; das
unbestrittene Recht , Gesandte erster Klasse zu schicken; überdies ge-
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Wisse andere Ceremonialrechte , welche weiterhin Vorkommen sollen.
Für berechtigt zu Königlichen Ehren werden außer Kaisern und
Königen nur noch die Großherzoge angesehen ; eben daraus hatten
srüherhin auch Republiken Anspruch , wie z. B . Venedig und die
Niederlande , jetzt unbedenklich die Schweizerische Eidgenossenschaft,
der Nordamerikanische Freistaat , die Französische Republik )̂. Daß
der Deutsche Staatenbund als solcher nicht davon ausgeschlossen
werden konnte, verstand sich von selbst, da die bedeutenderen seiner
Glieder , aus deren Gebieten das Bundesgebiet selbst wieder haupt¬
sächlich bestand, schon zu jenen Vorrechten beansprucht sind.

II . Unter den Staaten einer jeden der beiden Hauptklassen
besteht dem Prineip nach eine vollkommene Rechtsgleichheit )̂. Ins¬
besondere gilt dies von den heutigen Kaiser- und Königstiteln , seit¬
dem der vormals allgemein als Erstes christliches Haupt anerkannte
Römische Kaiser nicht mehr existirt. Könige haben vorlängst die
Gleichbedeutung ihres Titels mit dem Kaisertitel dadurch angezeigt,
daß sie den Namen eines Kaiserreiches oder Imperators auch mit
dem vorzugsweise geführten Königlichen Titel verbanden , oder
wenigstens Krone und Rechte des Souveräns Kaiserliche nannten )̂.
Kaisern und Königen selbst wird aber allerdings von denjenigen
Souveränen , die zwar Königliche Ehren , jedoch keinen Kaiser- oder
Königstitel haben, in ceremonieller Hinsicht ein Vorzug eingeräumt ,
ebenso von den jetzt bestehenden Republiken, ohne daß deren eigenes
Verhältniß zu den übrigen Staaten mit Königlichen Ehren genauer
seststeht.

III . Staaten mit einer unvollkommenen oder Halbsouveränetät
werden allezeit wenigstens demjenigen Staate nachstehen, von welchem
sie abhängig sind. Ebenso wird ein Schutzstaat dem schutzherrlichen
Staat den Vorrang zu gestatten haben, so fern das Verhältniß ein
unbedingtes ist und es sich nicht um Angelegenheiten handelt , welche
ganz außerhalb eines solchen Verhältnisses gelegen sind. Gegen
dritte Mächte kann dasselbe an und für sich keine Zurücksetzung be¬
gründen )̂ ; ja , es können selbst Halbsouveräne Staaten , ihrem an¬
erkannten Titel gemäß, nach Europäischem Herkommen einen Vor¬
rang vor völlig souveränen haben )̂.

IV . Das Rangverhältniß kann unter einzelnen Staaten durch
Vertrag oder Observanz bestimmt werden )̂. Alsdann haben solches
auch dritte Mächte zu beachten, wenn ihnen davon Mittheilung ge-

5*
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macht wird , so fern es nicht zu ihrem eigenen oder der übrigen
Mächte Präjudiz gereicht . Denn im Allgemeinen geben natürlich
dergleichen einseitige Verträge kein Recht gegen dritte , so wenig als
diese daraus Consequenzen für sich herzuleiten vermögen . Verträge ,
wodurch eine Macht der anderen den Vorrang vor einer dritten
oder allen übrigen zugesteht , sind ohne Beitritt dieser unverbindlich ,
weil sie eine Rechtsverletzung enthalten , so fern sie von der all¬
gemeinen Regel abweichen . Nur diese hat man auch im Falle des
Conflictes zu befolgen , und es dürfen davon bei wirklichen Staats -
Angelegenheiten keine Ausnahmen gemacht werden . Selbst verwandt¬
schaftliche Rücksichten berechtigen außerhalb des Familienverkehrs
nicht dazu , sondern es ist die strengste Neutralität zu beobachten .

V . Der Rang , den ein Staat und seine Repräsentanten ein¬
mal erlangt haben , wird durch die etwa erfolgende Verfassungs¬
änderung , namentlich in der Personificirung der höchsten Staats¬
gewalt , in der Regel nicht verloren )̂ ; es müßte denn eine Ver¬
änderung des Staatstitels damit verbunden sein , welche nach ent¬
schiedenem Herkommen das Nachstehen gegen anders Titulirte be¬
gründet (Nr . II ).

VI . Kein Souverän kann von anderen Staaten die Anerkennung
der von ihm verliehenen Standestitel und Würden erwarten , welche
seinen eigenen gleich sind oder darüber hinausgehen

Abhandlungen dieses in älterer Zeit mit großer Wichtigkeit und ängstlicher
Ueberschätzung betrachteten Gegenstandes s. in v. Ompteda, Lit. H 195 ff. und
v. Kamptz 124 ff. Aeltere nur theilweis noch brauchbare Werke sind: Ll^moirss
sur 1s ranA st 1a pröskLuvs , par N . L,ou886t . ^ iN8t. 1746 . Fr . A. Mos¬
heim, Ueber den Rang der Europ . Mächte. Sulzb . 1819 . kkilliinors II , 58 .

2) Ansprüche auf Vorrang und Streitigkeiten darüber ergaben sich bereits im
Mittelalter auf den Concilien unter den Abgesandten der verschiedenen Nationen .
Dadurch und durch den regen Verkehr der weltlichen Mächte mit dem Römischen
Stuhl erhielten die Päpste Gelegenheit, ihre Autorität geltend zu machen, und die
Rangordnung der Fürsten ist von ihnen mehrmals bestimmt worden. Unter anderen
von Julius II ., im Jahre 1504 , wonach folgender Klimax gebildet war : der
Römische Kaiser, der Römische König, der König von Frankreich) Spanien , Arra-
gonien, Portugal , England , Sicilien , Schottland , Ungarn , Navarra , Cypern, Böhmen ,
Polen , Dänemark ; die Republik Venedig, der Herzog von Bretagne , von Burgund ;
die Kursürsteu von Bayern , Sachsen und Brandenburg , der Erzherzog von Oester¬
reich, der Herzog von Savoyen , der Großherzog von Florenz, der Herzog von
Mailand , von Bayern , Lothringen u. s. w. 6aLt6liu8 , Ki8t. nistrox . urbium .

2, x . 134 . Die Verbindlichkeitdieser und ähnlicher Besümmungen ist niemals
allgemein anerkannt. Ebenso sind mehrere vertragsmäßige Besümmungen unter
einzelnen Regierungen mit der Zeit und durch veränderte Umstände hinfällig ge¬
worden. — Die verschiedenenPrätensionen und Rangstreitigkeiten einzelner Mächte
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sind in den obigen Schriften vermerkt , in der Kürze bei Günther H 18 f. Der
ritterliche Freimuth Gustav Adolph 's von Schweden und der nachherigen Regent¬
schaft trat zuerst solchen eiteln Prätensionen offen und kühn entgegen ; sein Wort :
HUK ioutss Iss tktks 60UI -0LI1668 sont KAalss hat sich in der Folge sogar noch
in einer weiteren Ausdehnung Anklang verschafft. Wegen der Entscheidungsnormen
s. Okr . Ootdokr . HoikniaQn (R.68P. (Gärtner ) , äs klinäg -rnento äöoiäknäi
vontrov . äs ^ rÄ666äsnti8 . intsr §6nt68 . I îxs . 1749 . Der letzte vergebliche
Versuch, die Staaten nach ihrer Bedeutung zu klassisiciren, wurde auf dem Wiener
Congreß gemacht.^

b) 6̂ . Nur diese macht von dem Recht, Gesandte 1. Klasse zu senden, Ge¬
brauchs

*) sk. Nur sie gewähren sich herkömmlich bei Abschluß von Verträgen das
Alternat , es giebt indes; hiervon mannigsache Ausnahmen , so gewährte Belgien bei
dem Collectivvertrage v. 15. Juli 1863 zur Ablösung des Scheldezolles allen
anderen Staaten das Alternat , die Verein . Staaten haben es kleineren Staaten
gegeben, wie Braunschweig im Vertrage v. 20. Dec . 1854 und den Hanse¬
städten im Vertrage v. 29 . Dec . 1827 , dagegen dem Großherzogthum Baden
im Vertrage v. 30 . Januar 1857 verweigert . Der Römische Kaiser gewährte
früher das Alternat nur bei Verträgen , welche er nicht als solcher schloß, demgemäß
weigerte Joseph II . es der Kaiserin Katharina „pnisyns nion titrs ns ni 'g,xxg ,r -
tisvt , poivt st (jus ostts präroAativs m '68t vovkiss xsr Iss elsotsurZ äs
l 'Hmxirs , g,uxyusl8 '̂ 'sn 8ui8 rs8xon8adl6 " , was Katharina als für sie nicht
verbindlich bezeichnete. (Arneth , Briefwechsel S . 54.)s

ö) So gaben sich und empsingen die Könige Frankreichs in den Verhandlungen
mit der Pforte und deren abhängigen Staaten den Kaisertitel ; die Krone der ver¬
einigten Königreiche Großbritanniens heißt eine Kaiserliche in der Britischen Staats¬
sprache. S . ( äs Ltsvk ) , Ddiantillov ä '^ 888.18. Lalls 1789 . x . 3 . sk . Durch
Proclamation v. 28 . April 1876 hyt die Königin auch deu Titel Kaiserin von
Indien angenommen .^

°) I ' rotsctio non involvit Zub^setionsm . fk . Die angeführte Beziehung
zu anderen Staaten scheint hinfällig , da die Schutzmacht den geschützten Staat stets
nach Außen vertritt .^

So die ehemaligen Kurfürsten des Deutschen Reiches im Verhältniß zu
Staaten ohne Königliche Ehren , sk. Doch war dies , so wie der Vorrang , den die
Kurfürsten vor den großen Republiken beanspruchten , ein in der Versassung des
heil . Röm . Reiches gegründetes Ausnahmerecht , heute ist ein Vorrang eines Halb¬
souveränen Staates über einen souveränen ausgeschlossen.^

8) So besteht z. B . zwar eine gewisse Reihensolge der Deutschen Staaten in
ihren Bundesverhältnissen , aber auch nur sür diese . Ueber das srüher viel be¬
strittene Osrömonial inaritims vgl . 6s1vo S . 397 ss.

v) Vattel II , 3 , 30 . Beispiele liefert die Britische Ccmmonwealth unter
Cromwell , Frankreich als Republik , z. B . im Frieden von Campo Formio , Art . 23 .
Art . 17 des Vertrages von Luneville , Baseler Verträge mit Preußen und Spanien ,
^ dsaton , Intern . 1 .̂ I , 196 . (Llsm . ä . är . int . I , 152 .)

Es wäre z. B . paralogistisch und gegen alles Herkommen , wenn ein souve¬
räner Fürst ohne Königliche Ehren einen Unterthan ' zum Fürsten oder Herzog
ereiren wollte . Vgl . Klüber 's öffentl . R . des D . Bundes 8 497 . 1. a . E .
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Dir allgemeinen Ätaatenrechte im Einzelnen.

I . Recht eines ungestörten eigenen Daseins .
a. Territorialrecht.

29 . Das Erste Recht eines vollendeten Staates ist , wie bei
dem einzelnen Menschen , als Staat physisch sür sich zu bestehen .
Dazu gehört wesentlich ein eigener fester Sitz der Staatsgemeinde
innerhalb eines gewissen Landgebietes (territorium ), wie es
ein Heim sür den einzelnen Menschen ist. In dem Besitze eines
solchen Gebietes liegt von selbst

die Benutzung aller Naturschätze innerhalb desselben , sodann
die Ausschließlichkeit dieses Gebietsbesitzes anderen gegen¬

über , worin das sog. ius territoriale beruht ; endlich
das Recht , sich in dieser ausschließlichen Existenz zu be¬

haupten , was man auch das Recht auf Integrität
oder Unverletzbarkeit der Staaten (äroit ä 'inteZrite )
genannt hat )̂.

Demgemäß kann
I . kein Hoheitsrecht in die Grenzen eines anderen Staates

hinein geübt werden ; keine Staatsanftalt ihre Wirkfamkeit in das
fremde Gebiet hinein ausdehnen )̂ . Es bildet damit jedes Staats¬
gebiet ein Asyl gegen weitere Versolgnng 2) .

II . Keine Staatsgewalt darf mittelbar oder unmittelbar Ur¬
sache geben , daß der Bestand eines anderen Staates in seinen
natürlichen Elementen vermindert werde . Sie dars also namentlich
nicht zu Auswanderungen seiner Unterthanen direct oder indireet
anreizen oder sonst eine Entvölkerung desselben zu bewirken suchen ;
eben so wenig dars sie die Losreißung einzelner Theile von dem
fremden Staat verursachen , oder dessen Euclaven in ihrem Gebiet
sich eigenmächtig zueignen )̂. Dagegen ist kein Staat verhindert ,
Auswanderer bei sich aufzunehmen , oder im Allgemeinen den Aus¬
wandernden gewisse Vortheile anzubieten , welche sie sür ihn bestimmen
können 5), endlich auch selbständig gewordene Theile des sremden
Territoriums , nachdem ihre Trennung völkerrechtlich entschieden ist
(tz 23 ), in sich aufzunehmen 0).

III . Keine Staatsgewalt kann einem fremden Territorium
entziehen oder vorenthalten , was demselben von Natur als Theil
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angehört oder zufließt. Die natürlichen Verhältnisse müssen unter
den Nachbarstaaten so erhalten werden, wie sie sich mit ihrer
Gründung ergeben haben, und was die Natur allen oder vielen
zugleich bestimmt hat, darf nicht von einzelnen als Eigenthum an
sich behalten werden. So darf kein Fluß, kein Bach dem Nachbar¬
lande abgeschnitten, wohl aber im eigenen Gebiet von jedem Staate
zu seinem Nutzen gebraucht werden, wenn ihm nur der natürliche
Ausfluß an seiner srühercn Stelle gelassen wird )̂.

IV . Selbst auf eigenem Gebiet darf kein Staat Anstalten
treffen oder zulassen, welche einen schädlichen Rückschlag auf ein
fremdes Territorium ausüben, dergestalt, daß dadurch die natürlichen
Verhältnisse zum Nachtheile des anderen Staates verändert werden
würden̂ ).

Sonstige Beschränkungen der inneren Staatsgewalt und Re¬
gierungsrechte fließen aus dem nachfolgenden allgemeinen Rechten
anderer Staaten ; aus den allgemeinen, unter dem internationalen
Schutze stehenden Menschenrechten; aus der Natur der Privatrechte;
aus den Verhältnissen der Unterthanen zu auswärtigen spirituellen
Mächten in Betreff ihres' Religionseultus; aus dem Verhältnisse
der Exterritorialität; aus der Bestellung der Staatsservituten.

Vattel II , § 78 . 93 .
Z - B . keine Postanstalt kann sich in das Ausland ohne die Zustimmung

der dortigen Regierung erstrecken; keine Lotteriecollecte , keine Werbeanstalt . Kein
Notar darf in fremdem Gebiete instrumentiren , keine gerichtliche oder polizeiliche
Verfolgung über die Grenze gehen , kein Beamter in fremdem Gebiete mit öffent¬
lichem Charakter angestellt werden ohne klaest oder der auswärtigen
Regierung .

Das sachlich Richtige spricht schon 1 .̂ 239 8 v . äs V . 8 . aus : „Ivr -
ritoriuin 68t, univvrsiia -s g-Arorum ivira tin68 cniusvik ? 6iviis ,ti8 , Huoä all 60
äiLtum cMäam »iunt , yuoä iNÄAi8trg ,tu8 6ir>8 loci intrs . 608 Ü1168 tsrrsnäi
i . 6 . 8unimov6näi iu8 kg-ket ,."

Die Politik hat freilich diefen unbestreitbaren Satz des Völkerrechtes nicht
immer beobachtet . Sie hat zuweilen zu Empörung offen aufgefordert , oder doch
wenigstens Anreizungen und Propaganden in ihrem Interesse befördert , ja es ist
hin und wieder als stehende Politik erweislich gewesen . Doch hat sie sich selten
als Recht geltend zu machen gewagt , meist hat sie insgeheim gespielt , sk . Ein
neueres Beispiel giebt das Verhalten Sardiniens zu den Revolutionen in den an¬
deren Jtalienifchen Staaten 1859 und fpäter , das völkerrechtlich nicht zu rechtfertigen
war , so wünschenswerth die Einheit Italiens an sich sein mochte ^

°) Vgl . Moser , Vers . VI , 118 .
b) A . Z . B . Texas in die Verein . Staaten . 1
' ) Vattel I , 22 , 271 . 273 .
' ) Die privatrechtliche Regel : In suo Hui8yu6 kaesrs non xrokibetui - äum

altsri non noost ist auch im Völkerrecht Wahrheit , muß aber im obigen Sinn
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verstanden werden, wie sie im Civilrecht Anwendung findet. Auf keinen Fall kommt
ein bloßes luorum «ssss-ng in Betracht. Denn Niultum intsrsstl utruru äananum
quis kaoiat, an luoro ĉuoä aäliiiL kaeisda-t , uti xi-oliibsatui -. Ii . 1 Z II
I ). äs Äl̂ua. 26 I). äs äamno ink. S . auch Ooeosii , äs iurs noosnäi s.Iii8
in Vol . äisssrt . II , x . 1199.

d. Recht der Selbsterhaltung.

30. Mit der Existenz ist auch das Recht, sie zu behaupten, ge¬
geben, daher auch Vertheidigung und Kampf gegen jede, die staatliche
Existenz bedrohende Gefahr )̂ , so wie die Ergreifung vorläufiger
Sicherungsmittel gegen die Möglichkeit einer solchen.

Die Gefahr kann entweder in Naturgewalt und Verwickelung
der Weltverhältnisse liegen, oder in menschlicher Vergewaltigung.
Erstere geben an sich kein Recht, andere Staaten oder deren An¬
gehörige in ihrer Existenz, ihren Besitzthümern und Rechten zu be¬
einträchtigen; nur die äußerste Noth entschuldigt die Rettung der
eigenen Existenz aus Kosten eines fremden oder seiner eigenen Rechte
mit Hintansetzung der Rechte Anderer, ja auch dieses nur , wenn
man nicht etwa selbst die Gesahr herbeigesührt hat und gegen eine
wenigstens künftig zu leistende Entschädigunĝ).

Gegen drohende oder bereits angefangene Vergewaltigung An¬
derer tritt das Recht der Nothwehr bis zur völligen Abwendung
der Gefahr in Kraft, und jeder Dritte ist sogar berechtigt, dazu
Beistand zu leisten, wenn der Bedrohte ihn nicht von sich weiset.
Wesentliche Voraussetzung ist jedoch Wirklichkeit der Gefahr und
Absichtlichkeit auf Seite dessen, woher sie kommt. Bis dahin können
rechtmäßiger Weise nur Sicherungsmittel, z. B. durch Coalition
mit Anderen, Befestigungen, Kriegsrüstungu. s. f., ergriffen werden;
mit dem ersten Moment der Gesahr ist aber auch der Bedrohte be-
sugt, zuvorkommend thätlich einzuschreiten und durch eigenen An¬
griff den zu befürchtenden zu beseitigen̂).

Begreislicher Weise läßt sich in den Staatenverhältnissen nicht
der engere Maßstab anlegen, wonach der Gebrauch der vorstehenden
Grundsätze in Privatverhältnissen beurtheilt werden muß. Bei dem
Geheimniß, worin sich die Politik einhüllt, ist es oft fchwer, die
Absichtlichkeit einer Richtung, das wahre Ziel einer Bewegung zu
erkennen. Zuweilen wird selbst längere Beobachtung des ganzen
Systems eines Hofes doch nur Vermuthungen an die Hand geben



8 30. Das Völkerrecht oder die Grundrechte der Nationen in Friedenszeiten. 73

und ein Jrrthum sehr zu entschuldigen sein. Gewiß ist aber auch
Vorsicht gegen Uebereilungen und gegenseitige Offenheit geboten̂).

Daß der bedeutende, obwohl völlig legitime Anwachs einer ein¬
zelnen Macht, weil sie in der Folge einmal gefährlich werden könnte,
noch keinen Zustand der Nothwehr oder eines rechtmäßigen Krieges
hervorrufe, beruht auf dem Mangel an den erforderlichen Bedin¬
gungen der Nothwehr, hauptsächlich eines wirklich zu befürchtenden
unrechtmäßigen Angriffes. Auch kann das Kolossale einer Macht
noch nicht als ein schon vorhandener Nothstand sür die übrigen
angesehen werden. Unbedenklich liegt es aber in deren Befugnissen,
jeder ferneren Vergrößerung einer Macht, wozu sie noch keinen un¬
bestrittenen Titel hat, z. B. Vermählungen, Sessionenu. dergl.,
zu verhindern zu suchen, ohne daß darin an und für sich eine Be¬
leidigung gefunden werden kann̂).

Auf ähnliche Weise verhält es sich mit der Frage, ob bevor¬
stehende oder schon eintretende Aenderungen des momentanen Gleich¬
gewichtes der Staaten den dadurch möglicher Weise in Gefahr ge-
rathenden ein Recht zum thatsächlichen Widerstande geben. Beruht
die Veränderung aus bereits vorhandenen rechtmäßigen Titeln, so
wird jeder Widerstand in der Regel unrechtmäßig sein; außerdem
aber kann die Präventivpolitik ihre ganze Thätigkeit zur Hinderung
des Bevorstehenden entwickeln̂).

Die Linie zwischen Recht und Noth liegt freilich außer dem
Kreife richterlicher Beurtheilung. Aber deutlich erkennbare Be¬
strebungen einer Macht zur Begründung einer Universalmonarchie
versetzen unbedenklich alle übrigen in den Fall eines Nothstandes.

' ) ^ ävsrsus psriLulum vatura -lis ratio permittit 86 äsLsnäsre . 1 .̂ 4
D . aä 1 .̂ Mit Recht nennt Oioero (pro Nilorw o. 4) die Selbst¬
erhaltung eine „löx non 8vrixtL ssä nata ", denn für den Staat als ein rein
irdisches Wesen ist es noch weit mehr als für den Einzelnen erstes Gebot, sich gegen
innere wie äußere Feinde zu behaupten , also auch vorbeugend durch Befestigung,
Uebung des Volkes in Waffen , defensive Bündnisse u . s. w. , seine Unabhängig¬
keit zu sichern; denn nur in solcher Sicherheit gedeiht die sriedliche Entwickelung.
Die Grenze dieses Rechtes ist das gleiche Recht anderer Staaten , jene Sicherungs¬
maßregeln dürfen die Sicherheit Dritter nicht gefährden, welche sich keiner Verletzung
der Sicherheit des betr. Staates schuldig gemacht haben. Wenn z. B . ein Staat ,
den Niemand bedroht, plötzlich in auffallender Weise rüstet oder Truppen an der
Grenze zusammenzieht, so sind die betreffenden Nachbarn berechtigt, Aufklärung
deshalb zu fordern, bezw. , daß er diefe Maßregeln einstelle. Man mag von der
früheren Herrschaft Oesterreich's in Italien denken wie man will, völkerrechtlich war
das Wiener Cabinet berechtigt, 1859 sich über die plötzliche Bildung Sardinischer
Freicorps zu beklagen und ihre Auslösung zu verlangen^
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2) Es gilt hier für den Staat dasselbe Nothrecht wie für den einzelnen Men¬
schen. Jener wird freilich seltener in den Fall kommen , sich daraus zu berusen .
Man setze indeß einen kleinen Staat in Hungersnoth gebracht , und man wird es
ihm nicht als Friedensbruch anrechnen dürfen , wenn er sich nach Erschöpsung aller
Mittel sogar mit Gewalt das Nöthige von den Nachbarn zu verschaffen sucht
(Vattel II , 120) , sreilich mit der Verbindlichkeit eines künstigen Ersatzes . kM -
^ 6r8kosk , Huasst . i . xudl . II , 15. H . Groot II , 2 , 9. A . Ein solches ins
eminens , das innerhalb des Staates für die Staatsgewalt gewiß besteht, kann gegen
andre Staaten doch schwerlich behauptet werden . Kein Staat , dessen Unterthanen
Hunger leiden, ist dadurch berechtigt, ändern Lebensmittel wegzunehmen .^

b) Denn ni6liii8 68t, oeeurrers iv tsinpors (zuani p 08t sxituru vinäiears .
1 .̂ 1 6 . Huanäo lioeat s6. So Friedrich II . mit seinem Einrücken
in Sachsen , nachdem er die Beweise der gegen ihn gebildeten Coalition hatte .
Gegen drohende Angriffe soll man sich grundsätzlich allerdings an die Regierung
halten , von der derselbe droht oder die denselben Seitens ihrer Unterthanen nicht
hindert , allein oft ist zu sehr Gefahr im Verzüge , um dadurch Erfolg zu erreichen,
wenn z. B . Unterthanen den Schutz ihrer Regierung mißbrauchen , um andere
Staaten anzugreifen , wie die Fenier Canada , die amerikanischen Flibustiere Cuba .
Man dars sogar behaupten , daß das Selbstvertheidigungsrecht einer Regierung er¬
laubt , die Souveränetät eines ändern Staates zu verletzen , wenn dieser zu schwach
ist, um zu hindern , daß fein Gebiet dem Angreifer zur Basis diene. Sv z. B . wäre
die Lage England 's gegenüber Afghanistan in Bezug auf einen Angriff Rußlands

4) Ueber das hier eintretende Fragerecht s. unten bei der Materie der Inter¬
vention 8 44 f.

5) sk. Vertrag von Utrecht gegen die Vereinigung der Kronen Frankreichs und
Spanien 's 1713 .^

b) Hier ist vorzüglich die Coalitionspolitik an ihrem Orte . Daraus beruhten
unter Anderem die großen Coalitionen in Betreff der Spanischen Monarchie vor
Absterben König Carl 's II ., der Deutsche Fürstenbund von 1785 , die Coalitionen
gegen Napoleon I . u . f. f. A . Das Recht der freien Machtentwickelung darf
keinen aggrefsiven Charakter annehmen ; deshalb ist es auch ganz gerechtfertigt ,
wenn nach Zurückweisung ungerechter Angriffe die betr . Mächte Vorbeugungs¬
maßregeln treffen , welche den Angreifer hindern follen , sein Beginnen zu wieder¬
holen . So legte nach den Eroberungskriegen Ludwig 's LIV . der Vertrag von
Utrecht (1713 ) , bestätigt durch die von Aachen ( 1748 ) und von Paris ( 1763 ) , Frankreich
die Schleisung von Dünkirchen aus, der Pariser Vertrag von 1815 die von Hüningen .
Der Pariser Vertrag von 1856 untersagte Rußland die Besestigung der Alands¬
inseln und die Herstellung der Arsenale am Schwarzen Meere , so wie aus demselben
eine Kriegsmarine zn halten , was es selbst auf dem Caspifchen Meere durch Art . 5
des Vertrages von Gulistan von 1813 dem schwachen Persien untersagt hatte . Der
Londoner Vertrag von 1867 verfügte die Schleifung der Festung Luxemburg .
Richtig ist , daß derartige Befchränkungen der Souveränetät für große Staaten eine
Demüthiguug sind, welche sie abzuschütteln streben werden , wie Rußland dies 1871
hinsichtlich des Schwarzen Meeres gelungen ist. Deutschland hat seine Forderung
der Abtretung von Elsaß - Lothringen 1871 ebensalls damit begründet , daß seine
militärische Sicherheit gegen die sortwährenden Angriffe Frankreichs den Besitz dieser
Provinz verlange .^

6. Das Recht eines freien staatlichen Waltens .
Droit äs 80 uv6rg.in6t6.

31. Ein weiteres Recht jedes Staates ist eben das, seine Auf¬
gabe als besonderer Staat mit Selbstbestimmung zu erfüllen. Jeder
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Staat kann sich demnach selbst eine bestimmte Form geben, und
zwar zuerst eine bestimmte Regierungsform. — Unbedenklich ist
ferner, daß jeder Staat sich selbst und seinen Autoritäten einen be¬
stimmten Namen und Titel , so wie gewisse äußere Insignien,
Wappen und dergl. beilegen und gebrauchen kann2). Ein will¬
kürliches Widerspruchsrecht oder Urtheil steht rücksichtlich der An¬
nahme solcher Wahrzeichen anderen Staaten an und für sich nicht
zu; sondern es kann dieselbe nur unter folgenden Voraussetzungen
angesochten werden:

Erstens, in so fern Tractaten oder hoheitliche Beziehungen zu
anderen Staaten (H 18 s.) entgegenstehen;

Zweitens, in so fern bereits anerkannte Wahrzeichen fremder
Staaten angenommen werden;

Endlich überhaupt, wenn andere Mächte zur förmlichen Be¬
achtung des angenommenen Titels , Namens und der damit ver¬
bundenen herkömmlichen Prärogativen verpflichtet fein sollen.

Eine derartige Verpflichtung kann durch das eigene Handeln
eines Staates anderen nicht auferlegt werden. Es ist also von
selbst die Nothwendigkeit gegeben, sich die Anerkennung wenigstens
derjenigen Staaten zu verschaffen, welche ein Interesse und auch
wohl die Macht haben, einen Widerspruch geltend zu machen.
Gleiches gilt von Veränderungen bisheriger Titel , Wappen und
anderer Kennzeichens. Dies ist auch die wirkliche Staatspraxis )̂.

Von selbst versteht sich endlich, daß jeder Staat für sich selbst
Herr in seiner inneren Verwaltung und in seinem Verhalten zu
auswärtigen Mächten ist, überhaupt bei Ausübung aller inneren
und äußeren Hoheitsrechtê). Die natürlichen und positiven Modi-
sieationen diefer Machtvollkommenheit werden später ihre Stelle
finden.

i) Die Staatspraxis richtet sich dabei, versteht sich zwangslos , nach den Regeln
der Heraldik oder sog. Wappenkunst , I 'art , äu dlason . Eine Nachweisung der
darauf bezüglichen Schristen s. in Berend , Allgem . Schriftenkunde der Wappenkunde
1835 . 3 Thle . I ôwsr , 0uriositi68 ok Heralär ^ . I ônä . 1845 . Die Gefchichte
des Wappenwesens s. in der Deutschen Vierteljahrsschr . Nr . 64 (1853 ).

6 . Zwischen Titel und Insignien ist doch ein erheblicher Unterschied , ersterer
giebt dem Staat einen gewissen Rang , Wappen rc. sind nur dessen Folge . In
dem Streit über den russischen Kaisertitel erklärte die französische Regierung mit
Recht : „I ês titr68 ns sont rien xar sux -mswss . Ils n 'oiit äs räs -litä Hii'autMt
tzu'ilg sovi reooQvus. 1 6̂8 souverains sux -ni6in68 ns peuvent äss
titr68 a leur clioix , l 'avsu äs 1tzur8 8û 6t8 ns 8ukki pg,8, eslui äks autrss
xui88Luo68 68t ll6L688g.ir6 tzt eliÄHUtz vouronntz librs äk reconvÄitrs ou äs
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r66U86r un titrs nouveau , xsut aussi l 'aäoxtör avso 168 moäiiiLÄtions st 1s8
vonäitioris, ĉui lui coiivisünsnt .̂ —

Vattel II , 3 , Z 41 f. äs Läal , LoisnLs äu Oouv . V, 5 . 6. Günther ,
Völkerr . II , 4 , 1.

2) Schmelzing , Europ . Völkerr . ß 40 . Schmalz , Völkerr . S . 182 .
4) Bemerkenswerlh sind in dieser Beziehung die Verhandlungen wegen des

Preußischen Königs - und Russischen Kaisertitels . Specielle Gründe des Widerspruches
können sein : offenbare Verkleinerung der conventionellen Bedeutung des Titels
durch Annahme desselben ohne zureichende Grundlage und Mittel zu seiner würde¬
vollen Aufrechterhaltung ; Emporhebung über andere Staaten und daher Zurück¬
setzung derselben. — Wichtig ist eine Beschlußuahme der Bevollmächtigten am
Aachener Congreß in dem Protokoll v. 11. Oct . 1818 .

H Wichtiger als diese äußeren Zeichen ist die Bethätigung der Unabhängig¬
keit durch freies Walten im Innern . Kein Staat darf behindert werden , hier nach
seinem Ermessen sich auszugestalten . Die Verpflichtung , welche Oesterreich nach
1815 in geheimen Verträgen Italienischen Staaten auserlegte , keine Verfassung ein¬
zuführen , welche der in Lombardo -Venetien bestehenden widersprach, war völkerrechts¬
widrig . Wohl zu rechtfertigen war dagegen die 1815 erfolgte Ausschließung der
Familie Bonaparte vom xouvoir Luxrsins in Frankreich , weil Napoleon I . sich
als unverbesserlicher Feind des Europäischen Friedens gezeigt hatte , ebendeshalb
bestanden die Contrahenten nach dem Staatsstreich von 1851 ' nicht auf dieser Aus¬
schließung , da die Gefahr nicht mehr bestand , aber trafen eine vorbeugende Ver¬
abredung . So bei Anerkennung des zweiten Kaiserreichs (Geh . Protokoll von
London v. 3. Dec . 1852 in meiner Schrift : Der Staatsstreich vom 2. Dec . 1851
und seine Rückwirkung auf Europa . 1870 . S . 123 ) . Vgl . Intervention H 45 / >

II . Recht auf Achtung .

32. Will oder kann ein Staat nicht völlig isolirt von allen
übrigen bestehen, so muß er auch das Dasein derselben anerkennen
und als der Weltordnung angehörig achten, wie bei dem einzelnen
Menschen gleichfalls das Recht auf Achtung— seine Ehre— mit
dem physischen Dasein beginnt. Verweigern kann sie einem anderen
Staate nur derjenige, welcher dessen Legitimität zu bestreiten be¬
rechtigt ist und vermag, damit aber auch jeder Verbindung mit dem¬
selben entsagen muß.

Die dem Rechte auf Achtung entsprechenden Verpflichtungen
sind nun theils positiven, teils negativen Inhaltes . Im Wesentlichen
sind es diese:

I. Achtung des fremden Staates in seiner physischen Existenz.
Darum darf keiner den anderen vernichten wollen, wenn es nicht
die Selbsterhaltung nöthig macht(Z 30) ; Unrecht wäre ein Aus¬
hungerungssystem gegen einen anderen, vielleicht ganz enclavirten
Staat, der in sich selbst keine genügenden Subsistenzmittel besitzt,
durch Verschließung oder Ueberlastung jedes Handelsverkehres, jeder
Zufuhri).
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II . Achtung der rechtlichen Staatspersönlichkeit des anderen ,
d. H. aller mit dem Bestehen eines Staates an sich oder in seiner
besonderen Kategorie gegebenen Rechte, so lange ihre Ausübung
nicht die richtige Grenze überschreitet oder mit den diesseitigen in
Conslict geräth ; daher also auch

Beobachtung der herkömmlichen Ehrenbezeigungen und Cere-
monial -Verpflichtungen ; -Unterlassung aller eigenmächtigen Hand¬
lungen , wodurch Rechte des anderen usurpirt oder gehindert werden )̂,
wiewohl ohne die Verbindlichkeit, ihre Ausübung zu befördern und
zu unterstützen ; sodann

Achtung sür alles dasjenige , was ein anderer Staat durch
Gebrauch seiner Rechte in seinem eigenthümlichen Gebiet geschaffen
oder sanctionirt hat , in so weit dasselbe in den internationalen
Verkehr eingreift 2), desgleichen alsdann , wenn in dem anderen
Staate selbst Rechte gesucht oder vertheidigt werden sollen, ohne daß
jedoch außerdem den ausländischen Rechtsverhältnissen eine gleiche
oder überhaupt eine rechtliche Wirksamkeit zu gestatten ist )̂.

III . Achtung der sittlichen Würde , welche jedem Einzelstaat als
Glied der Weltordnung gebührt , so fern er sich dieser Achtung nicht
durch illegitimes Handeln unwürdig macht.

Kein Staat darf somit den anderen auf eine geringschätzende,
verächtliche Weise behandeln )̂, wiewohl er ihm auch keine höhere
Bedeutung zuzugestehen hat , als in dem Wesen des Staates an sich
begründet ist. Keine Nation hat das Recht , als die größte ,
tapferste , ruhmvollste oder tugendhafteste von den anderen anerkannt
zu werden °) ; nur als rechtlich bestehende und handelnde , so lange
sie dieses ist. Natürlich wird jedoch durch Eine unrechtliche Handlung
der Anspruch auf Achtung nicht für immer verwirkt ; aber der Tadel
des Unrechtmäßigen selbst kann dem freien Urtheil der anderen nicht
entzogen Werdens Wo sollte die Lüge aufhören , wenn sie der
Wahrheit nicht in den Trägern der Weltgeschichte Raum gestatten
müßte ? Eben deshalb kann auch jede Staatsgewalt fordern , daß
ihren Worten und Erklärungen , die sie giebt, von anderen Mächten
Glauben beigemessen werde, so fern sie auch ihrerseits Treue und
Glauben bewährt )̂.

Was übrigens ein Staat oder seine Regierung selbst gegen
andere Staaten zu beobachten und zu unterlassen hat , muß oder
sollte er doch von seinen Angehörigen gleichfalls beobachten lassen
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und nicht dulden . Allein bis auf diesen Augenblick hat sich die
Gesetzgebung der Einzelstaaten nur wenig oder gar nicht mit einer
Sicherstellung anderer Staaten gegen mögliche Verletzungen be¬
schäftigt 2). Einer wartet hier meist auf den anderen . Nur Bundes¬
verhältnisse führen von selbst zur Berücksichtigung der Bundesgenossen¬
schaft . Die nähere Darstellung der hiernach eintretenden Verhältnisse
bleibt dem Kapitel von den Verbindlichkeiten aus Rechtsverletzungen
Vorbehalten .

*) Vgl. Vattel II , 134. Eine bloße Vertheuerung der Zufuhr über das bisher
Gewöhnliche, z. B . durch Zollerhöhung, ist noch keine Rechtsverletzung.

") Jede Negation oder Beeinträchtigung der Rechte und Institutionen anderer
Staaten ist eine Beleidigung, z. B . die Nachprägung der Münzen eines Staates ,
besonders mit Verringerung des Gehaltes ; ebenso der Mißbrauch seines Wappens ,
seiner Flagge , überhaupt jeder Betrug . Vgl . Vattel I , K 108. ^Vool86̂ ,
IntroänLtion H 83 : nation das Ä oL rsputation , 6V6r̂ otksr
tlisrst 'ors is dounä , to g-bsts-in t'roiri äs 6<l 8 g-nä vvoräs, ars oalonlLttztl
to v̂ounä it8 S6N86 ok Lliarg-etsr or to in ûrs it8 Aooä nanis or tliat ok its
soversi ^n, dekors tlis vorlä ."̂

b) So kann kein Staat im internationalen Verkehr die Verfassung des anderen
ignoriren, wenn er sie nicht anzusechten berechtigt ist.

4) Das Nähere hiervon unten bei der Collision der Staatenrechte . Z 34 f.
-' ) H Da der Souverain den Staat nach Außen vertritt, fo ist er sowohl im

Auslande unverletzlich, als daselbst auch gegen Beleidigungen in Wort und Schrift
geschützt. Vgl. 8 54.)

b) Freilich darf auch keiner Nation der Anfprnch auf Ruhm positiv abgesprochen
werden. Dies meint wohl Vattel I , 190, wo er jede attac ûs ä ^ ä 'uns
nation für eine Ehrenkränkung zu erkären scheint.

? 660LtL noosntiuni nots, 6886 oxortkt, 6t 6xx>6äit . 1 .̂ 18 D . äs injur.
Ueberhaupt treten hier die Grundfätze der Privatinjurien in Anwendung.

b) Schriften hierüber f. in v. Kamptz, Lit. H 93.
v) Der Egoismus der Staatspraxis ist zuweilen so weit gegangen, die Existenz

anderer Staaten und ihrer Rechte ganz zu ignoriren. So hat man z. B . Ein¬
schwärzungen in fremde Staatsgebiete , felbst in der gerichtlichen Praxis , nicht selten
für etwas ganz Erlaubtes betrachtet, defsen man sich nicht einmal zu schämen
brauche. Ein anderes System hat der Gerichtshof, dessen Mitglied zu sein der Ber-
sasser die Ehre hatte, in Betreff der Frage angenommen, ob ein Schmuggelvertrag
nach dem Ausland hin den guten Sitten zuwider sei, und diese Frage bejaht , aus
folgenden Gründen , welche wesentlich die obigen Grundsätze des Paragraphen be¬
stätigen:

„In Erwägung , daß dem Revisions- und Cassationshofe die BeurtheilUng der
Frage nicht entzogen ist : ob eine Convention den guten Sitten zuwider fei? indem
es sich dabei nicht von zufälligen Vorstellungen , sondern von feststehenden Be¬
griffen handelt, die, wo sie das Gesetz berücksichtigt, auch als Theil von diesem selbst
anzusehen sind;

daß nun aber der Begriff des sittlich Erlaubten oder Unerlaubten nicht blos
auf das Gebiet eines bestimmten einzelnen Staates beschränkt und damit abgeschlossen
werden kann ;

daß die Sittlichkeit des Willens , welche die Grundlage der guten Sitten ist,
wesentlich auch darin besteht, Niemand in seinem Recht zu verletzen und sich dadurch
nicht mit dem Schaden des Anderen zu bereichern;
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daß nun jeder Einzelstaat das unbestreitbare Recht hat , von den aus dem
Auslande einzuführenden Waaren Nachweisungen zu fordern und Abgaben zu erheben :

daß zwar andere Staaten die Ausübung dieses Rechtes nicht zu erleichtern
oder zu unterstützen haben , eine Beeinträchtigung desselben aber nichtsdestoweniger
ein Unrecht bleibt , folglich auf Seiten desjenigen , der sie vorsätzlich, besonders aus
Eigennutz , unternimmt , oder vertragsweife veranlaßt , eine unleugbare Unfittlichkeit
darstellt ;

daß daher der Rheinifche Appellationsgerichtshof mit Recht die in Rede stehende
Convention wegen Einfchmuggelung von Waaren in ein fremdes befreundetes Land
als den guten Sitten zuwider und deshalb für ungültig erklärt hat " u. f. w.

So auch Pfeiffer , Prakt . Ausf . III , 83 . In entgegengefetzter Weife hat noch
der Parifer Appellhof 1835 geurtheilt : <iu6 1a eovtredanäs L l 'eti -ÄNAsr v ' sst
x»3.8 uns 6ÄU86 illioits ä 'Obligation . Auch England und die Vereinigten Staaten
Nord -Amerika 's besolgen dieses System , worüber sich in unserem Sinne ausspricht
ksnäo , Msiri . äsl äsrsetio iritsi -n . x>. 144 . Vertheidigt wird es von Duncker
im Arch. f. civ. Praxis XXI , 221 . — Ueber Streitigkeiten einzelner Staaten
wegen des Schleichhandels der Unterthanen s. Mofer , Verf . VII , 756 . Ein Preuß .
Gef. v. 22 . August 1853 (G .-S . 926 ) straft den Schmuggel nach dem Auslande ,
wo Gegenfeitigkeit vereinbart ist. Das ist der Anfang zu einem focialen Fortschritt
des Rechtes .

III . Recht auf gegenseitigen Verkehrs .

33 . Soll ein dem höchsten Ziel des Völkerrechtes (H 2) ent¬
sprechender Verband unter Nationen bestehen , so müssen sie sich auch
einem gegenseitigen Verkehr für ihre geistigen und materiellen Be¬
dürfnisse öffnen 2). Das Postulat eines derartigen Verkehrs versteht
sich zunächst von selbst unter den versassungsmäßigen Repräsentanten
der verschiedenen Staaten , wosür sich seit Alters gewisse Bräuche
und Gewohnheiten ergeben haben (s. Buch 3), sodann aber auch für
die Angehörigen der Einzelstaaten . Das Prineip der Verkehrs¬
freiheit ist jedoch kein unbedingtes . Die nächste Grenze setzt ihm
die Gerechtigkeit , welche aus Gleichheit und richtiger Ausgleichung
des Ungleichartigen beruht , mithin auch keinen Staat verpflichtet ,
einen Verkehr mit anderen zu führen , wobei er nur im Nachtheil
und letztere allein im Vortheil sein würden ; eine fernere Grenze
auch die Selbsterhaltung jedes Staates , welche nicht zugeben kann ,
sich durch Gestattung eines unbedingten Verkehres in Abhängigkeit
von anderen Staaten zu setzen oder schädliche Einwirkungeen von
ihnen in sich aufzunehmen .

Welche Vorsichts -, Abwehr -, Ausgleichungs - oder Beförderungs¬
maßregeln in der einen oder anderen Beziehung zu ergreifen sind ,
fällt allein der inneren Politik des Staates anheim . Ihr steht es
zu, schädliche Arten des Verkehres und Handels in ihrem Gebiete
ganz zu untersagen , den Fremdenverkehr durch Paßvorschriften und
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polizeiliche Anstalten zu controliren , fremde Artikel der Ausgleichung
halber mit Schutzzöllen zu belegen , die Stapelplätze und Wege des
Verkehres zu bestimmen , durch Handelsverträge , Errichtung von Frei¬
häfen (Z 243 ) und ähnliche Anordnungen den Verkehr zu befördern ,
hierbei auch einzelne Nationen vor anderen zu begünstigen (Z 27 ),
ja selbst Monopole zu ertheilen , wenn dergleichen noch in irgend
einer Hinsicht wahrhaften Vortheil gewähren könnten ; endlich kann
eine Nation sich durch Vertrag gewissen Handels -Beschränkungen
gültig unterwerfen , wenn sie damit nur ihre unabhängige Existenz
nicht aufgiebt .

Die Grundsätze , auf welchen das Völkerrecht einer civilisirten
Staatengesellschaft bestehen muß , sind allein diese :

I . Jede völlige Jsolirung eines Staates von dem Verkehre
mit anderen Nationen schließt vom Genüsse des Völkerrechtes aus.

II . Kein Staat kann , ohne eine Feindseligkeit zu begehen , dem
anderen einen Verkehr mit solchen Artikeln abschneiden , deren dieser
Staat zu seiner Existenz wesentlich bedarf (Z 30 ).

III . Kein Staat kann ohne Feindseligkeit einer anderen Nation
den unschädlichen Gebrauch von Land - und Wasserstraßen oder
sonstigen öffentlichen Verkehrsanstalten in seinem Gebiete versperren ,
es sei sür den Binnenverkehr oder um dadurch von einem dritten
Ort die nöthigen geistigen oder leiblichen Bedürfnisse zu beziehen
oder dahin zu führen )̂ .

IV . Kein Staat kann ohne Beleidigung und Verletzung einen
anderen Staat von der Verkehrsconcurrenz nach einem dritten Staat
ausschließen , wenn dieser nicht selbst die Ausschließung will oder
geltend macht 4).

V . Jede Nation muß , wenn und so weit sie sich dem Ver¬
kehr öffnet , Treue und Glauben bewahren . Sie darf diese nicht zu
ihrem Vortheil mißbrauchen )̂ ; nur eine sonst unabwendbare Noth
entschuldigt .

VI . Kein Staat kann die gehörig legitimirten Unterthanen
eines anderen befreundeten Staates zurückweisen , oder , nachdem sie
einmal von ihm ausgenommen sind , wieder ausweisen , ohne bestimmte
ihrer Regierung mitzutheilende Ursachen )̂ . In keinem Falle darf
es in unmittelbar kränkender Form geschehen, wenn jene nicht durch
ihr Verhalten einen zureichenden Grund zu einer solchen Behand¬
lung geben 7).



§ 33 . Das Völkerrecht oder die Grundrechte der Nationen m Friedenszeiten . 81

VII . Jeder Handel und Verkehr , welcher den allgemeinen
Menschenrechten zuwiderläuft , ist geächtet . Niemand begeht ein
Unrecht , wer ihn stört oder vernichtet .

Dies ist an sich das Gesetz des Sklavenhandels . Die Be¬
strebungen der Europäischen Nationen gegen ihn , vornehmlich seit
dem Wiener Congreß )̂ , sind bekannt , aber noch nicht vollendet ,
und schwerlich zum Ziel zu bringen , so lange es keine Ueberein -
stimmung unter den Seemächten über die anzuwendenden Mittel
und deren Modalitäten giebt . Bis dahin kann demnach zwar jeder
Staat in seinem Gebiete und unter den Seinen oder vertrags¬
mäßig mit anderen Mächten den Sklavenhandel unterdrücken , aber
nicht gegen dritte , die ihn dulden , als Piraterie iure Zentium ver¬
folgen v) .

*) Klüber , Völkern H 69 . S . auch Zachariä , 40 Bücher IV . 21 . Oslvo , Or -.
iritsru . I , H. 384 .

2) sk. Die heutigen Verhältnisse ziehen alle Staaten unwiderstehlich in Ver¬
kehr unter einander . Man kann indeß noch nicht behaupten , daß die vollkommene
Abschließung eines Staates vom Verkehr mit allen ändern völkerrechtswidrig sei,
wie z. B . China , Japan , Paraguay es thaten , denn dann wären es auch die Be¬
schränkungen, denen der Verkehr in ersterem noch heute unterworfen ist, die Abschließung
an sich verletzt noch keinen anderen Staat . Die Conflicte , welche, was die beiden ersteren
betrifft , zur Brechung des Jsolirungssystems führten , entstanden aus positiven
Vergehen , Seeräuberei , Plünderung Gestrandeter u . s. w., aus Menschenraub bei
den asiatischen Khanaten , richtig aber ist, daß ein Staat , der sich von allem Ver¬
kehr mit ändern ausschließt , damit außerhalb der internationalen Gemeinschaft tritt . j

b) Die Aelteren nennen es das ins usu8 innoeui , im Besonderen transitus
oder pÄ88L̂ ii innoxii , streiten aber darüber , ob es ein vollkommenes oder unvoll¬
kommenes sei. Nur die Nothwendigkeit menschlicher Bedürfnisse giebt ein bestimmtes
Recht, wie schon Cocceji und nach ihm Günther 1, 225 Not . e bemerkt hat . S . auch
Pusendorf , ŝ. N . III , 3 , 6 . Die Versagung von etwas dem Einen blos Nütz¬
lichen, dem Anderen Unschädlichen ist höchstens ein unfreundliches Benehmen . Viele ,
z. B . Groot II , 2 , 13 und Vattel II , 123, 132 - 134 , nehmen auch hier ein Recht
an , milssen aber natürlich das Urtheil über Schädlichkeit oder Nichtschüdlichkeit dem
Eigenthümer Vorbehalten . Dies ist das Richtige. K. Was aber ein Staat für
sich oder seine Angehörigen als nothwendig erachtet , ist höchst relativ und deshalb
kein Kriteriums

*) Vormals wurden Prätensionen dieser Art auf Alleinhandel nach Ost- und
Westindien gemacht. Begreiflich können Colonien eines Staates hier nicht als
dritter Staat behandelt werden . Sie hängen von dem Mutterlande und dessen Be¬
stimmung ab . Ost hat dieses sich den Alleinhandel dahin Vorbehalten. Wir er¬
innern an die äroits lliunioixaux der Französischen Colonien .

Dahin gehört Verletzung des Postgeheimnisses , sk. die früher nur zu all¬
gemein war . j

b) sk. Dies dürfte , obwohl es der Regel nach nicht geschieht, zu bestreiten
sein, jeder Staat hat das Recht, nach Belieben Ausländern den Aufenthalt in seinem
Gebiet zu gestatten oder zu verweigern , also sie auch auszuweisen . Z 62 .s

' ) Die angeführten Modalitäten bringt das Recht auf Achtung mit sich. Keine
genügsame Rücksicht ist darauf genommen in dem völkerrechtlichen Worte , betr . die

Hefster , Völkerrecht. 8. Aust !- 6
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Ausweisung von Hecker und Jtzstein , in den Jahrb . der Preuß . R .-Wissensch.
Bd . IiXV , S . 559 . Zu weit geht auf der ändern Seite ^ .lex . Oon8tg ,vtg .n1o8,
Ä6 iurs sxpkllknäl x>6r6 ^ i'in08 . Lsrol . 1849 .

2) Pariser Frieden von 1814 mit Großbritannien , Zus .-Art 1. Declaration
der Bevollmächtigten der acht Europ . Mächte v. 8 . Februar 1815 . Päpstl . Breve
v. 3 . Dec . 1839 in NLrttzNZ-Uur -lig.rä , R . XVI , 1034 . Deutscher Bundes¬
beschluß v. 19. Juni l845 , „den Negerhandel wie Seeraub oder Menschenraub zu
bestrasen " . Sodann verschiedene Specialverträge Europäischer Mächte unter ein¬
ander . Ueber den Stand der Sache s. Llüdsr , Or . ä . A. 72 . Ausland von
1842 . Nr . 335 ff. Nar -tiarä , N . 8uxpl . t . III , p . 38 . 238 ; die Verträge zwischen
England , Frankreich und den Niederlanden v. 30 . Nov . 1831 und v. 22 . März
1833 (Uartsns , R,. IX , 547 . 555 ) , nebst den Beitrittsacten von Sardinien v.
8 . August 1834 (ebendas. XIII , 194 ), der Hansestädte v. 9 . Juni 1837 (ebendas.
XV , 191 ) , Toscana 's v. 24 . Nov . 1837 (ebendas. XV , 292 ) ; den Ver¬
trag zwischen Oesterreich , Preußen , Großbritannien und Rußland v. 20. Dec.
1841 (X . R.. 8 . II , 392 ) ; zwischen England und Frankreich v. 29 . Mai 1845
(ebendas. VIII , 284 ) ; jetzt auch zwischen England und der Nordamerikanischen
Union v. 7. April 1863 , K. serner zwischen England und dem Deutschen Reich
v. 29 . März 1879 , endlich die Congo -Acte v. 26 . Februar 1885 . Die Auf¬
hebung der Sklaverei in den Verein . Staaten hat dem alten Sklavenhandel seine
Hauptnahrung entzogen , dagegen wird er noch lebhaft bekämpft an der Ostküste
Afrikas , und eine neue verhüllte Art des Menschenhandels hat sich vielfach in den
Contracten gezeigt, malayische Arbeiter (6oo1iss ) zu liefern . Das Verbot trifft nur
den Sklavenhandel nach Außen , nicht die Sklaverei , die, so verwerflich sie ist , nur
den Staat angeht , der sie duldet . Die Verträge werden ergänzt durch die heimischen
Gesetzgebungen , zusolge der Art . 6 und 9 der Congo -Acte wird Deutschland seine
Strafgesetzgebung vervollständigen müssen , so daß alle Beförderer des Sklaven¬
handels unter Strafe gestellt werden uud bestimmte Greuzeu zwischen dem zwangs¬
weisen Arbeitsvertrag und der Sklaverei gezogen werden . Daneben bedarf das
völkerrechtliche System der Bekämpfung des Sklavenhandels des Ausbaues , weil die
einzelnen Verträge inhaltlich sehr verschieden sind und der Einheit des Verpflich¬
tungsgrundes entbehren , vgl . v. Martitz , Das internat . System zur Unterdrückung
des afrikan . Sklavenhandels in feinem heutigen Bestände (Archiv f. öffentl . Recht I
S . 43 . Gareis , Die Jnterdiction des Sklavenhandels in v. Holtzendorfs, Handb . II ,
8 102 — 106 .^

0) Vgl . kliilliniors I , p . 402 .

Modalitäten der allgemeinen Rechte der Einzelstaaten im gegenseitigen
Verhältnis unter einander .

I . Verhältnisse der Staatsgewalten zu auswärtigen
Souveränetätsacten und Rechtsverhältnissen in

Collis ionssällen .

34. Dem Territorialprincip und dem Recht aus Unabhängig¬
keit kann niemals die ausgedehnte Deutung gegeben werden, daß
Souveränetätsacte und Rechtsverhältnisse sremder Staaten für einen
anderen völlig gleichgültig und ein sns seien. Schon das Recht
auf gegenseitige Achtung würde sich einem solchen Jndifferentismus
widersetzen; es giebt aber noch außerdem bestimmte Gründe, welche
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zur Berücksichtigung der Rechte fremder Staatsgewalten nöthigen ;
namentlich

I . im völkerrechtlichen Verkehre , in so fern die dabei concurriren -
den Personen oder Sachen verschiedener Staaten hinsichtlich ihrer
staatsrechtlichen Eigenschaften lediglich nach dem Recht desjenigen
Staates zu beurtheilen sind > welchem sie angehören . Eine An¬
erkennung dieser Eigenschaften kann nur verweigert werden , wenn
sie dem völkerrechtlichen Herkommen widersprechen , oder zum Prä¬
judiz des concurrirenden Staates gereichen

II . in so fern es bei Beurtheilung und Entscheidung inländischer
Zustände auf Souveränetätsacte und Rechtsverhältnisse des Aus¬
landes wenigstens thatsächlich ankommt . Hierbei kann natürlich nur
auf die Zustände der auswärtigen Staaten selbst Rücksicht genommen
werden , auch ist dabei den Mittheilungen der dortigen Staats¬
behörden Glauben beizumessen , wenn gegen deren Echtheit und
Competenz keine Ausstellung Platz greift )̂ .

Im Uebrigen fteht es völlig in der Willkür jedes Staates ,
fremden Regierungsacten in seiner Mitte bestimmte Wirkungen bei¬
zulegen oder nicht , wiewohl jenes immer nur unter der Bedingung
der Reciprocität oder mit stillschweigender Voraussetzung derselben
zu geschehen pflegt .

Haben endlich mehrere Staatsgewalten ein gleiches Bestimmungs¬
recht hinsichtlich deffelben Falles oder Gegenstandes , so verfährt
jede unabhängig , und die Priorität entscheidet sich allein nach dem
Gesetz der Prävention , d. H. des dermaligen Besitzstandes .

So kann kein Staat den bei ihm beglaubigten diplomatischen Personen die¬
jenigen Eigenschaften , Titel und dergl . versagen / welche ihnen von ihrem Staat
beigelegt sind.

") Zur Versicherung hierüber dienen die diplomatischen Agenten als Vermittler .
Diese lassen Qualität und Competenz der Urkundenaussteller durch die Behörden
des fremden Landes , zuletzt gewöhnlich durch das Ministerium der auswärtigen
Angelegenheiten legalisirendann beglaubigen sie dessen eigene Signatur . Unter
Staaten , die mit einander und mit ihren Einrichtuugen genauer bekannt sind, be-
dars es solcher Weitläufigkeiten nicht. In Preußen ist durch eine gemeinschaftliche
Verfügung der Ministerien der Justiz und auswärtigen Angel , v. 22 . März
1833 (v. Kamptz , Jahrb . XU , 220 ) eine paffende Grenze gezogen; und fo wird
man es überall halten können, wo man es sich nicht zur Schande , fondern zur
Ehre rechnet, auch die Institute anderer Nationen zu kennen. Wegen Großbritan¬
nien vgl . ^ .et . 19. 20 . Vietoris , oax . 113 . kbilliniors IV , 727 ff. 691 . Wegen
Nordamerika LalleLk 179 .

6*
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Insbesondere bei der Rechtspflege .

35. Aus denselben Gesichtspunkten des Rechtes und der Con-
venienz ist das Verhältniß der Justizverwaltung der verschiedenen
Staaten zu bestimmen )̂. Denn auch die Justizhoheit , d. i. die
Gesetzgebung und richterliche Gewalt über die Individualrechte der
Staatsangehörigen , welche ihnen als Privatpersonen zustehen sollen,
ist nur ein Theil der Staatsgewalt , mithin in keiner anderen Lage
als jedes andere Hoheitsrecht .

Als leitende Grundsätze sind hierbei folgende an die Spitze zu
stellen :

I . Jeder Staat ist berechtigt , seinen Angehörigen die Regel
ihres Verhaltens , so weit es nur der in ihm lebendige Begriff der
persönlichen Freiheit gestattet , sowohl im Jnlande wie im Auslande
mit Rechtsverbindlichkeit für sie vorzuschreiben; ebenso dem Ausländer
während seines Aufenthaltes im diesseitigen Staatsgebiet .

II . Jeder Staat ist berechtigt, denjenigen Rechtsverhältnissen ,
welche in seinem Gebiet Wirkungen haben sollen, die Bedingungen
ihrer Gültigkeit vorzuzeichnen, in so fern sie in ihm selbst oder unter
seinen Angehörigen im Auslande zur Entstehung kommen; den außer¬
halb seines Bereiches entstandenen aber entweder die Wirksamkeit
hier zu entziehen, oder sie von besonderen zusätzlichen Bedingungen
abhängig zu machen. Dagegen kann er keiner ihm fremden Person
oder Sache so lange sie dieses ist und bleibt, ein Gesetz vorschreiben.
Im Besonderen hat er keine directe Gerichtsbarkeit über den fremden
Staat selbst, auch nicht wegen Verpflichtungen gegen die diesseitigen
Unterthanen )̂.

III . Jeder Staat ist befugt, über die streitigen Rechtsverhält¬
nisse, welche in seinem Gebiet, es sei gegen Sachen oder Personen ,
in Anspruch genommen werden , zu entscheiden, dafür die Regeln
der Proeednr vorzuzeichnen und beobachten zu lassen.

IV . Kein Staat ist an und sür sich rechtlich verpflichtet, dem
anderen die Ausübung der Rechtspflege zu erleichtern oder ihn dabei
zu unterstützen. Jedoch bringt hier das Interesse aller ein wechsel¬
seitiges Entgegenkommen und dadurch sogar die Entstehung von
allgemeinen Observanzen mit sich.

Alles Uebrige gehört den besonderen Zweigen der Rechtsver¬
waltung an . Vieles ist hierbei der Convenienz der Staaten über-
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lassen, oder es ist particuläres Herkommen mehrerer Staaten unter
einander geworden; jedoch darf die zufällige Nebereinstimmung vieler
oder der meisten bekannten Particularrechte von Einzelstaaten noch
nicht als Beweis eines einseitig unabänderlichen gemeinsamen Rechts¬
grundsatzes geltenb).

Die umfassenderen Werke über diesen Gegenstand des internationalen Rechtes
sind von 8tor ^ , OommkutarikZ on tlik oonüiet ok 1g>v?8 torkiSN anä äom68t ,ic .
öo8toii 1841 (vgl. Krit . Zeitschrift d. Ausl . VII , 228 ) , und von I 'oklix , Iraits
du äroit inisi -nationg -l xrivs . Vierte Ausg . Paris 1866 . Pütter , Das prakt .
Europ . Fremdenrecht . Leipzig 1845 . Pfeiffer , Das Princip des Internat . Privat -
Rechts . 1851 . Vorzüglich auch L. Bar , D . internat . Privat - und Strafrecht .
Hannov . 1862 . Hamaker , D . internat . P .-R ., seine Ursachen und Ziele 1878 .
Brodier , Iksoris äk droit international xrivs . 1873. k'iors , äroit intsr -
nat-ional privö. 1875. Lroolisr , I>louv6LNT'rÄits äs äroit, intsrnÄtionLl privä .
1876 . klülliinore Vol . IV . Oalvo livrs VI . ^Vtisaton -Dong . ^ 134. Hallevlr
odaxt . VII . Westlake , Lehrbuch des internat . Prwatrechts mit bes. Berücksichti¬
gung der engl. Gerichtspraxis , deutsche Ausg . von v. Holtzendorss. 1884 . Wegen
Spanien : ü -iguelms libr . I , tit . 1. 2 . Andere blos auf das Civilrecht sich be¬
schränkende Werke s. nachher zu 8 37 . — Eine liebersicht der gesammten Literatur
bietet R . v. Mohl , Gesch. und Lit . d. Staatswissensch . I , 441 . S . auch Hurä ,
toxios of ŝuri8pr . Nsv Vorlc 1856 .

kar in xarem non kadst imxsriuin . Vgl . ^ .rrot äs 6as8 . v. 24 . Ja¬
nuar 1849 . des Irib . v. 26 . ^ 6 . >6 . Dabei bleibt die Regel bestehen,
daß jeder Contraet , der nach den Gesetzen des Landes , wo er vollzogen , gültig ist,
als der Wille der Parteien gilt und als solcher auch in einem anderen Lande an¬
erkannt wird , dessen Gesetze die Wirksamkeit der betr . Stipulation nicht unmittelbar
zulassen, sofern der betr . Vertrag nur nicht Verhältnisse betrisst , welche der andere
Staat als unsittlich verwirft , wie Sklaverei , Kupplerei u. s. w., und nicht die Inter¬
essen des Staates verletzt, wo er ausgeführt werden svll. j

o) Für die Länder des jetzigen Deutschen Reiches ist das Nähere durch das
Nordd . B .-Ges. v. 21 . Juni 1869 , ausgedehnt auf die Südstaaten durch Ein -
führungs -Gesetz der Verf . des deutschen Reichs v. 16 . April 1871 , geordnet , s. Ende¬
mann , Die Rechtshilfe im Nordd . Bunde . Berlin W69 .

a . Strafrechtspflege *) .

36. In Betreff der Strafrechtspflege sind wesentlich die nach¬
folgenden Grundsätze anzuerkennen:

I. Dieselbe kann sich nur erstrecken
a. auf Verbrechen und Vergehungen, welche im Jnlande

von irgend einer dort befindlichen Person, sie sei In¬
länder oder Ausländer, begangen sind2);

1). auf Missethaten, welche im Auslande von einem Unter-
than gegen feines Staates auch noch im Auslande ver¬
pflichtende Strafgesetze verübt sind )̂.

Während man in der Theorie oft nicht einmal den zweiten
Satz einräumt und dem Staate jedes Strafrecht bei ausländischen
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Verbrechen absprechen will, geht die Praxis der Emzelstaaten selbst
viel weiter und erlaubt jedem derselben, fast mit gemeinsamem Ein-
verständniß, alle diejenigen Delicte, welche gegen seine Existenz und
wichtigsten politischen Interessen von einem Ausländer im Ausland
begangen werden, selbst zu bestrasen̂). Ehedem hielt man sich sogar
zur Bestrafung aller irgendwo verübten Verbrechen für competent,wenn
kein näher Betheiligter die Bestrafung übernommen hattê ). Die
Ausübung des Strafamtes für einen anderen, eigentlich competenten
Staat vermöge eines Auftrages desselben würde zwar im Allge¬
meinen nicht für unzulässig zu halten sein̂ ), jedoch steht ihr der
jetzt herrschende constitutionelle Grundsatz entgegen, daß Niemand
seinem natürlichen, d. H. verfassungsmäßigen Richter entzogen
werden dürfe.

II . Jeder Staat hat nur nach seinen eigenen Gesetzen und mit
Beobachtung seiner Procedurformen zu strafen̂).

III . Haben mehrere Staaten in demselben Falle ein concurri-
rendes Strasrecht, so ist jeder gleichmäßig berechtigt, sein Strafamt,
ungehindert durch den anderen, auszuüben, keiner aber auch ver¬
pflichtet, dem anderen die Priorität einzuräumen. Keine auswärtige
Litispendenz bindet die Staaten in Criminalsachen. Selbst wenn
der eine gestraft oder freigesprochen hat, könnte der andere auch
noch feinerfeits strafen, wenigstens noch das nach seinen Gesetzen
fehlende Strafmaß hinzufügen, wenn er nicht den uralten Grundfatz
der Gerechtigkeit: Non Ki8 in iäsm, gelten lassen will )̂.

IV . Kein Staat ist schuldig, den anderen bei Ausübung des
Strafrechtes zn unterstützen oder auch die Straferkenntnifse des
anderen als eine Wahrheit für sich anzuerkennen und zu vollziehen*").
Selbst Bundesverhältniffe machen hierin ohne bestimmte Vereinbarung
keine Ausnahme"). Da jedoch alle Staaten ein gleich starkes
Interesse daran haben, die Unterdrückung und also auch Ermittelung
von Verbrechen zn fördern, fo pflegt keiner dem anderen auf ge¬
hörige Jntereession seine Hilfe in polizeilichen oder gerichtlichen
Untersuchungshandlungenzu versagen, falls nicht der Verbrecher in
Schutz gegen fernere Verfolgung genommen werden soll, welchen zu
gewähren kein Staat gehindert wird̂ ). Die formelle Gültigkeit
auswärtiger Proceduracte bestimmt sich nach den dortigen Gesetzen̂).

Von Recht und Pflicht der Auslieferungen wird weiterhin
Z 63 die Rede sein.
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Hierüber sind zu bemerken : A. F . Berner , Wirkungskreis d. Strafgesetzes .
Berlin 1853 . S . 8l . Lroolisi ', sur les 6oriüit8 6 « Ik^ islgtion 6» rnÄtisre äe
äroit psllg.1. ^ sv . äs droit, international . VII . Flors , trsitö äs äroit ^snal
lnternstional kt 6s l'extrg-clltion. 2?rÄ<1nit et annotk par Oli. ^ ntoins .
2. vol . 1880 . klnlliinoi -6 1, 454 . Bar a . a . O . 8 131 ff. S . 604 , und dazu die
Lehrbücher des Strafrechtes . Die Ansichten sind jedoch noch immer sehr von ein¬
ander abweichend.

2) >6 . Deutsches St .-G .-B . 8 3. Ferner straft der Staat seine Angehörigen
für die auf seinem Gebiete begangenen Vergehen allein , selbst wenn letztere gegen
einen Auslandsstaat gerichtet waren , z. B - ein Deutscher , der Russische Banknoten
in Deutschlaud fälscht, deshalb ß 9 : Ein Deutscher darf einer ausländischen Regie¬
rung zur Bestrafung nicht ausgeliefert werden .̂

2) Der Verf . bezieht sich hierbei auf sein Lehrb . des Crim .-Rechts Z 25 —27
und ein Urtheil der Hallischen Juristeufaeultät von 1832 . (N . Arch. des Crim .-
Rechts Bd . XIV , S . 546 .) Die dafelbst ausgesprochene Ueberzeugung steht bei
ihm unerschütterlich fest. Vgl . auch Faustin Uslis , Idsoris äu 6. psnal , t . II ,
p . 563 : „II nous xar -M , HU6 Is xrinoips Hni äselark la loi xenals esssn -
titzllenisnt territoriale , s reyu en Aönör-Al uns kausss »pplieg -tion — yus si
la loi xönalk 68t territorials 6n 66 ssns , ^ '«lls ns psut . xas Ztrs Apxliyu ««
«sus sur 1ö tsrritoirk , slls xtzut neaninoing i-e^ ir . äAN8 uns oertain « inssurk ,
168 aotions äes 6ito ^6N8 psnäLnt ltznr ssjour L l 'ätrÄNKer , st rspriinsr ä, lsur
retour Iss inkrastions l̂ n 'ils ont xu soinnisttrs ."

!6 . Das Strafrecht des Heimathsstaates in diesem Falle ist unbestritten , es
beruht darauf , daß durch das Unterthanenverhältnis ; das rechtliche Band zwischen
Person und Staat erhalten ist und daß ein im Ausland begangenes , aber dort
nicht verfolgtes Verbrechen nicht straflos bleiben soll. Für die Ausübung dieses
Rechts aber besteht große Verschiedenheit : gar nicht ftrafen die Verein . St . die von
ihren Bürgern im Ausland verübten Delicte . England straft für Hochverrat !),
Todtschlag , Bigamie , Verbrechen in uucivilisirten Staaten und auf Schiffen in frem¬
den Gewässern , liefert aber in ändern Fällen eventuell seine Unterthanen an den
Staat aus , wo das Verbrechen begangen . (^ Irsaton sä . Lo ^ ä 8 120 «,.) Ebenfo
strafen Belgien und Holland für gewisse schwere Fälle , Italien straft Verbrechen ,
Vergehen nur bei Reciprocität . Deutschland St .-G .-B . 8 3 u. 4. Frankreich Ges.
v. 27 . Juni u . 3. Juli 1866 . ,/Iout ^ ui dors äu tsrritoirs g'sst
rsnäu eonpadls ä 'un srirns puni par ls , loi kr-sn ^rriss xsut strs poursuivi
st MAS sn Kranes , 8i le tait sst pnui xg-r la l6Ai8lLtion äu zrs.̂ 8, oü il s
sts eoinini8 ," ausgen ., wenn der Delinquent den Beweis erbringt , daß er im betr .
Auslandsstaate definitiv abgeurtheilt ist.

Verschieden wird die Frage beantwortet , ob ein Staat die im Ausland von
einem Ausländer gegen ihn oder seine Angehörigen verübten Vergehen strafen kann ,
falls der Thäter später in seinen Machtbereich kommt. England und die Verein .
St . thun dies nicht, dagegen D . St .-G . Z 3 , al . 2 . Im Auslande begangene
bloße Uebertretungen sind nur auf Antrag oder bei Vereinbarung zu strafen . D .
St .-G . 8 6.^

4) Den Beweis hiervon s. in v. Kamptz ' Jahrb . der Preuß . Gesetzgebung,
Bd . XXIX , S . 19 ff., und in den neuesten Strafgefetzgebungen .

5) So früherhin Oesterreich und Preußen ; gewiß in der rühmlichsten Weise ;
nämlich zufolge des Gedankens , daß jeder Staat zur Unterdrückung des Unrechtes ,
wo es auch vorkomme, seine Mitwirkung leisten müsse. Allein so lange es ver¬
schiedene Gesetze giebt, möchte doch wohl kein Staat seine Gesetze solchen Fällen auf¬
dringen dürfen , die nicht unter ihnen geboren sind, oder fremde Gesetze in einzelnen
Fällen zu den seinigen machen können.

6) Dies lehrt z. B . Martin , Lehrbuch des Crim .-Proz . H 20 , und Klüber ,
Völkerr . Z 63 . Dagegen vgl. Weigand , Erört . des Crim .-Rechts 1836 . 8 . 64 , und
Oppenheim , Völkerr . 385 .
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Sonst wollte man die Gesetze des Ortes des begangenen Verbrechens allein
oder doch nebenbei berücksichtigt haben - Diese Meinung ist jetzt von allen Crimina -
listen mit wenigen Ausnahmen aufgegeben , auch in den neuen Strafgesetzgebungen .
Die Strafe beruht aus einer obligatio 6x gegen den Strafenden .

») M . s. des Bers . Lehrbuch des Criin .-R . 8 280 . 181 Note 2 . Schmid
a . a . O . 8 90 . II . Urtheil des Pariser Cassationshofes v. 14. April 1868 , in der
R,6vu6 äs äroit intern . I , x>. 101.

sk. Dies ist zu bestreiten , der Grundsatz ns dis in iäsm ist unbedingt maß¬
gebend und durchweg in der neueren Gesetzgebung anerkannt . Er beruht aus der
gegenseitigen Anerkennung , daß civilisirte Staaten das Unrecht gebührend strasen .
Freisprechung , Begnadigung , Verbüßung der Strafe , Verjährung in einem Staate
sind maßgebend für den ändern . So D . St .-G .-B . 8 5. Es folgt daraus , daß
eine unvollständig in einem Staate verbüßte Strafe den Betreffenden nicht befreit , aber
in Anrechnung zu bringen ist.^

o) Das Gegentheil ist allerdings oft von älteren und neueren Autoritäten be¬
hauptet worden , z. B . von Schmid a . a. O . 8 87 „eine allgemeine Pflicht der
Staaten , die Erhaltung einer sittlich rechtlichen Ordnung unter den Menschen im
Ganzen als ihren vornehmsten Zweck zu betrachten , daher auch einander in der
Handhabung der Strasgerechtigkeit beizustehen" . Allein man kann dies nur als
einen moralischen Gesichtspunkt gelten lassen, der das freie Ermessen des Einzel¬
staates nicht ausschließt , ob der concrete Fall zu einer strasrechtlichen Verfolgung ,
wie sie der andere Staat beabsichtigt, wirklich geeignet sei. Gesordert werden
kann hier nichts ! Vgl . überhaupt Bar , a. a . O . 8 146 . S . 577 ff.

Hierüber sind alle Neueren einverstanden (^ oelix x . 572 8 604 sä . 2)
und die Praxis ist damit im Einklang , wenn nicht Verträge das Princip ansheben .
Nur mittelbar sind Strasurtheile gegen den eigenen Unterthan auch im Auslande
von Einfluß , in so fern sie emen bürgerlichen Status , mithin auch seine privatrechtliche
Capacität verändern , wovon nachher , bei der bürgerlichen Rechtspflege .

" ) S . fchon ^ ul . Olar . R.66. 86nt . V , 8 ün . p . 38 . not . 10. Auch in dem
Deutfchen Staatenbunde hat man erst Vereinbarungen wegen gegenseitiger Unter¬
stützung bei politischen Vergehungen und wegen der Auslieferungen treffen müffen .
Wegen des jetzigen Deutschen Reichs s. das schon oben anges . Gesetz über die Rechts -
hilse von 1869 , doch ist unter den Gliedern desselben von keiner völkerrechtl. Ver¬
pflichtung die Rede .̂j

Auch hier hat nur die eigene Ueberzeugung von der Gerechtigkeit oder Un¬
gerechtigkeit einer Verfolgung zu entfcheiden.

Eine ausdrückliche Bestimmung der Art sand sich in einem päpstlichen
Reglement vom 5 . Nov . 18318 81 (k'oslix p , 575 ) ; außerdem ist der Grundsatz
in oer Praxis allenthalben angenommen . Nur die gleichartige Beweiskrast in
jedem anderen Staate läßt sich bestreiten , wenn die fremden Acte nicht die gesetz¬
lichen Requisite der diesseitigen haben .

b . Bürgerliches Rechts .

37. Eine zum Theil sehr verschiedene Bewandtniß hat es mit
der Justizgewalt der Staaten in bürgerlichen Rechtsangelegenheiten.

Ein allgemein gültiges Privatvölkerrecht(ius AsntiuiL privatum),
wovon sich die Spuren im älteren Römerstaat finden und wonach
man im Verkehr mit Fremden über Privatrechtsverhältnisseentschied,
ist zu keiner fortgesetzten Entwickelung gediehen(Z1). Ebenso wenig
hat sich das Princip des Germanischen Mittelalters, den Fremden
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nach seinem Nationalrecht zu beurtheilcn, in die neuere Zeit in seiner
Allgemeinheit fortgepflanzt; auch könnte dasselbe nicht jeden Confliet
beseitigen. Bei der heutigen Abschließung der Einzelstaaten und
Unterordnung des Privatrechtes unter dieselben entsteht oder vollendet
sich jedes Rechtsverhältniß wenigstens scheinbar nur (relativ) sür den
einen oder anderen, und es kann daraus die Ansicht hervorgehen,
als ob jeder Staat die bürgerlichen Rechtsverhältnisse anderer
Staaten, wie bei dem Strafrecht, als ihm völlig fremde behandeln
und ignoriren dürfe. Allein dadurch würde er überhaupt alles In¬
dividualrecht der menschlichen Person verneinen, was kein Staat als
einzelner Träger des Menschengeschlechtes vermag. Denn auf ein
solches Recht haben alle Menschen einen Anspruch, zu dessen Ge¬
währung jeder Staat beitragen muß (tz 58); in so sern aber seine
nähere Entwickelung von der Sanction der Staatsgewalten abhängig
ist, hat gewiß auch jeder Einzelstaat die Bruderautorität des anderen
Staates , welchem jene Sanction anheimfällt, nach dem Prineip der
Gleichheit und gegenseitigen Achtung anzuerkennen̂). Die Schwierig¬
keit liegt allein in der Bestimmung der Zuständigkeit, worauf sich
der nachfolgende Versuch bezieht; an sich aber ist jedes unter Sanction
des competenten Staates erwachsene Rechtsverhältniß eine vollendete
Thatsache für Jedermann; nur kann dadurch wiederum keinem
Staate die Verbindlichkeit auferlegt werden, jener Thatsache die¬
selben Wirkungen beizulegen, wie sie der andere zuläßt oder bestimmt;
jeder kann vielmehr die Wirkungen der einzelnen Rechtsverhältnisse
nach seinem Ermessen gesetzlich bestimmen oder noch von zusätzlichen
Bedingungen abhängig machen; ja er kann ihnen sogar alle Wirk¬
samkeit in seinem Bereiche absprechen. Ist inzwischen eine derartige
gesetzliche Bestimmung von ihm nicht getroffen, was zu ermitteln
eine Aufgabe für die Rechtswissenschaft in jedem Lande ist, so muß
angenommen werden, daß er dem außerhalb zur Existenz gekommenen
Rechtsverhältnisse seine ursprüngliche Kraft und Wirksamkeit belassen
wolle. Niemals kann jedoch einem anderen Staat ein Rechtsver-
hältniß aufgedrungen werden, welches er selbst reprobirt )̂ ; nie können
in ihm Wirkungen reelamirt werden, welche seinem eigenen Rechts-
system widersprechen̂), oder solche Wirkungen, die er nur seinen in¬
ländischen Rechtsverhältnissen zugesteht. Im Besonderen haben ge¬
setzliche Fietionen eines Staates für einen anderen, der sie nicht hat,
keine allgemeine Geltung, um danach die feinem Rechtsgebiet ange-
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hörigen Verhältnisse zu ordnen̂) , wiewohl den auf Grund solcher
Fiction im Auslande bereits erworbenen concreten Successionsrechten
die Anerkennung nicht zu versagen sein wird6). Keineswegs kann
aber behauptet werden, daß selbst Dasein und Bedingungen eines
Rechtsverhältnisses, welches in einem auswärtigen zuständigen Staate
erwachsen ist, von jedem anderen, wo die Wirkungen in Anspruch
genommen werden, lediglich nach dessen eigenem Recht zu beurtheilen
seien. Man würde dadurch dem eigenen Gesetz eine ultraterritoriale
und selbst retroactive Kraft geben.

Schriften außer den schon angeführten , welche sich überwiegend mit dem inter¬
nationalen Privat -Recht beschäftigen : Schaffner , Entw . des internationalen Privat¬
rechts . Frkfrt . 184l . v. Wächter , über die Collision der Privatrechtsgesetze , im
Arch. f. civil. Praxis XXIV , XX V. (wogegen zum Theil Kori , ebendaf . XX VII ,
310 ). v. Savigny , System Bd . VIII . und alle neueren Hand - und Lehrbücher des
gemeinen und Deutschen Rechtes . Dazu I 'iors , Diritto interii , xi -ivato .
Mi -kiE 1869 . (Französisch Paris 1868 .) Dock, Internationales Privatrecht .
1880 . Zallkok , oli . VII . ^Vksaton -Dong . H 134 . Eine ganz eigentümliche
Auffassung findet sich in Nailksr äs OlEsat , Ir -aits ä68 Ltatuts . ksi -. l845 .
^ .ntoins , <16 1a 82666881011 IkAit-initz 6N äroit intsruLt . xrlvä 1876 . Eger ,
Internat . Eifenbahn -Frachtrecht . 1877 .

6̂ . Das intern . Privat -R . ist noch sehr im Werden begriffen . Sein Ziel ist
nicht sowohl Unification der Gesetzgebung , als jede rechtliche Handlung unter die
Herrschaft eines bestimmten Gesetzes zu stellen . Es soll also den Inbegriff der
Normen geben , welche es dem Einzelnen ermöglichen , für jede Rechtshandlung ein
bestimmtes Gesetz als das zutreffende zu betrachten , welches dann aus die Handlung
angewandt wird , einerlei , welcher Richter sie zu beurtheilen hat . Die leitenden Grund¬
sätze hat H. gewiß treffend dargelegt , eine nähere Entwickelung bei Oalvo , 1. XIII ,
XIV .^

°) s6. Wie könnte ein internationaler Handel bestehen , wenn der Kaufmann
nicht sicher wäre , seine in einem Staate geleistete Zahlung im anderen anerkannt zu
sehen

b) So kann kein Muselmann im christlich Europäischen Staat das Gesetz der
Vielweiberei seiner Heimath anrusen , um in eine polygamische Verbindung zu treten .
Kein Huoaä vinoulum in seiner Heimath geschiedener Ausländer kann in einem
Staate , der diese Ehescheidung verwirft , eine neue gültige Ehe schließen. H Das
Gesetz des Domicils entscheidet über die Gültigkeit der Ehe . Das Oberhaus erklärte
1850 eine in Holstein geschlossene Ehe mit der Schwester der verstorbenen Frau für
ungültig , da das Englische Gesetz sie verbiete und die Betreffenden in England domi-
cilirt seien. (^VAsaton sä . 8 93k .) §

4) So muß sich z. B . die väterliche Gewalt eines Fremden über seine Kinder
nach den Gesetzen des Aufenthalts modificiren .

ö) Z . B . keine gerichtliche Todeserklärung kann in anderen Staaten , welche
dieses Institut nicht haben , oder in anderer Art haben , die Stelle der wirklichen
Todeserweisung bei dortigen Rechtsverhältnissen vertreten (A. M . Bar , S . 134) ;
keine Legitimation eines unehelichen Kindes den in einem anderen Staat erforder¬
lichen Nachweis der ehelichen Geburt . (Dagegen Bar , Z 102.)

b) Z . B . dem Repräsentationsrecht der Erben eines in seiner Heimath Todt -
erklärten rücksichtlich seiner im Ausland befindlichen Güter .
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38. Als leitende Grundsätze für die Zuständigkeit der
Rechts satzungen dürfen hiernach folgende für begründet, meistens
auch in der Rechtsübung als angenommen bezeichnet werden :

I . Jeder Staat ist berechtigt , den bürgerlichen Stand feiner
Unterthanen , so wie die Rechte und Verpflichtungen einer Person
als solcher gegen andere , nebst denen der persönlichen Repräsentation
und Suecession zu bestimmen (Ztatnta xsrsonalig .), theils auf legis¬
lativem Wege, theils durch Ausübung der reinen oder gemischt frei¬
willigen und unfreiwilligen Gerichtsbarkeit (inrisäietio voluntAria ,
mera et mixta .) , z. B . durch Anordnung von Vormündern , Bei¬
ständen und dergl. Die hierdurch begründeten Zustandsrechte werden
in Ansehung des Heimathstaates hinsichtlich der hier neu entstehenden
oder hier wirksam sein sollenden anderweitigen Rechtsverhältnisse ,
selbst durch einen Ausenthalt der Person im Auslande , nicht auf¬
gehoben, solange noch das bisherige Vaterland beibehalten wird )̂.
Ein fremder Staat kann diefe Rechtsverhältniffe zwar in der An¬
wendung auf Zustände , Personen und Sachen seines Gebietes mo-
dificiren oder ganz bei Seite fetzen-) , thut er cs aber nicht , so
beläßt er cs stillschweigend bei dem Heimathsrecht o) , ein Princip ,
welches der Selbständigkeit und Stetigkeit privatrechtlicher Ver¬
hältnisse, so wie der anderen Staaten schuldigen Achtung am meisten
entspricht , deshalb auch von jeher die meisten Stimmen der theo¬
retischen und praktischen Jurisprudenz für sich gewonnen und in
dem größten Theile der Gesetzgebungen Eingang erlangt hat )̂.
Sollte ein Fremder verschiedenen Staaten angehören , so würde in
dem dritten Staate dasjenige auswärtige Zustandsverhältniß an¬
zunehmen sein, womit daselbst das jetzt in Frage befangene Rechts-
verhältuiß am besten bestehen kann )̂.

II . In Beziehung auf Sachen , die sich in seinem Terri¬
torium befinden , kann jeder Staat bestimmen, welche Rechtsver¬
hältnisse dabei zuläfsig fein fallen. Die positiven Gesetzgebungen
beschränken sich jedoch bei Ausübung dieses Rechtes meist auf un¬
bewegliche Sachen , die es ihrer Natur nach find , oder damit in
Verbindung stehen , oder eine Analogie damit haben ; es ist sogar
jetzt als ein in den Europäischen Staaten durchgängig herrschender
Satz anzusehen , daß unbewegliche Güter zu allererst nach dem
Gesetz ihrer Lage beurtheilt werden müssen )̂. Von der weiteren
Erklärung jedes Staates und der ihn vertretenden Jurisprudenz
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hängt es demnächst ab, in wiefern die Ausschließlichkeit seiner Sta¬
tuten selbst den im Auslande geborenen Status - und Repräsen¬
tationsrechten gegenüber gelten soll. Das Völkerrecht entscheidet
diese Frage an und für sich nicht imperativ . Es führt nur zu
der Annahme

9.. daß , so weit kein ausschließliches einheimisches Statut für alle

Realfragen besteht, der Staat eben dadurch auch die Gültigkeit der
im Auslande nach dortigen allgemeinen Statuten ?) erworbenen
Rechte an diesseitigen Sachen anerkennt , und nur noch dasjenige
hinzukommen muß, was nach dem einheimischen Statut zur Vollendung
oder Sicherstellung der Erwerbung erfordert wird ;

d . daß an solchen (beweglichen) Sachen , die von außerhalb erst
in einen Staat hineingebracht werden, auch noch diejenigen Rechts¬
verhältnisse fortdauern , welche bereits im Auslande gültig daran
eonstituirt waren , so weit nicht ihrer dauernden Vollziehbarkeit ein
exclusiver Grundsatz des Staates , wo die Sachen sich dermalen be¬
finden , entgegensteht )̂.

In der Beweglichkeit der Sachen und ihrer steten Abhängigkeit
von der Person liegt übrigens eine natürliche und fast unvermeidliche
Veranlassung für alle Staaten , die Mobilien dem persönlichen Recht
zu unterwerfen (mobilia 088iI)U8 inhaerent , xersonam sequuntur ),
fo daß nur wenige Gefetzgebuugen auch hier die Realstatuten (Gesetze
der Ortslage ) entscheiden lassen ")

III . Die Gültigkeit von Rechtsgeschäften ist zunächst abhängig
von derjenigen Gefetzgebung, unter welcher dieselben Wirkung äußern
sollen, falls und fo weit jene ein exclusives System befolgt. Sonst
ist die Fähigkeit der Interessenten von ihrem Heimathsrecht , und
nur das Substantielle jedes Actes behufs Begründung perfön -
licher Zustandsrechte (I ) von der Gefetzgebung des Landes , wo der
Act Wirkungen äußern soll, abhängig . Persönliche Verpflichtungen
durch Vertrag regelt das Heimathsgesetz des verpflichteten Theiles ,
so weit solches nicht einer Autonomie der Privaten bei ihren Willens¬
erklärungen Raum gestattet , für deren Auslegung dann das Orts -
gefetz der Erklärung eine nähere Bedeutung haben kann " ). Da¬
gegen ist hinsichtlich der Form die Rechtsübung wohl durchgängig
dahin gelangt , jene durch das Ortsrecht der Entstehung des Rechts-
actes bestimmen zu lassen , ein Herkommen , welches auf dem Be-
dürfniß beruht , seinen Privatwillen allenthalben geltend zu machen^ ),
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vorbehaltlich dessen, was etwa noch zur nachträglichen Vervollstän¬
digung der Form ausdrücklich gefordert wird . Verlangt freilich ein
Gesetz zur Gültigkeit oder Wirksamkeit eines Actes die Vornahme
vor gewissen inländischen Behörden , was oft nur wieder Sache der
Interpretation ist , so können jene nicht durch ausländische , wenn
schon gleichnamige Behörden , vertreten werden ^ ).

IV . Obligationen , welche aus erlaubten oder unerlaubten
Handlungen und Unterlassungen unmittelbar entspringen können ,
unterliegen zunächst dem Ortsrecht , unter welchem sie sich ereignet
haben . Jedoch kann das heimathliche Statusrecht die Entstehung
der Obligation verhindern oder modifieiren , ja selbst auch eine Ver¬
pflichtung erst erzeugen , wenn sie nach dem Ortsrecht der Thatsache
nicht anzunehmen ist " ).

In allen Fällen versteht sich übrigens die Bedeutsamkeit aus¬
ländischer Rechtsacte und Obligationen , nächst den schon H 37 ge¬
machten allgemeinen Beschränkungen , für andere Staaten nur von
den rein privatrechtlichen Wirkungen , nicht auch von solchen Neben¬
wirkungen , z. B . Hypotheken und Vorzugsrechten , welche ein Staat
lediglich den unter seinem Rechtssystem entstandenen Rechtsverhält¬
nissen beilegt , so sern nicht hierüber ein Einverständniß mit anderen
Staaten besteht ^ ).

1) Daß selbst der Wechsel des Heimathlandes mit einem ändern die Rechte des
Privatstatus nicht ändere, z. B . das Ziel der Minderjährigkeit, ist nicht zu behaupten.
Doch ist Eiuiges der Art zuweilen in Staatsverträgen vereinbart worden, z. B .
zwischen Preußen und Sachsen.

2) Dies ist z. B . nach der Russischen, Niederländischen und vormaligen Nea¬
politanischen Gesetzgebung der Fall . x. 48. 49 (x. 72 öä. 2).

b) Vgl. den vorigen Paragraphen . Eine ähnliche Erklärung giebt Eichhorn,
Deutsches' Privatr . K 35.

Die Nachweisungen giebt I 'oklix x . 39 (Z 30).
Einen solchen Ausweg deutet das A. Preuß . L.-R . Einl . Z 35 an.

6) Wächter im Arch. XXV , 200. 383. I'oslix Z56 syH. v. Savigny VIII , 181.
)̂ Nicht etwa nach solchen, deren Wirksamkeit sich blos auf Sachen eines be¬

stimmten Ortes beschränkt.
Z . B . der Satz des Französischen Rechts : sn kait, äs M6ubl68 1s xos -

8688ion vaut iitrs u. dergl.
2) Vgl. I 'oklix x . 51 65 ää . 4).

Ausführlich erörtert von Wächter S . 365 f., Foslix ß 69 8«̂ ., womit Obiges
in den Hauptpunkten übereintrifft.

" ) v. Savigny VIII , 264.
' 2) Vgl. Wächter S . 377. 405 . IHix tz 73 Zweifel bestehen nur darüber,

ob die Beobachtung der ortsgesetzlichen Form etwas Fakultatives oder Nothwendiges
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sei. Sprechen sich die Staatsgesetze nicht dagegen aus , so ist gewiß die erstere Ansicht
die richtigere . Die Interessenten haben die Wahl , entweder die ortsgesetzliche Form
zu beobachten , oder aber diejenige , welche das Gesetz vorschrerbt , wonach die Voll¬
ziehung gesordert werden kann . Wächter S . 406 . Wie wenig dabei ein sog . in
kranäkin 16A18 LAsrs in Betracht komme , s. ebendas . 413 . Vgl . v . Savigny 348 ff.
Oalvo (§ 240 ) bringt die Ausnahmen von der lex looi oontraotus unter fünf
Rubriken .

" ) Beispiele hierzu liesert die Französische Rechtspraxis . I 'oslix H 471 s^ .
" ) Hier ist ein reiches Feld von Controversen , namentlich in Betreff der Obli¬

gationen ex 16A6 und aus unerlaubten Handlungen . Ein gemeinsames internationales
Herkommen ist für alle Fragen nicht nachzuweisen .

Vgl . I 'oelix ß 438 .

39. Hinsichtlich der richterlichen Entscheidungsgewalt
lassen sich die nachstehenden Gesetze als Richtschnur annehmen

I . Jeder Staat hat die, wenngleich nicht ausschließliche, Com-
petenz über alle -Privat -Rechtsverhältnisse -) zu entscheiden, welche
in ihm , sei es auch gegen einen Fremden , oder gegen einen seiner
Angehörigen , aus Veraulassung eines Interessenten )̂ zur Voll¬
streckung gebracht werden sollen und einer rechtlichen Entscheidung
hier bedürftig sind )̂.

II . Das gerichtliche Verfahren bestimmt sich nach den Gesetzen
und Ordnungen des Staates , dessen Gerichte die Entscheidung ab¬
geben sollen. Die Gerichte verschiedener Staaten Pflegen sich hier¬
bei aus gehörige Requisition einander zu unterstützen, so sern uicht
in ihre eigene Competenz eingegrissen wird . Der requirirte Richter
verfährt dabei nach seinen eigenen Proeedurgesetzeu; jedoch kann
auch die vom Requirenten gewünschte Form beobachtet werden , so
sern dieselbe nicht mit der einheimischen Rechtsordnung unver¬
träglich ist 5).

III . Die materielle Entscheidung des Richters der Sache ist
aus den vorhin erörterten Entscheidungsquellen zu schöpfen. Auch
die Beweisquellen bestimmen sich danach o), desgleichen alle das
Klagerecht selbst, nicht blos die Procedur betreffenden Einreden )̂.

IV . Rechtskrästige Entscheidungen haben nur in dem eigenen
Staatsgebiet , und wo durch Vertrag oder gegenseitige Observanz
deshalb Zugeständnisse gemacht sind, Anspruch aus unbedingte Voll¬
streckbarkeit; indessen sollte billig kein Staat dem rechtskräftigen
Erkenntniß eines anderen Staates , welchem nicht überhaupt Com¬
petenz abzusprechen ist, die Bedeutung einer gleichsam contractlichen
Festsetzung unter den Parteien verweigern , und somit auch, salls
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die nöthige Erörterung hierüber stattgefunden hat, die Vollstreck¬
barkeit bei sich verordnen. Die Prüfung hat sich dann darauf zu
beschränken, ob ein förmliches Verfahren vor einer dazu befugten
Behörde stattgefunden, das Erkenntniß wirklich fchon die Rechts¬
kraft beschritten habe und darin nichts gegen die diesseitigen Landes¬
gesetze und Einrichtungen angeordnet sei )̂.

In ähnlicher Weise sind schiedsrichterliche Urtheile desgleichen
die Einreden der Rechtshängigkeit so wie der entschiedenen Sache
in anderen Staaten aus dem Gesichtspunkt der Contraetsnatur jedes
Privatstreites zu beachten").

' ) Z'oelix Z 175 8Pi . Klüber , Völkerr . Z 58 . 59 . Unter Deutschen Staaten
bestanden hierüber sehr bestimmte und ausreichende Verträge . S . Otto Krug , Das
Jnternationalrecht der Deutschen. Leipz. 1851 .

2) Nicht auch über hoheitliche Ansprüche eines fremden Staates an eine Privat¬
person . L . Höpsner , Beitr . z. civ. Praxis . Leipzig 1841 . I . Vgl . oben H 35 ,
II . und Seufsert , Archivs . Entscheidungen IX , Nr . 211 . Jedoch wird das bestritten .
S . ebd. XXVII , Nr . 174 .

Usnio invitus All ÄAtznäüin oonixsllitui ' , ist ein Grundgesetz für jede
bürgerliche Justizpflege .

4) Einen für den Staat , dessen Richter angegangen werden , völlig fremden
Rechtsstreit (dessen Entscheidung nur in einem anderen Staat erheblich und wirksam
sein kann) , brauchen die Richter nicht anzunehmen , selbst wenn die Parteien einver¬
standen wären .

5) I 'oslix H 239 8HH.
6) I ' oklix Z 125 . 233
' ) Einer der streitigsten Punkte ist die Einrede der Verjährung . Bor Allem

kommt es darauf an , welches etwa exclusive Prtncip die Gefetzgebung des Landes ,
wo geklagt wird , bei dem Institute der Klageverjahruug befolgt . So fern jedoch der
Richter die Einrede nicht von Amtswegen zu beachten hat , sie also zum ins partis
gehört und mit der Qualität der Obligation in Verbindung steht, wird auch die An¬
sicht, daß es auf das Gesetz des ursprünglichen Rechtsverhältnisses
ankommt , immer die meiste Anziehungskraft ausüben . S . überhaupt Wächter , Arch.
S . 408 . I 'oelix H 100 . v. Savigny 273 . Wegen der Praxis des Preußifcheu
Obertrib . , wonach im persönlichen Gerichtsstände die lex lori entscheidet, s. Entsch.
I ÎI , 388 . Eine besondere Schwierigkeit macht oft noch die Veränderung der Prä -
fcriptionsgesetze.

2) Schriften : in v . Kamptz , Lit . tz 140 , insbesondere dessen Beitr . zur Staats¬
und Völkerr . I , n . 5 . Schmid , Tentsches Staatsrecht H 86 . Wächter , Arch. S . 417 .
Bar ß 125 —127 . lieber die Praxis der Einzelstaaten Poelix tz 316 . Kappler ,
jurist . Promtuar ., Wort : „ausl . Urtheile " . Wegen Belgien : Urtheil des BrüMer
Appellhofes , abgedruckt in der (Pariser ) äss v. 24 . Seyt 1844 .
Ueber die neuere Praxis vgl . iu der lisvus äs äroit intern . I , x . 82 . § 8.

») Vgl . lOklix 8 405 .
" ) IHix tz 183 In Frankreich untersucht man daher auch die exoextio

rei iuäiLg .tg.6, wenn ein Franzose im Auslande geklagt hat und abgewiesen ist, Lu
sonä . 6sÄ2stttz äss v. 22 . Nov . 1851 . Ueber die Einrede auswärtiger
Rechtshängigkeit s. Bar , 8 122 .
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II . Verhältniß der Staatsgewalten zu auswärtigen
geistlichen Mächten , insbesondere zum Römischen

Stuhle )̂.

40. Verhältnisse eigentümlicher Art treten ein in Beziehung
auf auswärtige geistliche Einflüsse , von denen alle oder ein Theil
der Staatsangehörigen vermöge ihrer religiösen Ueberzeugung ab¬
hängig sind - insbesondere zu dem Römischen Stuhl , als Mittel¬
punkt der abendländischen und damit noch sonst im Zusammenhang
stehenden katholischen Kirche.

Jeder Conflict zwischen einer derartigen Macht und den Staats¬
gewalten würde nur gehoben werden, wenn entweder diese sich ganz
den Bestimmungen der ersteren auch in weltlichen Dingen unter¬
werfen wollten , gleichsam als Glieder einer theokratisch beherrschten
Staatenfamilie : eine Idee , die zwar im Mittelalter mit Consequenz
versolgt , jedoch niemals durchgesetzt wurde , und auch jetzt, obgleich
von einzelnen kirchlichen Eiferern empfohlen , keinen Anklang selbst
bei katholischen Mächten gefunden hat , denn sie vernichtet alle
Nationalität — oder zweitens, wenn die geistliche Gewalt sich eben
nur aus die Grenzen eines spirituellen Wirkens beschränken, nicht
etwa auch eine politische Form des Daseins in Anspruch nehmen
und jedem Einfluß auf das staatliche Leben entsagen könnte oder
wollte.

Sofern nun Kirchen- und Staatsgewalt frei und selbständig
einander gegenüberstehen, wird es nöthig , das Rechtsverhältniß beider
zu einander zu bestimmen. Die Entscheidungsquellen aber können
keine anderen sein, als diejenigen, welchen alle unabhängigen Mächte
oder Rechtssubjeete unterworfen sind, welche mit einander Verbindung
haben wollen oder zufällig haben, nämlich :

I . Das Wejen der einander gegenüberstehenden Mächte selbst. —
Die Römische Kirche ist eine geistliche Macht , welcher es gelungen
ist, ihrer hierarchischen Spitze eine außerstaatliche Stellung zu ver¬
schaffen und von dort aus ein Kirchenregiment über die Kirchen
und Glaubensgenossen in den einzelnen Ländern auszuüben , da¬
durch auch das sociale Leben zu beeinflussen. Andrerseits hat der
Staat (die weltliche Obrigkeit) die Aufgabe , eine fociale Ordnung
für die Bedürfnisse der sich selbst nicht zureichenden Individualitäten ,
aus welchen er besteht, zu setzen und zu erhalten . Hierbei ist auch
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das religiöse Element nicht ausgeschlossen; es ist ihm sogar Raum
zu verschaffen, und es würde eine Verletzung der Religions- und
Gewissenssreiheit sein, wollte der Staat, welcher katholische Unter¬
tanen hat, dieselben in dem Zusammenhange mit der Hierarchie bezw.
dem Haupte derselben beeinträchtigen. Eben so wenig läßt sich in¬
dessen kirchlicher Seits eine Superiorität über den Staat begründen
oder dessen obrigkeitliche Macht zur Selbsterhaltung und Selbstent¬
wickelung verleugnen. Auch der Staat gehört der göttlichen Ordnung
der Dinge an, und die Kirche, wenngleich sie sich für unfehlbar hält,
kann dem Staate, der weltlichen Obrigkeit, welcher auch der Christ
unterthan sein soll, nicht zumuthen, sich selbst auszugeben und in
absolute Abhängigkeit zu begeben. Dieselbe wird vielmehr befugt
sein, sich in der Erfüllung ihrer obigen Aufgaben in ihrem Gebiete
nach eigenem Ermessen zu behaupten und kirchliche Uebergriffe in
dasselbe kräftig zurückzuweisen-), sofern keine Verständigung darüber
stattfindet.

II . Diesen Weg hat auch die Praxis jezuweilen eingeschlagen
und damit eine besondere Rechtsquelle für Staat und Kirche er¬
öffnet. Es sind die Conventionen, welche von dem erfteren mit den
Vertretern der katholischen Landeskirchen innerhalb ihrer amtlichen
Besugnisse, oder in höchster Instanz mit dem Römischen Stuhle
selbst abgeschlossen worden sind und ferner eingegangen werden
können. Die förmlichen Verträge der letzteren Art heißen im emi¬
nenten Sinne Concordate. Anstatt derselben hat man es aber auch
bei diplomatischen Vereinbarungen und darauf hin erlaffenen staat¬
lichen und kirchlichen Anordnungen bewenden lassen̂). Daß auf
die mit gegenseitiger Verpflichtung eingegangenen Conventionen im
Wesentlichen dieselben Grundsätze Anwendung finden, wie die des
internationalen Rechtes auf öffentliche Verträge, sollte wenigstens
von dem heutigen Standpunkte des Staates zur Kirche und umge¬
kehrt nicht in Zweifel gezogen werden.

III . Eine fernere Rechtsquelle ist das gegenseitige Her¬
kommen oder die gleichförmige Befolgung einer Regel, um ihrer
inneren Wahrheit oder äußeren Nothwendigkeit willen. Diese Rechts-
quelle nimmt auch die katholische Kirche an; alles Herkommen ist
sowohl für die ganze Kirche, wie für einzelne Theile derselben gültig,
was sich nicht gegen unabänderliche Regeln und Einrichtungen der
Kirche oder wider die Kirche überhaupt geltend machen will )̂. So

Heffter , Völkerrecht. 8. Ausg . 7
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Wie ihr nun selbst zustehen muß , aus ihrem Standpunkte die Zu¬
lässigkeit oder Unzulässigkeit eines Herkommens zu prüfen und dar¬
über ein sür ihre Glieder verbindliches Urtheil abzugeben , so un¬
leugbar ist das gleiche Recht des Staates , die aus ein angebliches
Herkommen von der Kirche gegründeten äußeren Ansprüche zu unter¬
suchen und ihnen , wenn sie gegen den Staat an sich oder dessen
unabänderliche Einrichtungen sind, die Wirksamkeit abzusprechen.

IV . Nicht schon wirkliches, sondern nur ein jeweiliges Her¬
kommen(bloßer Besitzstand) ist die Praxis zwischen Kirche und Staat ;
aber sie wird durch Unvordenklichkeit oder durch stillschweigende
Duldung und fortgesetzte Befolgung , obgleich man zu widersprechen
vermochte und ein Interesse hatte , zu einem wirklichen Recht (Z 12),
dem sich hiernächst weder Kirche noch Staat ohne Ungerechtigkeit
entziehen darf . Auch sind aus diesem Wege den Staatsgewalten
manche Befugnisse zugefallen , die im Mittelalter von der Kirche
geübt oder doch beansprucht wurden )̂.

41. Was nun die besondere Gestaltung der internationalen
Verhältnisse des Römischen Stuhles )̂ anbelangt , so sind haupt¬
sächlich solgende Punkte hervorzuheben:

I . Bis 1870 war der Papst nicht blos eine geistliche Macht,
sondern er war auch im souveränen Besitz des sog. Patrimonium
Petri , fundirt auf uralten Domänenerwerb, vornehmlich durch
Schenkungen Pipin 's und Carl 's des Großen nebst späteren Acees-
sionen )̂. Diese weltliche monarchische Stellung hat mit der Ein¬
verleibung des ganzen Gebietes in das Königreich Italien that-
sächlich aufgehört; das in Folge davon am 13. Mai 1871 fanetio-
nirte, vom Römischen Stuhl selbst allerdings bisher nicht anerkannte
Gesetz hat indessen der Ausübung der geistlichen Macht , im Be¬
sonderen auch dem Verkehr nach Außen so wie mit ihr keine
Schranken gesetzt. Demnach sind auch die Beziehungen der souve¬
ränen Staatsgewalten zu jener geistlichen Macht wesentlich als
unverändert anzusehen und in dieser Hinsicht namentlich die folgenden
Punkte hervorzuheben: Alle katholischen Souveräne gestehen dem
Haupt ihrer Kirche den Vorrang zu und erweisen ihm besondere
Ehrenbezeigungen̂ ). Akatholische Mächte dürfen zwar den Vorrang
contestiren, dulden ihn indeß nm des Friedens willenv).
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II . In seiner Eigenschaft als geistliche Macht hat der Papst
in den Staaten , wo es eine anerkannte katholische Confession giebt ,
alle diejenigen Befugnisse auszuüben , welche aus der historischen
Bedeutung des Römischen Stuhles herfließen . Dieses aber ist nach
einstimmiger Ueberzeugung der Römischen Kirche die Erhaltung ihrer
Einheit in der feststehenden Lehre und canonischen Einrichtung , mit¬
hin auch Regierung , Vertretung und Beaufsichtigung der Gesammt -
kirche in all ' ihren gemeinschaftlichen Interessen , dem feststehenden
Glaubens - und Verfassungssysteme gemäß . Geht die geistliche Macht
über ihre unbestreitbaren Grenzen hinaus , so hat der Staat das
Recht des Widerstandes , die Ausübung des Hausrechtes , so wie
er schon im Voraus möglichen Uebergriffen entgegen Vorkehrungen
treffen kann , ns ^ uiä ästrinisnti rss xudliea . eaxiat . Die in diefer
Hinsicht zulässigen Mittel lehrt das innere Staatsrecht und die
Politik ^ ) .

III . Der kirchliche Staat ist ein Wahlstaat , die Papstwahl
von dem Cardinaleollegium nach der kirchlichen Verfassung seit dem
Mittelalter , iure liumano , abhängig . Den katholischen Nationen
und ihren Regenten wird weder eine Mitwirkung in der Leitung
der allgemeinen Kirche , noch auch ein Einfluß auf die Papstwahl
ausdrücklich zugestanden ; indessen ist die Erkiesuug besonderer Schutz -
eardiuäle (OaräinAlss krotsetorss uLtionuin ) von Seiten einzelner
katholischer Regierungen , hauptsächlich seit dem 15 . Jahrhundert ,
üblich geworden ; auch haben einige Souveräne (Oesterreich , Frank¬
reich und Spanien ) eine sog. Exclusive gegen die Wahl des einen
oder anderen Candidaten ausgeübt , wiewohl deren Begründung
und Wirksamkeit nicht unbestritten ist " ). Im Uebrigen bestehen
zwischen Rom und anderen Staaten die gewöhnlichen diplomatischen
Verbindungsmittel .

IV . Vermöge uralten Herkommens stand die Römische Kirche
und ihr Haupt bis zur thatsächlichen Auflösung des Römischen Reiches
deutscher Nation im Jahre 1806 unter dem Schutze der Römischen
Kaiserkrone , wozu die srüheren Verhältnisse Rom 's im Mittelalter ,
namentlich seit Pipin und Carl dem Großen , den Grund gelegt
hatten . Ein neuer Beschützer ist für jetzt weder gewählt , noch auch
von Rechtswegen an die Stelle des Römischen Kaisers getreten .

Alle übrigen Verhältnisse der Römischen Kirchengewalt gehören
dem particulären Staats - und Kirchenrechte an ^ ). Es gab eine Zeit ,
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wo Rom alle weltlichen Reiche auch in weltlichen Dingen in Ab¬
hängigkeit von sich zu setzen suchte. Es legte sich ein Confirmations -
recht über Kaiser , Könige und Fürsten bei, eine oberste Censnr von
Regierungshandlungen , Besteuerungsrechte und dergleichen. Frank¬
reich widerstand zuerst siegreich, und die hochgespannten Prätensionen
waren seitdem fast verschollen, bis sie wieder im päpstlichen Sylla¬
bus (1864) in Erinnerung gebracht sind. Würdig und natürlich
sür den Oberhirten einer allgemeinen Kirche erscheint ein schieds¬
richterliches Amt, wenn es- um Frieden zu erhalten , von den Parteien
angerufen wird ^ ).

*) j Der Zusammenhang des größten Theiles obiger Ausführungen mit dem
V. R . ist nur mittelbar , das Meiste gehört in's Kirchenrecht. Der Papst ist seit
dem Verlust des Kirchenstaates nicht mehr Souverän , er genießt zwar manche
Rechte, die sonst nur Souveränen zustehen: Unverletzlichkeit, Gesandtschaftsrechtu . s. w.,
aber wenn er in diesen Beziehungen als Souverän behandelt wird , so ist er
doch nicht mehr Souverän , seit er weder Gebiet noch Unterthanen hat , sogar die
päpstlichen Residenzen sind ihm nur zum Nießbrauch überlassen, er darf nichts von
den Sammlungen veräußern. Die Behauptung des Cardinals Jacobini in feinem
Circular v. II . Sept . 1883 , daß die Uebung jener Rechte allein schon beweise,
daß der Papst Souverän geblieben, widerspricht der eigenen Erklärung seines Vor¬
gängers , Cardinals Antonelli, daß die von Italien angebotenen Garantien lediglich
den Charakter von Zugeständnissen hätten und eine aus solche gegründete Autorität
niemals selbständig sein könne, weil sie von dem guten Willen dessen abhänge,
welcher sie gewähre. Diejenige unveräußerliche Souveränetät , welche Jacobini kraft
der göttlichen Miffion und des apostoltfchen Amtes des Papstes behauptet, ist weder
ein staatsrechtlicher noch ein völkerrechtlicher Begriff. So können auswärtige Mächte
Gesandte beim Papste nur beglaubigen, indem Jtaüen ihnen die Voraussetzungen
ihrer Thätigkeit gewährt, der Papst ist dazu nach Verlust seiner weltlichen Macht gar
nicht im Stande , er kann ihre Vollmacht in Empsang nehmen, ihren Mittheilungen
Glauben schenken, er vermag ihnen nicht Exterritorialität zu sichern. Ebenso wenig
folgt aus der Vermittelung des Papstes zwischen Deutschland und Spanien in der
Carolinensrage seine Sonveränetät , da eine Vermittelung , ja ein schiedsrichterliches
Amt jede Privatperson üben kann. Der Sachverhalt ist, daß die Italienische Regierung,
um der katholischen Welt die Gewähr zu geben, daß der Verlust der weltlichen Ge¬
walt die freie und ungehinderte Ausübung der geistlichen Macht des heiligen Stuhles
uicht berühren folle, ' sich durch das Garantiegesetz v. 18. Mai 1871 verbindlich
gemacht hat , den bisherigen Souverän des Kirchenstaates auch nach seiner De-
possedirung in bestimmten Beziehungen als Souverän zu behandeln, aber wenn
auch dies Gesetz eine Erfüllung des im Circular v. 7. Sept . 1870 gegebenen
Versprechens ist, die Unabhängigkeit des Papstes nicht anzutasten , so hat es doch
an sich keinen völkerrechtlichen Charakter , sondern ist einseitig von der gesetzgebenden
Gewalt Italiens erlassen, die deshalb formell auch berechtigt ist , dasselbe zu
ändern. Vgl. Gesscken, Die völkerrechtl. Stellung des Papstes 1885 , zweite Ausl,
in v. Holtzend. Handbuch II . Achtes Stück. Jtal . Uebersetzung von Gabba .
Pisa 1886. OorZi, situa ^ions attuals äslls , 8»nt,a Lsäk nel äiritto
intki 'ng.Ziong.ls . I 6̂M6 vnl . I . 1886. (Hella , I L̂ Position « Z-iuriäiLtt äkl
8oirimo ? ont6Üo6 1887. k . ^ iors , äslls , voliäixione Aiuriäica interna ^ionals
liella o1ii68Ä6 clel puxg,. 1887. Lrusa I -a ^uriäietion äu Vstiean . Rev . äs
vi -. Int . XV , x . 114.

Hinsichtlich anderer Staaten übt der Papst unstreitig in diesen wirklich Re-
gierungs- und Gesetzgebungsrechte, freilich nicht, wie er behauptet , in Folge feiner
öberhoheitlichen Stellung , fondern in Folge befonderer Erlaubniß der Regierungen,
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sei es daß diese auf allgemeinen Gesetzen derselben oder Verträgen der Curie beruhe .
Aber dies Verhältniß ist nicht völkerrechtlicher Natur . Wäre es das , so müßten
der Staat einerseits , die katholische Kirche andrerseits als Gesammtheit sich als zwei
souveräne Mächte gegenüberstehen , zwischen denen nur auf dem Wege des Vertrags
ein Abkommen über kirchliche Dinge zu Stande kommen könnte. So steht die Sache
aber nicht ; abgesehen von der päpstlichen Theorie , welche alle von ihr geschlossenen
kirchlichen Verträge nur als Jndulte ansieht , anerkennt der Staat die kathol. Kirche
weder in ihrer Gesammtheit , noch so weit sie auf seinem Gebiet organisirt ist , als
souveräne Macht , sondern behandelt sie vielmehr als eine seiner Gesetzgebung unter¬
worfene Corporation . Concordate oder ähnliche Verträge mit der Curie sind deshalb
nicht völkerrechtlicher Natur , schon deshalb nicht , weil im Falle wirklicher oder ver¬
meintlicher Verletzung derselben die Möglichkeit ausgeschlossen ist , sie zwangsweise
aufrecht zu erhalten , denn weder ist die katholische Kirche ein Gemeinwesen , welches
durch physischen Zwang , eventuell durch Krieg ihre Rechte behaupten könnte , noch
ist von Seiten des Staates Krieg gegen die Kirche im völkerrechtlichen Sinne
möglich, der einen zu dieser Art von Selbsthilfe befähigten Gegner voraussetzt . Auch
wo früher materiell ein solcher Zwang gegen den Kirchenstaat möglich war , war er
doch bei einer Verletzung eines Concordats ausgeschlosieu, das mit dem Papst nicht
als Souverän , sondern als Oberhaupt der kathol. Kirche abgeschlossen war . Die
Concordate sind also wohl öffentlich rechtliche, aber nicht völkerrechtliche, sondern
kirchenrechtliche Verträge , welche die Staaten mit dem Papst abzuschließen für zweck¬
mäßig erachteten , weil er als Oberhaupt der Gesammtkirche zugleich das Haupt der
betreffenden Territorialkirche ist , während rechtlich diese Verhältnisse ebensowohl mit
dem Episkopat , als jenachdem durch Gesetz geordnet werden konnten. Vgl . die
Abth . 2 meiner oben erwähnten Schrift „Die geistlichen Regierungsrechte des Papstes
in fremden Staaten ." ^

2) In dieser Hinsicht sind die Erklärungen , welche von katholischen Mächten
während des letzten Römischen Concils abgegeben sind , von großer Bedeutung .
S . besonders die österreichische Depesche v. 10 . Febr . 1870 und das Memorandnm
des Grafen Daru , dem Papst am 22 . April 1870 übergeben .

2) Münch , Vollst . Samml . aller Concordate . Leipzig 1830 . 2 Bände .
I 'ontss . iur . 6c:ol68. 1862 . Wegen der neueren vgl . (Blnntfchli und Brater )
St .-Wörterbuch V , unter „Concordate " .

4) S . «an . 7 v . 11, «. 6 1) . 12, 6. 4 - 9 O . 8. o. 1— 11 X . äe eoEvt .
Walter , Kirchenr . H 62 . Richter , Kirchenr . K 161.

ö) Diesen Gesichtspunkt nahm unter Anderen schon kstr . äs Uaroa , (Erz¬
bischof zu Paris ) äs conooräia Irnpsrii st »Losräotii III , 9, 8 : „ Lonnivsiitig ,
8tzäis ^ p08to1i6L6 iä rliLxims xi -asstat , ut dons . üds krineipss in so nsAotio

traotLnäo versentur , ĉ uocl acl ss psrtinsrs non improbadili putant »
itg. ut. pLt.i6nt.i3. illa , 8i nsossss 8it, viesni privilsAli st äi8p6N8k>.t.ionis 8adsÄt ."

") lieber die Stellung der griechischen Kirche , im Besonderen des Patriarchen
zu Stambul vgl . kkillirnors 11, 532 .

Darüber siehe 6snni , Llonurnsnts . <1olnin »tioni8 kontiüourn liomanor .
1760 . Hasse , Vereinigung der geistl. und weltl . Obergewalt . Haarlem 1852 .
Sam . Sugenheim , Gesch. der Entstehung uud Ausbildung des Kirchenstaates .
Leipzig 1854 .

b) Dahin gehört der Handkuß sowie das wenigstens ehemals übliche Steig¬
bügelhalten . S . jetzt P . Hinschius , Kircheurecht (1869 ) I , 211 .

0) Hc >U886t , ZlsiNdil 'SZ I , 211 .

Nach sehr alter Praxis , wenigstens seit dem 15. Jahrh ., gehören dahin :
die Prüsung kirchlicher Verordnungen und Vollmachten vor ihrer Vollziehung und
die Suspension derselben bis zum i s§iuin klasst . 8. Lx6 ^ u»t.ur ; die appsllationeg
ad g.1»i8u eomme ä 'abus ) gegen Ueberschreitung der Grenzen der geist¬
lichen Gewalt (vgl. Friedberg , Der Mißbrauch der geistl. Amtsgewalt , in Dove ,
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Zeitschr. f. Kirchenr. III , und desselben: Grenzen zw. Staat u. Kirche. Tüb. 1872) ;
polizeiliche und strasrechtliche Maßregeln gegen heimliche Verbreiter von kirchlichen
Berordnnngen, die der Kenntniß des Staates entzogen werden sollen; Beaufsichtigung
des Verkehres der Landeskirche mit auswärtigen Kirchenoberen, so weit darauf nicht
verzichtet wird.

") sk. Die Exclusive ist obsolet, bei der Wahl Pius' IX . wollte Oesterreich
sie üben, kam aber zu spät, bei der Leo's XIII . hat keiner der Staaten, welche sie
früher beanspruchten, daran gedacht.̂

Für Frankreich ist noch immer maßgebend geblieben das Concordat vom
26. Messid. d. I . IX mit den dazu publicirten Organischen Artikeln.

") 6. In diesem Sinne bol Leo XIII . seine Vermittelung wiederholt an,
bis sie von Deutschland und Spanien in der Carolinensrage angenommen ward.
Ein Beruf dazu kann dem Papst, gegenüber Christi Wort 12, 14, sicher nicht
zuerkannt werden.̂

111 . Recht der Exterritorialität )̂ .

42. Exterritorialität ist im Allgemeinen die völkerrechtliche
Exemtion gewisser Personen und damit in Verbindung stehender
Sachen von der Staatsgewalt in demjenigen Territorium, worin sie
sich körperlich befinden; man faßt sie sogar als eine Fiction auf,
daß jene sich überhaupt nicht in fremdem, vielmehr in ihrem eigenen
Territorium befänden, wodurch aber dem Verhältnisse eine viel weitere
Ausdehnung gegeben würde, als es wirklich hat und seinen Gründen
nach in Anspruch nehmen kann )̂. Der Grund eines solchen Rechtes
ist nämlich kein anderer, als daß die territoriale Staatsgewalt ent¬
weder überhaupt keine rechtliche Botmäßigkeit über eine gewisse Per¬
son hat, oder daß sie selbige wenigstens im Interesse des völker¬
rechtlichen Verkehres suspendiren muß. — Welche Personen demnach
in solcher Weise bevorrechtet sind, welche felbstverständliche oder cere-
monielle Ausdehnung oder Beschränkung in der einen oder anderen
Hinsicht stattfinde? wird erst weiterhin Vorkommen; nur folgende
allgemeine Sätze gehören ganz allgemein hierher:

I . Die exterritoriale Person behält in der Negel ihr früheres
Domicil und wird mithin auch in allen davon abhängigen Sachen
nach dem Recht ihrer Heimath beurtheilt. Jedoch ist für sie die
Möglichkeit eines Domicils in dem fremden Staat nicht völlig aus¬
geschlossen; sie kann vielmehr ein solches noch aus früherer Zeit
haben und fortsetzenb) , oder auch, so fern sie vollkommene Selb¬
ständigkeit hat, ein solches wählen )̂, wodurch dann hinsichtlich ihrer
Rechtsverhältnisse, unbeschadet ihres sonstigen völkerrechtlichen Cha¬
rakters, die Zuständigkeit der fremden Staatsgewalten begründet
wird5).
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II . Die wesentliche Bedeutung der Exterritorialität beschränkt
sich daraus , daß kein Recht der inneren Hoheitsgewalt , insbesondere
kein Act der polizeilichen oder richterlichen Gewalt gegen die exterri¬
toriale Person oder Sache ausgeübt werden darf , wogegen alle übrigen
Rechte , die dem Einzelstaat gegen auswärtige Staaten zustehen
(S 29 u. f.), unberührt bleiben, besonders also das Recht der Selbst -
erhaltung und Verteidigung , das Recht auf Achtung.

III . Selbst die Ausübung der inneren Hoheitsgewalt ist nicht
ausgeschlossen, in so fern die exterritoriale Person Befugnisse erwerben
oder genießen will, welche eine staatsbürgerliche Eigenschaft in dem
fremden Staate voraussetzen )̂.

IV . Sie ist ebenso wenig befreit von den Lasten, welche auf
dem Gebrauche einzelner, dem fremden Staate zugehörigen Sachen
haften , wofern nicht jener aus Gefälligkeit davon absteht ?).

V. Auch in Beziehung auf Privatrechte , welche sie in dem
fremden Staat erwirbt oder ertheilt , wird sie der dortigen Rechts¬
ordnung unterworfen , vorzüglich in Betreff aller Realrechte an un¬
beweglichen Sachen s).

VI . Mit der Exterritorialität der Person ist auch zugleich eine
Exterritorialität derjenigen anderen Personen und Sachen verbunden ,
welche mit jener in einem staats - oder familienrechtlichen Zusammen¬
hänge stehen, oder zu ihrem öffentlichen und rein persönlichen Dienst
und Gebrauch bestimmt sind ; es können jedoch-dergleichen Personen
oder Sachen , welche bisher dem fremden Territorium selbst ange¬
hörten , der dortigen Staatsgewalt nicht gegen deren Willen oder
gegen bestehende Verträge entzogen werden 2).

VII . Die exterritoriale Person muß sich der auswärtigen Ge¬
richtsbarkeit in allen denjenigen Privatangelegenheiten unterwerfen ,
in welchen sie, fogar wenn sie nicht anwesend wäre , bei den Ge¬
richten des fremden Staates Recht nehmen oder geben müßte, indem
dessen Befugnisse durch die Anwesenheit der exterritorialen Person
nicht geringer werden können, als ihm schon außerdem zustehen; in¬
dessen setzt sich die Staatenpraxis , wiewohl ohne Zwangs ) , meist
engere Schranken , und übt die Gerichtsbarkeit wesentlich nur bei
Realklagen , ferner hinsichtlich der Nebenpunkte , welche durch eine
selbsteingeleitete Procedur herbeigeführt sind " ), so wie in Betreff der
fortgesetzten Instanzen jeder rechtmäßig wider sie oder von ihr ein¬
geleiteten Procedur . Auch sind eonservatorische Maßregeln für er-
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laubt zu halten , so weit solche außergerichtlich möglich sind Ueber-
dies könnte die fremdherrliche Gerichtsbarkeit noch durch freiwillige
Unterwerfung der exterritorialen Person begründet werden, so fern
dieser nicht das Recht dazu entzogen ist " ). Endlich würde bei un¬
bestreitbarem Domicil der exterritorialen Person in fremdem Lande
(II .) die hierauf gegründete Gerichtsbarkeit desselben nicht abzu¬
lehnen sein.

Unter allen Umständen versteht sich jedoch von selbst, daß keine
unmittelbare Gewalt an der exterritorialen Person oder Sache geübt,
mithin auch keine Exemtion hiergegen vollstreckt werden kann, und
daß gegen die Exterritorialen diejenigen Formen zu beobachten sind,
welche wider eine Person seines Standes , falls sie sich nicht anwesend
befände, beobachtet werden müßten ^ ).

VIII . Das Recht der Exterritorialität dauert nur so lange als
ihr Grund . Ein Asylrecht ist damit an sich nicht verbunden " ).

*) kdilliiuors I , 460. <Hvo 1. VIII Z 522 —24. Hall , tz 48—52.
Stoerk in v. Holtzend. Handb. II 8 122. Hall sagt gewiß richtig, daß diese Fiction
vielfach falsch angewendet ist. Exterritorialität bedeutet, daß gewisse Personen und Sachen
(Hesster fpricht nur von ersteren und übersieht die Staatsschiffe) zu Folge einer in
der Sache begründeten Nothwendigkeit oder Zweckmäßigkeit von der Gerichtsbarkeit
des Landes ausgenommen sind, in welchem sie sich befinden. Es ist also eine Aus¬
nahme von dem Grundsatz, daß das Gesetz des Landes für Alle gilt, welche sich
dort aushalten. Aber dieses Recht ist nicht das gleiche für Alle, denen es zusteht,
die Exterritorialität eines Gesandten ist nicht die gleiche wie die eines sremden
Souveräns , beide sind verschieden von der, ivelche Enropäern in muselmännischen
Staaten gewährt wird (z. B . Art . 16 des Vertr . zwischen Deutschland und Zanzibar
v. 20. Dec. 1885), und die der Staatsschisse ist wieder sui ^enei-is. Außerdem ist die
Exemtion von der Landesgerichtsbarkeit keine absolute, und andrerseits sind gewisse
weniger bedeutende Rechte auch Handelsschiffen in Küftengewnssern zugestanden-
(8 79 Note 2 u. 3), sür die doch Niemand Exterritorialität beansprucht. Man würde
deshalb besser thun, diese nicht als einen einheitlichen Begriff zu behaudeln und die
Befugniffe, welche sie in jedem einzelnen Falle giebt, dort darzulegen. j

v) Es würde z. B . die feltfame Folgerung eintreten müffen, daß Alles , was
der Exterritoriale im sremden Staate thut, lediglich nach dem Gesetz seiner Heimath
zu beurtheilen wäre, was gewiß nicht behauptet werden mag. Man könnte sich
unter Anderem auf das Princip : I06U8 r^ it actum nicht berufen- Ueber Ent¬
stehung der Fiction vgl. zum Theil Lv6i -t86n, ovsr äs Si-eiEn van cle Lk-Z-tkn
VÄN A 62 knt 6 Q . 1850 S . 153 . äs iuä . 60 inx . 1721 .

Z . B . der Gesandte einer fremden Macht, welcher Unterthan des Souveräns
ist, bei dem er fungiren soll, ohne letztere Eigenschaft völlig aufgegebeu zu haben.
Vgl. v. XI , Z 5 f. ; 6. XVIII p. 6 a. E.

Warum follte z. B . der Souverän eines fremden Staates nicht auch ander¬
wärts ein eigentliches Domicil haben können, ivenn ihm die Verfaffung seines
Landes nicht entgegen steht?

°) Anerkannt ist dies unter Anderem im Westph.-Osnabr . Frieden V , H 28
hinsichtlich der ehemaligen Reichsritter, von denen sonst galt : immeäiatus Leinpsi-
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et udiHus iinnikäiatus , — ,,m8i korts iu csviiI)U8äg .ili loeis rations bonorum
6t rssxsetu territorii vsl Äomier îr aliis Ltatibus rk^ eris -ntur 8ud '̂66ti ."

o) Z . B . Anlegung einer Druckerei , Betrieb eines Handels .
Z . B . von Erlegung des Chausseegeldes . Schiffsgelder .

b) Allgemein anerkannt L ^ükerglioslr 6. XVI . Nsrlin , R-öpertoirs rninistrs
xuiilie . 8 . 5 . 8 4 art ,. 6 st 8 . V̂lisaton I , 2 , 3 . 8 16 . Allaem . Preuß .
G .-O . I , 2 § 66 .

v) V̂ioguskort , l '^ MdÄZsuäour . I , 28 , p . 422 . L ^ n^ srslioe ^ e . XV , ß 6 .

ô) So ist an und sür sich nicht abzusehen , warum nicht auch das tormn
eoQtraetu8 stattfinden sollte . Sehr richtig bemerkt ein Memoire des Hofes von
Versailles von 1772 : „ t / immuvits äu niinisirs pudlio 6ori8i8ts 6886Qti6ll6msiit
ä 1s tairs 60 N8iäersr ' vornrnk s 'il eontinuait L rtz8icl6i' c1g.n8 Iss Dtats äs son
inuitrs . Lien äonc n '6lnp6vli6 ä 'eiüplovsr vi8 -g,-vi8 äs lui Iss mo ^sns äs
äroit äont on ussrait s 'il ss trouva .it clLiis son äonrisils oräinairs ." Alsssan ,
liist . äs Ia 6ixl . i'i-. VII , 22 .

" ) Z . B . wegen der Kosten ; wegen einer Gegenklage . L ^iikei -skosk s . XIV ,
8 13 . Zlsrliri , ^ 6p . wiiiistrs V , 4 . 10 .

Usrlin , idiä . L ^iiIrsrsdoslL e . XVI , 8 2 .
*b) Selbst Arreste an Sachen wollte L ^ulrsrslioslv o . IV , 8 o . 6 ; o . XVI ,

8 6 zulassen . Dagegen s. ^ oslix II , 2 , 2 , 4 und wegen der französischen Praxis :
8ire ^ , 1814 . 2 , 306 .

" ) Ein Gesandter hat ohne Bewilligung seines Souveräns schwerlich das
Recht eines Verzichtes . L ^ liIc6r8liosIc s . XXIII . 6li . (ls Hlartsus , O^uses
esled . I , 229 .

Z . B . in Ansehung der Citationen . Diese können oder sollten wenigstens
nur auf diplomatischem Wege besördert werden . Eine etwas abweichende Ansicht
bei L ^nksl -sdoek 6. XVI , 19 . S . indessen andrerseits dic A . G .-O . für die
Preutz . Staaten I , 2 H 66 .

'6) Nur bei den Gesandten ist ein solches in Frage gekommen . Davon unten
Buch 3 . S . auch tz 63 a . B . Für alle diese Fragen Näheres im Gesandtschafts¬
recht.

IV . Siaatsdienstbarkeiten )̂.

43. Schon aus den natürlichen Verhältnissen, in welchen
mehrere Staaten neben einander aufgewachsen sind, fließen gewisse
Beschränkungen oder sog. natürliche Staatsdienstbarkeiten(86rvi-
tut68 iui-iZ Asntiuin n3.tnral68), denen sich ein Staat zu Gunsten
des anderen nicht entziehen kann, ohne sich gegen die natürliche Be¬
schaffenheit der Dinge aufzulehnen und die hiermit gegebene Regel
des friedlichen Nebeneinanderbestehens zn verletzen2). Dahin gehört
z. B. die Aufnahme des aus den Grenzen eines anderen Staates
natürlich abfließenden Gewässers und andrerseits die freie Heraus¬
lassung eines fließenden Wassers in den Nachbarstaat(vgl. Z 29
III .), worauf sich unbedenklich auch die privatrechtlichen Vorschriften
des Römischen Weltrechtes anwenden lassen.
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Außerdem sind aber noch gewisse positive Beschränkungen der
Staatsgewalten denkbar durch gewillkürte Staatsdienstbarkeiten (ssr -
vituts8 iui -ss Asntiuni voluntariae ) , d. i . durch jedes von dem
Willen eines Staates unabhängig gestellte Recht eines ihm nicht
unterworfenen Subjectes , wodurch jenem die sreie Ausübung seiner
Hoheitsgewalt in Betreff eines oder des anderen Gegenstandes ent¬
zogen wird '').

Die dabei vorkommenden Subjecte sind : ein berechtigter Staat ,
zu dessen Gunsten eine solche Beschränkung der fremden Staats¬
gewalt besteht, oder, was freilich nur selten der Fall sein wird , ein
von dem verpflichteten Staat unabhängiges , unter dem Schutze des
Völkerrechtes stehendes Individuums ; sodann ein verpflichteter, an
sich selbständiger Staat ; auch kann eine und dieselbe Dienstbarkeit
gegenseitig zusteheu, z. B . in Betreff der Besteuerung .

Die Gegenstände , worauf sich dergleichen Dienstbarkeiten er¬
strecken, sind lediglich und allein Rechte der Staatsgewalt , sowohl
hohe wie niedere Regalien des verpflichteten Staates ; überhaupt nur
öffentliches Eigenthum , nicht aber Privatrechte und Privateigenthum
desselben oder seiner Unterthanen , wiewohl diese mittelbar durch eine
Dienstbarkeit berührt werden können 6).

Die Wirkung einer Staatsdienstbarkeit besteht darin , daß ent¬
weder der Berechtigte zu seinem Vortheil eine hoheitliche Befugniß
in dem fremden Staate als seine eigene und unabhängig von letz¬
terem ausübt 7) ; oder daß der fremde Staat zu Gunsten des Be¬
rechtigten sich der Ausübung einer gewissen Hoheitsgewalt in
seinen eigenen Grenzen bis zu einem bestimmten Umfange enthalten
muß. Daher der Unterschied von affirmativen und negativen Ser¬
vituten auch im Völkerrecht Anwendung leidet s). Ob der Vortheil
dem Berechtigten unmittelbar nnd allein , oder seinen von ihm ver¬
tretenen Angehörigen zukommt, äudert an dem Wesen der Servitut
nichts d).

Die äußerste Grenze dabei ist , daß der verpflichtete Staat in
keine völlige Abbängigkeit von dem Willen des Berechtigten gesetzt,
sondern nur in bestimmten Hoheitsbefugnissen beschränkt wird , und
daher wenigstens noch als halbsouveräner Staat bestehen kann ^ ).

Eine Bestellung ist nur denkbar durch Vertrag , sogar schon
ohne Tradition ^ ) ; jedoch kann die rechtmäßige Erwerbung auch
durch einen unvordenklichen Besitzstand vertreten werden (Z 12).
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Ein sonstiger Besitzstand legt dem Verpflichteten keine Verbindlichkeit
auf, die Ausübung auch noch ferner zu gestatten; vielmehr kann er
zu jeder Zeit erst den Beweis der rechtmäßigen Bestellung fordern̂ ).
Die Präsumtion ist für ihn.

Der Umfang des Rechtes bestimmt sich bei Verträgen nach der
deutlichen Concession des Verpflichteten̂) ; bei unvordenklichem Be¬
sitzstände aus der bisherigen vollkommen gleichförmigen Ausübung").
Der Verpflichtete ist im Zweifel nicht von der Ausübung derselben
Befugniß ausgeschlossen, wenn diese nicht ihrer Natur nach eine aus¬
schließliche, blos von Einem Subject auszuübende, oder auf Mit¬
ausübung verzichtet ist^). Die Art der Ausübung kann übrigens
nur eine möglichst unschädliche und eine solche sein, die mit der Ver¬
fassung des fremden Staates im Einklänge steht̂ ). Eine entgegen¬
gesetzte Concession würde ungültig sein.

Jede Staatsdienstbarkeit ist als ein dauerndes Realrecht sowohl
für den Berechtigten wie für den Verpflichteten anzusehen geht
also auch auf jeden Suceesfor der einen oder anderen Staatsgewalt
(activ und passiv) über. Dieselben Gründe jedoch, welche einen
Staatenvertrag außer Kraft setzen, müssen bei Staatsdienstbarkeiten
gleichfalls ihre Anwendung finden̂ ). Außerdem erlöschen sie durch
Dereliction und Consolidation, so wie durch vertragsmäßigen Ver¬
zicht 20).

' ) ^ 9,6. Llvvsrt , äs 86rvitutlb . 8. iurid . ill alieno territorio . ^ rKkvt .
1674 . 0 . I . 6 . Luxslbi 'kvkt , äs 86rvitutib . iur . xubl . Ltslinst . 1716 . 1749 . Nie.
Thadd . Gönner , Entwickelung des Begriffes und der Grundsätze der Deutschen
Staatsrechtsdienstbarkeiten . Erl . 1880 . Das Meiste hierin bezieht sich auf Ver¬
hältnisse des vormaligen Deutschen Reiches, die darin sog. 86rvitut68 iur . xudliei
^ sroraniei , im Gegensätze der Ltzrvit . iur . Köntium . Allgemeinen Inhaltes sind :
äs 8t66lL , ^ 6lair6i886w6nt8 ilk äiv . 8uj6t8. 1785 - NO. 6. Vgl . auch Anschütz
im Arch. f. civ. Praxis , V S . 188 . v. Holtzendorff in seinem Handb . II , ß 52.

2) Vgl . Lltzrt , oxuso . II , III , x . 103 8yq . Dieser Schriftsteller geht nur darin
zu weit, daß er auch die Nothrechte , welche die Staaten gegen einander ausüben
und dulden müssen , zu diesen Servituten rechnet. Ebenso Engelbrecht . Andere
scheinen wieder von den natürlichen Servituten gar nichts wissen zu wollen , wie
Klüber 8 130 not . a . Gewiß ganz mit Recht, da sie aus der völkerrechtlichen
Verkehrsgemeinschaft fließen.^

^86ivp6r 1iÄ66 68t 86rvitu8 interiorum prLsäiorum , lit NLturs, xro -
üuentsln ayuLm recipiant ." 1 .̂ I . § 22 . D . äs LHua . Ueber die hierbei ein¬
tretenden femeren Verhältnisse vgl . Hert S . 135 f.

4) In älterer Zeit waren sie häufiger als jetzt, besonders unter den Deutschen
Staaten . S . Moser , Nachbrl . St .-R . '239 .

b) So war das im R .-D .-H .-Schl . von 1803 § 13 und in der Deutschen
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B .-Acte Art. 17 geschützte, jetzt durch Verträge aufgehobene Postrecht des Hauses
Thurn und Taxis in mehreren Deutschen Staaten , sofern nicht durch Verträge
etwas geändert ist, immerhin eine völkerrechtliche Servitut , wenn ihm auch nicht
mit v. Linde, Das Deutsche Postrecht(1858) ein noch besseres Recht beizulegen war.
Dagegen ist allerdings keine Servitut von der obigen Beschaffenheit denkbar, wenn
ein Staat seinem eigenen Unterthan, oder selbst einem fremden, ohne völkerrechtliche
Garantie ein Hoheitsrecht zugesteht. Vielmehr ist hier die Concession lediglich nach
dem inneren Staatsrecht zu benrtheilen. Vgl. Engelbrecht II , 1, 12.

sk. Daß das Taxis'sche Postrecht für die verpflichteten eine völkerrechtliche
Servitut war, ist gewiß zu bestreiten, eben weil es an einem berechtigten Staat
fehlte. Als Rechtsfubject einer solchen Servitut kann nie „ein von dem verpflichteten
Staat unabhängiges, unter dem Schutz des V. R's . stehendes Individuum" gelten,
das überhaupt kaum zu denken ist, Fürst Thurn und Taxis war rechtlich bayrischer
Unterthan, sein Postrecht fiel unter die einem Fremden gewährten Concefsionen, es
war reichs- und bnndesrechtlich, nicht völkerrechtlich garantirt.j

o) Vgl. Klüber Z 138.
Sonst wäre es eine bloße Privatconcession, und dasür ist allerdings wohl

bei gewöhnlich verleihbaren Regalien die Vermnthung. Vgl . Klüber Z 138. 50.
v) Audere Einteilungen , z. B . in eontinua-s nnd cUseontinuas , erscheinen

unnütz. Beispiele von negativen Servituten sind das Untersagungsrecht gegen die
Anlage von Festungen, gegen Aufstellung einer größeren ^ eeresmachtu. s. w.
Enge'lbrecht II , 27. H. Materiell richtiger ist die Eintheilung der Servituten
nach dem eigentlichen Inhalt , der sowohl negativ als affirmativ fein kann, z. B .
militärische: Nichtbefestigung, Neutralisirung eines Gebietes, Truppendurchzugsrecht;
volkswirthschastliche: Fischereigerechtigkeit, Anlage von Eisenbahnen und Telegraphen,
Kanalbauten u. s. w.j

v) So ward in Art. 17 des Pariser Friedens von 1763 den Britischen Unter-
thanen ausbedungen, in gewissen Gegenden Campecheholz zu sällen. äe Lteek,688818. 1775.

*0) n Die Grenzen, bis zu welchen Staatsdienstbarkeiten gehen können, sind
allerdings nicht zu bestimmen, können aber nie so weit gehen, daß daraus der
technisch angenommene Ausdruck Halbsouverän anzuwenden wäre.̂

" ) Gönner 8 67.
Das Gegentheil scheint Klüber § 139 mit Engelbrecht und Gönner zu be¬

haupten. Beide sprechen aber nur vom Deutschen Reich. Und ohne Zweifel'
bestand eine Geltung des Besitzstandes auch noch unter den Deutschen Bundes¬
genossen nach Bundesacte Art. 11 ; allein unter ganz sreien Staaten kann dem
präsumtiven Alleinberechtigten der bloße bisherige Besitzstand gewiß nicht entgegen¬
gesetzt werden.

sk. Bei den Verhandlungen des Utrechter Friedens wiesen die Engländer nach
daß der Gouverneur des damals französischen Canada nie Einspruch dagegen
gethan, daß die Hndfons- Bay - Gefellfchaft sich an der Südfpitze des Meerbusens
niedergelassen und dort Forts gebaut, Frankreich habe dadurch implicite seine Zu¬
stimmung gegeben.̂

" ) Also stricte Erklärung. Gönner § 80. Klüber 8 139. Von einem Hoheits¬
recht gilt kein Schluß auf ein anderes. Gönner § 81. Im Zweifel nur der ge¬
ringere Grad. Ebendas. Z 82.

") lantuni prL686rir>tum , qualit-um xo8S688uin. 8ixtin , äs r6»g.1. I,
5, 171.

" ) Engelbrecht II , 1, 12. Gönner 8 90.
" ) Gönner § 83.

Ebendas. 8 84 ff. stz. Eine solche Beschränkung liegt schwerlich im Begriff
der Servituts
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" ) Engelbrecht II , 3, 13. Gönner Z 78 .
" ) Vgl . Gönner tz 64 ff.
-0) So scheinen unter den ehemaligen Rheinbundstaaten sämmtliche Staats¬

servituten gegenseitig durch die Rheinbundsacte Art . 34 aufgehoben zu sein. Klüber ,
Abh . u . Beobacht . I . 1830 . S . 1—57 . o. Kamptz , Beitr . zum Staats »u . Bölkerr .
I , 140 . Doch giebt es darüber eine große Meinungsverschiedenheit .

V. Einmischungs - (Jnterventions -) Rechts .

44. Ob und in wie weit ein Staat sich in die Angelegenheiten
eines fremden Staates einmischen dürfe, kann nach den bisherigen
Erörterungen nicht mehr zweifelhaft sein. Es giebt im Allgemeinen
keine Befugniß dazu, weder in Ansehung dessen, was jedem Einzel¬
staate selbst vermöge seiner Freiheit und Unabhängigkeit zu ordnen
zusteht, namentlich in Beziehung auf Verfassung, Regierungsprin-
cipien und Anwendung derselben; noch auch in Ansehung der be¬
sonderen völkerrechtlichen Verhältnisse, welche unter mehreren fremden
Staaten als Betheiligten stattfinden. Kein Staat kann daher
dem anderen eine bestimmte Verfassung aufdrängen, Veränderungen
darin fordern oder denselben entgegentreten; keiner die Spitzen der
fremden Staatsgewalt eigenmächtig bestimmen; keiner demselben
Gesetze des Verhaltens vorschreiben, die Annahme bestimmter Re¬
gierungsmaximen, Einrichtung oder Aufhebung gewisser Anstalten
fordern; keiner endlich den anderen zum Gebrauche oder Nicht¬
gebrauche seiner auswärtigen Hoheitsrechte nöthigen. Das Prineip
der Nicht-Intervention ist demnach allerdings die Regel, eine Inter¬
vention die Ausnahme und nur aus besonderen Gründen zu recht-
fertigen, wozu in der Praxis freilich nicht immer Rechtsgründe,
sondern oft nur einseitige oder vermeintliche Interessen gedient
haben. Im Völkerrecht kann nur von Rechtsgründen die Rede
sein. Um genau zu verfahren, unterscheiden wir hier nach dem
Gegenstände:

Einmischung in Verfassungssachen
und

Einmischung in Regierungsangelegenheiten , wozu
auch Händel mit anderen Staaten gehören;

außerdem der Form nach:
eine eigentliche Intervention , wo die fremde Macht ihre

Entschließungen als Hauptpartei, äußersten Falles sogar mit
Gewalt, durchzusetzen trachtet;
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sodann:
eine bloße Cooperation mit einer Gewalt oder Partei in

dem fremden Staate selbst — eine accessorische Hilfeleistung;
ferner:

die Ergreifung von Vorbeugungsmitteln zur Abwendung
drohender Gefahren; darunter der bewaffnete Friede s) ;

endlich:
freundschaftliche Jntercessionsür eigene oder fremde Interessen.

Gemeinsame Voraussetzung ist, daß der Gegenstand, auf welchen
sich die Einmischung bezieht, an und für sich dem Ermessen des
von ihr betroffenen Staates zufteht und daß eine Aenderung des
bisherigen Rechtszuftandes beabsichtigt wird, jedoch noch nicht voll¬
endet ist. Die Regierungsverfassung begründet keinen Unterschied
in der Anwendung der völkerrechtlichen Grundsätze, wiewohl in der
älteren Staatspraxis die Eigenthümlichkeit der Wahl- und Bundes¬
staaten am meisten ein Feld zu politischen Einmischungen aller Art
dargeboten hat )̂.

*) Heiberg, Das Prineip der Nicht-Intervention. Leipzig 1842. H. v. Rotteck,
Das Recht der Einmischung. Freiburg 1845. Lartliolkt, äu äroit, ä'intkrvkntiori
1873. Staats -Lexik. Bd. VII . k ^illiinors I , 463. Berner in Bluntschli's St .-Lex.
Bd. IV. Ilalltzok vliAx. IV. 6a1voI , ß 107—120, eingehend und belehrend
vorzüglich für die Staatenverhältnisse der neuen Welt: Monroe- Doctrinu. s. w.
I'liillimoi 'k I , 553. Hall eli. VI . Ltapletor», Intervention anä Xon-Intsr -
vention , or tlik korsiKn xolio ^ ok öritain 1790—1865. I ônä. 1866.
Strauch, Zur Jnterventionslehre. 1879. Geffüen, Das Recht der Intervention. 1887.
2. Ausl, in v. Holtzend. Handb. IV , S . 131 ss.

sk. Diese ganze Materie gehört systematisch in den Streit der Staaten.!
2) Diese Form der Intervention und ihre Benennung gehört vorzüglich erst-

der neuesten Staatspraxis an. Sie war die Idee der Quadrupel- Alliancev.
22. April 1834 und des Additionalvertragesv. 18. Aug. (Llur-
lig-rä), Nouv. L,66. t. XI. 1837. x. 808 und t. XII , x. 716. Praktisch ist
sie auch schon zuvor geübt worden.

3) Erfindung von Thiers, 1840. H Eine Phrase, wie 1859 die bewaffnete
Vermittlung Preußens. Einfache Vorsichtsmaßregeln sind keine Intervention,
man muß diese ferner wohl von der angebotenen oder erbetenen aber stets von
Dritten angenommenen Vermittlung unterscheiden. Intervention ist nur ein ge¬
bieterisches Eingreifen in die Verhältnisse zweier Staaten oder die inneren eines
Staates mit dem Entschluß, seinen Willen zwangsweise zur Geltung zu bringen.
Nicht einmal jedes derartige Eingreifen ist Intervention; ist es dadurch begründet,
daß der betr. Staat das eigene Recht des einschreitenden Staates oder seiner An¬
gehörigen verletzt hat, so handelt es sich nicht um die Angelegenheiten des anderen
Staates, sondern um ein Recht dieses Staates gegen den ändern, das mit
völkerrechtl. Zwangsmitteln gewahrt wird. Das Recht'einzuschreiten folgt hier aus
dem Recht jedes Staates, die Beobachtung der ihm gegenüber feststehenden Ver-
'pslichtungeu zu erzwingen, nicht aus einem besonderen Jnterventionsrecht. Dieses
kommt erst in Betracht, wenn der andere Staat durch sein Verhalten, ohne die
Rechte unseres Staates oder seiner Angehörigen unmittelbar anzugreifen, mit den
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Interessen unseres Staates in Conflict geräth, und es ist eben festzustellen, welche
Interessen in solchem Falle die Intervention rechtfertigen.̂

4) Ein sehr bestimmtes System gegen auswärtige Einmischungen hatte der
Deutsche Bund ausgesprochen durch Beschluß v. 18. Sept . 1833. (Zlur -
karä ), 8upx1 . Oostt . 1842. x>. 56.

45 . Eine eigentliche Intervention , wobei man als
Hauptpartei handelt , findet in Verfassungs - und Regierungsan¬
gelegenheiten eines fremden Staates nur Anwendung :

I . wenn dieser Staat selbst dazu das Recht ertheilt hat , oder
letzteres bedingungsweise durch Vertrag Vorbehalten worden ist ; na¬
mentlich kraft übertragener Garantie einer bestimmten Verfassung
oder gewisser Rechte, sobald einer der Betheiligten diese Garantie
anruft i). Auch kann ein unauskündbares schutzherrliches oder Bundes -
verhältniß -) Grund abgeben, sowohl Veränderungen der Verfassung
zu verhindern , wie auch dergleichen zu veranlassen oder bestimmte
Regierungsmaßregeln hervorzurufen , wenn außerdem der geschützte
Staat oder das Bundesverhältniß selbst nicht mehr zu erhalten
Wäre ;

II . wenn durch Aenderungen der Verfassung oder durch Re¬
gierungsmaßregeln in einem Staate das wohlerworbene Recht eines
anderen Staates verletzt werden würde , z. B . wenn einem aus¬
wärtigen Staate oder Souverän ein eventuelles Successionsrecht
oder lehnsherrliche Ansprüche entzogen werden sollten 3).

Außerdem ist unter Staaten , welche ein gemeinsames Recht
über sich anerkennen und sich einen gegenseitigen humanen Verkehr
als Zweck setzen, unverkennbar noch

III . die Befugniß gegründet , einem ziellosen Kriegszustände ,
welcher im Innern eines Landes oder unter verschiedenen Mächten
schwebt, mit gemeinsamer Zustimmung durch gewaltsames
Einschreiten ein Ziel zu setzen, um dadurch das gestörte Band der
Nationen wieder herzustellen und sich von einer dauernden Beun¬
ruhigung zu befreien , natürlich also auch schon einem solchen ziel¬
losen Zustand möglichst vorzubeugen so wie

IV . ein Einmischungsrecht gegen die unbefugte Intervention
eines anderen Staates in die Angelegenheiten eines dritten Staates ,
in so fern nämlich durch diese Intervention ein auch für die übrigen
oder für bestimmte Staaten rechtsverletzendes Prineip aufgestellt wird .

Andere Rechtstitel zu einer thatsächlichen Einmischnng in fremde
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Staatsangelegenheiten giebt es nicht, außer den vorstehenden̂).
Sie bestimmen zugleich die Richtung und Modalitäten der Inter¬
vention. Ihr Zweck nämlich ist Geltendmachung des zustehenden
Rechtes oder Genugthuung für dessen Verletzung. Das letzte Mittel
ist der Krieg , wenn mildere Mittel nicht schon genügen sollten 6).

Nur Vorbeugungs- und Schutzmittel oder gütliche Verhand¬
lungen sind dagegen zulässig, wenn Vorgänge oder Veränderungen
in einem Staate anderen Einzelstaaten oder deren Interessen Gefahr
drohen. So kann der Ausbruch einer Revolution zur Aufstellung
eines Grenzcordons, die Bildung einer Propaganda für Verbreitung
aufrührerischer Grundsätze in einem Staate zu strenger polizeilicher
Abschließung gegen denselben, auch wohl zur Forderung von Sicher¬
heiten berechtigen, die schon wirkliche Verletzung von Interessen
anderer Staaten aber zu Retorsionsmitteln veranlassen. Ungewöhn¬
liche Kriegsrüstungen im Innern eines Staates ohne deutlich er¬
kennbaren Zweck berechtigen die dadurch möglicher Weise bedrohten
Staaten zu Anfragen über den Zweck und zur Forderuug bestimmter
Erklärungen )̂ , welche ohne Beleidigung nicht verweigert werden
können(Z8 30. 31).

Kriegsunternehmungen eines Staates gegen einen anderen
können dritte Staaten zu politischen Maßregeln ermächtigen, daß
nicht durch den Erfolg das bisherige Gleichgewicht gestört werde,
indem durch freundfchaftliche Jnterposition der Zweck oder die Grenze
der Unternehmung bestimmt wird, oder indem man durch Defenfiv-
bündnisse mit anderen ein Gegengewicht zu bilden sucht, oder sich-
selbst zum Kriege rüstet, um seine eigenen und die gemeinsamen
Rechte aller Staaten im Falle der Verletzung aufrecht zu erhalten
(1a, xaix arinss). Daß der deutlich ausgesprochene Zweck der Grün¬
dung einer Universalherrfchaft Kriegserklärung gegen Alle sei, ward
schon oben § 30 a. E. bemerktb).

') slr. Solche Garantien sind früher vielfach vorgekommen, wie z. B. Frank¬
reichs und Schweden's Garantie der Deutschen Reichsversassung durch Art. 17
ß 5 u. 6 des Westph. Friedens; Oesterreickss, Rußlands und Preutzen's für die
Polnische Verfassungv. 1773, doch widersprechen dieselben, weil fortgehende Interven¬
tionen begründend, der Autonomie jedes unabhängigen Staates und kommen heute
nicht mehr vor. Anders schon steht die Garantie einer Dynastie oder bestimmten
Erbfolgeordnung, wie der Protestant. Dynastie Englands, der pragmatischen Sanction
Oesterreich's, denn eine neue Dynastie oder Thronfolge unterliegt der Anerkennung
der anderen Staaten, doch ist auch diefe Art der Garantie veraltet. Wenn durch
Vertrag v. 7. Mai 1832 England, Frankreich und Rußland die Unabhängigkeit
Griechenlands als „stat monareliî us sous Ia Zouvsi-aivete 6u Otlion
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äs Lavier«" garantirten, so war dies damals durch den Beistand der Mächte und
die Art der Bildung des neuen Staates begründet, hat aber die Mächte nicht ver¬
anlaßt, gegen die Vertreibung des Königs Otto einzuschreiten. Ebenso sahen sich
1852 nach dem Staatsstreich die Mächte nicht veranlaßt einzuschreiten, um den
Vertrag v. 20. Nov. 1815 betr. die Ausschließung der Napoleonischen Familie
„än xouvoir suxrsrns sn Uranos" aufrecht zu Haltens

-) So hatte der Deutsche Bund ein Jnterventionsrecht in den inneren Ange¬
legenheiten der Einzelstaaten, so weit dadurch die wesentlichen Zwecke des Bundes
und übernommene Garantien berührt wurden.

n Das Eingreifen der Centralgewalt eines Staatenbundes ist nicht Inter¬
vention im Völkerrecht!. Sinne, denn das ist Folge des Bundesvertrages, der den
Verein begründet hat. Das Verfahren des Deutschen Bundes gegen den König
von Dänemark als Herzog von Holstein im Herbst 1863 war keine Intervention,
sondern Execution.

2) >6. In diesem Falle findet das zu 1 Gesagte Anwendnng, Wahrung wohl¬
erworbener Rechte ist keine Intervention.̂

4) Diese Behauptung ist in ihrer Allgemeinheit von bedenklicher Dehnbar¬
keit, es müssen die einzelnen Fälle unterschieden werden. Die in einem Staate
herrschende Anarchie giebt an sich noch kein Recht zur Intervention anderer Mächte,
so war sie in Polen nur Vorwand für die Theilung. In der griechischen Frage
war sie berechtigter, doch keineswegs allein maßgebend, da der Kampf durch See-
räuberei die Interessen der Unterthanen anderer M̂ächte gefährdetes

sk. Es kann sehr wohl die wirkliche Bedrohung des Gleichgewichtes durch
eine Macht statthafter Grund der Intervention fein, zumal wenn dieselbe eine collec¬
tive ist, wie z. B. in der Belgischen 183l, Frankreich's und England's gegen den
beabsichtigten Eintritt Gesammtösterreich's in den Deutschen Bund 1851, zu Gunsten
der Pforte gegen Rußland 1853, wogegen die Napoleon's III . in Mexico 1862 zur
angeblichen Herstellung eines nationalen und commerciellen Gleichgewichts in Amerika
unberechtigt war. Ferner kann eine grobe Verletzung des V. R's. gerechten Grund
zur Intervention geben, so gegen Sklavenhandel, barbarifche Verfolgung der Christen
in muhammedanifchen oder heidnifchen Staaten, rechtlosen Ueberfall eines Staates ,
barbarische Kriegführung, grobe Mißachtung aller Rechte der Neutralen; in folchen
Fällen liegt eine Gemeingefahr für alle anderen Staaten vor, gegen welche diese
einzuschreiten berechtigt sind und auf Anrufung der Betroffenen einfchreiten sollten.

Ausgeschlossen dagegen ist die Intervention (1.) auf den Grund, daß das bloße
Bestehen einer Regierungsform eines Staates oder gewisser Grundsätze, welche in
seinem Innern Geltung erlangt haben, eine Gefahr für andere Staaten bilde, so
lange nicht von jenem Staate für diese Grundsätze außerhalb desselben eine aggressive
Propaganda gemacht wird. Ungerechtfertigt waren daher die Interventionen1. gegen
die französ. Revolution 1792 Seitens Oesterreich's und Preußen's, der England sich
nicht anfchloß, vielmehr Frankreich erst den Krieg erklärte, als daffelbe in anderen
Staaten eine republikanische Verfassung einführen wollte (Manifest des Conventsv.
19. Nov. 1792). 2. gegen die Einführung liberaler Verfassungen in Spanien, Neapel,
Piemont Seitens Frankreichs und Oesterreich's, wogegen England protestirte. 3.
Frankreich's und England's in Spanien 1846 zu Gunsten Jsabella's, die ein „äeü
aux mong-i-eliitzs ässxotiyuss " sein sollte, so wie die England's in den Portugiesi¬
schen Aufstand von 1846. 4. sonstige wiederholte Einmischungen Palmerston's in
rein innere Angelegenheiten anderer Staaten. 5. Ebenso unberechtigt ist die Be¬
hauptung Vattels (I. 11 ed. 4 H 56), daß es nur gerecht sei, einem unterdrückten
Volk, welches sich empöre, zu Hilfe zu kommen, wie denn der Convent 1792 allen
Völkern Beistand versprach„qui vouäront rscouvi-sr lkur lideriä ."

Dem gegenüber vertheidigte England in seiner Circulardepeschev. 19. Januar
1821 den richtigen Grundsatz, daß eine Intervention nur zulässig sei für andere
Staaten tdeir own inrnikäiÄtk 86ourit̂ or 6886r>tia1 intkrssts ars

Heffter , Völkerrecht. 8. Ausq . 8
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ssriousl ^ 6uZ,s>vS6r6 <1 tlis internal travSLvtiovs ok Lvotdsr state ". Es
intervenirte 1826 in Portugal , nicht um sich in seine inneren Angelegenheitenzu
mischen, sondern weil der in Spanien restanrirte Absolutismus den Portugiesischen
Aufstand offen begünstigtes

b) sk. Obwohl die Intervention von vornherein ein feindlicher Act sein,
und ebenso, wenn sie Ansangs nicht so gemeint war , zum Kriege führen kann, so ist
beides nicht nothwendig durch ihre Natur gegebeu. Sie geschieht trotz ihres
Zwangscharakters keineswegs immer in feindlicher Absicht, sondem sehr oft, um
einem Unrecht vorzubeugen oder eine Schädigung des Staates zu hindern, in deffen
Angelegenheiten eingegriffen wird. Es ist serner nicht nöthig, daß der intervenirende
Staat nur einen Mann marschiren läßt : wenn eine Regierung einer ändern erklärt,
sie werde nicht dulden, daß dieselbe dieses oder jenes thne, so ist das eine Inter¬
vention, vorausgesetzt, daß hinter dieser Erklärung der Entschluß steht, derselben
eventuell materiellen Nachdruck zu geben. Die Intervention als Zwangsmaßregel
ist daher ohne Rücksicht ans den sriedlichen oder kriegerischen Charakter zu beurtheileu,
den sie in den verschiedenen Fällen annimmt .̂

?) I . I . Moser, Vers. VI , 398. F . C. v. Moser, Vom Rechte eines Sonve-
räns , den anderen zur Rede zu stellm. Kleine Schr . VI , 287. Günther I , 293.
Dort finden sich Beispiele aus der Praxis des vorigen Jahrhunderts . Auch die
neueste Zeit hat dergleichen.

2) sk. Was die sog. Monroe-Doctrin betrifft, so ist gegen Vielsache Mißver¬
ständnisse zu bemerken, daß der Anspruch der Verein. Staaten , jede Intervention
Europäischer Mächte in Amerikanische Angelegenheiten auszuschließen, niemals eine
formelle Sanction erhalten hat und nicht einmal in der angezogenen Botschaft des
Präsidenten Monroe v- 2 . Dec. 1822 enthalten ist . Dieselbe behauptete nur
1. daß eine neue, auf Besitzergreifung herrenloser Länder begründete Colonisation
Europäischer Mächte aus dem Amerikanischen Festlande ausgeschlossen sei. 2. daß
die Verein. Staaten die Ausdehnung des Systems der . absolutistischen Mächte
Europa 's aus Amerikanische Staaten , welche ihre Unabhängigkeit begründet, als einen
unsrenndlichen Act gegen sich selbst betrachten würden. Dagegen ist nicht zu leugnen,
daß die Politik der Verein. Staaten oft weiter gegangen ist. Sie haben nicht nur
Kaiser Maximilian von Mexico niemals anerkannt, obwohl er im Besitz war , und
Frankreich genöthigt, seine ^ ruppeu zurückzuzieheu, sondern sie protestirten 1881 nach
dem Siege Chili's über Peru gegen die Abtretung von Gebiet Seitens des letzteren,
und der Staatssecretär Blaine erklärte trotz des Bnlwer-Clayton-Vertrags von 1850
in seiner Depesche an den Gesandten in London v. 13. Nov. 188l , daß die Land¬
enge von Panama und speciell der Kanal , der sie durchschneiden solle, unter der
ausschließlichenControle der Verein. Staaten stehen müßten. Solche Ansprüche
sind entschieden unzulässig. (Dg-nk-Wlisaton , H67 Note 36. I ^ wrsncs , Oorainsn -
tair « II , 310 —316. Ä. Schleiden, Die rechtliche und politische Seite der Panama¬
frage. Prenß . Jahrb . 49.)^

46. Sofern cs sich nicht von schon drohenden Rechtsverletzungen
oder Gefahren handelt , kann selbst die schreiendste Ungerechtigkeit,
welche in einem Staate begangen wird , keinen anderen zu einem
eigenwilligen Einschreiten gegen den ersteren berechtigen; denn kein
Staat ist zum Richter des anderen gesetzt. Indessen gebietet und
rechtfertigt die moralische Pflicht den Versuch gütlicher Jntereession
zur Abwendung der Ungerechtigkeit, und wenn dennoch dabei ver¬
harrt werden sollte , wenn vorzüglich eine Gewaltherrschaft alles
Recht mit Füßen tritt , die völlige Abbrechung jeder Verbindung )̂.
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Eine weitere Befugniß , nämlich zu einer thätlichen Cooperation ,
eröffnet sich, wenn in einem Staate ein innerer Krieg wirklich
ausgebrochen ist und ein anderer Staat von dem im Recht befind¬
lichen, aber widerrechtlich bedrängten Theile um Hilfe angerufen
wird . Es ist schon das Recht jedes einzelnen Menschen, dem wider¬
rechtlich Gekränkten zu seiner und seines Rechtes Erhaltung bei¬
zustehen ; es muß auch das Recht der Staaten sein )̂. Der Ge¬
brauch darf freilich kein leichtsinniger sein ; denn das Urtheil über
Recht und Unrecht im einzelnen Fall kann leicht trügen ; die Hilfe¬
leistung nimmt zugleich Leben und Vermögen der Unterthanen in
Anspruch ; es kann die Gefahr und der schlimmste Erfolg auf den
Hilfeleistenden selbst zurückfallen. Unter allen Umständen muß die
Cooperation in den natürlichen Schranken des Accessorischen bleiben ;
sie kann nicht aufgedrungen werden , nicht weiter gehen als der
Wille der Hauptpartei , und muß aufhören , wenn diese selbst nicht
mehr existirt oder sich unterwirst .

Nach diesen Grundsätzen unterscheidet sich unter Anderem , in
wie fern eine Einmischung in Religionsangelegenheiten eines fremden
Staates , namentlich bei religiösen Verfolgungen und Maßregeln
der Intoleranz zulässig sei 3). Eben daraus beruhte die Intervention
für Griechenland und die Rechtmäßigkeit der Schlacht von Navarin .

skr. Bon diesem Gesichtspunkt wurde auf dem Pariser Congreß von 1856
die Mißregierung von Neapel zur Sprache gebracht, -und als Mahnungen keinen
Erfolg hatten, brachen England und Frankreich die diplomatischen Beziehungen ab.^

2) H Das Recht eines Staates , bei einem Bürgerkriege in einem ändern zu
interveniren, ist zweifelhaft, so fern der Kampf nicht seine eigene Sicherheit gefährdet
oder er nicht von beiden Theilen dazu aufgefordert wird, wo er ebenso gewitz das
Recht hat , als ihm keine Verpflichtung obliegt, der Aufforderung Folge zu leisten.
In Frage kommt die Intervention in solchen Fällen nur , wo ein Kampf vorliegt,
der eine gewisse Gleichheit der Kräfte zeigt, nicht bei einem vorübergehenden Aufstand
wie der polnische von 1862, ebenso nicht wo eine Partei ganz außer Stande ist,
ihren behaupteten Rechtsanspruch durchzuführen, wie Spanien gegenüber feinen auf¬
ständischen Colonien. Dauert dagegen der Kampf noch fort, so ist eine Anerkennung
des aufständischen Theiles schon Intervention , wie z. B . die der Nordamerikanischen
Colonien durch Frankreich 1770. H 24 Nr . 3.̂

b) sk. Eine Intervention zu Gunsten der in einem anderen Staate religiös
bedrückten Unterthanen ist grundsätzlich unzulässig; die Kriege des 16. u . 17. Jahrh .
zeigen, daß dabei stets eigensüchtige Interessen vorgewaltet haben, die Einmischung
Rußlaud 's zu Gunsten der orthodoxen Unterthanen Polens war nur Vorwand ; die
Interventionen Oesterreich's und Frankreichs zu Gunsten der weltlichen Macht des
Papstes 1832 n. 1849 waren unheilbringend. In muselmännischen Staaten liegen
allerdings Ausnahmeverhältnisse vor, in so fern der Gegensatz ihrer ganzen rechtlichen
nnd sittlichen Auffassung es unmöglich macht, Christen und Muselmänner unter
dasselbe Recht zu stellen, daher die Capitulatwnen zum Schutz der Unterthanen
fremder Nationalitäten . Außerdem versprach die Pforte in Verträgen feit Anfang

8*
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des 18. Jahrh . Schutz der christlichen Religion in ihrem Gebiete , aber niemals ge¬
stand sie ein Einmischungsrecht anderer Mächte in die Angelegenheiten ihrer Unter -
thanen zu, der Anspruch , den Rußland 1853 aus dem Vertrage von Kudjuk-Kainardj
( 1774 Art . 7) auf ein Schutzrecht über die orthodoxen Unterthanen der Psorte machte ,
war deshalb gänzlich unhaltbar . Der Pariser Vertrag von 1856 Art . 9 schloß
jedes Jnterventionsrecht in die inneren Angelegenheiten der Psorte aus . Der Miß¬
regierung derselben gegenüber erwies sich dies indeß als undurchführbar , und der
Berliner Vertrag von 1878 hat durch Art . 23 . 61 . 62 ein umfassendes collectives
Jnterventionsrecht in innere Angelegenheiten der Türkei begründet , wobei es freilich
zweifelhaft bleibt , ob dies das richtige Mittel war , den Uebelftänden abzuhelfen .^

Äpecialrerhte einzelner Staaten unter einander .

47 . Die Befugnisse , welche ein Staat an den anderen , außer
den allgemeinen völkerrechtlichen (Z 26), durch gültige Titel (H 12)
erwerben kann , sind theils schon bei Gelegenheit der allgemeinen
Rechte der Staaten vorgekommen , theils werden sie noch sernerhin
im Sachen - , Obligationen - und Actionenrechte ihre Stelle sinden .
Ein gemeinsames , gesetzliches Erbrecht besteht an sich nicht unter
den Europäischen Staaten . Wohl aber kann durch Verträge einer
Staatsgewalt die Succession in die Rechte der anderen aus einen
gewissen Fall zugesichert und eröffnet werden . Im Mittelalter
waren dergleichen vertragsmäßige Beerbungen nichts Seltenes *),
und auch noch in der Folge werden manche Erbverträge aus älterer
Zeit ihre Wirksamkeit unter Deutschen Staaten äußern können 2).
Ihre Gültigkeit ist nach der Zeit ihrer Entstehung zu beurtheileu ;
ihre Wirksamkeit aber vielleicht in einzelnen Fällen durch neuere
Staatsumwälzungen unmöglich gemacht .

So kam im Jahre 1032 das Königreich Burgund (Arelat ) an das Deutfche
Reich auf Grund eines Erbvertrages von 1016 und 1018 . Ns8oov ., äs rsKiri
LurAuriä. ortn sto . I , § 10.

2) Hierdurch ist jedoch nicht sowohl den Staaten , als vielmehr den regierenden
Familien ein Erbrecht ertheilt . Im Allgemeinen bezeichnet die Deutsche Staats¬
sprache dergleichen Erbverträge durch Erbeinungen (unione b6i -66itg .i-ig,6), einzelne
derselben durch Erbverbrüderungen (eonsraternitattzs liereclitai -ias ) , womit die
Annahme des Brudernamens , auch wohl die Vereinigung der beiderseitigen Be¬
sitzungen zu einem Gesammteigenthum mit eventueller Huldigungspslicht der Unter¬
thanen verbunden war . Man s. Günther H , 106 und Beseler , Vergabungen I ,
215 ff. ; II , 3, 90 . Ueber die noch möglichen Anwartschaften aus solchen Ver¬
trägen s. Heinrich Gottlieb Reichard , Monarchie , Landstände und Bundesversassung
in Deutschland . Leipz. 1836 S . 149 . 150. Vgl . auch Wiener Congr .-A. 99 .
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Zweite Abtheilung .

Wie Souveräne, ihre persönlichen und Jamikien-Werhättnisse.

48 . Die zweite Kategorie der völkerrechtlichen Personen bilden
die Souveräne der Staaten , ihre Familien und unmittelbaren Ver¬
treter )̂ . Souverän ist die physische und moralische Person , welche
die gesammte Staatsgewalt in ihren verschiedenen Verzweigungen
vereinigt , und in so fern ein wesentlicher Theil des wirklichen
Staates . Auch sein Recht heißt Souveränetät mit einer zwei¬
fachen Wirksamkeit, im Innern und außerhalb des eigenen Staates .
Sie ist entweder eine volle , unbeschränkte Souveränetät ,
wie in der absoluten Monarchie , oder eine verfassungsmäßig
beschränkte (constitutionelle ), oder auch äußerlich nur eine Halb -
souveränetät . In Hinsicht auf den Inhaber ist sie ferner ent¬
weder eine solidarische , im Alleinbesitz eines Einzigen besindlich,
oder sie ist ein gemeinsames Recht Mehrerer , die zu seiner Aus¬
übung entweder gleichmäßig in Collegialweise , oder in gewissen Ver¬
hältnissen concurriren 2) , oder auch wohl Jeder es solidarisch aus¬
zuüben Habens .

*) Dies ist zu bestreiten, eben weil der Souverän nur ein Theil des
Staates ist, kann er nur Vertreter desselben, nie selbst völkerrechtliches Subject sein,
dies ist der Staat allein.^

2) Verhältnisse dieser Art sind selten. Als Beispiel können dienen: die alten
Deutschen Gauerbschasten und noch jetzt hin und wieder bestehenden Codominate
(s. tz 65) ; die gemeinsame Regierung mancher Deutschen Fürstenhäuser für gewisse
Angelegenheiten, z. B . der Mecklenburgischen, so wie Herzoglich-Sächsischen Linien,
die jüngere Linie Reuß , in einzelnen Beziehungen auch das Haus Lippe. Man
s. Klüber , Oefsentl. R. des teutschen B . K 81. Hefster, Beitr. zum Staats - und
Fürstenr . S . 3l1 . In Republiken sind noch größere Verschränkungen der Organe
der Staatsgewalt bemerkbar, sk. deren Verhältnisse weit wichtiger sind, in der aristo¬
kratischen liegt die Souveränetät in einer bestimmten Corporation , in der demokra¬
tischen im ganzen Volke, wie in den Verein. Staaten und der Schweiz.̂

3) Letzteres kann der Fall sein bei der unbedingten Annahme eines Mit¬
regenten (darüber schonI . I . Moser, Staatsr . XXIV , 236), ohne daß der Haupt¬
regent aus sortgesetzte Mitregierung verzichtet; bei einer Consularregierung ohne
Vertheilung der Functionen. Hier gilt der Grundsatz 1. 25 O . aä rnmiicix . :

(plur68 ) cani rr-rrtM maAistrriturn g-äininigtrsnt , stiani uviug
iiornilliZ vivsm sustinent ." S . auch Üsi -t , äs plurib . koininib . xsrsonaiü
uvam 8n8tin6ntid . in 6oniin . st Op . III , x . 6l . Bis zur Persection eines
Regierungsactes hat dann jeder Mitberechtigte ein Recht der Jntercession und
des Veto.
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Erwerb der Souveränetät im Allgemeinen .

49 . Die Erlangung der Souveränetät ist eine legitime , wenn '
sie ohne Verletzung eines bis dahin gültig gewesenen rechtlichen
Zustandes und ohne Widerspruch der daran Betheiligten erfolgt
ist ; sie ist eine illegitime , usurpirte , wenn sie mit Verletzung früherer
Rechte geschah ; sie kann aber durch Zustimmung oder gänzliches
Erlöschen der srüheren Berechtigten eine legitime Werdens . Wo
und so lange die Erwerbung , im Besonderen die Legitimität der¬
selben bestritten wird , vertritt die Thatsache des Souveränetäts -
be sitzes auch das Recht dazu , und zwar nicht allein für den
eigenen Staat , so weit er jenem Besitz thatsächlich nnterworsen ist ,
sondern auch für auswärtige Staaten , hinsichtlich ihrer Rechtsver¬
hältnisse zu jenem . Auch die illegitime saetische Souveränetät setzt
den bisherigen Staat fort , vertritt ihn und erzeugt ihm Rechte und
Verbindlichkeiten für die Zukunft )̂ , unbeschadet des Postliminium 's
des legitimen Souveräns . Freilich hat der nicht legitime Souverän
gegen fremde Staaten keinen rechtlichen Anspruch auf Anerkennung
als legitime Macht und auf die damit verbundenen Befugnisse ,
oder auf Herstellung und Unterhaltung einer förmlichen völker¬
rechtlichen Verbindung ; andrerseits aber kann auch der legitime
Souverän bei einer derartigen Wendung der Verhältnisse den
übrigen Staaten alle Vortheile eines gegenseitigen Verkehres mit
dem Usurpator nicht untersagen .

Unter allen Umständen gebietet Völkerrecht und Politik , so
lange der Streit über die Souveränetät in einem Staate dauert ,
Beobachtung der strengsten Neutralität von Seiten anderer Staaten ;
in wie fern aber dabei ein Jnterventions - oder Cooperationsrecht
begründet sein könne , beurtheilt sich nach den schon zuvor (H 44 f.)
dargelegten Grundsätzen . Ein Entscheidungsrecht steht an sich an¬
deren Staaten nicht zu . Sie selbst' können jedoch ihrerseits während
des Souveränetätsstreites nach eigenem rechtlichen Ermessen hin¬
sichtlich der mehreren Prätendenten handeln , ohne daß die Be¬
günstigung des einen vor dem anderen als Rechtsverletzung zu¬
gerechnet werden mag . Erst mit Eintritt eines bestimmten Besitz¬
standes sind sie thatsächlich bei Verhandlung von Staatsinteressen
an den Besitzer gewiesen , ohne daß der Gegenprätendent hierin
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eine Beleidigung finden, oder auch seinem Rechte dadurch präjudicirt
werden kann3).

Auf diese einfachen Sätze läßt sich die Frage von der Legitimität oder Ille¬
gitimität der Souveräne vor dem Tribunal des Rechtes zurückführen. Vgl . übrigens
unten , Buch II , im Kriegsrecht , Tit . 4 über die Usurpationen . Eine ausführliche
Erörterung enthält die Schrift von P . Friedr . Brockhaus , Das Legitimitätsprineip .
Leipz. 1868 .

>6 . In der regelrechten inneren Entwickelung des Staatslebens ist der Anfang der
Souveränetät nicht zweifelhaft, es gilt auch im V . R ., daß dieselbe keine Lücke er¬
trägt , „1s roi sst viort , vivs 1s roi ," in demselben Augenblick, wo die Amtsperiode
eines gewählten Präsidenten abläuft , tritt sein Nachfolger ein. Bei legalem Ueber-
gang kann kein Staat , der den ändern überhaupt als selbständig anerkannt hat , die
Anerkennung des neueu Staatsoberhauptes weigern . Ebenso wenig kann ein neuer
Souverän dies hinsichtlich eines ändern thun , wenn sein Vorgänger diesen anerkannt
hat . Anders bei bestrittenem Uebergang durch Revolution , Usurpation u . s. w.
Oesterreich, Rußland , Preußen , Bayern weigerten bis 1848 die Anerkennung Jsa -
bella 's als Königin von Spanien , auch als sie im unbestrittenen Besitz der Herr¬
schaft, ähnlich manche Staaten bis 1866 die Bietor Emanuel 's als König von
Italien . Man kann indeß schwerlich behaupten , daß gänzliches Erlöschen der ur¬
sprünglich Berechtigten erforderlich ist, um eine formell usurpirte Souveränetät zu
legitimireu , so kann man doch nicht sagen , daß das von allen Mächten anerkannte
Haus Hannover in England erst mit dem Tode des letzten Stuart legitim wurdet

2) Denn es ist noch immer derselbe Staat . Z 24 . Für Großbritannien ist
das Princip ausgesprochen in einer Parlamentsacte (2 VII ) , nämlich im
Wesentlichen dahin , „tkat ks , -wko i8 UnA , klsotioll or

ässosnt , ^ st . dkinA onos UnA , all a6t8 äons Kim 8.8 Ars lawkiil
and ĵu8tiüg ,dl6 , »8 sk. Niemand socht nach der Restauration die
Gültigkeit der von Cromwell geübten Souveränetätsacte an sich an , das von dem
Usurpator Gambetta geschlossene Morgan -Anlehen ward anerkannt . Der Kurfürst
von Hessen, welcher 1815 nach seiner Rückkehr die Gültigkeit der Regierungsacte der
Zwischenherrschaft anfocht, wurde genöthigt hiervon abzuseheu. Recht und Besitz sind
im V . R . untrennbar verbunden . Die bloße Legitimität reicht nicht aus , wenn sie
nicht die Grundlage des letzteren hat .^

2) S . schon oben 8 23 und Günther II , 42l . Vattel II , 12, 198. Moser ,
Vers . I , 185 f. lk . Die conforme Praxis des Römischen Stuhles erhellt aus der
Bulle Gregor 's XVI . von 1831 , welche es als Bedürfniß und alten Gebrauch der
Kirche erklärt , daß dieselbe mit denen verhandle „Hui Lotu sumrnL rsrnni potiuntur ,"
sich aber zugleich dagegen verwahrt , daß darin eine Anerkennung der Rechtmäßigkeit
der betreffenden Gewalthaber liege. Vgl . ferner die Depesche Bismarck 's an I . Favre
v. 16. Jan . 1871 , welche für die völkerrechtliche Anerkennung des O-ouvernemsut
äs iL ä6ksn86 nationale die Anerkennung der Französischen Nation forderte .^

Erwerbungsarten .

50. Die Souveränetät oder Hoheitsgewalt über einen Staat
ist keine substanzielle Macht, welche an und für sich einem Gliede
der Staatsgemeinde oder dieser selbst in ihrem Ganzen beiwohnt̂ ;
sie ist eine Gewalt, deren organische Erscheinung und Bedeutung das
Product an Thatsachen und Willensacten ist, wodurch sie der Ver¬
fügung einer oder mehrerer Personen in Gemeinschast unterworfen
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wird. Ihre Erwerbung oder Constituirung gehört demnach theils
dem inneren organischen Entwickelungsprozeß des Staates an , der
ebensowohl zu einer Souveränetät des Volkes wie zu einer dynasti¬
schen Herrschergewalt führen kann; theils unterliegt sie äußeren
z. B. internationalen Einflüssen und kann sie besonders durch das
Recht des Eroberers oder Siegers ganz unabhängig von dem Willen
eines besiegten Volkes werden. Ebenso ist die Verderblichkeit oder
Nicht- Verderblichkeit der Staatsgewalt keine sich von selbst ver¬
stehende Sache, sondern abhängig von einem Constitutivgesetz, oder
in dessen Ermangelung von dem gemeinsamen Willen, oder, wo
auch dieser sich nicht geltend macht, von dem Willen des jeweiligen
Machthabers und seinen wie der Seinigen Mitteln, sich dabei zu
behaupten. Das Recht der Erbfolge kann demnach, wie in den
Europäischen Staaten meist der Fall ist, entweder auf ein be¬
stimmtes Geschlecht beschränkt sein (Zueoessio Zsutilitia.) , oder es
können auch Dritte dazu berufen fein )̂. Letzteres versteht sich aber
gleichfalls so wenig von selbstb), als in dem Begriff der Erblichkeit
der Staatsgewalt an sich noch kein Eigenthum, d. H. ein freies
Dispositionsrecht über Land und Leute enthalten ist, wo nicht auch
dieses erworben und festgehalten fein follte )̂.

- Auch die Souveränetät des Volkes ist , als Thatsache und nicht als bloße
Idee aufgefaßt , nur eine Möglichkeit, ebenso wie die dynastische Souveränetät .

2) Z . B . nach den Bayerischen , Hessischen und Sächsischen Verfassungs -Ur -
kunden durch eine Erbverbrüderung (Z 47 ) und so auch nach einigen anderen Grund¬
gesetzen.

Das Gegentheil hat von den Deutschen Staaten Maurenbrecher , Die Deutschen
Fürsten und die Souveränetät . Frkf . 1839 . S . 109 und 119 als Regel be¬
hauptet , ohne Zweifel gegen das historische Recht. So wurde hinsichtlich der Krone
Frankreich ' s schon unter dem alten Regime eine von Maurenbrecher 's Lehre ab¬
weichende Ansicht ausgestellt und durchgesetzt, als Ludwig XIV . versucht hatte ,
seinen legitimirten außerehelichen Descendenten eine eventuelle Succession in die
Krone zu verschaffen. 8truvii lurisxruä . deroiva t . IV , p . 544 «(̂ . Die Erb¬
lichkeit einer Krone besteht zunächst nur darin , daß ein gewisies Geschlecht, und nur
dieses herrsche.

Die älteren Publicisten deuteten die verschiedenen Möglichkeiten hierbei durch
die Unterscheidung in reKna u8ukruotus >rig > und xatrinioniLlia . an . Oroot , äs

L . I , 3 , 11 s. Vgl . darüber Klüber , Völkerr . tz 31 .

Initiirung der ÄouverLnetat.

51. Mit der tatsächlichen Erwerbung der inneren (staats¬
rechtlichen) Souveränetät tritt auch die Ausübung der internationalen
Souveränetätsrechte in Kraft; es bedarf dazu keiner Anerkennung
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anderer Mächte ; es genügt , daß die Erwerbung dem inneren (all¬
gemeinen oder besonderen) Staatsrecht entspricht )̂. Jedoch ist es
üblich , wiewohl nur nach politischer Convenienz , anderen Staaten
und deren Vertretern Kenntniß von eingetretenen Regierungswechseln
zu geben und die Fortdauer eines guten Vernehmens in Erwartung
der Gegenseitigkeit zuzusichern )̂. Bei bestrittenem oder zweifel¬
haftem Recht, so wie bei neu erworbener , nicht schon angeerbter
und versicherter Souveränetüt bewirbt man sich auch wohl um die
ausdrückliche Anerkennung anderer Mächte b). Diese kann zwar
nicht als eine rechtliche Verpflichtung , wohl aber als Bedinguug
eines internationalen Verkehrs in Anspruch genommen werden )̂.

6. Dies ist in dieser Allgemeinheit sicher nicht richtig. Man kann nur wie
oben 8 49 Note 1 sagen, daß wenn die Erwerbung der Souveränetüt sich unbestreitbar
auf dem verfassungsmäßig vorgesehenen Wege vollzieht, die Anerkennung Seitens
anderer Staaten nicht geweigert werden kann, sehr leicht aber kann Streit darüber
entstehen, ob die Erwerbung verfassungsmäßig vor sich gegangen. In keiuem Falle
aber genügt allein die thatsächliche Erwerbung der inneren Souveränetät , die
Conföderirten Staaten übten diese jahrelang auf ihrem Gebiete, ohne international
unabhängig zu fein-j

2) Der Romifche Stuhl betrachtete sonst die Abfertigung eigener Obedienz-
gesandtschaften von Seiten katholischer Regenten nach übernommener Regierung als
Schuldigkeit. Luäsr -, äs IkAÄtionidus odkäikntE . risu . 1737.

6) lk . Die Anerkennung der Regierung ist dann für ihre Unterthanen , auch
die Gerichte verbindlich.̂

sk. So entzog Graf Cavour , als Mecklenburg, Bayern u. a. die Annahme
von Urkunden weigerten, welche im Namen des Königs von Italien ausgestellt
waren, den Consuln dieser Staaten in Italien das Exequaturs

Irveifachr Persönlichkeit des Souveräns.

52. Im Allgemeinen läßt sich in der Person eines Souveräns
ein zweifacher rechtlicher Charakter unterscheiden, nämlich einerseits
die ftaats - und damit verbundene völkerrechtliche Persönlichkeit,
andrerseits die privatrechtliche. Jedoch wird letztere allezeit bedingt
durch die erstere, und sie kann daher dieser nie präjudieiren )̂. So
steht an sich nichts entgegen, daß der Souverän eines Staates auch
Privatrechte erwerbe , ausübe und gegen sich ertheile ; daß er als
Privatperson Vasall eines Anderen sei, oder in Civil- und Militär¬
dienste eines fremden Staates einführe )̂, oder auch felbst in einem
Unterthansverhältniß zu jenem stehe und vermöge dessen ständische
oder parlamentarische Rechte darin ausübe )̂. Unzulässig würde
dergleichen sein : wenn entweder die Verfassung des einen oder an -
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deren Staates sich dagegen erklärt, oder wenn die Ehre oder Würde
des Souveräns durch ein solches Verhältniß gefährdet würde. —
Bei eintretender Jncompatibilität ist das eine Verhältniß aufzu¬
geben oder wenigstens, so weit es möglich ist, zu suspendiren; alle¬
mal wird es dem Souverän zustehen, sich im Falle eines Conflictes
ungehindert durch das etwaige Privatverhältniß auf seine persönliche
Souveränetät zurückzuziehen.

Nach dem Satz, daß das öffentliche Recht allezeit dem Privatrecht vorgeht,
sk. So sind manche Deutsche Fürsten Preußische Generales

b) So war der regierende Bischof zu Osnabrück als Herzog von Aork 1787
Peer von Großbritannien und Mitglied des Oberhauses. Günther II , 271. Ein
noch neueres Beispiel ist bekannt.

4) Eine solche hat auch das Englische Canzleigericht in ,einer Entscheidung v. 13.
Januar 1844 in Klagesachen des Herzogs Carl von Braunschweig gegen den König
von Hannover angenommen. Vgl. Oslvo, Z 833.

Völkerrechtliche Stellung der Souveräne .

53. Die Rechte der in einer bestimmten Person verkörperten
Souveränetät sind im Verkehre der Staaten unter dem Princip
der Gegenseitigkeit und Gleichheit diese:

I. Die unbeschränkte Vertretung ihrer Staaten gegen andere
(ins r6x>i-a686utationi8 oirmimoäas) , so weit nicht durch einzelne
Verfassungen besondere Grenzen gesetzt sind, dergestalt, daß außer¬
dem jede durch das Organ des Souveräns abgegebene Erklärung
als Erklärung des Staates felbst gilt, jede für den Staat erworbene
Befugniß oder übernommene Verpflichtung auch für diesen selbst
gültig isti). Nur Personen und Rechte der Unterthanen stehen
nicht unter der direkten Vertretung der Souveräne, ausgenommen
in so fern sie nach dem allgemeinen oder besonderen Staatsrecht
dem Staate zum Opfer gebracht werden müssen.

II . Anspruch auf Achtung als Herr oder doch höchster Re¬
präsentant eines Staates, mithin als dessen oberstes Glied.

III . Vollkommene Pairschast aller Souveräne und, falls ihr
Recht erblich ist, Ebenbürtigkeit ihrer Familien mit einander, jedoch
unbeschadet desjenigen Ranges, welchen der einzelne Staat nach
dem Europäischen Ceremonialrecht und Rangreglement oder ver¬
tragsweise in der Reihe der übrigen, somit auch der Souverän
unter den übrigen einnimmt(HZ 28. 41).
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IV. Das Recht auf diejenigen Titel und Prädicate, welche
nach dem staatlichen Herkommen dem Haupte eines gewissen Staates
seiner Kategorie nach zustehen oder bisher unwidersprochen von ihm
gebraucht worden sind.

Die herkömmlichen Prädieate sind :
bei dem Römischen Oberbischof: 8an6tita8
bei Königen oder Kaisern : der Majestäts titelt ) ;
bei Großherzogen : Königliche Hoheit , Oslsituäo rsZia , ^ .1-

t6886 ro ^als ; ebenso früher bei dem Kurfürsten von Hessen )̂ ;
bei Herzogen 5) und Fürsten : Durchlaucht , Durchlauchtigst ,

Kersnilas , Utssss serenissims 6) , obwohl die ersteren gegen¬
wärtig auch in Deutschland das Prädieat „Hoheit " vorziehen ?).

Unbestimmter sind die Titulaturen der Staaten - und Bundes¬
systemeb). Einige Monarchen haben überdies noch besondere Ehren¬
titel in Betreff ihres kirchlichen Verhältnisses hergebracht "). Auch
gilt es als Ehrenrecht eines Monarchen , von sich in der Mehrheit
„Wir von Gottes Gnaden " zu sprechen^ ). Die nähere An¬
wendung lehrt die Ceremonialpraxis (vgl. Buch III ). Von Rang¬
erhöhungen gilt das Obige (Z 31).

V . Das Recht auf Haltung eines Hofstaates " ) , theils zur
Verherrlichung der höchsten Stellung , theils zum persöulichen Dienst
für den Souverän und seine Familienglieder .

VI. Befreiung von jeder Art von Souveränetätsacten, ins¬
besondere von der Gerichtsbarkeit eines fremden Staates während
des friedlichen Aufenthaltes im dortigen Territorium (8 54). Je¬
doch das Betreten und der Aufenthalt selbst können versagt ^ ) und
Politische Sichernngsmittel ergriffen werden ; auch unterliegt die
privatrechtliche Persönlichkeit des Souveräns den Rechtsnormen des
fremden Staates in Ansehung der demselben untergeordneten Privat¬
verhältnisse , besonders hinsichtlich der im fremden Territorium lie¬
genden Privatgüter und Erbschaften , desgleichen wegen der davon
zu erfüllenden Privatverbindlichkeiten , so wie in Beziehung auf ein
etwa bestehendes Vasallen - oder Dienstverhältniß oder Privat -
domieil; jedoch kann die von der Privatpersönlichkeit untrennbare
Person des Souveräns niemals selbst angegriffen oder gekränkt und
irgend einem Act der richterlichen oder sonstigen executiven Gewalt
unterworfen werden ; ja sogar eine freiwillige Unterwerfung des
Souveräns unter eine fremde Gerichtsbarkeit könnte ohne Aufgebung
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der Souveränetät selbst keine derartige Wirkung haben, weil der
Würde des eigenen Staates zuwiderlaufend.

*) Grundsatz selbst des constitutionellen Staatsrechles . So in Großbritannien ,
Frankreich , wie ausdrücklich nach Deutschen Verfassungen , z. B . Württemb . Vers .-
Urk. Z 85 . Braunschw . tz 7. Altenb . Z 6 u . s. w. Die Verantwortlichkeit der
Minister ist dabei freilich nicht ausgeschlossen, so wenig als die Mitwirkung der
Stände bei der Ausführung . 6̂ . Bei Präsidenten von Republiken gilt dies nur
bedingt , sie sind nicht die Vertreter der Staatshoheit im Ganzen , sondern nur der
execntiven Gewalt auf eine im Voraus bestimmte Zeit , anders war es bei den
Senaten aristokratischer Republiken , wie Genua , Venedigs

2) Oder LanetissirriuZ katsr , vormals auch bei Bischöfen überhaupt gebräuchlich.
Lurumus ^ ontit 'ex schon seit dem dritten Jahrhundert . seit dem fünften Jahr¬
hundert ; exclusiv seit Gregor VII . Richter - Dove , Lehrbuch des Kirchenr . K 110 .

2) In älterer Zeit hatte diesen nur der Römische Kaiser . Seit dem 15. Jahr¬
hundert war er dem König von Frankreich , dann auch den anderen Königen gegeben,
von dem Römischen Kaiser jedoch erst seit dem 18. Jahrhundert . Fr . C. v. Moser ,
Kl . Schriften VI , 20 . Peter d. Gr . nahm 1721 den Titel des Kaisers an ,
indem er behauptete , dies sei nur die Uebersetzung von Zar . Preußen anerkannte
denselben zuerst , 1742 Oesterreich ; Frankreich und Spanien 1745 nur gegen Rever¬
salien , „Hus ostts r 660 nnai 88 Lno 6 ns äkvrg . xoi 'tkra aueun olmnASment au
66r-6irioiiia1 usitä sntrs Iss äeux Ooui -8" , was formell erst 1807 aufgegeben
ward ^ Dem Türkischen Kaiser (Padischah ) ward das Prädieat Hoheit gegeben.
Moser , Vers . I , 238 . Jetzt ebenfalls Majestät .

«) Vgl . oben 8 31 .
b) Nur der Herzog von Savoyen verlangte und erhielt vormals das Prädieat

Königliche Hoheit , wegen des Königreichs Cypern . I ^ ttrs touelignt Is titrs
ä '^ .1t6886 äu One äs 8a.vo ^ 6. 1701 . Der Herzog zu Holstein -
Gottorp erhielt es 1736 . Moser , Staatsr . IV , 193. Versuche I . 242 .

o) Wegen dieses Prädicates überhaupt : Fr . C. v. Moser , Kl . Schr . VII ,
167 f. Utzumann , kroAr . äs tit . 86r6iii88inii . 0D6t ,tir »A. 1726 .

^ So haben die Deutschen regierenden Herzoge von Sachsen , Anhalt , Braun¬
schweig und Nassau das Prädikat „Hoheit " angenommen seit 1844 . S . darüber
Bundesbeschluß v. 16. August 1844 .

2) Der Deutsche Bund hieß im diplomatischen Verkehr : I â 8ärbni88ini6 Oov -
O-ermainHus , der Durchlauchtigste Deutsche Bund . Klüber , Oesfentl . R .

8 144 . Auch die Republiken Polen , ohne den König , Venedig und Genua erhielten
vormals den Titel : 86i"6iii88iing . Ii ,68xud1ioa . Moser , Vers . I , 24l .

v) Frankreich : .ksx Otiri8ti »ni88iniu8 , oder Erstgeborener Sohn der
Kirche ; Spanien seit 1496 : Lex 6Lt1 >o1i6U8; England seit 1521 :
üäei ; Polen : Re .x Ortkoäoxus ; Portugal seit 1748 : Lex Läsiisbillius ; Ungarn
seit 1758 : ü -sx ^ xo8toIi6U8 . Vgl . 0 . Lövman , 8 ^ nta ^iu . äi ^ nitÄt . I , n . 2
und 3. Der Papst selbst nennt sich 86rvu8 86rvorum Osi .

So zuerst die Bischöfe seit dem 4. Jahrhundert : später mit dem Zusatze
si s>po8to1i6S6 8s6i8 Aratis . Seit dem 10. Jahrhundert die weltlichen Fürsten .

Vitr . iI1u8tr . I , 4 , 9 . Neumanll , kro ^ r . äe tit . O . 6l . ^ .Ilsnäork
1727 . L . Mkbii , OomMsnt . äs tit . 1̂ . D . 6r. RtzAioniont . 1751 .

n ) Diese Prärogative hängt mit dem Recht der Aemterverleihung und mit
dem alten Fürstenherkommen zusammen . Im Mittelalter gab es nur einen
Ministerial - , dann Feudalhosstaat . Der moderne ist vorzüglich aus dem Bur -
gundischen und Französischen seit Louis XIV . hervorgegangen . Näheres über ihn
in Fr . C. v. Moser , Hofrecht . 1754 . C. E . v. Malortie , Der Hofmarschall , Han¬
nover 1842 .
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in I*8,r>6M von liakkt , iinpsrium . Weaen der Verbrechen Veraleiche
8 102.

ib) So verfuhr Heinrich IV . von Frankreich gegen Carl Emanuel von Savoyen .
ä ' ^ .udiAii6 , 1Ü8t . Univ . III , 5 , 5 . Vgl . übrigens 8t6xkÄNU8 0888ius , äs iui -6
6t! iuäies IsAston . II , 18. I 'uksnäork VIII , 4 , 21 . L ^lllr6r8li 06 lr , äs iuä .

III , 3 .

" ) Die drei von Zouch (äs iui -s kso. II , 26 ) angeführten Beispiele, nämlich
das Verfahren von König Heinrich VII . gegen König Robert von Neapel (Olsm .
2 . Ds 86nt . st, rs iuä ., Ilki -ni . Ooririv^, äs ünib . iwx . ^srni . II , 22 ), von
Carl von Anjou gegen Conradin und von Königin Elisabeth gegen Königin Maria
beweisen nicht das Gegentheil, so wenig als die Unthaten des früheren Mittelalters .
Vgl . die Urtheile des Seine -Tribunals v. 16 . April 1847 bei einer Klage gegen
Mehemed - Ali , 16. des Kaisers von Rußland 1870 , des Appellhofes von Paris
in Sachen des Kaisers von Oesterreich 1872 , englischer Gerichtshöfe in Sachen der
Königinnen von Portugal und Spanien 1851 ; dagegen wurde 1844 die Klage des
Herzogs von Braunschweig gegen den König von Hannover angenommen , weil sie
gegen Letzteren nur als Herzog von Cumberland ging (kkilliivors II , 136 .) ,
ebenso 1870 vom Pariser Gerichtshof eine Klage gegen die Königin Jfabella , weil
sie nicht mehr den Thron einnahm. Klagt ein fremder Souverän bei einem fremden
Gericht, fo hat er keinerlei Privileg für das Verfahren. Oalvo I , 8 542 —44 .
klülliinors II , 143 . §

54. Betritt oder berührt ein Souverän ein fremdes Terri¬
torium , so findet das Gastrecht Anwendung , d. H. einmal das her¬
kömmliche Ceremoniell des Empfanges und der Behandlung , gemäß
dem Range des fremden Souveräns , falls dieser nicht etwa aus¬
drücklich oder stillschweigend durch Annahme eines Incognito oder
eines Dienstverhältnisses darauf verzichtet, oder falls er nicht gegen
den Willen der auswärtigen Staatsgewalt deren Gebiet betritt )̂ ;
sodann das Recht der Exterritorialität sowohl für sich wie
für seine Begleiter und die zum persönlichen Bedarf gehörigen Sachen
(8 42). Als darin eingeschlossen gilt die Befreiung von allen persön¬
lichen Abgaben an den fremden Staat ; ja fogar eine häusliche Ge¬
richtsbarkeit über seine Angehörigen , freilich aber blos in demjenigen
Umfange , in welchem er sie in feinem eigenen Staate felbft aus¬
üben, oder durch außerordentlich Beauftragte ausüben lassen könnte ;
überdem wohl nur ausnahmsweise in dringenden Fällen , vorzüglich
der freiwilligen Gerichtsbarkeit )̂. Ohne Zweifel gehört die Fest¬
stellung dieses Rechtes der Exterritorialität erst dem neueren Völker¬
recht an . Im Mittelalter findet sich kein bestimmter derartiger
Rechtsstand der Souveränes ; fogar die Doetrin hat ihn noch
längere Zeit in Zweifel gezogen. Folgerichtig fließt derselbe aus
dem Prineip der Gleichheit der Souveräne (tz 53). — Ein Recht
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des Asyls für Dritte ist , wenigstens zugestandener Maßen , damit
nicht verbunden .

1) Dabei Unterschied des strengen oder völligen Incognito und des einfachen
Incognito unter fremdem Namen . I . I . Moser , Grdf . d. V . in Friedensz . S . 128 f.
A . Es steht dem Souverän , der incognito reist , jederzeit zu , seine Würde bekannt
zu geben und deren Privilegien in Anspruch zu nehmen .^

2) Daher vorläufige Anfragen .
b) Der Souverän eines Landes kann in einem auswärtigen Staate kein größeres

Recht über die Seinen oder in Verwaltung der Hoheitsrechte haben als daheim .
Und da der Aufenthalt im fremden Staate von dessen Bewilligung abhängig ist,
so kann dieser natürlich auch die Bedingungen stellen oder gegen die Ausübung
einer ihm mißfälligen Gerichtsbarkeit interveniren , indem er augenblickliche Ent¬
fernung fordert , so Frankreich 1657 , als die Exkönigin Christine von Schweden
ihren Diener Monaldeschi tödten ließ. A . Diese Frage ist wohl jetzt schwerlich
mehr praktisch. Die Exterritorialität umfaßt Befreiung unbedingt 1. von der
Strafgerichtsbarkeit , 2 . von der civilen in den § 53 Note 14 angegebenen Grenzen ,
3. von der örtlichen Polizeigewalt , obwohl er ihre Verordnungen achten muß ,
4. von perfönlichen Lasten und Steuern .^

4) Gefangennehmungen und verdrießliche Behandlungen fremder Fürsten waren
im Mittelalter felbst ohne erklärten Krieg nichts Seltenes . Lnciuirv I , 279 .
Pütrer , Beiträge zur Völkerr .-Gesch. S . 115 .

Völkerrechtliches NerhiUtnrß der Familie - es Souveräns.

65 . Auch die Mitglieder der Familie eines Souveräns haben
unbestritten in Erbmonarchien einen approximativen Antheil an den
Prärogativen des regierenden Familienhauptes . So theilt die Ge¬
mahlin desselben bei vollgültiger Ehe Rang und Titel und behält
sie auch als Wittwe , wiewohl sie der Gemahlin des alsdann Re¬
gierenden in ceremonieller Hinsicht nachsteht )̂. Welche Rechte dem
Gemahl einer Souveränin zustehen sollen , ist dagegen Verfassungs¬
sache eines jeden Staates )̂, so fern jener nicht selbst schon eine völker¬
rechtliche Stellung hat . Alle übrigen Mitglieder einer souveränen
Familie führen durchgängig gewisse Titel und Prädicate , welche
dieser Stellung entsprechen , gewöhnlich aber , wenigstens in Kaiser¬
lichen und Königlichen Häusern , etwas geringer sind als die des
Regierenden selbst, nämlich : die Prinzen und Prinzessinen in Kaiser¬
häusern das Prädieat : Kaiserliche Hoheit )̂ ; die Prinzen und
Prinzessinen in Königshäusern : Königliche Hoheit , so weit sie
selbst schon von Kaisern und Königen abstammen , oder jene Prädicate
besonders erworben haben ; in Großherzoglichen Häusern und im
Hessischen Kurhause : Hoheit mit der Modalität , daß in jenen dem
präsumtiven Erbsolger aus der Descendenz des regierenden Groß -
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Herzogs als Erbgroßherzog häufig schon das väterliche Prädicat:
Königliche Hoheit" gegeben wird und gegeben werden darf̂ ). —

Alle Glieder herzoglicher und fürstlicher Familien von bereits fürst¬
licher Abkunft führen das Prädicat: Durchlaucht , obgleich
nunmehr (seit 1844) auch die Glieder Herzoglicher Familien,
wenigstens die directen Nachkommen und präsumtiven Regierungs¬
nachfolger, in den Besitz des Prädicates,,Hoheit" gesetzt worden
sind6). — Es erleidet auch die Führung dieser Prädieate dadurch
keinen Abbruch, wenn schon den einzelnen Familiengliedern noch
besondere, selbst geringere Titel beigelegt sein sollten, als die auf
ihre Abstammung unmittelbar bezüglichen̂). Die weiblichen Mit¬
glieder behalten bei standesmaßigen Vermählungen ihre angestammten
Titel und Prädicate und vereinigen sie mit denen des Gemahles, die
höheren voranstellend̂).

Alle Mitglieder souveräner Familien, so weit sie successionssähig
sind oder wenigstens mit diefen gleiche Herkunft haben, sind einander
dem Stande nach gleich oder ebenbürtig, ohne daß jedoch hierdurch
den einzelnen Staaten und souveränen Häusern ein Zwang auf¬
erlegt ist, bei dieser allgemeinen Grenze fürstlicher Ebenbürtigkeit
in Betreff der davon abhängigen Rechtsverhältnisse stehen zu
bleiben ; vielmehr entscheidet hierüber allein das besondere Staats¬
und Familienrecht. Sämmtliche Familienglieder , selbst die
Gemahlin̂ ) des Regierenden sind andrerseits Unterthanen des
Staats- und Familienoberhauptes. Die nähere Bestimmung ihrer
Rechtsverhältnisse ist demnach auch nur von der verfaffungsmäßigen
Staatsgewalt oder der daneben bestehenden Familienverfassung und
Autonomie abhängig, und jeder fremden Einmischung, außer im
Wege der Jntereession oder wegen verletzter eigener Rechte ent¬
zogen̂ ).

Das Recht der Exterritorialität in fremden Staaten steht im
Allgemeinen den Mitgliedern souveräner Familien als solchen nicht
zu, wiewohl sie sich eines besonderen Gastceremoniells zu erfreuen
haben und gewöhnlich auch den Thronfolgern eine besondere Auf¬
merksamkeit erwiesen, ja selbst Exterritorialität zugeschrieben und
bewilligt wird.

Einem wirklichen Mitregenten oder souveränen Reichsverweser
gebühren mit Ausnahme der Titel gleiche Rechte wie dem eigent¬
lichen Souverän selbst.
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r) Moser , Vers . I , 316 . Staalsr . XX , 352 .
2) Klüber , Oefsentl . R . d. t. B . 8 248 .
3) Verschiedenes darüber bei Lckvertver , äs ms -trimonio kerning .« imxs -

rantib ouin gubäito . I îx>8. 1866 . I . I . Surland , Vom Gemahl einer Königin .
Halle 1777 . v. Steck , Vom Gemahl einer Königin . Berlin 1777 . Streitig¬
keiten über den Rang des Prinzen Albert , ehe er zum ki -inos Oovsort er¬
hoben war .^

4) 16. Im deutschen Reiche führt nur der Kronprinz den Titel „Kaiserl . Hoheit " .^
b) S . das Aachener Congreßprotokoll v. 11. Oct . 1818 in den Anlagen .
") So in den Herzogl . Sächsischen Hciusern vermöge Hausbeschlusses v. 18.

April 1844 . Und dann ferner in anderen Herzoglichen Häusern . Von dritten
Mächten ist dieses nicht, wenigstens nicht allgemein anerkannt .

Die Sitte des Französischen und Britischen Königshauses ist bekannt . Auch
in Deutschland ist es nichts Unerhörtes , nachgeborenen Prinzen höhere Adelstitel zu
geben . Eichhorn , R .-Gesch. II , tz 301 , not . 6.

b) I ûäolk , äs i . lsirünÄr . illustr . x . 28 . Moser , Staatsr . XX , 353 .
") Am strengsten hält die Linie der Ebenbürtigkeit das K. Russische Manifest

v. 20 . Marz 1820 . j6 . Doch haben gerade Russische Souveräne ganz ungleiche
Ehen geschlossen. Peter der Große mit Katharina , Alexander II . mit der Fürstin
Dolgoruki -I

r°) Vgl . Moser , Famil .-Staatsr . II , 338 . 471 . Klüber , Oefsentl . R . 8 249 .
" ) Vormals sehr bestritten . Moser , Staatsr . XX , 388 ss. 8truv ., Ixr .

ksroio . II , 438 . Hauptsächlich jedoch nur aus dem Standpunkte der Deutschen
Reichsversassung . Juristisch wird sich nach allgemeinen Grundsätzen nicht leicht das
Gegentheil des obigen Satzes erweisen lassen. Sogar der Gemahl einer regierenden
Dame wird , nach Verlegung seines Domiciles in das Reich derselben, ein Staats -
unterthan , wenn ihm nicht sonst eme unabhängige Stellung zukommt .

*2) Da das Familienband ein natürliches und sittliches ist, ivelches durch aus¬
wärtige Verheirathungen nicht verändert wird und worin zugleich Recht und Pflicht
zu gegenseitiger Hilfe begründet ist , so kann ein regierendes Haus allerdings auch
seinen auswärts verheiratheten Gliedern bei ungerechter Behandlung im Auslande
thätigeu Beistand leisten. Vgl . v. Martens , Völkerr . H 170.

Privatrechttiches Nerhaltmß - er souveränen Familien .

56. In privatrechtlicher Beziehung sind zunächst die Mit¬
glieder der souveränen Familie, außer dem regierenden Haupte selbst,
dem allgemeinen Recht des Landes, so wie den einschlagenden Local¬
rechten gleich anderen Unterthanen unterworfen, wosern nicht be¬
sondere Ausnahmen zu ihren Gunsten in den Gesetzen gemacht sind,
oder ein cigenthümliches Familienrecht, wie dieses in Deutschland her¬
gebracht ist, zu ihren Gunsten besteht̂). Hinsichtlich des Souveräns
ist zwar eine Unabhängigkeit von privatrechtlichen Gesetznormen
in so fern zu behaupten, als gegen seine Person niemals ein recht¬
licher Zwang ausgeübt werden darf; nichtsdestoweniger aber ist2),
wenn es sich um Ertheilung oder Erwerbung und Verfolguug reiner
Privatrechte handelt, auch der Souverän an die unter Privatpersonen
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anwendbaren Rechtsnormen gebunden; er kann sich selbst davon nur
dispensiren, so weit er einen Unterthan davon dispensiren könnte,
nicht aber, wo dies der Rechtssitte des Staates schlechthin wider¬
sprechen würde.

*) Es existirt hier sogar ein gemeinsames Privatfürstenrecht, allerdings nun
vielfach verschmolzen mit dem Landes-Staatsrecht. S . jetzt des Verfassers Sonder¬
rechted. vorm. reichsständischen Häuser. Berlin 1871.

2) Schon das Römische Recht, obgleich es den Satz an die Spitze stellt: krin-
«6P8 ItzAibus 8o1utu8 68t, erkennt doch an, daß es würdiger sei, sich im Privat¬
verkehr den Gesetzen unterzuordnen. 1 .̂ 23 v . äs l6Ag,'t. 3, 1. 4 0 . äs IsZib.
8 ün. rs. HusmaZra. testam. ivüiW. Und so wird es durchgängig auch in der
neueren Staatspraxis gehalten, wo nicht der augenblickliche Wille des Sonveräns
Gesetz ist. Denn es giebt in den neueren Staaten kein anderes Recht als das
gesetzliche. Dahin hat es selbst in Großbritannien die Praxis gebracht, ungeachtet
sonst die Maxime besteht: „ttis LinA is not dounä 8tg.tut6 unlsss sx-
pr688l̂ vsinsä tkertzin;" und auch iu unbeschränkt monarchischen Germanischen
Staaten ist es nicht anders. Die Unverletzbarkeit des Regierenden stellt sich lediglich
allen Zwangsmaßregeln wid.er die Person entgegen.

Die Gesetze eines Staates sind eine Sitte; sie ziehen die Grenze des Er¬
laubten; das allgemein Unsittliche kann aber durch einseitigen Willen nicht sittlich,
also auch kein Recht werden.

Verlust der persönlichen Souverknetät .

57. Die persönliche Souveränetät hört auf mit dem Erlöschen
der Person und mit dem Verluste der Staatsgewalt, letzterensalls
für immer, sobald der Verlust auf einem legitimen staats- oder
völkerrechtlichen Wege eingetreten ist; oder aber vorübergehend, mit
dem Vorbehalt des Postliminium, wenn jener durch einen illegalen
Zwang herbeigeführt wird, z. B. durch Usurpation̂ ). Ob einem
zurückgetretenen Souverän noch die früheren internationalen Rechte
und Ehren verbleiben sollen, hängt lediglich von der Convenienz der
anderen Mächte ab ; einem blos gehinderten kann sie wenigstens
derjenige Staat nicht versagen, welcher ein Recht desselben auf
Wiederherstellung ausdrücklich anerkennt, wo fern nur noch eine
Möglichkeit dazu in Aussicht gestellt werden kann.

Daß übrigens die Acte der Staatsgewalt eines früheren Herr¬
schers, welche der Verfassung des regierten Staates entsprechen,
regelmäßig auch für den Nachfolger verbindlich sind und von diesem
nur widerrufeu werden können, so weit sie für den Vorfahren selbst
widerruflich waren, oder so weit sie einen erst der Regierungsperiode
seines Nachfolgers angehörigen Act anticipirten, kann gewiß nach
internationalem Recht in keinen Zweifel gezogen werden̂).

Heffter , Völkerrecht. 8. Ausg . 9
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Ein Verstorbener hat keine Rechte mehr , wohl aber haben die Lebenden ,
deren Angehöriger er war , ein Recht , sein Andenken in Ehren zu halten und zu
vertheidigen . 1^. 1. § 4. 6 D . äs iviur .

2) 8sä68 illixsäitg ,. Hiervon Buch II , 8 185 f. !6 . Die Unterscheidung
zwischen zeitweiliger Verhinderung und endgültigem Verlust ist nicht immer leicht,
zumal der vertriebene Souverän stets behaupten wird , daß nur die erstere für ihn
besteht ; so bemerkte der Herzog von Cumberlaud nach dem Tode seines Vaters
Georg 's V ., daß er sich zeitweilig verhindert sehe die Regierung Hannovers anzutreten .
Einem entthronten Souverän wird man seine srüheren Ehren nicht weigern , aber
keine Regierungsacte von ihm anerkennen .̂

b) Beispiele zurückgetretener Regenten , denen man noch Königliche Ehren erwies ,
waren Christine von Schweden 1654 — 1689 , welche sogar noch das Recht der Ex¬
territorialität mit eigener Gerichtsbarkeit in Frankreich in Anspruch nahm (L ^ n -
ksrsliokk , äs iuä . e. III , 4 u . 16 und X . 0 »u868 oslöbi '. t . II .

Ro . IV .), Stanislaus Lescinsky 1709 — 1766 ; mehr oder weniger König
Carl IV . von Spanien seil 1808 , König Gustav IV . von Schweden , König Ludwig
von Holland , Karl X . in Oesterreich.

Dritte Abtheilung .

Die internationalen Uechtsverhäktnisse der Privatpersonen .

I . Der Mensch und seine Rechte im Allgemeinen .

58. Nach Aristoteles ist der Mensch für die Gesellschaft und
für den Staat geboren; gleichwohl besindet sich nicht jeder Einzelne
stets unter der Herrschaft des Staates . Er kann auch existiren ohne
Staat (?) und der Staat ist wieder nicht derselbe allenthalben; es
giebt große Verschiedenheiten in seiner Erscheinung; namentlich ist
auch das darin herrschende Recht nicht überall dasselbe und für Alle.

Hätte nun schon der Mensch mit seiner Existenz gewisse ange¬
borene Rechte, so müßte sie auch jeder Staat , weil er selbst eine
Form des Menschengeschlechtes ist, als gültig anerkennen und achten,
das Individuum gehöre zu ihm selbst, oder zu einem anderen, oder
noch zu gar keinem Staat . Freilich aber ist das Dasein solcher
Urrechte oder allgemeiner Menschenrechte bald geleugnet, bald in
größerer und kleinerer Ausdehnung behauptet worden. Gewiß werden
sie erst eine Wahrheit in und unter Staaten , deren Grundgesetz die
Sittlichkeit ist.

Alle Rechte nun, welche nach der Sittlichkeit dem Individuum
unabweislich zugestanden werden müssen, vereinigen sich in dem
Begriffe der Freiheit, von ihrer äußeren Seite betrachtet. Der
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Mensch ist zum Menschen geboren, d. i. der menschlichen Natur und
ihrem Entwickelungsgange gemäß physisch und si ttlichzu existiren;
der Staat , als Form des Menschengeschlechtes und für dasselbe,
dars diese Existenz nicht stören oder unterdrücken; vielmehr hat er
ihre sreie Entwickelung durch Entfernung von Hindernissen zu be¬
fördern; gegen den überhaupt oder vorübergehend zur Freiheit, zu
einem vernünftigen für sich selbst Handeln Unfähigen besteht sogar
die Verpflichtung Aller, mithin auch des Staates , ihn mit den
nothwendigsten Bedürfnissen zu unterstützen, zum vernünftigen
Menschen zu erziehen, oder doch approximativ auf der Höhe und
in der Verbindung sittlicher Menschen zu erhalten. Aber kein
Mensch kann das Eigenthnm eines Anderen, selbst nicht des Staates
sein; kein sittlicher Staat sollte also Sklaverei dulden; ans keinen
Fall ist er schuldig, die in anderen, obschon besreundeten Ländern
bestehende Sklaverei in seiner Mitte gelten zu lassen. Ihm ist der
Knecht ein freier Mensch

i) Daher der in den meisten christlichen Staaten erweislich angenommene Satz :
die Luft macht frei. Vgl . in der Revue st krantza.i86 Oräonn .
V , 1, p . 1311 ; in Großbritannien zufolge der Praxis , bei kkillimork I , x . 343 ;
in Oesterreich laut Strafgesetzb . v. 1852 8 95 ; in Preußen laut Gesetzes v. 9.
März 1857 . Eine neue Aera hat für die Abschaffung in Europäischen Colonieen ,
namentlich seit der Engl . Parl .-Acte 3. 4. 4 6. 73 , vom 1. August 1834 an ,
begonnen . Der Ausgang des Nordamerikanischen Bürgerkrieges hat den Sieg des
abolitionistischen Systems vollendet . Der Höhepunkt der jetzigen Civilisation macht
überflüssig , das Princip der Sklaverei noch zu bekämpsen. Kein Theil des Menschen¬
geschlechtes hat eine Bestimmung dazu .

58a. Zergliedert man den Inhalt der menschlichen Freiheit,
d. i. der vernünftigen Existenz des Individuums, so lassen sich
folgende Einzelrechte darin erkennen̂):

Erstens: Freie Wahl des Ortes der Existenz. Kein Mensch
ist zur Scholle eines bestimmten Staates unabänderlich geboren.
Das gemeinsame Vaterland ist die Erde; der Einzelne muß überall
seine Heimath aufschlagen können, wo er sich am meisten in seiner
Freiheit zu bewegen vermag; ja es kann Pflicht sein, sich nach einer
anderen Stelle der Erde zu begeben, um seine Freiheit zu retten.
Das Recht der Auswanderung ist also ein unentziehbares; nur frei
übernommene oder verschuldete Verpflichtungen können es be¬
schränken2) ; nur moralische, nicht äußere Bande machen ein Land
zum Vaterlandes .

9*
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Zweitens : Erhaltung , Verteidigung und Entwickelung der phy¬
sischen Persönlichkeit ; daher auch das Recht , sich die Natur sür die
Bedürfnisse des Lebens dienstbar zu machen , Eigenthum zu haben ,
es zu erhalten und zu erweitern in sreiem Austausch mit Anderen ;
ferner das Recht der Selbstfortpflanzung durch Ehe und Kinder¬
zeugung ; alles in den Schranken der Sittlichkeit .

Drittens : das Recht der geistigen Persönlichkeit , als Mensch
auch geistig zu existiren und sich zu entwickeln ; sich ein Wissen zu
erwerben und im Verkehre mit Anderen zu berichtigen ; endlich auch
ein religiöses Bewußtsein über das Verhältniß zur unsichtbaren Welt
sich anzueignen und danach zu leben .

Auf diesen Grundlagen rnht das Recht des menschlichen In¬
dividuums )̂. Der Staat hat dem an sich bestehenden Rechtsstoff
nur die Form zu geben , die Ordnung und richtigen Grenzen vor¬
zuzeichnen und die Mittel zu seiner Realisirung zu gewähren . Da¬
mit sällt es aber allerdings in den Bereich der inneren Wirksamkeit
jedes Einzelstaates . Es darf jedoch in einem völkerrechtlichen Ver¬
bände , wie der Europäische ist, vorausgesetzt werden , daß kein Staat
einem Menschen und namentlich den Unterthanen eines anderen
Staates jeden rechtlichen Schutz ihrer Perfon oder Habe entziehen
oder überhaupt irgend einen Menschen als völlig rechtlos behandeln
werde , indem man sich im Gegenfalle einer christlich gesitteten Ge¬
meinschaft unwürdig zeigen und davon ausfchließen würde . In der
That giebt es daher auch jetzt keinen Zustand rechtloser Nationalität ,
worin sich z. B . vormals die Zigeuner in vielen Europäischen Staaten
besanden )̂ . Nur Piraten gelten gewissermaßen als geächtet (Z 104 ).
Sonst wird keinem Fremden der Schutz seiner Person und der Ge¬
nuß der von keiner staatsbürgerlichen Eigenschaft abhängigen Privat¬
rechte verfagt (H 60 ). Dies ist die Grundlage des sog. Fremden -
rechts )̂ oder internationalen Privatrechts )̂.

i) 6̂. Diese ganze Ausführung über Menschenrechtegehört nicht in's V. R.,
sondern in die Politik und Rechtsphilosophie, denn, wie Stoerk bemerkt(v. Holtzend.
Handb. II , S . 536) , die Individuen nehmen nur als Angehörige von Staaten
Theil an dem rechtlich geordneten Verkehrs

") Heutzutage besteht im Princip kein Zwiespalt. Selbst v. Haller erkannte es
als ein fundamentales an. Nerlin, Rsxert. m. Loliverainsts 14. sk. Ebenso
gewiß aber ist die Freiheit der Auswanderung, d. H. die Lösung des Einzelnen von
dem rechtlichen Verbände, dem er durch Gebiet, Gemeinsamkeit der Volksgenossen-
schast und der Staatsgewalt bisher angehörte, wie der Einwanderung nicht schrankenlos.
Demgemäß ist dieselbe, wenn sie sich auch durch den Einfluß des internationalen
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Verkehrs und politischer Gesichtspunkte Bahn gebrochen hat, nicht als ein allgemeines
Menschenrecht zu behandeln , sondern ebenso wie die Freiheit der Einwanderung
als eine positiv rechtliche Ordnung jedes Staates , die derselbe durch seine Gesetze
regelt. Beide entsprachen sich srüher keineswegs, in so sern man bei der verhältniß-
mäßig geringen Bevölkerung meist Einwanderer durch Begünstigung anzuziehen, die
Auswanderung dagegen zu erschweren suchte, bei stark bevölkerten Stadtstaaten ge¬
schah aber auch wohl das Gegentheil; dieser Gesichtspunkt der Bevölkerungspolitik
läßt die Einwanderung in überseeischen Gebieten noch heute begünstigen. Es ist
übrigens ungenau , wenn Bluntschli sagt (370) , die Auswauderungssreiheit sei von
England erst 1870 anerkannt , sie ist es vielmehr bereits in der Obarta ,
nur war daselbst hinzugefügt„salva üäs nostr -g,«, und nur dies Princip der psrxstual
s.1l6Aig.ii66 ward 1870 aufgehoben. Die Beschränkung der Freiheit der Auswande¬
rung beruht aus privatrechtl. Normen (z. B . väterl. Gewalt) oder össentl. rechtl. Be¬
stimmungen (Militärpflicht), die dagegen ersolgte Auswanderung ist Flucht , welche
der Heimathsstaat ahnden kann, die aber an sich noch keinen Verlust der Staats¬
angehörigkeit nach sich zieht, so daß der Heimathsstaat verpflichtet ist, die Rückkehren¬
den aufzunehmen. (D . Reichsgesetzv. 1. Juni 1870 Z 21.) Erst der rechtlich
gegebene und angenommene Verzicht aus die Staatsangehörigkeit zieht den Verlust
der Staatsangehörigkeit nach sich, dem dann die Thatsache der Auswanderung
folgen muß-i

)̂ A . Läßt sich schwerlich behaupten, beides muß Zusammenkommens
)̂ Etwas Anderes sind die politischen und staatsbürgerlichen Rechte der Ein¬

zelnen in den Staaten , welchen sie angehören. Für diese giebt es kein gleichförmiges,
allenthalben gültiges Princip . Ihre Gestaltung und Veränderung ist Gegenstand
der inneren Staatsordnung . In der französischen Erklärung der Rechte des Menschen
und Bürgers , welche der Constitution v. 3. Sept . 1791 voranging , wurden
jene verschiedenen Rechte mit einander in Verbindung gebracht. S . darüber v. Gentz,
Ausgew. Schriften, herausg . Leipzig 1837 Bd. II , S . 31 sf.

5) Vgl. noch wegen Deutschland die R.-Pol .-O. von 1577 Tit . 28. 77 und
R.-Abfch/ v. 1589 Tit . 22.

6) Eine verdienstliche Uebersicht des „Prakt . Europ . Fremdenrechtes" hat Pros .
Th . Pütter Leipz. 1845 geliefert.

?) 6 . Dies ist doch nicht internat . Privatrecht, sondern damit werden die 8 37
behandelten Verhältnisse bezeichnet.^

II . Die Staatsangehörigen )̂.

59 Die früher bestehenden Kategorien von Landsassen,
Forensen u. s. w. sind sür das heutige Recht gegenstandslos ge¬
worden, das nur zwischen Staatsangehörigen und Fremden unter¬
scheidet. Ersteres sind alle diejenigen, welche in ihrem ganzen Status
einer bestimmten Staatshoheit unterworfen sind und die dem ent¬
sprechenden Rechte üben , während die Unterschiede, welche unter
ihnen hinsichtlich staatsbürgerlicher und politischer Rechte etwa be¬
stehen, dem inneren Staatsrecht angehören . Fremde sind solche,
welche nicht Glieder der Genossenschaft der Staatsangehörigen sind
und nur als Gäste mit dem Rechtskreise des betreffenden Staates in Be¬
rührung kommen2). Jeder Staat bestimmt selbständig , wie seine



134 Erstes Buch. Z59.

Staatsangehörigkeit erworben und verloren wird. Die Erwerbung
ist originär oder abgeleitet, letzteres

1. für Ehekinder eines inländischen Vaters oder die unehelichen
Kinder einer solchen Mutter und deren fernere Descendenz
auch die im Auslande Geborenen so lange sie nicht ander¬
wärts nach erlangter Selbstverfügung ein eigenes Domicil
genommen Habens;

2. für Ehefrauen der Staatsangehörigen;
3. für Findlinge im Lande, wenn kein anderes Vaterland er¬

mittelt wird.
Originär:
1. durch ausdrückliche oder stillschweigende Verleihung des

Aufnahmestaates, Naturalisation oder Aufnahmê);
2. durch Ernennung zu einem Staatsamte
3. durch Wiederaufleben der früheren Staatsangehörigkeit̂) ;
4. durch Abtretung oder Eroberung eines Staatsgebieteŝ

dessen Einwohner vollbürtige Staatsangehörige des Staates
werden, der das Gebiet erwirbt̂

Veränderungen des einmal eingetretenen Unterthan-Verhältnisses
werden nicht vermuthet, sondern bedürfen des Beweises.

*) l6. Dieser Absatz war in der Fassung Hesster's zu veraltet geworden, um
ihn stehen zu lassen, und ist deshalb ausnahmsweise ganz ersetzt. Vgl. Oalvo1. XI .
ÜÄlIeoIr oli. 29, namentlich aber v. Martitz, Das Recht der Staatsangehörigkeit im
internat. Verkehr(Hirth's Annalen 1875) und Stoerk, Staatsangehörige und Fremde
in v. Holtzend. Handb. II , S . 588 ff.

2) von Ubini Schotten oder Engländer, aubailis, Ellendige, d. H. Aus¬
ländische in früheren Zeiten genannt, wo ihre Lage eine sehr precare war.

*) Vattsl I , 19 Z 215. Wegen der auf Seeschiffen Geborenen vgl. 78.
*) Wenigstens kann sie der elterliche Staat noch als seine Uuterthauen behandeln.

Großbritannien legte dem geborenen Briten sogar einen edAravtsr inäklsbilis bei,
es behauptete, daß das Unterthan-Verhältniß unlösbar sei, ein Britischer Unterthan
möge einem fremden Souverän aus seine Gefahr Gehorfam schwören, England
nehme ihn stets als Engländer in Anspruch. Daraus ergaben sich lebhafte Con¬
flicte mit den Verein. St . , aber erst 1870 gab England sein Princip auf. Noch
heute gilt übrigens jeder auf englischem Boden von Fremden Geborene als Engländer,
nur kann er bei erreichter Volljährigkeit hierauf durch Ablehnungserklärung(alisnaAk)
verzichten.

°) A. Man kann nicht sagen, daß der bloße Wohnsitz, d. H. die häusliche, feste
Niederlafsuug Staatsangehörigkeit verleiht, zahlreiche Gewerbtreibende haben in
anderen Staaten ein geschäftliches Domicil, ohne ihren nationalen Staatsverband
aufzugeben. Ooäe oivil H 17. Dioŝ , tlis 1g,xv ok äoniicil Ä8g, kranoli ok tlis
lav ok LnAlanä. I ônäon 1879.̂

6) D. Reichsgef. v. 1. Juni 1870. Franzöf. Gesetzv. 29. Juni 1867.
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' ) sk . In Folge freiwilliger oder unfreiwilliger Rückkehr des Ausgewanderten .^
So fern ihm nicht das Rechtsmittel der Option gewährt wird . Z 182 .^

Politische Natur des Unterthan-Verhältnisses in Bezug auf völkerrechtliche
Beziehungen .

60 . Das Unterthan - Verhältniß besteht wesentlich in der un¬
bedingten Unterwerfung unter den Willen des Staates , dem man
angehört , und in der Erfüllung der einzelnen darin begründeten Ver¬
pflichtungen . Demgemäß uud wegeu der damit verbundenen Colli¬
sionen kann man persönlicher Unterthan mehrerer Staaten zugleich
(8î 6t mixte ) nur durch Duldung derselben sein )̂. Jeder Staat
kann eine derartige Duplicität verbieten , oder auch die Aufgebung
des ausländischen Unterthan - Verhältnisses sordern oder in Wahl
stellen .

So lange nun das Unterthan - Verhältniß besteht , kommen der
heimathlichen Staatsgewalt solgende Besuguisse in internationaler
Beziehung zu :

a . Die Befugniß , ja Verpflichtung , selbst den einzelnen Unter¬
than bei gerechten Ansprüchen an ausländische Staaten öder gegen
deren Angehörige , so wie in seiner rechtmäßigen Vertheidigung gegen
ausländische Angriffe auf völkerrechtlichem Wege zu unterstützen , auch
seine Vertretung zu übernehmen und eine etwaige Rechtsverletzung
zu beseitigen . (Ins xrotsetionis oivilis .) )̂

b . Jeder Staat kann seine im Auslande befindlichen Unter -
thanen nach seinem Ermessen znrückruseu (ins avoo ^näi ), ohne daß
er jedoch zur Bewirkung der Rückkehr ein Vindicationsrecht gegen
den ausländischen Staat oder in demselben hat , oder auf sonstige
Unterstützung desselben hierbei Anspruch machen darf 3).

o. Ein Unterthan bleibt auch noch im Auslaude dem Heimath -
lande unterworfen , so lange er nicht von demselben entlassen ist.
Der thatsächliche Eintritt in einen fremden Staat , selbst die Auf¬
nahme in denselben schließt jene Abhängigkeit , so weit sie sich noch
geltend machen läßt , nicht aus ^). Den Unzuträglichkeiten hierbei kann
nur durch Einvernehmen der Staaten unter einander vorgebeugt
werden )̂, sür dritte Staaten wird freilich in vorkommenden Fällen
der letzte statns maßgebend sein.
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Auf ausländisches Grund-Eigenthum kann sich die Hoheitsgewalt
des heimathlichen Staates nicht erstrecken̂).

ä. Kein Unterthan kann sich unter den Schutz einer sremden
Macht begeben oder dieselbe als Richter gegen seinen vaterländischen
Staat anrnfen, wofern nicht ein solches Recht verfassungsmäßig be¬
stehen sollte. Blos freundschaftliche Jntercessionen dürsen sich fremde
Mächte für den auswärtigen Unterthan einer anderen erlauben̂).

1) 2ou6k , äe j . t66ig .1. II , 2 , 13 leugnete diesen Satz ganz und gar . Jedoch
ist dies zu weit gegangen . Alles hängt von dem Willen der Einzelstaaten ab .
Schon das Staatsrecht der alten Welt war hierin verschieden . Oie . pro Lald . 12 :
„ Kkä nos (R ,o» iÄvi ) non x>088 umu 8 st , 1iuin8 6886 civitati 6t 6uiu8vi8 x>ra6t6r6g . ;
cete -'r« omnibus eo -rcess -E est . " kliillirnore IV , eti . 2 ff. Hg .11 x . 236 . Stoerk
1. 6 . S . 630 ff.

6̂ . Wenn man auch nicht absolut leugnen kann , daß ein Staat den Unter -
thanen eines anderen das Bürgerrecht verleihen kann , ohire die Aufgabe des ange¬
stammten Verhältnisses desselben zu verlangen , so ist dies doch eure Ausnahme , die
sich auf ein verliehenes Ehrenbürgerrecht befchränken wird . Principiell hat sicher
Zouch Recht , weil in der Unterthanenfchaft die Treupflicht liegt , die mau nicht gegen
zwei verfchiedene Staaten beobachten kann . ( So auch ktiillirnors I , 446 : a8 a A6ii6l -a1
propositiori a inan eav orrl ^ liavs ons a1l6 » ig,ri66 .) Deshalb fordert stets der
ausnehmende Staat Aufgabe des bisheriger : Unterthan -Verhältnisses . Als 1848
Lord Brougham sich in Frankreich naturalisireu lafseu wollte , schrieb ihm der damalige
Justizminister Crsnrieux : Bravos n '^äinkt , pg .8 66 partas , xour clsvsQir

il laut 66886r ä ' strs ^ r>Z-Iai8 . !8i ls , Uranoe vou8 aäopts xoui ' 1'un
ä68 868 6rrkant8 , vou8 n 'etS8 x1u8 I ^orä örori ^ liLui , vous äevsue ? 16 «ito ^ eii
VrouAliLirr."^

Vgl . Klüber , Oessentl . R . H 173 a.. Art . 3 der D . Reichsvers . : „ Dem Aus¬
lande gegenüber haben alle Deutschen gleichmäßig Anspruch auf den Schutz des
Reiches ." kkilliirrors II , 3 . Die Anläffe und Mittel s. unten 8 102 , 1l0 .°

Aus dem Wohnrechte des Staatsangehörigen folgt , daß der (Htaat dasselbe
wohl beschränken , aber nie aufheben kann , die Verbannung wie sie in mehreren
Fälleu vom 0oä6 Ns -x . und durch das Deutsche Kirchendienergesetz von 1874 statuirt
wird , ist völkerrechtswidrig , denn in der Ausweisung liegt nothwendig die Zuweisung
des Betreffenden nach einem anderen Staat , während kein Staat verpflichtet ist
Fremde aufzunehmen ; daß nach jenem Gesetz dem Betr . vorgängig die Staats¬
angehörigkeit aberkannt wird , ist dabei irrelevant , denn damit wird er noch nicht An¬
gehöriger eines ändern Staates , der ihn auszunehmen verpflichtet wäre , irgend einem
Staatsverbande aber muß Jeder angehören . 8 63 , I . Englands Protest 1871
gegen die Zusendung vou Commuuards . Deshalb auch die Vereinbarungen über
die Heimathlosen , d. H. folche , deren Staatsangehörigkeit bestritten ist , um den gegen -
feitigen Zufchub folcher zu vermeiden . Gothaer Convention v . 15 . Juni 1851 . Was
dm 'Schntz betrifft , so ist zu bemerken , daß der Reisende , der sich auf ein fremdes
Staatsgebiet begiebt , sich dessen Rechtsordnung zu unterwerfen hat . Wird er durch
Privatpersonen dort verletzt , so hat er den Schutz der Polizei und Gerichte anzurufen ,
der Heimathsstaat hat sich nicht einzumischen , wenn nicht Rechtsverweigerung vor¬
liegt . Ebenso wird er den Behörden des Aufenthaltsstaates verantwortlich für feiner -
seitige Verletzung der Gefetze . Calvo H 362 tadelt mit Recht die Englische Regierung ,
für den Capitän Mac Donald 1861 Partei ergriffen zu haben , der sich unverzeihlich
benommen , und die beleidigende Rede Palmerston 's . Es war feltsam , daß Lord Russell
sich dabei auf den Rang des Betr . als Capitän der Garden berief , was dessen Schuld eher
zu erhöhen geeignet war . Die Anmaßung , die England auch fonst geübt (Don
Pacifico ) , fand gebührende Zurückweifung Seitens Preußens . Der Schutz hinsichtlich
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der Staatsangehörigen als Gläubiger fremder Staaten gegen solche ist discretionär ,
grundsätzlich muß Jeder zusehen , wem er sein Geld leiht ( Dep . Palmerstvn 's vom
Jan . 1848 ) ; anders stellt sich die Frage bei Rechtsverweigerung oder Betrugs

3) Folgt aus dem allgemeinen Weltbürgerrecht sk . das zu leugnen istj . Daher
braucht nicht einmal die Bekanntmachung der Avocatorien in einem fremden Lande
gestattet zu werden .

Theilweis abweichende Ansichten s. bei Bar , S . 84 ff . Bluutschli , Mod .
B - R . Satz 370 ff. Ausführlich ist der Gegenstand erörtert iu ö .
OoNiiLsntLirs 8UI- III , x . 183 . Pollkvillö , Iraits tliöoi 'ihuö kt

äs Ia uLturalisatiov . 1880 .

6̂ . Das entgegengesetzte Princip , welches durch jedes ausdrückliche oder durch
eoneludente Thatsachen bewiesene Eintreten in einen fremden Staatsverband die bis¬
herige Staatsangehörigkeit aufhören läßt , bricht sich immer inehr Bahn . Der Ooäe
oivil H 18 formulirt dies klar fo : I â Hug-lits äs § ^ 11̂ 3.18 86 psrä : 1 . pLi » ia
n t̂.ui'3.1i8At,ioii g,0Hui86 6Q tzti'AriASi'; 2. pg-r 1'Ä666xtatioii HON Autorisss
äs koastior ^ vonksrstzs un Aouvsi -nsnisnt str 'g.lltz'sr ; 3 .
tout etad1i886ni6nt sn xa ^ 8 ätranAsr sans ssprit äs rstour ( wozu eben Handels¬
niederlassungen nicht gehören ) . Dies Princip haben angenommen : Italien , Belgien ,
Niederlande , Spanien , Portugal , Griechenland , Rumänien , Türkei , Brasilien , Mexico .
Im Wesentlichen auch England durch Acte von 1870 . (Outler - , tks Ik̂ v o5
ng .tui 'a1i8atioii Ä8 arnsnäsä tlis H>sLturAli8Ltion L6t8 ok 1870 . luonäoii
1871 .) Oesterreich , Rußland , Dänemark , Schweden -Norwegen gehen weiter und
anerkennen bloße Auswanderung als Expatriation , faffen aber den Begriff derselben
verschieden . Nur Deutschland behauptet noch die Fortdauer der Staatsangehörigkeit
auch nach vollzogenem Uebertritt in einen fremden Staatsverband , fo lange der
Betreffende nicht daraus entlasten . Es hat dies Princip aus dem Prenß . Gesetz
von 1842 im Reichsgesetz von 1870 angenommen , wonach ohne Consens erst nach
10 jähriger Abwesenheit die Präsumtion eintritt , das; der Betreffende sein Unterthan -
Verhältniß ansgeben wollte , er muß also bei seiner Auswanderung willenssähig sein ,
und die Präsumtion wird entkräftet , sobald er sich während dieser Frist als Deutscher
gerirt . Bis Ablauf derselben behält er seine nationalen Rechte und Pflichten . Bgl .
8 140 des R .-St .-G .-B . Die Verein . Staaten behaupteten , wie früher England ,
daß ein im Ausland namralifirter Amerikaner nicht aufhöre ihr Bürger zu fein , und
erklärten doch durch Acte von 1790 , daß jeder weiße Freie , der zwei Jahre in ihrem
Gebiete gewohnt habe und feine frühere Nationalität ausdrücklich anfgebe , zum
Bürgereid zugelaffen werden folle . Eine Acte vom Juli 1868 fagt allerdings , daß
die Expatriation nicht gehindert werden foll , aber nicht worin die Expatriation besteht ;
der Staatsseeretär Fish erklärte 1873 , eine solche bestehe , wenn der betreffende „ xsr -
MLNkritlv n 'itliärLvvZ >118 P6I -80N srom t-bs na -turLl jurisäistion " ( li . 8t . Dipl .
6ori -. 1873 x . 250 ) , ob dies der Fall , sei individuell zu entscheiden .^

5) Nordamerikanische Verträge mit Deutschen Staaten : 6onvsntion8 rsKnIa -
tiriK Xs -tionÄlitz ' . 1868 . Vgl . darüber Westlake in der ksv . Internet . I , 102 ff.

sk . Diefe Verträge machten allerdings langjährigen Streitigkeiten ein Ende ,
die daraus entstanden , daß die Verein . Staaten ihre naturalisirteu Bürger zu
schützen beanspruchten , auch wenn sie nicht von ihrem Heimathsstaat entlassen waren
und in dessen Machtbereich kamen . Die Verträge erklären , daß ein fünfjähriger
Aufenthalt , verbunden mit der Gewinnung des Amerikanischen Bürgerrechts
von Deutschland als Beweis der Amerikanischen Staatsangehörigkeit angesehen werden
soll . . Aus diesen vereinzelt stehenden Verträgen aber ein allgemeines Princip zu
eonstruiren , wie Buntschli (372 ) thut , ist durchaus willkürlich , um so mehr , als
diefe Bestimmung lediglich ein Auskunftsmittel war den Streit zu beendigen . Eine
rationelle Lösung ist dieselbe schon deshalb nicht , weil Amerika nicht das Gleiche
anerkennt , sie liegt in der Annahme des Französischen Grundsatzes .^

b) So könnenz. B. die auswärtigen Immobilien eines Unterthans von seinem
heimathlichen Staat nicht besteuert werden. In der älteren Zeit wurde bei Ver-



mögenssteuern dies nicht immer beobachtet. Man s. den Deutschen R .-A. von
1544 F 45 . UMsiiiAör , Osnt . odss . V , 22 . Lloek , <Zs kontridution . 6. XIII .
Natürlich könnte durch Verträge und Observanz unter einzelnen Staaten jenes ältere
System noch Fortbestand erlangt haben .

") Vgl . hierüber die schon zuvor angesührte Abh . Fr . C. v. Moser 's in s. kl.
Schriften VI , 287 .

III . Rechtsverhältnisse der Ausländer überhaupt .
61. Unterthanen eines Staates stehen an und sür sich in

keiner Abhängigkeit von fremder Staatsgewalt und können anch
durch dieselbe keine politischen oder staatsbürgerlichen Rechte in
ihrem eigenen oder einem dritten Staat ohne deren Zustimmung
erwerben̂).

Eine Abhängigkeit von fremden Staaten tritt freilich ein, wenn
ein Ausländer in dem Bereiche derselben Rechte erwerben oder ge¬
nießen will; insbesondere wegen seines dortigen Grundbesitzes)̂ ;
endlich wenn er ein fremdes Staatsgebiet betritt(Z 62).

In Betreff des ersten Punktes steht es zwar in der Macht
jedes Staates, die Bedingungen zu bestimmen, unter welchen den
Ausländern ein rechtlicher Verkehr in seinem Bereich gestattet sein
solle, vornehmlich auch sie vou politischen und staatsbürgerlichen
Besugnissen auszuschließeu; es sollte jedoch, wenn sich ein Staat
einmal dem Verkehr mit fremden Nationen öffnet, nie den Ange-
gehörigen derselben der Genuß des Privatrechtes(Z59) auf gleichem
Fuße mit den eigenen Unterthanen, bei völliger Gleichheit der Ver¬
hältnisse, versagt werden und eine Zurücksetzung derselben gegen
die einheimischen Bürger nur dann Platz greifen, wenn die aus¬
wärtige Natiou felbst ein System der Ungleichheit befolgt.

Von allem Grunde entblößt erscheint eine Gerichtsbarkeit über
Ausländer, welche sich gar nicht einmal in dem Gebiete des fremden
Staates befinden oder kein Vermögen daselbst besitzen, woran die
dasselbe betreffenden Ansprüche in Vollzug gesetzt werden könnten̂),
während kein Staat sein richterliches Amt einem Fremden wider
einen anderen Fremden versagen sollte, wenn ein Anspruch des
ersteren an den letzteren dadurch auf demselbeu Wege realisirt
werden könnte, wie es gegen den eigenen Unterthan zulässig sein
würde5). Es kann endlich in Privat-Angelegenheiten ausländischer
Unterthanen alsdann kein unbedingtes Entscheidungsrecht ausgeübt
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Werden, wenn dabei ein internationales Rechtsverhältnis ihres
heimathlichen Staates selbst in Frage kommt und dieser auf poli¬
tischem Wege intervenirt , der Streit folglich aufhört , ein privat¬
rechtlicher zu sein )̂.

In wie fern Verträge einer Staatsregierung mit auswärtigen
Unterthanen nach völkerrechtlichen Grundsätzen zu beurtheilen sind,
wird unten (§ 82) erwogen werden.

Folgt aus der Unabhängigkeit der Staatsgewalten . S . schon oben Z 35
Note- 1. Daher haben auch Erfindungspatente eines Staates in einem anderen
keine ausschließende Kraft, i 'oölix , Or . intsrnat . II , 9, 6.

2) >6 . oder demselben gleichgeachteter Realberechtigungen, weswegen er in Ge¬
richtsbarkeit, Polizei und Besteuerung unter der lex rei sitae steht, früher Forenseu
genannt.̂

b) Ueber den Grundsatz ist man gewiß längst im Allgemeinen einverstanden.
A . Für die heutigen Verhältnisse ist das altdeutsche System des personalen Rechtes,
nach dem Jeder unter dem Rechte seines Stammes stand, mit Ausnahme der musel¬
männischen und heidnischen Staaten , ebenso unhaltbar geworden, wie die rechtlich
geminderte Stellung der Fremden früherer Zeiten in allem, was nicht staatsbürger¬
liche Besugnisse betrisst. Der Fremde bleibt als dem Staatsverband Nichtangehöriger
Gast, genießt aber den Schutz der Gesetze des Aufenthaltsstaates , unbedingt was
seine Rechtssicherheit und die Strafrechtspflege betrifft, und steht, was das Privat¬
recht betrisst, den Einheimischen gleich mit 'wenigen Beschränkungen, welche Gesetz¬
gebung und Verträge immer mehr vermindern? Das Abzugsrecht bei Erbschaften
und Vermächtnissen gehört der Vergangenheit an. Die Gleichstelluug in bürgerl .
Rechten ist allerdings verschieden normirt , je nachdem die Gesetzgebung sie nur unter
Voraussetzung der Gegenseitigkeit gewahrt (Preußeu , Allg. Landr . Einl . ß 41—43.
Oesterr. bürgerl. Gesetzb. 8 33. Ooäs eivil . srt . 11), oder uubedingt wie das
Holland. Gesetz von 1838 Art. 9 , das Italien . Gesetzb. 1. I Art. 3. Drei der
Verein. Staaten fordern für die Erwerbung von Grundbesitz Amerikanifches Bürger¬
recht, neun andere die äsolru -Ltion ol' intkntion , auch in einigen Schweizer Can-
tonen bestehen noch Beschränkungen, in England feit 1870 nicht mehr. ĵ

Gleichwohl ist in Frankreich dies System adoptirt durch Art . 14 des 0 .
Es verstößt gegen das Princip : daß Niemand seinem natürlichen Richter entzogen
werden soll; gegen das Princip : actor rsi toruni ss^uitur , und sxtrs , tsrri -
toriliM iu8 äiosQti imxuns von paretur . S . darüber und über das System
anderer Staaten I^oslix II , 2, 2, 3. Ueber das Verhalten der Deutschen Staaten
dem Französischen bürgerlichen Gesetzb. Art . 14 gegenüber vgl. Kappler, Jurist .
Promptuar ., W. : Ausländer . S .' 88 s. Ausg . 2.

'') Auch hier besolgt die Französische Rechtsbildung ein sehr abweichendes Princip
von dem anderer Staaten . S . ^ oelix II , 2, 2, 2. Gerechtfertigt wird das Obige
durch die weltbürgerlicheStellung des Individuums , welche zu keiner Zeit rechtlos
gelassen werden kann. Nur sind principale Statutsklagen unter Ausländern aus¬
zuschließen, weil der Status eines Menschen wesentlich den vaterländischenStaat
betrifft und sich nur hier in Ausführung bringen läßt . Alle anderen Ansprüche
an die Person hingegen sind beweglich und vollziehbar mit der Person. Wegen
Jmmobiliarklagen ist kein Zweisel.

o) Zuerst kam dies in Frage zwischen Großbritannien und Preußen wegen der
von Englischen Kapern aeaen Preußische Nnterthanen gemachten Prisen. S - darüber
Oli. dg Nartsus , Oauses vslskres t . II , P. 1—88. Martens , Völkerrecht H 95.
Tlüber , Droit äss A6N8. H 58.
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Rechtsverhältnisse- er Fremden in einem anNivartigen Staatsgebiet .

62. In Bezug auf Fremde, welche ein anderes Staatsgebiet
betreten wollen oder wirklich schon betreten, hängt es zuvörderst
von der dortigen Staatsgewalt ab, ob und wie lange ihnen ein
Aufenthalt gestattet werden soll. Sie können aus Rücksichten des
öffentlichen Wohles einzeln oder in Masse zurückgewiesen Werdens
so weit man nicht durch Verträge gebunden ist, und kein Staat
kann sich weigern, seine Staatsgenossen wieder bei sich aufzu¬
nehmen2). Nur die gänzliche Ausschließung einer Nation vom per¬
sönlichen Verkehr, oder die Zurückweisung Einzelner ohne allen
Grund oder in tränkender Form würde in der Europäischen Staaten-
gesellschast als eine Beleidigung aufzufassen sein (Z 33) 3).

Während des Aufenthaltes im fremden Territorium, er fei aus¬
drücklich gestattet oder erschlichen, treten, nächst dem schon in H 60
Bemerkten, folgende Grundsätze in Anwendung:

I . Alle Ausländer stehen unter dem Schutze der Staatsgewalt )̂,
sind aber auch in Betreff ihres persönlichen Verhaltens an die
Beobachtung der Criminal- und Polizeigesetze des Landes gebunden
und der dortigen Strafgerichtsbarkeit unterworfen(8 36) ; ebenfo
den Civilgefetzen des Landes, in fo fern sie darin Rechte erwerben
oder ertheilen wollen, und der Civilgerichtsbarkeit, in fo fern dafelbst
die Erfüllung schon bestehender Rechtsansprüche von ihnen gefordert
werden kann(Z37. 39). Exterritorialität, Verträge und Herkommen
begründen eine Ausnahmê) ; auch können den Fremden besondere
Begünstigungen in Ansehung des Gerichtsstandes und der Proeedur
zugestanden werdeno).

II . Weder der Finanz- noch Militärhoheit des fremden Staates
wird der Ausländer gleich einem Inländer unterworfen. Sein
dortiges bewegliches Vermögen und seine Person dürfen nur im
Falle der höchsten Staatsnoth für die öffentlichen Bedürfnisse augen¬
blicklich mit Vorbehalt künftiger Entschädigung mitbenutzt werden;
doch muß er die aus einzelne zu seinem Bedarse dienende Sachen
oder auf gestattete staatsbürgerliche Befugnisse gelegten Abgaben
entrichten̂).

III . Der Ausländer behqlt seinen heimathlichen Civilstand
(H 27 f.). Sein öffentlicher Stand hat in dem fremden Staate
keine rechtliche Geltung, weder zu feinem Vortheil noch zu seinem
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Nachtheil wofern er nicht für den vaterländischen Staat handelt
(8 341 .) ; jedoch wird in ceremonieller Hinsicht nach der Staaten¬
praxis nicht leicht auswärtigen Rangverhältnisfen die Anerkennung
unter den einheimischen , ohne Beeinträchtigung der letzteren , ver¬
sagt ").

IV . Weder der Person des Ausländers darf nach Erfüllung
aller Verbindlichkeiten der Wegzug versagt ^ ), noch sein Vermögen
ihm oder seinen Erben vorenthalten werden . Alle entgegenstehenden
Gebräuche " ) sind allmählich verschwunden .

A . Die Zurückweisung kann schon deshalb begründet sein, weil die Fremden
keine genügenden Subsistenzmittel haben ; so besteht in den Verein . Staaten die Vor¬
schrift , daß jeder Einwanderer gewissen Besitz oder doch genügende Arbeitskraft
nachweisen muß . Ebenso kann die Zulassung von Fremden an persönliche oder
räumliche Bedingungen geknüpft sein, wie letzteres z. B . in Ostasiatischen Staaten .
Auch die Ausweisung der Fremden , die kein Wohnrecht im Staate haben , was
z. B . durch ausdrückliche Autorisation verliehen wird : „L etablir le äormoils ^,
steht im Ermessen der Regierung , sie kann unbillig geübt werden , aber ist nicht
formell rechtswidrig . Vorausgesetzt wird dabei allerdings ein ausreichender Grund .
Delicte oder drohende Störung der Ordnung durch die Fremden , Gefährdung der
Sicherheit u . s. w., so küudigt das Belgische Fremdengesetz von 1868 das Asylrecht
dem xar sa cronäuits eoirixroNist lg. tran ^ uillite Liegen solche
Gründe nicht vor und versügt die Regierung trotz bestehender Verträge , welche Zu¬
lassung der gegenseitigen Unterthanen festsetzen, so schuldet sie dem Staate , dem die
Ausgewiesenen angehören , Auskunft uud fetzt sich eveutuell der Retorsion desselben
aus . ! Dem Alterthum waren allgemeine Fremdenvertreibungen (§er̂ «<7t« r) nicht
fremd , jk . In neuerer Zeit kommen sie meist nur in Verbindung mit kriegerischen
Maßregeln vor und auch da nur sehr selten. Die wohlbegründete Ausweisung
aller Griechen 1869 nahm die Pforte auf Vorstellung der Mächte zurück. Die
während des Französischeu Krieges erlassene Alien -Bill gab der Englischen Regierung
in Betreff auf Fremde nur die durch die Französische revolutionäre Propaganda be¬
gründete discretionäre Gewalt . Daß die massenhafte Ausweisung von Polnischen
Unterthcmcu aus Preußen 1886 eine sehr harte , ja unbillige Maßregel war , wird
nicht zu leugnen sein, keiner der rechtfertigenden Gründe von oben lag hier vor , die
Absicht, das Polnische Element nicht überl )and nehmen zn lassen, war wohl begründet
gegen die Zulassung , nicht sür die Ausweisung der Betroffenen , nachdem sie zuge-
lasien uud theilweife lange in Preußen gewohnt . Die Retorsion Rußlaud 's gegen
Deutsche Angehörige ist nicht ausgeblieben .s

2 ) Niir six sörmlich zu übernehmen , ist er nicht verpflichtet . Jedoch

finden sich dieserhalb zahllose Verträge wegen der Vagabunden in gegenseitigem
Interesse . S . besonders äs Nart6N8 , 8uxx1 . VIII , 282 u . s. ff. Ueber den
Begriff eines Vagabundeu 61ir . T'liorng .sius , 6s I îp3 . 1671 . van Nässten ,
äs vaSadimäis . Vitras . 1773 . Günther II , 259 .

b) Auf bestimmte Regeln hat das Ausweisungsrecht aus dem Standpunkte
Principieller Verbindlichkeit zur Ausnahme jedes Fremden zurückzuführen gesucht
^ Isx . Ooritostaulos , äs iurs sxpsllsnäi xsrsArinos äiss . Lsrol . 1849 .

4) In der antiken Welt nicht unbedingt ; aber im Mittelalter waren sie sogar
regelmäßig rechtlos . Pütter , Beitr . 115 . Wilda , Strafr . der Germanen 672 .
Neuere Gefetze entzogen wenigstens noch einzelnen Kategorien der Fremden ihren
Schutz, z. B . den Zigeunern (Z 59s . a. E -) Erst die neueste Zeit hat die welt¬
bürgerliche Richtung emgehalten . S - schon Nsal , 8o . än §ouv . IV , 7, 1, 1.
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VattsI II , 1, 19 f. 6, 17. Günther II , 344, und in Beziehung auf Handel und
Gewerbe Or . Strauch in Goldschm. Arch. f. Handelsr . XIII , 1 ff.

ö) Wegen der fremden Kriegsschiffe vgl. das Seerecht im nächsten Abschnitt.
6) Beispiele: die Consulargerichtsbarkeit(Buch III .), das Gastrecht im Deutschen

Mittelalter (Putter , Beitr . S - 148), der Britische Grundsatz, daß ein Fremder nur
durch ein Geschworenengericht, welches zur Hälfte aus Fremden (äs nikäiktats
liriAuae ) besteht, gerichtet werden soll, wenn er es verlangt .

7) Chanffeegeld, Concefsionsgeld, Patentsteuer , Wohnungssteuer , Stempel ,
sk. Confumtionsstenern, unter Umständen auch Einkommensteuer. Der Natur der
Sache nach wird hier ein Unterschied gemacht zwischen bloßen Reisenden nnd solchen,
die sich zum ständigen Gewerbebetrieb anfhalten. Von den ersteren kann niemals ,
von letzteren wohl Einquartierung und Dienst in der Miliz zur Erhaltung der Ord¬
nung gefordert werden, aber nicht wirklicher Dienst im Heere, wodurch sie in den
Fall kommen könnten, gegen ihr Vaterland zu kämpfen. Demgemäß ist die Be¬
freiung vielfach vertragsmäßig festgesetzt, z. B . Art . 10 des Zollvereinsvertrags mit
Argentinien v. 1857 ; Art . 12 des Vertrags mit Chili v. 1862 ; Art . 13 des Zoll¬
vereinsvertrages mit Mexico v. 1869 ; Art . 4 des Vertrages der Verein. Staaten
und Serbiens v. 1881 ; Art . 7 des Vertrages Deutschlands mit der Dominican.
Republik v. 1885. Ueberall wird hier auch Befreiung von Miliz ausgesprochen,
meist auch Entschädigung für Requisitionen. Für einen durch Krieg oder Aufstand
erlittenen Schaden haben Fremde kein Recht auf Entschädigung durch den Aufent¬
haltsstaat . Englands Forderung gegen Neapel und Toscana wurde 1848 abgewiefeu,
da sonst Fremde günstiger stünden als die Einheimifchen. Ebenso bei dem Bombarde¬
ment von Greytown 1857. j

b) Z. B . leidet eine anderwärts verwirkte Ehrlosigkeit keine Uebertragung. S .
darüber 01iri8t. IkoMLsius , äs tzxistiwÄtionk» iarrig, kt insaniis , extra rsvax .
Kal . 1709. Vgl. Lallsolc x . 175.

o) Vgl. Klüber K 84. S . auch schon Vitria .!-. ili . kkstk. III , 112. Pütter ,
Erört . des Deutsch. Staats - und Fürftenr . I , S . 10.

' 0) Das fog. iu8 «öbrnKArr, äroit ä '^ ubains . S . die Lit. bei v. Kamptz
§ 121. Pütter , Beitr . 128. Lobiltsr , Llxsro . Z 32. 39- Mittermaier , Grdsf. des
gem. Deutschen Privatr . 6. Ausg . Z 106. Gebrandmarkt ward es m Frankreich,
wo es allein bestehen geblieben war , schon durch Decret der Natioualversammlung
v. 6. (18.) August 1790 ; ausgehoben gegen andere Staaten , mit geringer Be¬
schränkung, durch Gesetz v. 14. Juli 1819. Vgl . überhaupt L . I /Lwi-snos ,
OoniMkutairk snr ^Vlisaton t . III , x . 81.

Afylrecht> md Recht der Auslieferungen .

63. Jeder Staat gewährt vermöge seiner Unabhängigkeit mit
seinem Territorium nicht blos den eigenen Unterthanen, sondern
auch dem Fremden, der es betritt, ein natürliches Asyl gegen aus¬
ländische Verfolgungen. Ob die Staatsgewalt aber auch befugt
und verpflichtet sei, es jederzeit zu gewähren, ob sie es nicht ver¬
weigern oder wieder ausheben, namentlich anderen Staaten flüchtige
Verbrecher ausliefern dürfe, ja müsse, ist von jeher eine nicht ganz
streitlose Frage gewesen̂).

Nach ältestem Völkerrecht lieferte man den bei den Göttern
des Landes um Schutz flehenden Fremdling niemals aus, wenn er
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anderwärtsher mit Schuld beladen kam; höchstens den Fremdling,
welcher sich im Lande seines Aufenthaltes an einem Fremden ver¬
gangen hatte2) ; den eigenen Mitbürger wohl nur dann, wenn sein
Verschulden gegen einen fremden Staat so groß war, daß er dessen
Rache geopfert werden mußteb). Später schuf das Kirchenthum
des Mittelalters zahllose Zufluchtstätten, übte dann aber selbst ein
Gericht aus )̂ ; unter den weltlichen Mächten galt keine Regel, nur
der Wille des Stärkeren.

Die neuere Staatenpraxis ist vermöge der selbständigen Ab¬
schließung der Staaten zu folgenden Ergebnissen gelangt:

Kein Staat ist schuldig, flüchtige Fremde bei sich aufzu¬
nehmen5) (Z63 )̂.

II . Der Regel nach liefert kein Staat feine eigenen Unter-
thanen aus6), doch giebt es Ausnahmen.

III . Eine allgemeine und unbedingte Rechtsverpflichtung zur
Auslieferung besteht nicht, doch entzieht sich heute bei unbestritten
vorliegenden gemeinen Verbrechen selten ein Staat der Auslieferung,
auch wenn er nicht durch Vertrag oder Gefetz dazu verbunden ist )̂.

IV . Die Auslieferungsfrist geht nur so weit, als die Straf-
gewalt des ersuchten Staates in seinem Gebiet sich erstreckt. Regel¬
mäßig muß daher die That, um derentwillen die Auslieferung ver¬
langt wird, von der Gesetzgebung beider Länder mit Strafe bedroht
fein, es sei denn, daß nach den Bedingungen des Zufluchtsstaates
der Thatbestand der betreffenden strasbaren Handlnng dort nicht
möglich wäre.

V. Sie findet nur statt bei schweren, namhaft gemachten
Delicten, wenn auch nicht nothwendig nur bei Verbrechenb).

VI. Sie findet nicht statt bei politischen Verbrechen, ob ein
solches vorliegt, benrtheilt der ersuchte Staat nach den Umständen
unabhängiĝ).

VII . Sie erfolgt nicht, wenn die strafbare That schon straf¬
rechtlich erledigt ist, also wenn dieselbe Handlung schon im ersuchten
Staate versolgt, sreigesprochen, verbüßt, begnadigt oder verjährt ist.
Ist aber gegen dieselbe Person eine Untersuchung wegen eines an¬
deren Delicts eingeleitet, so wird die Auslieferung nur snspendirt.

VIII . Sie findet nur statt unter der Bedingung, daß der
Betreffende für kein anderes Verbrechen verfolgt wird, als für
welches die Auslieferung nachgesucht ist.



144 Erstes Buch. Z63.

IX . Bei concurrirenden Gesuchen mehrerer Staaten entscheidet
die Priorität, eventuell der Grad des Verbrechens.

X . Die Auslieferung muß auf diplomatischem Wege nach¬
gesucht werden. Mit dem Antrag müssen Schuldbeweise beigebracht
werden, welche xrirna Laois genügen, um nach den Gesetzen des er¬
suchten Staates die Verhaftung des Schuldigen zu rechtfertigen,
wenn die strafbare That dort begangen wäre. Da der ersuchte
Staat nicht der Agent eines fremden Gerichtes ist, sondern frei die
Rechtshilfe gewährt, fo hat er zu entscheiden, ob Thatbestand und
Beweise hierfür ausreichend sind̂ ).̂

*) Die Formulirung des gegenwärtigen Standes der Auslieferungsfrage
war in der Fafsung Hesfter ŝ so veraltet , daß sie durch eine dem Sachverhalt ent¬
sprechendere zu ersetzen war . Was die umfangreiche Literatur betrifft , so sind die
wichtigsten Schriften : Berner , Wirkungskr . d. Strafgesetzes . 1853 . Z 40 —45 . Rob .
v. Mohl , Revision der völkerrechtl . Lehre vom Asyle . A . Bulmerincq , Das Asylrecht .
Dorpat 1854 . I 'oslix , Or . intern , x . 578 (H 608 8HH.) ^ killiinors 1 , x>. 515 .

Oibbs , Uxiraclitioii trsatiss . 1868 . Zillot , traits äs l 'sxtrs ,-
äition . ? ari8 1874 . Olüi -Ks , Irsatiss orr tlis law ok extradition , 1874 . F . v.
Holtzendorsf , Die Auslieferung der Verbrecher und das Asylrecht . 1881 . Lammasch ,
Auslieserungsverträge in v. Holtzeudorffs Handbuch III , S . 454 — 567 . Ausführlich
auch Oalvo II , x . 324 — 435 .^

2) Hierzu hielt man wenigstens Repressalien erlaubt . Heffter , Athen . Ger .- Berf .
S . 428 .

b) Abegg , Untersuchungen der Strafrechtsw . S . 133 . In Rom war dies
in älterer Zeit Regel , die Recuperatoren entschieden .^

Vgl . Walter , Kirchenrecht 8 270 . 345 . Grimm , D . Rechts -Alterth . S . 886 .
Dieses kirchliche Asylrecht , das in den Zeiten der Herrschaft roher Gewalt be¬

gründet war , gab zu den schwersten Mißbräuchen Anlaß , was selbst die Päpste an¬
erkannten , man ließ also die Auslieserung nach Ermessen der geistlichen Behörden
zu unter der Bedingung , daß der Staat das Leben des Flüchtlings schone . Noch ..
in dem Auslieferungsvertrag zwischen Frankreich und Spanien von 1765 war ein
Vorbehalt zu Gunsten des kirchlichen Asyls gemacht . Es gab auch weltliche Asyle ,
im Haus des Königs , in denen der Ritterorden und Schöffen .̂

ö) Folgt schon aus Z 62 . Die entgegengesetzte Thesis , insonderheit bei politischen
Flüchtlingen , ist bis jetzt nicht erwiesen und selbst vom Schweizerischen Bundesregiment
wieder ausgegeben (25 . Febr . 1851 ) , nachdem es zwei Jahre früher die Aufnahme
politischer Flüchtlinge den Cantons als Verpflichtung auferlegt hatte .

6) Ausdrücklich ist dies ausgesprochen D . St .- G .-B - Z 9 . Jndireet auch in
Belgien , durch Gesetz v . 30 . Dec . 1836 .

In Frankreich war die Auslieferung eines Franzosen durch ein Kaiserliches
Decret v. 23 . Oct . 1811 nicht völlig ausgeschlossen . Aber die neuere Staats¬
praxis ist dagegen . Sie beruht auf dem Circular des Justizministers v. 5 . April
1841 mit mehreren sehr bemerkenswerthen Bestimmungen . Vgl . Foslix no . 573
(nö . 611 u . 613 sHH.) Anders Großbritannien und Nordamerika . A . v . Holtzendorsf
scheint uns diesen Grundsatz mit Recht zu bestreiten , obwohl er auch durch die meisten
neueren Verträge bestätigt wird . Der Bericht der Englischen Commission 1878 macht
geltend , daß , da sür die Auslieferung lediglich das internationale Interesse maßgebend sei,
der Flüchtling selbst nicht zufolge seiner Unterthanenschast Anspruch aus Wohlthaten
habe , die er aus der größeren Milde und Billigkeit des heimischen Verfahrens abzuleiten
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hoffe, und betont, wie schwierig es oft sei, die nöthigen Beweise für das im Ausland
begangene Verbrechen in England beizubringen. Demzufolge hat England dem
naturalisirten Engländer Tourville , der im dringenden Verdacht stand , feine Frau
in Oesterreich ermordet zu haben , ausgeliefert und hat sich in seinem Vertrag von
1881 mit der Schweiz verpflichtet alle Personen auszuliesern , obwohl die Schweiz
dies für ihre Angehörigen nicht thut. Ohne so weit zu gehen, kann man wünschen,
daß die Nuslieserung der Inländer nicht unbedingt ausgeschlossen sei.̂ j

Aeltere Publicisten haben öfters eine solche Verbindlichkeit behauptet , z. B .
Groot , Batel . Aber die neuere Doctrin ist überwiegend dagegen, wie die Praxis .
Die andere extreme Ansicht, daß nie ausgeliefert werden dürfe/ so z. B . von Pinheiro-
Ferreira , hat sich bisher keinen Eingang verschaffen können.

6̂ . Widerspricht auch dem Prineip der internationalen Gemeinschaft. Aller¬
dings besteht nicht ohne Weiteres Auslieferungspflicht, allein felten entziehen sich
heute noch Regierungen bei unbezweifelt vorliegenden gemeinen Verbrechen der Aus¬
lieferung, denn es ist ein gemeinsames internationales Interesse, daß kein Verbrechen
unbestraft bleibe und das Asylrecht nicht mißbraucht werde. Treffend bemerkte
Rouher 1866 : „1 6̂ xrinoipk äs l 'sxtrg -äitioll 68t 1s xrinvixs äs la soliäaritä ,
äs lg, sürets reeixroHiik äes Avuv6rii6ili6Qt8 st äe8 p6uxl68 contrs l'udi ^uitä
äu mal ." So lieferte 1873 die Schweiz den Mörder Netschajew aus , obwohl sie
keinen Vertrag mit Rußland hatte. Der Bericht der Engl . Commission von 1878
empsahl die Gegenseitigkeit nicht zur Bedingung zu machen; der oberste Gerichtshos
zu St . Jago entschied am 29. Mai 1882, daß der Flüchtling Sachs an Deutschland
ansgeliesert werde, „in Ansehung , daß der Mangel eines Auslieserungsvertrages
kein Hinderniß sein darf, da solche Verträge nur die gegenseitigen Rechte und Pflichten
genauer bestimmen, welche schon kraft der freundlichen Beziehungen und der eigenen
Bedürfnisse unter den Nationen bestehen". Nichtsdestoweniger bleibt der Abschluß
eines allgemeinen Vertrages sehr wünfchenswerth, wofür der Bericht von v. Liszt auf
dem Dentschen Juristentag v. 13. Sept . 1882 werthvollen Anhalt giebt.§

2 ) K . Die Zahl der namhaft gemachten Verbrechen ist stark erweitert . Als solche

gelten durchweg Mord , Mordversuch, Todtschlag, Brandstiftung, Nothzucht, Kinder¬
raub , Fälschung, Raub , Diebstahl, Einbruch, Unterschlagung, Betrug , betrügerischer
Bankerott , Veruntreuung , Entsührung , vorsätzliche Zerstörung eines Schiffes auf
hoher See , Meuterei.^

0 ) Auslieferung wegen politifcher Vergehen behandeln : Loriinvli - I îkkZtivA ,

Neivoirs sur Io pi-ivcixs : Ms ä 'sxtraäition xour Iss äslits xoIitiHU68. 1875.
Isiolrivaiin , 1 6̂8 äe1it8 politi ^uss , 1s reAlciäs st l' sxtrÄäitloii . ü ,sv . äs är .
int . XI , x>. 479. Oxforder Beschlüsse des Inst , äs är . intsrn . Sept . 1880.
Lammasch, Das Recht der Auslieferung wegen polit. Verbrechen. 1884. Rsxort
kroni tds L.o^g.1 Oonimi88ion on Lxtraäition . 1878.

>6. Die ältesten Auslieserungsverträge waren gerade politischer Natur , so 1303
zwischen England und Frankreich, 1461 England und Flandern , 1661 Karl II . und
Dänemark. Noch 1820 schloß die Schweiz mit Baden , 1828 mit Oesterreich Ver¬
träge über Auslieserung wegen Hochverrath und Aufruhr . Heute findet durchweg
Auslieferung bei politischen Verbrechen nicht statt. Der Grund ist, daß der Thäter
hier zwar unternimmt , seinen Willen eigenmächtig an die Stelle der competenten
Organe zu setzen, aber nicht nothwendig damit einen gemeinen verbrecherischen Willen
kundgiebt, es vielmehr für dritte Staaten zweifelhaft fein kann, ob die Bestrafung,
welche ihn im Heimathsstaat erwartet , im internationalen Interesse ist. Schon die
Strafe ist in den verschiedenen Staaten sehr verschieden, dazu üben die besonderen
Zustande eines Staates und die Parteileidenschastengroßen Einfluß. Nicht fo einfach
aber ist zu bestimmen, was im einzelnen Falle ein politisches Verbrechen ist, im
Allgemeinen wird man sagen können, daß ein solches nicht den Erfolg bezweckt, der
bei seiner Beurtheilung als gemeines Verbrechen entscheidend wäre, sondern darüber
hinausgehend, die Ausführung oder Vorbereitung eines rechtswidrigen Angriffs gegen
einen Staat und feine Institutionen anstrebt. Ob dies vorliegt, kann nur die ersuchte
Regierung entscheiden. Jndeß fordert die Gerechtigkeit, daß die Auslieferung erfolge,

Heffter , Völkerrecht. 8. Ausg . 10
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wenn der requirirte Staat anerkennen muß, daß nach seinen Gesetzen ein gemeines
Verbrechen vorliegt. Es ist widersinnig, einen Mörder auszuliefern, der einen Bürger
getötet, und die Auslieferung dessen zu weigern, der einen Souverän ermordet.
Seit dem Belgisch- Französ. Vertrag v. 22. Sept. 1858 ist in vielen Verträgen
ausdrücklich vorgesehen, daß Mord, Vergiftung und Versuch dazu gegen einen Souverän
oder ein Mitglied seiner Familie nicht als politische Verbrechen gelten. Nur England,
Italien und die Schweiz haben bis jetzt abgelehnt diese Clausel anzunehmen. Sie
scheint indeß wohlbegründet, es kann damit kein Flüchtling getroffen werden, der
blos an einem Aufstand theilgenommen, in dem Menschen das Leben verloren, denn
bei einem solchen kann zwar getötet werden, muß aber keineswegs gemordet werden,
und es kann nicht als zutreffend anerkannt werden, wenn v. Holtzendorff fagt, daß
auch der als Mörder zu bestrafen sei, der im Bürgerkrieg im offenen Gefecht und
mit Ueberlegung den commandirenden Monarchen zu töten suchte. Weit über diefe
Clausel hinaus, aber nicht zu billigen ist es, wenn die Verträge Rußlands mit Preußen
v. 13. Januar 1885 und mit Bayern v. 1. Oktober 1885 nicht blos rnsutrs und
Ä88L88iiig.t und deren Versuch gegen die genannten Perfonen, sondern auch Körper¬
verletzungen, Thätlichkeiten, vorsätzliche Beraubung der persönlichen Freiheit und Be¬
leidigungen gegen dieselben, endlich sogar die rechtswidrige Herstellung oder den rechts¬
widrigen- Besitz von Sprengstoffen als der Auslieferung unterliegend bezeichnen.
Andrerseits ist es gewiß wünschenswerth, den Thalbestand nicht aus Mord und
Mordversuch zu beschränken, sondern mit dem Inst , äs är . intern . (Oxsorder
Beschl. vom Sept. 1880 14a) zu sagen: „Handlungen, welche alle Eigenschaften
gemeiner Verbrechen an sich tragen (Mord , Brandstiftung und Raub), begründen
blos wegen der politischen Absicht ihrer Urheber keine Ausnahme von der Aus¬
lieferung."

So lieferte Belgien den Communard Bignon, der, abgesehen von seiner Theil-
nahme an dem Ausstand, in demselben gestohlen hatte, unter der Bedingung aus,
daß er lediglich für diese That durch ein ordentliches Gericht abgeurtheilt werde.

In dem Fall Hartmann begründete die Französische Regierung ihre Weigerung
der Auslieferung, wenigstens formell, nicht darauf, daß sie keinen Auslieferungsvertrag
mit Rußland habe, fondern daß die Identität Hartmann's nicht constatirt sei.j

In Frankreich thut dies allein die Regierung ohne Mitwirkung der Gerichte,
in England und den Vereinigten Staaten sind umgekehrt allein die Gerichte competent.
In der Schweiz verfügt die Executive die Verhaftung; wenn der Betreffende behauptet,
dieselbe sei rechtswidrig, entscheidet das Bundesgericht, andere Staaten haben ähnliche
Modalitäten. Stets haben die beglaubigten Actenstücke des ersuchenden Staates
Beweiskraft.

Für defertirte Matrosen findet fummarifche Auslieferung ohne diplomatisches'
Ansuchen statt.j

63a. Will ein Staat Flüchtlingen und insonderheit politischen
Flüchtlingen eine Freistätte gewähren, so kann solches gemäß den
allgemeinen gesellschaftlichen Verpflichtungen wider andere befreun¬
dete Staaten nur unter der Bedinguug geschehen, daß die Flüchtlinge
ihren Aufenthalt nicht etwa zu feindlichen oder verbrecherischen Unter¬
nehmungen gegen ihren zeitherigen oder auch gegen einen dritten
Staat benutzen. Die betreffende Regiernng ist deshalb so berechtigt
als verpflichtet, Maßregeln zu treffen, welche einer derartigen Ge¬
fahr Vorbeugen. Sie kann befonders den Flüchtlingen den Auf¬
enthalt in Grenzorten untersagen und ihnen vielmehr einen solchen
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im Innern des Landes anweisen(Interni rung ). Sie darf nach
Umständen, bei gefährlichen Symptomen, eine polizeiliche Ueber-
wachung einzelner Individuen anordnen; sie kann endlich gegen
einzelne Subjecte zur Ausweisung schreiten. Kleinere Staaten,
denen es an sonstigen Mitteln gebricht, werden allerdings nur das
letztere anwenden können. Andrerseits muß es aber auch jeder
Staatsregierung zustehen, bei einzelnen Subjeeten mildere Maß¬
regeln eintreten und sich an materiellen und moralischen Sicherheits¬
leistungen genügen zu lassen. Sie darf ihnen sogar Bürgerrecht
oder Naturalisation zu Theil werden lassen und sie dadurch ganz
unter den Schutz, wie unter die Schärse ihrer Gesetze stellen.
Ueberhaupt kann hier positiv von einem anderen Staate nichts
verlangt werden. Der Schutzstaat hat jedenfalls nur den billigen
Reclamatronen auswärtiger Regierungen Gehör zu geben, sie zu
prüfen und danach seine Maßregeln zu ergreifen. Verantwortlich
macht er sich erst dann, wenn er zu feindlichen Unternehmungen,
Agitationen und Friedensstörungen der Flüchtlinge connivirt oder
Wohl gar dieselben begünstigt und dadurch befreundete Staaten in
Unruhe bringt oder unterhält*).

sk. Die Ausrede unzureichender Mittel entschuldigt nicht , jeder Staat muß
sorgen , daß seine Mittel ausreichend seien, internationalen Pflichten gerecht zu werden .
Dieselben gehen sowohl dahin , Verletzungen vorzubeugen , als solche, wenn sie Vor¬
kommen, zu strafen . So unterdrückte 1878 die Schweiz das Blatt
orALQk ang -i-eliistk ", das den Königsmord vertheidigte , und eine englische Jury
verurtheilte den Herausgeber der „Freiheit " : Most , „da eine in England erfolgte
Veröffentlichung , welche bezwecke, zum Morde von Souveränen auswärtiger Staaten
oder anderer Personen aufzureizen , ein streng zu bestrafendes Verbrechen sei."
Andrerseits beschränkt sich die Pflicht des Ausenthaltsstaates auf die Handhabung
der eigenen Rechtsordnung . Es kann von ihm nur gefordert werden , daß er gegen
folche Verletzungen des Asylrechtes einschreitet, die er bei seinen Angehörigen als
rechtswidrige Handlungen hindert und straft . Ob er es für nothwendig erachtet,
zur Wahrung dieser Pflicht die aufgenommenen Flüchtlinge ausnahmsweifen Be¬
schränkungen zu unterwerfen , hat er zu entscheiden, und dies hängt sowohl von seinen
Institutionen als von den Umständen ab . Die Frage ist eine andere , wenn Flücht¬
linge sich in einem Nachbarstaate und in großer Menge befinden , wie z. B . 1850
die Ungarn in der Türkei , als wenn nur einzelne Jtlaiener oder Deutfche in London
waren . Es kommt ferner darauf an , worin die Verletzung besteht, Oesterreich war
berechtigt sich darüber zu befchweren , daß Mazzini mit falfchen Englifchen Paffen
nach Lugano reiste, um von dort aus in der Lombardei einen Aufstand anzuzetteln ,
unberechtigt dagegen war es . wenn Frankreich 1856 eine Beschränkung der Belgischen
Preßfreiheit verlangte , weil die Französischen Flüchtlinge diese gegen das Kaiserthum
brauchten . Das Belgische Gesetz von 1868 kündigt das Asylrecht dem Flüchtling ,
„Hui pÄr sä vonäuits coMpromtzt 1a tranHuillitä Das Rumänische
von 1881 droht in folchem Fall Jnternirung oder Ausweisung . ^

10*
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Zweiter Abschnitt.

Recht - er Sachen .
Arten derselben.

64 . Auch in völkerrechtlicher Hinsicht sind die Sachen , d. i.
die Gegenstände der Rechte entweder körperliche oder unkörperliche ,
und jene theils unbeweglich , theils beweglich . Ferner sind sie ent¬
weder im Eigenthume eines bestimmten Staates , oder sie sind dieses
nicht (res nullius ) , und dann bald eigenthumsfähig , nur für setzt
herrenlos (adesxots .), bald solche, die sich in Niemandes Eigenthum
befinden , wohl aber zum gemeinsamen Gebrauch oder Nutzen vorüber¬
gehend dienen (rs8 oominunss ). Alles kommt hierbei auf den rich¬
tigen Begriff des internationalen Staats - Eigenthums )̂ an .
Wir verstehen darunter diejenige Herrschaft , welche eine Staats¬
gewalt über bestimmte Sachen in ihrem Bereiche mit Ausschließung
jeder auswärtigen Gewalt ausüben und vermöge deren sie unab¬
hängig nach eigener Macht dem inneren Staatsrecht gemäß darüber
verfügen kann . Ein solches völkerrechtliches Eigenthum hat nur im
Verhältnisse zu anderen Staaten denselben Charakter , wie das
Privateigenthum , nämlich den Charakter der Ausschließlichkeit und
freien Verfügung . Unter feinem Schutze fteht in den einzelnen
Staaten das Privateigenthum , nicht aber zur unbedingten Dispo¬
sition der Staatsgewalten , wofern cs nicht von letzteren mit diefem
Vorbehalte übertragen ist , oder die Nothwendigkeit es erheischt.'
Omnia , rsx xossiäet , sinZuli äomivio )̂ . Ja , der Staat
selbst so wie der Souverän kann Privateigenthum haben und er¬
werben , und zwar nicht blos inländisches , sondern auch ausländisches
in fremden Staatsgebieten , welches sich aber dann der Herrschaft
der auswärtigen Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit nicht entziehen
läßt , wofern nicht in dieser Hinsicht besondere Berechtigungen , z. B .
Staatsservituten , erworben werden . Dergleichen ausländisches Eigen¬
thum ist , falls es nicht zum Familiengut der landesherrlichen Familie
gehört 4) , ein wirkliches Pertinenzftück des eigenthumsberechtigten
Staates . Kein Staat ist indeffen die Erwerbung von Grund -
eigenthum in seinem Gebiet anderen Staaten oder deren Souveränen
zu gestatten schuldig , ja es kann auf Veräußerung des etwa fchon
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Von ihnen Erworbenen gedrungen werden, wenn dadurch die Un¬
abhängigkeit gefährdet oder die Verfassung des Landes zerstört
werden könntê).

*) 16. H. Ortolsn , Ü68 ä 'aoyusrir Is äomains llg-tionLl . 1851 .^
Personen können in freien Staaten wenigstens in keinerlei Eigenthum sein.

8 14 a . E . Groot II , 9 , 1 .
o) Zsnsog ., orat . 3l . Die Dispositionsrechte der Staatsgewalt über das

Prwateigenthum haben die Pnblicisten ein dominium kniinsns genannt . Schriften
in Pütter , Lit . des Staatsr . III , 378 . S . auch Vattel I , 20 , 235 . 244 . II , 7 , 81 .
Oslvo , I îvrs IV , x . 134 —36. 6 . Wohl zu unterscheiden ist das ivaperiuiri von
dem feudalen Obereigenthum .^

Hierauf bezieht sich vorzüglich : Schmelzer in der schon angef . Schrift : Das
Verhältniß auswärtiger Kammergüter . Halle 1819 . S . 48 f. 179 f.

5) Beschränkende Verordnungen n . Maßregeln bestehen in einzelnen Staaten ,
z. B . im Großherzogthum Mecklenburg -Schwerin . S . übrigens Lläksr , Or . <1. A.
§ 124 . 128 .

Das Staatsgebiet .

65. Hauptgegenstand des völkerrechtlichen Staats-Eigenthumes
ist das Territorium oder das ausschließliche Gebiet jedes Einzel¬
staates, innerhalb derjenigen Grenzen, welche ihn von anderen
Staaten scheiden̂). Ob dasselbe ein in sich völlig zusammenhängendes
oder zerstückeltes, vielleicht von anderen Staaten ganz umschlossenes
ist, ändert nichts an der Unabhängigkeit und an den Rechten der
Staatsgewalt. Auch kann ein Staat ein oder mehrere von ihm
abhängige Staatsgebiete(territoria ZuboräinÄta) selbst mit eigenen
Unterlandesherren oder bevorrechteten Grundherren in sich schließen,
welche dann aber auswärtigen Mächten gegenüber nur als Theile
des Hauptgebietes(territorium xrineipals) anzusehen sind̂). Ein¬
zelne Gebiete können überdies der Hoheit mehrerer Staatsgewalten
unterworfen sein (Condominate).

Grundsätzlich unabhängig ist das Staatsgebiet von der
Nationalität seiner Bewohners

*) OiA . 66 V . 8 . v. Holtzendorff , Handb . II § 45 . v. Martens 8 88 . I 'kiUi -
2101 -6 I , x . 150 ff . „ 1) 68 p6upi68 Hui n 'aursiWt point ätz t6rritc >ir6 ÜX6 Q6
s« 1ivr6rLi6üt xa .8 , sur un so! M 'ils devraient g,br»räonn6i ' bisntot , ä. 6,63
km 6Iiorg .tiioQ8 6ont Ü8 ns 66 vrai 6ni pas I âr' sori 6tAb!i836M6vt ,
PLr 8on 86 '̂our , xar son aotion Huoti6i6nn6 sur uns tei 'i'L , uns nstion 86
1 L88 iinil 6 st , s 'iäsntiüs 6 n c ûslc ûs sorts avss 06 it 6 teri -s , 6 ll 6 sn pi 'snä Is
UOIL ou 6ll 6 Iui 60 NN8 16 8160." (Ortolan 8 10.) 6̂ . v. Holtzendorff bemerkt, daß
m dem Worte Gebiet ein Hinweis auf das Recht und die Macht des Befehlens
über einen bestimmten Grund und Boden liegt , während Territorium nur die ört -
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liche Abtheilung bezeichuet. Gebietshoheit ist somit die Souvercinetüt auf ein be¬
stimmtes Land oder Gewässer angewendet , das Recht, über dasselbe mit Ausschluß
dritter Staaten und ihrer Angehörigen zu versügen -l

2) In Deutschland finden sich deren mehrere . S . Hesster, Beitr . zum Deutschen
Staats - und Fürstenr . I , S . 289 f. In Frankreich gehörte vormals das Fürsten¬
thum Bar in diese Kategorie . Vgl . Äsrlin , Lex . üniv . m .

Und zwar bald pro inäivi8o , bald pro xartidu8 äiviÄs . Beispiele fanden
sich sonst mehrere als jetzt, da solche Verhältnisse stets ihren Nachtheil haben . Ein
getheiltes Miteigenthum hatte z. B . Preußen und Lippe an Lippstadt . A . Ein
noch bestehendes Condominat ist die Enclave Moresnet zwischen Prenßischem und
Belgischem Gebiet , das constituirt ward , als Preußen und die Niederlande sich nicht
über die Auslegung des Grenzvertrags v. 31 . Mai 1815 einigen konnten . Es
umfaßt 330 Hekt. mit 2676 Einw ., hat eine internationale Verwaltung , indem ein
Preußischer und ein Belgischer Commissar den Maire und den Gemeinderath er¬
nennen , dars nicht von Truppen beider Theile besetzt werden und genießt Zollsreiheit .
Als vorübergehendes Condominat ist in neuerer Zeit das Oesterreich's und Preußen 's
über Schleswig - Holstein zu nennen , in Bosnien übt grundsätzlich Oesterreich keine
Souveränetät .^

Erörterungen über das Verhältniß der Nationalität zum Staatsgebiet haben
mit Montesquieu vorzüglich begonnen . Unter den neueren vgl . Ideen über das
politische Gleichgewicht. Leipz. 1814 . C. IV . R . v. Mohl ', Politik 1 , 333 s.

lg. ^ a.tiov8 ,1it,6 au xoint äs vus des rg-xports int6rnLtiong .nx .
1879 . Lsiian , 66 Hu'untz na-tioii ? 1882 . Neuere Italienische Schrift¬
steller wie Mamiani (l ) 'un nuovo äiritto ^ uropso ) haben das Natioualitätsprincip
auf die Spitze getrieben . Renan dagegen , der mit Recht Nachdruck auf die gemein¬
same Vergangenheit als „Llenient oonstitutik " einer Nation legt , unterfchätzt die
Gemeinsamkeit der Abstammung und Sprache .^

Grenzen - es Staatsgebiets .

66 . Die Grenzen eines Territoriums oder die Staats¬
grenzen ^) sind theils physische, theils intellectuelle . Zu jenen ge¬
hören allein freie Meere , unübersteigbare Berge , Steppen , Sand¬
bänke , so sern sie nicht rings von demselben Gebiet umschlossen sind )̂ ;
die intelleetnellen Grenzen bestehen in blos gedachten Linien
welche aber meist durch äußere Zeichen , wenigstens punktweise ,
kenntlich gemacht werden , z. B . durch Pfähle , Erdhaufen , Gräben ,
befestigte Tonnen , Dämme u . dergl . Sie beruhen theils auf aus¬
drücklichen Verträgen mit den Grenznachbarn , theils auf unvor¬
denklichem unangefochtenen Besitz. Zweiselhaste Grenzen geben
Veranlassung zu Grenz -Commissionen und Grenzverträgen ist
die wahre Grenze nicht mehr zu ermitteln , so muß das zweifelhafte
Gebiet entweder getheilt oder in gemeinschaftlichem Besitz behalten
werden , oder man erklärt es für neutral bis zur ferneren Ent¬
scheidung )̂. Bei Grenzflüssen ist die Mittellinie derselben die
eigentliche Grenze , wofern nicht andere Bestimmungen dieserhalb



8 66. Das Völkerrecht oder die Grundrechte der Nationen in Friedenszeiten . 151

getroffen sind6). Verändert der Fluß von selbst seinen Lauf, so
bleibt es dennoch bei der bisherigen Grenzlinie in dem alten Flusse.
Wegen der Rechte, welche der nun von dem neuen Flußbett aus¬
geschlossene Nachbarstaat auf die Benutzung des Flusses, namentlich
in Betreff der Schifffahrt hatte, werden wegen Veränderung der
Umstände nach Beschaffenheit derselben neue Regulirungen nöthiĝ).
Von Landseen an den Staatsgrenzen gilt Aehnliches, ganz wie
nach Civilrccht̂). Grenzt ein Staat an das offene Meer, so
sinden die weiterhin(H73) folgenden Grundsätze Anwendung.

v. Holtzendorff Z 47 . v. Martens H 39 . Oalvo I , ß 255 . Hall x . 114 .
Jedes Staatsgebiet muß feste Grenzen haben , Nomaden bilden keinen Staat ,

nichts schädigt gutes Einvernehmen zwischen Staaten mehr als streitige Grenzen .
Nur durch völlige Einverleibung eines Gebietes in das andere erlöschen die Grenzen
zwischen ihnen ixso nicht durch Personaluuion . Die Grenzen zwischen Gliedern
eines Bundesstaates sind nur staatsrechtlich , nicht völkerrechtlich. !

-) sk. Daher aroitiiiss , 6n68 arosnäis kogtibus iäonsos . Was die Gebirge
betrisst, so ist ihre Grenzqualität sehr relativ , die Pyrenäen sind gewiß die natürliche
Grenze Frankreich 's und Spanien 's , die Alpen sind so wenig natürliche Grenzen
der Schweiz als einer Nationalität , die früheren Staaten Italien 's haben sich nicht
nach den Apenninen gebildet.^ Flüsse sind keine natürlichen Grenzen . Sie sind
vielmehr recht eigentlich die inneren Adern eines je!>en Landes . Ist ein Flußus er
zur Grenze gemacht , so kann schwerlich der Fluß selbst noch zur Hälfte dazu ge¬
rechnet werden . Und ebenso wenig , wenn ein Fluß ganz einem Lande zugestanden
ist , auch uoch das jenseitige User. A . Mit der Theorie der natürlichen Grenzen
ist überhaupt großer Mißbrauch getrieben . Holland hat sicherlich keine solchen, eben¬
so wenig die Schweiz , und haben doch ihr Gebiet behauptet . Selbstverständlich sind
auch wirklich natürliche Grenzen nicht unabänderlich . Meere und Wüsten können
zurückgedrängt werden .^

b) sk. Sie werden demgemäß nach Längen - und Breitengraden , so wie nach
Entfernung von Flüssen , Dörfern n . f. w. bestimmt .̂

4) 6 . Daher die Wichtigkeit genauer , von beiden Contrahenten anerkannter
Karten . Die Unkenntniß des Georgia -Archipels ist den Engländern in der St . Juan -
Frage thener zu stehen gekommen (vgl. Lsrlin Li-ditration . kaxsrs
to tbe treaty ot ' 1872) , die Streitigkeiten über die Türkisch-
Griechische Grenze von 1882 waren die Folgen der ungenauen Fassung des Protokolls
von Konstantinopel von 1880 . j

^ So ist es der Fall mit dem an der Grenze Rheinprenßen 's und Belgien 's
gelegenen Grubendistrict Moresnet (8 65 Note 3) . I6-. Eigenthümlich ist die Be¬
stimmung des Art . 4 des Grenzvertrags v. 18. März 1845 zwischen Marocco und
Frankreich , wonach die Sahara betr . bestimmt wird , daß dort beide Theile „ sxsrosrovt
äs lg, niLnisrs l 'sntsnäl 'Ollt touts la xlsirituäs äs l6ur8 äroits sur
I6ur8 8u^6t8 rsspsvtits " , selbst ,,au inornsnt ou 668 äsrnisrs 86rai6nt i» 6l68
LV66 66UX äk l 'autrs ( Nartsng N . Ii . 0 -. VIII , x . 146 .^

«) Groot II , 3 . 18. Vattel I , 22 . 266 . Zuweilen ist der Thalweg zur Grenze
genommen , wie auf dem Rhein und 1809 zwischen Rußland und Schweden .
6 . Nicht zuweilen , sondern stets , wo nicht das Gegentheil vereinbart ist, bei Hohen -

zügen ist im Zweifel die Wasserscheide Grenze .^
') Groot II , 3 . 17. Vattel a. a. O . 8 270 .
2) sk. Dies dürfte nur bei ganz schmalen Seen ausführbar sein , bei großen ,
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wie dem Bodensee, finden wir deshalb schon von Alters her Vereinbarungen der
Nachbarn . Luäsr , äs äonnvio Wg,ri8 susvioi . 1742 .^

Kedeutung- es Staatsgebietes .

67. Von Allem, was sich in, unter und auf dem Staats¬
gebiete befindet oder ereignet, gilt die Vermuthung, daß es auch
der dortigen Staatsgewalt unterworfen sei. HuioHuiä 68t in terri¬
torio, 68t 6ti3,m äe t6rritoriô). Die Staatsgrenze ist aber auch
die Hoheitsgrenze, welche die einzelne Staatsgewalt durch ihre Re¬
gierungsacte nicht überschreiten kann und in welche von aus¬
wärtigen Gewalten nicht herübergegriffen werden darf (Z 20), sollte
sich darin auch Einiges befinden, was zur Zeit noch nie speciell in
Besitz genommen war )̂. Was auf der Grenzlinie selbst sich befindet
oder begiebt, gehört den zusammengrenzenden Staaten gemeinschaftlich
an )̂ . Ausnahmen von der Ausschließlichkeit des Territorialprincips
entstehen nur durch die Rechte der Exterritorialität(§ 42), in Folge
von Staatsservituten(8 43) und anderweitige sreiwillige Be¬
schränkungen

)̂ Die Wahrheit des Satzes ist unleugbar ; Streit kann nur in eonorsto dar¬
über obwalten , ob ein gewisses Territorium bereits ein abgeschlossenes sei. H Jede
ausländische Person oder Sache , welche die Grenzen des Gebietes überschreitet , wird ,
wenn sie nicht ausnahmsweise exterritorial ist, so lange sie dort weilt , seiner Hoheit
unterworfen , ohne daß damit ihre Zugehörigkeit zu einem ändern Staate unter¬
brochen wird . Die Staatsgewalt ist somit berechtigt, Grundstücke Auswärtiger wie
der Inländer zu expropriiren , Sklaven , die ihr Gebiet betreten , sür frei zu erklären .^

2) Auch Erzadern , die in einem Staatsgebiet entdeckt und bebaut werden ,
dürfen nicht in ein fremdes Staatsgebiet ohne dortige Concession verfolgt werden .

2) Z . B . Steppen , Gletscher u . dergl . Vattel II , 7 , 86 f.
4) Bei Grenzbäumen bestimmt sich nach Olirv . Llsnius , äi88 . äs Laib ,

territorii . I îxs . 1740. 8 20 das Eigenthum des Baumes zu Guufteu desjenigen
Landes , auf dessen Seite sich allein eine Grenzmarke vorfindet .

b) sk. z. B . Verpfändung von Staatseigenthum , Bestellung von Grundrenten
u . s. w. Fraglich ist nur , wie weit solche Beschränkungen gehen können, ohne die
Souveräuetät selbst anzutasten , es ist offenbar , daß bei der Befetzuug und Verwal¬
tung Cypern 's durch England (Vertrag v. 1. Juli 1878 ) und Äosnien 's durch
Oesterreich (Berliner Vertrag v. 1878 und Vertrag v. 21 . April 1879 ) der Sultan
über diese Provinzen nicht viel mehr als » uä » xroxrivtag besitzt.^

Staatspertmenzirn und Lolonien.

68. Auswärtige Zubehörungen )̂ eines Staates sind
zunächst: auswärtige Berechtigungen der Staatsgewalt, z. B. active
Staatsservituten, Grundeigenthum, lehnsherrliche und nutzbare Rechte



H 68 . Das Völkerrecht oder die Grundrechte der Nationen in Friedenszeiten . 153

unter den schon früher angezeigten Rechtsverhältnissen(§ 43 u. 64).
Die Pertinenzeigenschaft entsteht von selbst dadurch, daß die Staats¬
gewalt eines Landes als solche dergleichen Rechte erworben hat.
Sodann: die Zubehörungen des Landes selbst, d. H. alle diejenigen
Districte, welche, wenn auch außerhalb des hauptsächlichen Gebiets¬
zusammenhanges gelegen, ohne eigene Selbständigkeit unter derselben
Verfassung und Regierung mit jenem stehen, und daher auch unter
derselben Benennung mit begriffen werden; nicht minder die aus¬
drücklich ineorporirten Lande G 20 I .). Sonst aber kann ein Land
als solches ohne ausdrückliche Constituirung keine auswärtigen Zu¬
behörungen haben; es solgt insbesondere nicht, daß, wenn einmal
mit der Regierung eines gewissen Landes auswärtige Rechte und
Besitzungen in Verbindung gestanden haben, sie auch Pertinenzien
des Landes seien und auf jeden Nachfolger im Besitz des letzteren
übergehen müssen, wie die französische Reunionspraxis im siebzehnten
Jahrhundert durchzusetzen suchtê). — Nur was der Staatsgewalt
oder dem Staatsoberhaupt als solchem, nicht für sich als Privat¬
person oder für seine Familie zugestanden hat, wird auf jeden Suc¬
cessor in der Staatsgewalt über den ganzen bisherigen Staat über¬
gehen; bei einer nur theilweisen Succession wird es von der Natur
und dem Inhalte des Successionstitels abhangen, welche Pertinenzien
der noch theilweis fortdauernden bisherigen Staatsgewalt verbleiben
oder der neuhinzutretenden zu Theil werden sollen. Im Zweifel
würden sie in Gemeinschaft verbleiben müssen

Colonien )̂ aus einem Lande in einem fremden Lande ge¬
stiftet, sind nicht sofort Zubehörungen des erfteren oder der dortigen
Staatsgewalt. Werden sie durch auswandernde Unterthanen nach
Aufgebung des Mutterlandes auf einem völlig freien, Niemandes
Gewalt untergebenen Gebiete mit eigenen Kräften und Mitteln
gegründet, so kann dadurch ein eigener Staat entstehen̂). Bleiben
sie unter der Autorität und dauernden Botmäßigkeit des Heimath-
staates, so stellen sie ein Zubehör desselben dar, welches von der
heimathlichen Staatsgewalt seine eigene Verfassung erhält und
regiert wird. Es kann aber auch eine Colonie unter der Bot¬
mäßigkeit eines auswärtigen Staates , wo die Niederlassung erfolgt,
entstehen und verbleiben, während zugleich die Colonisten ihr heimath-
liches Bürgerrecht beibehalten und den Schutz des Mutterlandes
genießenb). Die nähere Bestimmung des rechtlichen Verhältnisses



der Colonien macht besonders in Gegenden , wo noch keine aus¬
gebildete Staatsgewalt organisirt ist , und dritten Staaten gegen¬
über manche Schwierigkeit )̂. Der Besitzstand wird hier oft die
alleinige Entscheidungsnorm sein.

8ÄNi. 8tr ^Ic, äs proditione xkrtirisntiar . I 'rvt '. Via-är . 1668. Hsnr .
UiiAslbrsLiit , äs rsunions pkrtinentigrurn . Uslinst . 1715.

' ) Auf Grund des Münsterischen Friedens von 1648. H , 70.
b) Die Bestimmungen der Cessionsverträge haben schon oft Zweifel in dieser

Beziehung erregt. Vorsichtiger Weise wird man hier jeden zu generellen Ausdruck
lieber vermeiden.

A . Roscher, Colonien, Coloniatpolitik und Auswanderung 3. Aufl. 1885.
I ŝro ^-LsÄulieu , äs lg, ooloniZAtion «lis ? Iss pbuplss modörries . 3. ed .

1887. Geffcken in Schönberg's Handb. der pol. Oekonomie, 2. Aufl. II , S . 967 ff.
v. Stengel , D. staats - u. Völkerrecht!. Stellung der Deutschen Colonien l886 .̂

5) H. vermengt hier den Begriff der antiken Colonie in ihren mannigfachen
Abstufungen mit dem der modernen. Der rechtliche Charakter der letzteren ist der
einer vom Mutterlande räumlich getrennten, aber unter ihm stehenden und zu seinem
Gebiet integrirend gehörenden Dependenz, staatsrechtlich sind die Colonien Ausland ,
in so fern die fnr das Mutterland erlassenen Gesetze in ihnen nicht ohne ausdrückliche
Bestimmungen gelten und nicht jeder dortige Eingeborne die Rechte eines Staats¬
angehörigen des Mutterlandes hat, aber völkerrechtlich sind sie untrennbarer Be-
standtheil des letzteren, das jede fremde Herrschaft über sie ausschließt und jeden
Angriff auf sie als Act der Feindseligkeit gegen es selbst betrachtet. Zwischen Colo¬
nien uud Mutterland giebt es nur staatsrechtliche, nicht völkerrechtlicheBeziehungen.
Die ersteren können sehr verschieden abgestuft fein, Colonien können autokratisch vom
Mutterlande regiert werden, wie Ostindien, oder sich der weitgehendsten Selbstregie-
rung ' ersreuen, wie Canada und die Australischeu Besitzungen Englands , aber
letzteres allein vertritt sie völkerrechtlich nach Außen ; sobald eine Colonie dies Band
bricht, wie die Nordamerikanischen und Spanischen, wird sie Staat . Es war daher
ganz verfehlt, wenn der Abg. v. Grävenitz in der Debatte über die Deutschen Schutz¬
gebiete 1886 das Recht der Regierung, coloniale Fragen durch einfache Verord¬
nungen zu regeln, aus Art . 7 der Reichsverfassnng herleiten wollte, welche dem
Kaiser die völkerrechtliche Vertretung des Reichs überträgt . Ebenso wenig hat es
eine rechtliche Bedeutung, wenn man von einer Deutschen, Englischen, Italienischen
Colonie in einem fremden Staate oder einer Stadt deffelben spricht, selbst nicht in
muselmännischenStaaten , wo die Europäer theilweise unter ihren Gesetzen und Be¬
amten stehen, es fehlt das eigene Gebiets

b) !6. H. führt kein Beispiel eines solchen Verhältnisses an, und es dürfte sich
ein solches schwerlich finden. Die eitirten Stellen von Groot und Vattel sprechen
davon nicht. Letzterer sagt vielmehr: riLtiou s'snixLrs ä 'un
sIoiKvä st ^ stablit uns eolonis , 66 ĉ uoi^us sspg-rs äs ^stadlisssnisnt
xrinsipg -l kait natursllsirisut partis äs 1'6tg,t tout ooinins 1s8 a-noisniiss xos -
S688i0H3 .^

So z. B . bei den Europäischen Colonien an der Westküste von Asrika.
sk. Den: ist jetzt für die Zukunft vorgebeugt durch Art. 34 der Conga-Acte von
1885, wonach jede Macht eine Besitzergreifung oder Proteetorat in Afrika den
Unterzeichnernder Acte anzuzeigen verpflichtet ist. j
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Ermerbsarten - es StaatseigentlMNS*).

69 . Völkerrechtliche Erwerbsarten eines neuen Staatseigen¬
thumes können allein solche Handlungen und Begebenheiten sein,
wodurch die ausschließliche unmittelbare Verfügung über eine be¬
stimmte Sache , insbesondere über ein gewisses Gebiet , dem Willen
einer Staatsgewalt (oder auch verschiedenen Mächten in Gemein¬
schaft) bleibend unterworfen wird , ohne Verletzung eines schon vor¬
handenen ausschließlichen Verfügungsrechtes ; nämlich

I . vertragsmäßiger Eintritt in das Recht des bisherigen Eigen -
thümers , er sei auf friedlichem Wege oder durch Krieg herbeigeführt
worden . Das Eigenthum tritt hier jedoch erst in volle Geltung
auch gegen Dritte , sobald die Möglichkeit und der Wille des Er¬
werbenden vorhanden ist , über die Substanz der Sache unmittelbar
und körperlich zu verfügen . Vorher besteht nur Eigenthumsanfpruch ,
desfen Realisirnng , wenn es sonst an den rechtlichen Bedingungen
des Titels nicht fehlt , von Niemand gehindert werden kann , der
aber selbst noch nicht dem Eigenthume gleichsteht , da er die Wir¬
kungen eines Zwischenbesitzes Dritter nicht auszuschließen vermag )̂ .
Nur der bestimmt veröffentlichte Wille der Interessenten , daß ein
unbestrittenes Eigenthum des Eineu sofort für übertragen auf den
Ändern erachtet werden solle , würde die Stelle der Uebergabe
und Besitzergreifung vertreten können .

II . Jeder natürliche Zuwachs und jede natürliche Umgestaltung
einer schon im Eigenthume befindlichen Sache , namentlich eine neu
entstandene Insel in dem bisherigen Land - uud Wassergebiete einer
Nation 3), so wie die unmittelbare Ansetzung neuen Landes an das
bisherige Gebiet )̂ , geht unmittelbar in das Staatseigenthum über ;
wogegen sich ein Fruchterwerb des bloßen zum Eigenthum nicht
berechtigten Besitzers nach internationalem Recht nicht vertheidigen
läßt 6).

III . Die Occupation einer herrenlosen Sache (§ 70) bildet
eine fernere Erwerbsart .

In wie fern überdies die Verjährung , vorzüglich ein unvor¬
denklicher Besitzstand die Stelle einer gültigen Erwerbung vertreten
kann 7), ist fchon an einem ändern Orte erörtert (Z 12). Sonstige
Arten eines sriedensrechtlichen Eigenthumserwerbes aber giebt
es nichts . Arrondirnng , Annexation und dergleichen sind es nur
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unter den vor- und nachstehenden Bedingungen. Außerdem sind
sie blos politische Schlagworte zur Verdeckung der Willkür.

i ) L . Ortolan , titrs I . II . kliilliviors I , eli . XII . Oalvo § 212 ff.
v. Holtzendorf 8 53 ff. v. Martens I H 10 ff. Hall § 31 ff.

sk. Sowie im Privatrecht nur der Dispositionsfähige Eigenthum erwerben kann ,
so im V . R . auch nur dessen Subjecte , selbständige Staaten . Eine Singularität
bildet hier , wie schon 8 14 erwähnt , die „XssooiLtion intsrnatiorials äu öovZ -o" ,
welche Gebiete erwarb und deren Flagge von anderen Staaten „a l 'sAal äs cslui
ä 'un Kouvsrnsniknt arni " anerkannt ward , und die der Congo -Acte kraft Art . 37
denfelben beitrat , welcher dies den ,,pui88LN668 yui » '»urorit pÄ8 si^ ns 1s pr686nt
aots " vorbehielt . Die Anerkennungserklärungen zeigen die unklare Lage , die der
Verein . Staaten (22 . April 1884) spricht von „statb 1ibr68 , äch' L 6tabli8 ou kn
V0 I6 ä '6tLi )1i886in6iit 80 U8 8Ä 8urv6i1lAN06 et 83, xrotsotion ," die Gesellschaft über¬
nimmt Verbindlichkeiten im Namen derselben , wie in ihrem eigenen , aber niemals
sind diese Staaten näher bezeichnet. Diese Abnormität ist beseitigt durch die Con-
stituirung des Congo - Staates unter der Souveränetät des Königs der Belgier
v. 29 . Mai 1885 , notificirt am 1. Aug . 1885 , vgl . 0 -. No ^ nisr , konäLtion
äs l 'stLt , inätzxsnäsnt äu (ÜONAO8,11 xoint äs vus karis 1887 .^

6̂ . Bei einer Abtretung z. B . ohne Besitzergreifung des Erwerbenden be¬
steht nur eine Obligation . Der abtretende Staat darf über das Gebiet kein Hoheits¬
recht mehr üben , aber dies geht nur auf ihn , nicht gegen dritte , welche nicht ge-
nöthlgt find, den anderen Contrahenten als Eigenthüiner zu betrachten , so lange er
nicht Besitz ergriffen . Der Schiedsspruch zwischen Portugal und Spanien galt sür
diese, nicht gegen dritte . Es bedarf also allerdings einer Uebergabe oder Ergreifung
des leeren Besitzes, wenn sich der neue Eigenthümer nicht schon anf andere Weise
im Besitz der Sache befindet . Ob die Abtretung einfach oder durch Kauf , Tausch ,
Grenzregulirung u . s. w. stattfindet , ist unwesentlich , sie kann nicht einfach nach
privatrechtl . Normen behandelt werden , so ist z. B . die Anwendung der 1a68io
6vornii8 ansgeschlossen, weil es sich um Hoheitsrechte handelt , nnd da diese Macht¬
fragen betreffen , so sind dritte Staaten nicht einfach verbunden , die Abtretung eines
Gebietes von einem Staat an den ändern anzuerkennen , fo Protest Oesterreich' s
und Englands gegen den Vertrag von S . Stesano vom März 1878 , Deutschlands
und Frankreichs gegen den Engl .-Portugief . Congovertrag v. 26 . Juli 1884 . Wohl
aber gilt nemo x1u8 potsst 1x86 iiatist . (Art . 2 des Tü¬
rmer Vertrags v. 24 . März 1860 ,) Preußen und Rußland waren 1846 nicht be¬
rechtigt, Oesterreich Krakau abzutreten .^

3) Man darf hier unbedenklich die Grundsätze des Römischen Rechtes als der
Natur der Dinge und der Billigkeit am meisten entsprechend, überdies auch fast von
allen Staaten in ihr Rechtssystem übertragen , für internationales Recht erklären .
S . ausführlich darüber v. Cancrin , Wasferr . III , 2. kkilliinork I , 342 .

4) Was darüber hinausliegt , bedarf erst einer Occnpation , z. B . die Aneignnng
einer Insel , welche anßerhalb der Seegrenze dnrch die Strömungen und Zufüh¬
rungen eines territorialen Flusses entstanden ist, worüber in Ansehung des Mississippi
Streit war . Lord Stowell entschied hier , daß selbst nichtconsolidirte Schlamm¬
inseln vor der Mündung des Stromes dem Uferstaat gehörten , da .Msir 6l6ni6nt8
k>r6 äsrivsä iinmscliatkl ^ krona tlis territory " , sonst könnte jeder dritte Staat
sie occupiren und besestigen. kliilliiriors I , 344 . i Irs -v 1vvi88. I , 179 . Seltsam
war die Bezeichnung Hollandes als einer Anschwemmung des Rheins , unter Napo¬
leon I . Abschwemmungen , so lange sie zurückgebracht werden können, sind keine
Anschwemmungen (Z 72 II , s.).

5) A so daß es zu ihrer Erwerbung also keiner Besitzergreisung bedarf
°) Das ist auch die Ansicht von Groot II , 8 , 23 u . 10, 4, von Pufendorf IV ,
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7. 2. 3 und von Anderen , obgleich nicht unwidersprochen . Der Besitzer kann freilich
über die Früchte factisch disponiren und industrielle Früchte ziehen, aber die natür¬
lichen kann er dem Eigenthümer nicht vorenthalten . S . jedoch noch 73 a. E .

Es ließen sich manche Beispiele, unter anderen in Deutschlaud , nachweiseu,
wo das Recht der Staatsgewalt nur auf langen Besitzstand gegründet ist ohne er¬
weislichen Rechtstitel . S . nun auch noch kliilliinors I , 352 .

b) 6 . Doch, die Adjudication in Theilungs - und Grenzstreitigkeiten . Ein blos
eondemnatorisches Urtheil schasst allerdings kein neues Recht, sondern stellt blos das
alte fest, indem es den klägerifchen Anspruch anerkennt oder abweist . Dagegen
schaffen solche Erkenntnisse neues Recht, welche bestimmt sind, für die Zukunft Rechts¬
titel zu bilden , wie bei der aotio oomirmni äiviäunäo , Lnium rsAunäornvi
u. s. w. Besteht nun auch kein Gericht über den Staaten , so ist doch das Schieds¬
gericht ein Surrogat , ein Schiedsspruch begründet bei Gebietsstreitigkeiten die Hoheit
über das durch denselben zugetheilte Gebiet . Die Verein . Staaten besitzen San
Juan kraft Schiedsspruchs des Deutschen Kaisers . Außer diesen sriedensrechtlichen
Erwerbsarten mich hier doch wenigstens erwähnt werden die der kriegsrechtlichen
Eroberung , der Vernichtung eines Staates , äedellatio , die allerdings so wenig die
Anerkennung des depossedirten Souveräns , als andrer Mächte fordern kann . Jndeß
im öffentl . Recht ist der Besitz so entscheidend, daß seinem dauernden Verlust gegen¬
über ein nuäuin .sus des bisherigen Souveräns keinen Anspruch auf Achtung hat .
Auf derartige Eroberuugeu sind vielmehr die Ansänge der meisten Staaten zurück-
zusühreu . tz 178 . 185 .^

Insbesondere: Orcnpation.

70. Die Erwerbung neuen Staatseigenthumes, oder der Rechte
der Staatsgewalt über bestimmte Sachen, ist im Wege der fried¬
lichen Oeeupation von folgenden Bedingungen abhängig:

I. Sie ist nur zulässig an solchen Sachen, welche sich, obwohl
eigenthumsfähig, noch in keines Menschen ausschließlicher Herrschaft
befinden, nicht auch an Menschen rücksichtlich ihrer selbst̂). Die
Herrschaft über diese muß durch freiwillige Unterwerfung oder durch
rechtmäßig geführten Krieg erlangt werden. Es findet also die
Occupation nur Anwendung auf unbewohnte, nicht schon vollständig
von Anderen in Besitz genommene Gegenden und Inseln; aber es
giebt keine Befuguiß für fchon vorhandene Staaten, ihre Herr¬
schaft anderen, wenn auch. staatenlosen und rohen Völkern oder
selbst nur einzelnen festen Bewohnern bestimmter Erdstriche aufzu¬
dringen; sie können lediglich Verkehr mit denselben suchen, im Falle
der Noth bei ihnen verweilen, das eben Unentbehrliche sich ver¬
schaffen und durch freiwillige Abtretung Grund und Boden zur
Colonisation zu erwerben sich bemühen̂).

II. Jede Occupation erfordert die bestimmte Absicht, eine
herrenlose Sache seiner eigenen Herrschaft bleibend zu unterwerfen.
Ohne Wissen und Willen wird kein Eigenthum erlangt.
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III . Es muß eine wirkliche Besitzergreifung vor sich gehen,
wodurch die Absicht einer dauernden Aneignung dargelegt wird und
womit Anstalten zur Ausübung einer ausschließlichen Herrschast zu
verbinden sind. Ist dieses einmal geschehen, so hebt die blos einst¬
weilige und als vorübergehend erkennbare Unterbrechung der Herr¬
schaft das fchon erlangte Eigenthum nicht wieder auf. Blos wört¬
liche Aneignung dagegen und vergängliche leblose Zeichen einer erst
beabsichtigten Aneignung sind rechtlich ungenügend, weil der That-
sache widersprechend und die Absicht in Zweisel stellend, obgleich
man in der früheren Staatspraxis auch derartige Mittel geltend
gemacht hat3).

Eine Besitzergreifung kann übrigens durch Bevollmächtigte so¬
wohl auf Grund allgemeiner̂) wie fpecieller Vollmachten vollzogen
werden und giebt dann vom Augenblicke der Vollziehung dem
Machtgeber das Eigenthum. Sie kann selbst vermöge einer Ge¬
schäftsführung für einen Anderen mit hinzukommender Ratihabition
desselben vor sich gehen, in welchem Falle Besitz und Eigenthum
sür diesen jedoch erst mit der Genehmigung, also erst nach erlangter
Kenntniß beginnt̂). Haben Mehrere zugleich sür sich Eigenthums¬
besitz von derselben Sache ohne Beschränkung auf einzelne Theile
ergriffen, so entsteht dadurch ein Miteigenthumo). Wie weit sich
endlich das Recht der Occupation erstrecke, hängt wesentlich von
der Ausdehnung des thatsächlichen Besitzstandes ab. Jedoch wird
die Besitzergreisung der Hauptsache auch die der Pertinenzien be¬
greifen, so fern sich dieselben in keinem entgegenstehenden Sonder¬
besitze besanden

i) Groot II , 8, 2— 7. Ortolan 56 ff.
") Daß der Staat überhaupt seine Herrschaft über die Erde ausdehne , kann

als naturgemäß zugegeben werden . Daß aber gerade ein gewisser Einzelstaat seine
Herrschaft hier und da constituire , ist keine Nothwendigkeit . Zwecke, wie die der
Culturverbreitung , der Beförderung der Handels - und Industrie - Interessen , der
Benutzung eines todten Kapitals , geben noch kein Recht dazu . Nur wenn irgendwo
durch Abschließung die Erhaltung und Fortentwickelung des Menschengeschlechtes
gestört würde , könnte mit gemeinsamer Zustimmung das Hinderniß beseitigt werden .
Vgl . übrigens Vattel I , 18, H 205 f.

6̂ . Gleichgültig dagegen ist es , ob die Herrenlosigkeit des Gebietes eine
ursprüngliche war , oder ob sie nachträglich eingetreten ist, indem die früheren Be¬
wohner ausgewandert oder ausgestorben sind. Hier stellt sich die Frage der Be¬
rechtigung der Europäischen Colonisation Amerikas , abgesehen von den Füllen
offener Eroberung (Mexico , Peru ). Man kann nicht mit Vattel (Z 209 ) behaupten ,
daß die Indianer das Land nicht gebraucht hätten , noch daß sie es wirklich verkauft
haben , ebenso wenig daß , wie Charters der Ansiedler behaupten , das Land verlassen
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sei, was nicht der Fall war . Die Frage ist einsach die , ob eine eivilisirte Gemein¬
schaft , die mit einer nomadischen in Berührung kommt , das Recht hat , sich in natür¬
lichem Wachsthnm auszubreiten , selbst wenn sie dadurch den anderen Theil ver¬
drängt ? und dies kann man bejahen , wenn das Resultat im Ganzen ein Vortheil
für die Menschheit ist und die Znrückdrängung nicht auf treulose oder grausame
Weise geschieht , wie dies allerdings in Amerika hänfig der Fall war . ktMimors I ,
347 ff. erwähnt auch ein Vorkaufsrecht gegen andere eivilisirte Staaten sür das
Hinterlands

b) jk . Da bei der Occupation die Besitzergreifung den ganzen Erwerbaet aus¬
macht (xo88688io LxxsIlLtki . 68t. 8, 86c1ibu8 ) , muß der aniriia8 x 088 iä 6riäi sich in
angemessener Frist durch die entsprechende Thatsache einer Niederlassung beknndet
haben , und zwar nicht blos Seitens einzelner Individuen , sondern unter Sanktion
des Staates . Hiermit stimmen die Meisten überein , namentlich Groot : II , o . 8
„xo88688iorli8 initluin 68t oorpor ^ Aä ooi -xus L^ unctio , HUÄli8 oirea r68
mobilss mg -xirris üt inanibus oirog , rss soll x6äidu8 " , nur braucht dabei , wie
im Privatrecht , sich die Besitzergreifung nicht auf jede Scholle des Gebietes auszu¬
dehnen , , ,8uüi6it Huanilidkt xartsui esu8 t'unäi introir « , äuin wLnts st «oAitkttioriö
lia « git , uti totum Limäuiri aä tsrniinurn vslit xo88iä6r6 (3 , 51 D .
41 , 2) . Deshalb muß das zu oeeupireude Gebiet feste Grenzen haben . Nomaden ,
welche weite Gegenden durchwandern , können nicht behaupten , daß ihnen das Ganze
gehöre . Es ist demnach auch sehr zweiselhast , ob der Congo -Staat berechtigt ist ,
sein Gebiet auf mehr als 2 Mill . HjLIni mit 40 Mill . Einw . anzugeben , das sich
theilweife in ganz unerforschte Gegenden erstreckt und jedenfalls nicht in Besitz ge¬
nommen ist , selbst wenn ein Recht auf diese Grenzen von anderen Staaten aner¬
kannt ist . Jene Gegenden werden Gebiet des Congo -Staates erst in dem Maße ,
als sie oecnpirt werden . Da Besitz nothwendig , ist die Anmaßung , Einspruch gegen
die Occupation eines herrenlosen Gebietes zu erheben , weil dasselbe im sog . eigenen
Machtbereich liege , gegenstandslos , wie dies Deutschland England gezeigt hat , ebenso
wenig schließt die Occupation einer Insel einer Gruppe die der anderen durch einen
dritten Staat aus , große Inseln , wie Borneo n . s. w . , werden in so fern wie das
Festland behandelt , daß mehrere Staaten an verfchiedenen Stellen Besitz ergreifen
können . Vgl . Irav . Hi88 , tlis OrkAon (jutzstion . F . Lentner , Das internationale
Oecupatiansrecht . 1886 .^ Ortolkn M . 68 8lzg . kliillinioi -6 I , 332 . T r̂av . 1v î88
I , 165 . lieber den Streit , welchen äs äoniin . ruar . o . 1 erregte ,
s. die ausführliche Anmerkung von Lliibsr , Di -, ä . S . 8 126 . Andere Streitigkeiten
s. bei Oalvo Z 215 f., A . so namentlich zwischen England und Spanien über den
Notka - Sund , England und Verein . Staaten über das Oregon - Gebiet , England und
Argentinische Republik über die Falkland -Jnseln , wobei nicht die Principien , sondern
die Thatsachen bestritten wurden .^

4) Beispiele davon bei Intern . 1 .̂ II , 4 , 5 . Eine stillschweigende
Vollmacht für alle Unterthanen eines Staates existirt nicht . Merkwürdig die Nord¬
amerikanische Acte v. 18 . August 1856 in Betreff der Guano - Eilande , Felsen
u . dergl . LAllsck VI , 15 .

5) 1 .̂ 24 O . äs vkAot . §68t . und die Regel : ignoranti xo88688io non aoHuiritur ,
also auch nicht das Recht , welches sie serner gewährt . Vgl . v . Saviguy , Besitz
S . 307 . Ausg . 7 H 26 . sk . Hiernach ist das Verhältuiß der Privatgesellschaften
zu beurtheilen , welche unter eiuem Schutzbrief einer Regiernng colonisiren , dem
Ausland gegenüber gehört das betr . Gebiet dem Staat , der den Schntzbrief ertheilt
hat , das Gebiet der Rortli Lor -nso ist Britisch , das der Ostafrikanischen
Gesellschaft Deutsch , aber nur so weit als die Regierungen ihre Erwerbungen aner¬
kannt Habens

6) Streitigkeiten schlichteten bei neuen Entdeckungen in älterer Zeit die Päpste .
Die Theilnng der Indien zwischen Portugal und Spanien dnrch sie ist bekannt .
S . die Bullen von 1454 , 1481 , 1493 in Du Nont , 6orx8 univ . III , 1 , 200 -
111 , 2 , 302 . 86llMLN88 , 0 . ASüt . I , 112 . 130 .
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") Folgt aus der Natur des Besitzes. Bgl . auch Älai'tgus, Or. ä. II , 1, 38.
6̂. Äas das Verhültniß der Küste zum Hinterlande betrifft, so giebt Occu-

pation einer herrenlosen Küste das Recht zur Besitzergreifung des letzteren, so weit
es noch nicht von Anderen besetzt ist. Die Behauptung der Verein. Staaten gegen
England (1828), daß Klotze Occupation der Mündung eines Flusses genüge,' um
den Besitz des ganzen Hinterlandes zu sichern, ist unhaltbar und im Widerspruch
mit ihrer eigenen früheren Praxis, (üsll tz 32.) Vgl. auch den Streit zwischen
Spanien und Verein. Staaten bei Abtretung Louisiana's 1803 und die Oregonsrage.
(Hall ß 33) .̂

Verfügungen über das Ätaatse 'lgenthum.

71. Die rechtlich möglichen Verfügungen über einzelne Gegen¬
stände des Staatseigenthumes sind im Allgemeinen dieselben, wie
über Privateigenthum und Vermögensrechte. Zu den bemerkens-
wertheren gehört, nächst den eigentlichen Veräußerungen(Z 72) :

I . Die Constituirung einer bleibenden Rente zu Gunsten eines
auswärtigen Staates oder sonstigen völkerrechtlichen Subjecteŝ).
Eine derartige Rente haftet in Ermangelung anderer Bestimmungen
an der ganzen Substanz der belasteten fruchttragenden Sache und
erlischt nur mit dem gänzlichen Untergange oder mit der Un¬
möglichkeit, eine Rente daraus ferner zu gewinnen; bei theilweisem
Untergange verhältnismäßig bis zur Wiederherstellung des Gauzen.

II . Die Bestellung eines Lehens zu Gunsten Auswärtiger̂).
In wie weit dergleichen zulässig sei, bestimmt die Verfassung jedes
Staates; ebenso entscheidet sein eigenes Lehnrecht über die durch
Verleihung entstehenden Rechtsverhältnisse, ausgenommen bei
Lehnen in fremden Territorien(keuäa extrs, curterv) , wo das
lehnsherrliche Recht den dortigen Gesetzen und Observanzen unter¬
worfen ist )̂.

III . Die Bestellung eines Pfand- oder Hypothekenrechtes, selbst
einer Antichrese an einem Theile, ja an dem Ganzen des Staats¬
gebietes zur Selbstausübung der Hoheitsgewalt von Seiten des
Gläubigers. Pfandschaften dieser Art waren vormals nicht selten
und dem gemeinen Recht unterworfen; noch jetzt dauern einige
derselben fort )̂. Ueblicher sind indessen gegenwärtig speeielle Hypo¬
thekenbestellungen an einzelnen Staatsgütern, Renten und Ein¬
künften zu Gunsten der Staatsgläubiger, wobei, wenn sie privat¬
rechtliche Wirksamkeit haben sollen, die Gesetze des Landes zu beob¬
achten sind. Außerdem wird jedoch überhaupt jede Schuld, die für
ein gewisses Land oder einen Theil desselben ausdrücklich oder durch
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eine nützliche Verwendung contrahirt worden ist, als auf dem Ganzen
oder beziehungsweise auf dem Theile hypothekarisch haftend, „äette
KH)ot1i6(iu66" im diplomatischen Sprachgebrauch, behandelt, obwohl
dadurch nur die bleibende Verbindlichkeit des Staates in seiner
Gesammtheit oder seinem Theile, nicht aber eine privatrechtliche
Hypothek ausgedrückt werden soll̂ ).

Ob die Staatsregierung für die Schulden des Staates auch
das Privatvermögen der Unterthanen gültig verpfänden könne, ist
eine Frage des inneren Staatsrechtes, der Regel nach aber nur für
Fälle derNoth zu bejahen̂).

' ) Vielfache Renten -Constituirungen enthielt der Reichsdepntations -Hauvtschluß
von 1803 , bestätigt in dieser Hinsicht durch die Rheinische und Deutsche Bundesacte .
S . des Verf . Sonderrechte der souv. u . mediat . Häuser Deutschlands . Berlin
1871 Z 90 .

-) Nur an einer solchen ist eine Rentenbestellung zulässig. Vgl . Llultr :, äs
osnsid . Htäork 1659 . tk . 11 u . 13. Martini , äs esnsuum . 6o1oir . 1660 .
IV . v . 1. Oi-usswÄliv , äs 66N8U rsssrv . L -intsln 1705 . § 12.

b> Dafür hat sich vorzüglich Pius V . in einer Bulle von 1569 entschieden:
„(üsvsus OU1N68 in futurum 6rs8>rläo8 rs in totum vsl pro xsrsiuta ,
aut inkruetuoss. in totuin vsl pro parts eKsets., volurnu8 sä r t̂uiQ psrirs ."
NsAn . Lullar . ü .oin. t . II , x . 295. Vgl- 6 6̂. Var. rssolut . IV , n. 9.
Nu1t2 I. 6. tk. 69. Jedoch ist dieser, wiewohl in der Billigkeit gegründete Satz
keineswegs allgemein zugestanden oder ein allgemeines Recht geworden . S . selbst
6sQtiu8, 8 . Rotas Rom . äsviöivn . g.ä tr»6t. äs 6SN8id. I û^ä. 1658. äs «. I .
N,g.rtiiii 1. o. oax. VIII , n. 224 8(j^. 2oII, äs 6SN8u rs86rv. üint . 1705. K21.

sir. Diese ganze Frage hat heute nur antiquarisches Interesses
ö) Z . B . die merkwürdige Schwedische Verpsäudung von Wismar an Mecklen¬

burg im I . 1803 . Nart6n8 , Rev . VIII , 54 . — Scheinbar ward auch 1768
Corsica von Genua an Frankreich pfandweise gegeben. Nsrtsv8 , Ii ,so. VIII , 1, 229 .

s) Unwiderleglich bewiesen von D . Haas , Ueber das Repartitions -Princip der
Staatsschulden . Bonn 1831 , von H 24 an . Ob aber der Reichsdeputations -Haupt -
schluß von 1803 , besonders tz 80 , danach zu erklären sei, ist eine andere Frage .
S . darüber Leonhardi , Austrägalverf . II , 161 . 314 . 405 . Zur Beantwortung der
Frage : ob eine Schuld aus ein gewisses Land contrahirt sei? vgl . v. Leonhardi
a . a . O . I , S . 640 und LniiniiiKlig ,u3, 6orx >. iur . Z-srin . aosä . x . 930 .

Groot III , 20 , 7. äs Nsuinami in ^Volüsk ., äs paot . st 60 Ltrg .Lt.
krins . I , 3 , 86 .

Verlust des Ätaatsergenthums .

72. Das völkerrechtliche Eigenthum an Sachen hört auf
I . an solchen Sachen, die sich blos vorübergehend darin be¬

fanden (Z 67) und nicht oceupirt oder doch ihrer natürlichen
Freiheit wieder überlassen worden sind, mit dem Heraus¬
treten aus dem Territorium;

Heffter , Völkerrecht. 8. Ausg .
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II . in Ansehung des Staatsgebietes oder einzelner Theile davon
L. durch eine nicht vindicirte Abschwemmung, so lange die

Zurückbringung noch möglich war (II . § 69 avulsio) ;
d. durch Derelictioni und unvordenklichen Besitzverlust

(8 12) ;
o. durch freiwillige, verfassungsmäßig erlaubtes oder im

Wege des Krieges herbeigeführte Abtretung des bis¬
herigen Herrscher- oder Eigenthumsrechtes an einen
Anderen.

Solcher Veränderungen ungeachtet bestehen regelmäßig alle auf
dem abgetretenen Staatseigenthum haftenden Verbindlichkeiten unter
dem neuen Erwerber fort (Z 25), da Niemand mehr Rechte an einer
Sache auf einen Anderen zu übertragen vermag, als ihm selbst
daran gebühren, und kein wohlerworbenes Recht Dritter durch ander¬
seitigen Willen aufgehoben werden kann2). Erstreckt sich die Ver¬
äußerung nur auf einen Theil , fo werden die Lasten des Ganzen
in Ermangelung anderer Bestimmungen verhältnißmäßig auf den
einzelnen Theilen verbleiben̂), mit Ausnahme der objeetiv untheil-
baren, wozu indeß Hypotheken im diplomatifchen Sinne des Wortes
(Z 71 a. E.) nicht gerechnet werden können.

So lange übrigens das Staatseigenthumsrecht nicht verloren
ist, kann es gegen jeden, selbst in gutem Glauben befindlichen Be¬
sitzer verfolgt werden, ohne daß diesem wiedererstattet zu werden
braucht, was er für die Erwerbung der Sache gegeben hat )̂. Da¬
gegen sind ihm die nützlichen Verwendnngen, welche nicht aus der
Sache selbst genommen sind, zu vergüten und auch die vor der
Rückforderung bezogenen Früchte zu belassen, wenn es an dem
eigentlich Berechtigten gelegen hat, fein Recht an der Sache fchon
früher zu viudiciren̂). Besondere Rücksichten treten indeß bei
kriegsrechtlichen Erwerbungen ein.

sk . Die Besitzaufgabe bedarf einer ausdrücklichen Erklärung nicht, sie ist auch
anzunehmen , wenn ein Staat seine Besitzrechte lange nicht ausgeübt und ohne
Widerspruch geduldet hat , daß ein anderer an seine Stelle trat . Aber eine kurze
Unterbrechung des Besitzes, sei sie freiwillig oder erzwungen , ist nicht im Sinne der
Derelietion aufzufassen . (Fall der Delagoa -Bucht zwischen England und Portugal ,
der 1875 durch Schiedsspruch geschlichtet ward , der Insel Santa Lucia im 17. Jahrh .
zwischen England und Frankreich (Lall Z 33) .>

2) Das Recht der Abtretung unterliegt den staatsrechtlichen Bestimmungen
der einzelnen Staaten , aber obwohl die Auffassung srüherer Zeiten , wonach über die
Völker nach Willkür verfügt ward , keinen Boden mehr hat , so kann man doch nicht
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mit Calvo (Z 219 ) behaupten , daß , um die Abtretung gültig zu machen , die Be¬
wohner des abgetretenen Gebietes derselben zustimmen müßten . Danach könnte ein
Staat , der einen anderen ungerecht angegriffen hat , aber geschlagen ist, keinen Gebiets¬
verlust erleiden , wenn die resp. Bewohner widersprächen . Man kann aus politischen
Gründen eine Abtretung von einem Plebiscit begleiten lassen , aber eine solche ist
ohne dasselbe völkerrechtlich ebenso gültig .^

b) 1 .̂ 31 . § 1 D . äs V . 8 . 1 .̂ 11 . D . äs H. Ü86. : „iä «nilL bonorum
VUM8HUS 6886 int -slliAitur , Huoä . 3,6ri 8.1i6vo 8ux>6r68t ."

4) Vgl . das Austrägalurtheil des Oberappellationsgerichts zu Celle wegen der
Rheinpfälzer Staatsobligationen in v. Leonhardi , Austrägalvers . S . 660 . Ferner
das Urtheil des Oberappellationsgerichtes zu Jena ebendas. S - 888 . 897 . A . Der
Fall der Neutralität von Chablais und Faueigny bei der Abtretung Savohen 's an
Frankreich 1860 145 N . 2 /1

5) Wir vereinigen uns im Allgemeinen mit Groot II , 10, 1. Pusendorf IV ,
13. Besitz giebt ein Recht noch nicht in ausschließender Weise.

6) Denn hier hat das Stillschweigen des Berechtigten den Besitzstand des Anderen
gutgeheißen ; er kann die demgemäß vollzogenen Handlungen nicht anfechten.

EigenlhumNunfiihigr Sachen ; insbesondere daN Meer .

73 . Zu den des Privateigenthumes unfähigen Sachen gehört
anerkanntermaßen der Luftzug und das frei fließende Wasfer , nament¬
lich das Meer , indem eine ausschließliche dauernde Besitzergreifung
wenigstens für Einzelne unter die Unmöglichkeiten zu rechnen ist.
Wegen gleichmäßiger Wichtigkeit für alle Menschen schreibt man da¬
her auch allen ein gleichmäßiges Recht der freien Benutzung daran
zu , so daß nur der angenblicklich sie Nutzende für jetzt jeden Anderen
von dem Genüsse desselben Theiles ansschließt )̂ . Minder ausge¬
macht ist, ob nicht ein Staatseigenthum an jenen Sachen , vorzüglich
am Meere oder an einzelnen Theilen desselben zulässig und je zu¬
weilen erlangt worden sei -). Das romanisirende Mittelalter legte
solches , wenn auch nur theoretisch , dem Römischen Kaiser bei )̂ .
Venedig betrachtete sich als Herrin des Adriatischen , Genua als
Herrin des Ligurischen Meeres )̂ ; Spanien und Portugal reela -
mirten ein Eigenthnm an den von ihnen entdeckten Meeren ; Däne¬
mark an dem Baltischen Meere und an der Nordsee 6) - Groß¬
britannien die Souveränetät über die vier , die Britischen Inseln
umschließenden Meere (tks narror 869.8) , ohne daß jedoch die
Grenzen dieser Prätension jemals nach allen Seiten genau bestimmt
worden sind ' ). Alle diese Ansprüche sind bestritten und in neuerer
Zeit nicht mehr ernstlich behauptet . Nur das Recht auf Flaggen¬
gruß ist von Großbritannien noch in seinen sogenannten Engmeeren
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bis in die neuere Zeit reclamirt worden s) , was jedoch nicht als
vollkommenes Zeichen des Eigenthumes gelten lann )̂.

*) Ulpian bemerkte bereits (1. 13. § 7 O . äs iniur .) „st ^uiäsiri mars oora-
muii6 oMniuin 68t st litors , 8iouti aer . — Ilsurxg .turu t însu st lioo 68t,
ĉrMetsr -rrr̂ o rrt-'e, ut ĉ uis prokibsri possit anis asäss msas vsl xrastorium

meuiL xisoari ; Mars si ĉ uis xroliidsLtur , aädu « inluriaruin xotsst ."
Gegen Jeden findet eine Jnjnrienklage , d. H. im Allgemeinen wegen Unrechtes statt,
der den Anderen an einem schon angefangenen Gebrauche einer solchen rss com¬
munis hindert. Hui xrior vsnit , potior iurs . Vgl . Hüksr , Dr . ä . A. H 47 .

sk. Dieser privatrechtliche Grundsatz ist freilich nicht auf das Küstengewässer
zu übertragen.^

2) Orotins , mars libsrum , 1609 . Lsldsn , mars «lansum , 1635 . Neue Ausg .
engl, von Gent. Lond. 1863 . Dagegen Lz-nksrsliosk , Os äominio m ^ris , 1702 .
H,llL68t. I . k . ; vorzüglich v. Cancrin , Abhdl. von dem Wasserrechte. Halle 1789 .
Klüber § 130 . ^Vlisaton , Int6rn . 1 .̂ I , 4 , 10 n. üi8toir6 ä68 xro ^rss , p .
99 SHH. (I , x . 198 . 2). Ortolan , LsZIss iutsrnat . 4 . sä . 1864 , I ,
105 8HH. LiAiitsksuills , äss äroits äss nations usutrss . 3 . sä . karis 1868 .
I , titrs 1. L . O . 8 . LsllsSsn , äi8p . äs iurs in mars , inxr . proximum .
O-rouiuA . 1847 . v. Martens S . 97 . F Stoerk , Das offene Meer in v. Holtzend.
Handb. H , S - 483 ff. Lî snsr , Droit äss usutrss sur msr . 2 sä . 1876 .
x . 15 8l̂ <i Perels , Das internal . Seerecht. 1882 . § 4.

3) Vermöge des : L§o yuiäsm munäi äominus in 1. 9 O . äs ISKSL.koäis >.
In der alten römischen Kaiserzeit konnte sich dieses pnblicistische Eigenthum wesentlich
nur auf das Mittelländische Meer beziehen. Vgl . Fi '. Ouil . ksstsl , äs äomiuio
maris msäitsrr . R-intsln 1764 .

Vgl . IsllsKSn p. 9.
Hiergegen war die Schrift von H. Groot , mars libsrum (zuerst Leyden

1609 ) gerichtet, womit die pnblicistischeErörterung der Frage begann.
") Nart6Q8 , 6auss8 sslsdrss . I . 359 syq .

^ dsston , pro ^r. p . 101 (I , 200 ) . kkillimors I , 218 . Das Hauptwerk
über die älteren Prätensionen ist : l̂o . Lorou ^li , Impsrium mLri8 Lritgnnisi .
^ ouäon 1686 . Wie ist es dazu gekommen? darüber vgl. Lslls ^su , Z 36 8^<i .
fk. Elisabeth hatte selbst dem Spanischen Gesandten, der sich über Drake's Zug in
die AmerikanischenGewässer beschwerte, erwidert, daß der Ocean keinem Volke unter¬
worfen sei, aber Albericus Gentilis machte in seiner ^ ävosatio Lllsxanicg , aus¬
schließliche Grundsätze geltend für die sog. Narrow 8SL8, und Karl I . forderte von
den Generalstaaten die Bestrafung Groot's wegen seines mars libsrum , den dann
Selden u. A . zu widerlegen suchten. 1821 sprach ein Ukas Rußland die Gebiets¬
hoheit zu über das Meer von der Behringsstraße bis zum 51 . Breitengrade , was
aber dem Protest England 's und der Verein. Staaten gegenüber aufgegeben werden
mußtet

b) ^ Kss-ton , Illtsrn . D. 1. 6. 8 9. UäiuburKk Lsvisvv XI , x . 17 8YH.
d) Hg-utsksuills I , p . 19.
A . Der nur durch Cromwell von den Holländern im Frieden von Westminster

erzwungene Flaggengruß , den Frankreich nie anerkannt, ist längst aufgegebeu.^

Das MrrreK-Eigerrtlinrn überhaupt *) .

74. Bleibt man bei den natürlichen Verhältnissen der Menschen
untereinander und zu den Kräften der leblosen Schöpfung stehen,



8 74. Das Völkerrecht oder die Grundrechte der Nationen in Friedenszeiten. 165

so ist wohl nicht zu leugnen, daß ein einzelnes mächtiges Volk oder
mehrere in Gemeinschaft im Stande sein würden, allen übrigen die
Mitbenutzung eines bestimmten Meeres, ja selbst des sog. großen
Weltmeeres zu verschließen, oder doch dieselben bei der Mitbenutzung
von dem Willen des herrschenden Theiles abhängig zu machen.
Allein abgesehen von den endlosen Schwierigkeiten, womit eine
alleinige oder Oberherrschaft zu kämpfen haben würde, die zu be¬
siegen wohl bisher noch kein einziges Volk der Erde bei ernstem
Gegenstreben der übrigen vermocht hätte, müßte jene Herrschaft
gewiß allezeit als eine rechtlose erscheinen, da sie der Freiheit und
Bestimmung des Menschengeschlechtes zuwider läuft , mit welcher
Milde sie auch immer ausgeübt werden möchte. Das Gesetz des
Meeres und seiner Benutzung wäre nämlich ein allen übrigen
Menschen außer der herrschenden Nation wider Willen aufge¬
drungenes, rücksichtlich eines Elementes, welches den einzig mög¬
lichen Verbindungsweg unter den dadurch ganz getrennten, be¬
wohnten und bewohnbaren Erdtheilen darbietet, folglich auch nicht
der freien Bewegung verschlossen werden darf; welches ferner in
seiner sich stets bewegenden Substanz und in dem Inhalte derselben
an Fischen, Fossilien und dergl. einen reichen Naturschatz zu einer
gleichartigen Benutzung für alle Menschen enthält, woran kaum sür
gewisse Districte durch Titanenarbeit eine ausschließende Verfügung
erlangt werden könnte. Da nun an und für sich kein Mensch in
der natürlichen Herrschaft eines anderen steht, sobald er sich zur
sittlichen Selbständigkeit des Willens erhoben hat, so wird auch das
Gesetz eines einzelnen Volkes über eine gemeinsame Sache Aller
kein verbindliches Gesetz für die Uebrigen ohne deren freie Annahme
sein, vielmehr zu jeder Zeit und mit allen Mitteln bekämpft werden
dürfen. Zu allen Zeiten hat sich auch ein Widerspruch dagegen
erhoben; es giebt daher nach positivem Europäischen Völkerrecht
durchaus keine gesetzliche Oberherrschaft über das Weltmeer oder
dessen einzelne Theile, so fern sie nur irgend einzelnen Völkern und
Individuen zugänglich und nicht entgegenstehende Zugeständnis
ausdrücklich oder stillschweigend gemacht sind, wozu im Besonderen
bei einzelnen Wassergebieten der gemeinsame Nutzen sührcn kann,
indem man die Schifffahrts- und Handels- Interessen unter den
regulatorischen Schutz des nächstgelegenen Küstenstaates stellt und
ihm eine gewisse Gesetzgebung und Polizeigewalt, oder auch noch
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größere Rechte, so wie gewisse Nutzungen gestattet , dafür aber den
Vortheil einer desto ungehinderteren Benutzung der Gewässer genießt.
Außerdem fließen gewisse Staatenrechte über bestimmte Theile des
Wassergebietes ganz von selbst aus der Besugniß der Selbsterhaltung
(8 75. 76).

Dagegen ist die privative Erwerbung eines auch noch so kleinen
Theiles des großen gemeinsamen Meergebietes für einen Staat oder
dessen Angehörige im Wege der Occupatiou als rechtlich unmöglich
anzusehen. Selbst die Einpferchung eines bestimmten Meergebietes
durch Schutz- und Abwehr-Anstalten aller Art würde immer nur
einen sactischen Zustand begründen , der ohne deutliches Zugeständniß
anderer Nationen kein Eigenthum geben , vielmehr mit dem Ver¬
falle jener Anstalten von selbst wieder aufhören würde. Sogar
ein unvordenklicher Besitzstand, wenn er nicht als ein freiwilliges
Zugeständniß anderer Nationen deutlich zu erkennen ist , vermag
keine ausschließlichen Befugnisse bei solchen rss msrae taeultatiZ
zu ertheilen )̂. Außerdem bleibt noch hinsichts der geschlossenen
oder Souveränetätsgewässer einzelner Staaten ein Anspruch der
anderen auf einen unschädlichen Gebrauch zu erlaubtem Verkehre
(§ 37) Vorbehalten.

*) Stoerk, 1. o. § 92.
") K. Die Eigenthumsunfühigkeit und das daraus folgende Nichtunterworfen-

sein des Meeres unter das Gesetz eines Staates sind unbestritten , was aber die
Begründung dieses Princips betrifft, so ist Stoerk zwar zuzugeben, daß H.'s Hinweis
auf die Nothwendigkeit gemeinsamer Ausbeutung der Naturschätze des Meeres nicht
zutreffend ist, das aber von ihm gleichfalls beanstandete Motiv H's., daß das Meer
das nothwendigsteverbindende Element zwischen verschiedenen Ländern ist, wird doch
das zutreffendste bleiben. Man hat, wie v. Martens bemerkt, das Meer sür eigen-
thumsuufühig erklärt, nicht weil es an sich unmöglich wäre umfassende Theile desselben
zu occupireu; die Eiuwendnngen Hanteseuille's wegen der Ansdehnuug , Flüssigkeit,
Unmöglichkeit Anker zu werfen n . s. w. beweisen nichts und würden theilweise auch
gegen das Küstenmeer gehen, es kommt auf die Möglichkeit an, Andere auszuschließen;
thatsächlich beherrschte England dasselbe von 1807—12, wo es keine Flotte neben der
seimgen gab , die Barbaresken machten die Schisssahrt aus dem Mittelmeer tribut¬
pflichtig, und andrerseits haben Staaten vertragsmäßig auf die Freiheit des Meeres
verzichtet, so Persien gegen Athen , Rom gegen Karthago , Antiochus gegen Rom,
Oesterreich 1726 gegen England und Holland, weshalb Groot II , oax. 3 tz 15 mit
Recht sagt: „ko ^ unt snini ut sinKirli, ita st xoxuli xLotis , non truitum äs

Huoä proxris 8idi somxstit , ssä st äs so Huoä ourn oinvidu8 liominidus
coinmuns , in Aratiam ousus id intsrsst äscsäsrs ." Wenn dies
singuläre Ausnahmen sind, die heute nicht mehr Vorkommen werden, so liegt dies
darin , daß die Freiheit des Meeres unbedingt nothwendig sür Alle ist , es soll
Niemand über dasselbe Hoheitsrechte üben, während bei der Wüste es Niemand will ,
weil es unnütz wäre.̂

2) Vattel I , 23, 8 285. 286. Nicht ganz übereinstimmend scheintV/ Ksaton ,
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Intern . Ii . II , F 10 a. E. in Betreff eines hier zulässigen tg-eitus 60N86N8N8.
S . indessen auch Hautkksuills I , 43 und kkilliwors I , 247. H Aus dieser
Freiheit des Meeres folgt nicht nur die des Verkehrs und des Fischfanges, sondern
auch, daß auf hoher See im Frieden jedes Schiff nur unter der Jurisdiction seines
Heimathsstaates steht, mit Ausuahme der Seeräuber . Dies schließt vertragsmäßige
Bestimmungen über gewisse Verhältnisse auf hoher See nicht aus , wie z. B . die
Verträge über Unterdrückung des Sklavenhandels , welche für bestimmte Seegebiete
ein Mandat der Durchsuchung gewähren, und der Vertrag Deutschlands Belgiens ,
Dänemarks , Frankreichs , Großbritanniens und Niederlande v. 6. Mai 1882
betr. die Regelung der Fischerei-Polizei in der Nordsee außerhalb der Küstengewässer,
wobei die nationale Jurisdiction über die betr. Schiffe festgehalten ist, die Kreuzer der
contrahirenden Parteien dürfen nur Verletzungen der Vertragsvorschriften constatiren
und sich von dem betr. Fahrzeug seinen Seepaß zeigen lassen. (Art. 38. 39.) !

Lüstengeivässrr . r)

75. Ein unmittelbares Interesse und Recht haben unbestreit¬
bar alle Küstenstaaten , zur Sicherstellung ihres Landgebietes gegen
unerwartete Uebersälle, so wie zur Aufrechthaltung ihres Handels -,
Steuer - und Verkehrsystemes nicht nur jede Annäherung von der
Seeseite her zu beobachten, sondern auch Anstalten zu treffen , daß
das Staatsgebiet von Niemand betreten werde, dem die Aufnahme
darin verweigert werden kann )̂, so wie daß die hierzu erforderlichen
Bedingungen erfüllt werden. Jeder Staat darf daher auch, wenn
er nicht durch entgegenstehende Verträge gebunden ist , eine eigene
Küstenbewachung und Küstenpolizei einrichten und nach den be¬
sonderen Verhältnissen der Küste so wie der Gewässer die erforder¬
liche Ausdehnung bestimmen, wobei Kanonenschußweite vom User¬
rande ans )̂ als allgemein zugestandene Linie gelten darf , deren
Ueberschreitung allerdings durch besondere Umstände gerechtfertigt
wird 5). Jeder Fremde , der in den Bereich dieser Seegrenze kommt,
ist demnächst verbunden , sich den vom Uferstaate getroffenen Ein¬
richtungen zu fügen , er mag durch Zufall oder absichtlich dahin
gelangt sein. Zu den unzweifelhaften Befugnissen gehört hierbei
auf Seiten des Küstenstaates :

das Recht , über den Zweck der Annäherung Auskunft zu
verlangen und im Falle ihrer Verweigerung oder bei
entstehendem Verdachte einer Unrichtigkeit sich unmittel¬
bar Keuutniß von dem Zwecke zu verschaffen, auch ge¬
eignete Maßregeln gegen Gefahren zu ergreifen ;

das Recht, Friedensstörungen in diesen Gewässern zu ver¬
hindern und dagegen faetisch zu interveniren ;

das Recht, die Benutzung der Küstengewässer, z. B . in
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Betreff der verschiedenen Arten der Fischerei zu reguliren,
oder dieselbe allein auszuüben

das Recht des Embargo(H 112) und die Aufstellung von
Kreuzern gegen den Schleichhandel;

die Ausübung der Gerichtsbarkeit)̂.
Dagegen kann ein bloßes Hereinkommen in diese Polizeigrenze

noch kein Besteuerungsrecht von Seiten des Küstenstaates begründen,
sondern höchstens eine Abgabenpslicht für die Benutzung von An¬
stalten zum Vortheil der Schifffahrt oder der daselbst gestatteten
Fischerei.

*) I , 51 . Oalvo H 229 8<̂ .
2) Nam ylioä yuisHus xroxtsr äktsnsionein sui t'scörit , iurs ksoisss viästur .

I . . 3 O . äs st Vgl . Vattel I , 23 , 8 288 .
sk. Der Ausdruck Küstengewässer (tsri -itorial -̂vaterg ) zeigt , daß es sich bei

diesem Theil der See um Staatsgebiet handelt , das von der See bedeckt ist.^

Groot , Bynkershoek , Galiani und Klüber , so wie die Reglements und Gesetze
vieler Staaten stimmen darin überein . S . die Nachweisung bei IsllsAsn x . 46 .
Ortolan , ivtsrn . I , 176 . Lautsksuills I , 57 . Vertrag zwischen Frankreich
und Rußland v. 11. Jan . 1787 Art . 28 , zwischen England und Nordamerika v. 1794
Art . 25 . Ueber die Entstehung dieser Lehre und Praxis vgl . IsllkAsn x . 11. 35 .
Von Italienischen Rechtslehrern ward zuerst eine Entsernuug von 100 (Jtal .) Meilen
angenommen . IsllsAkn x . 14. So auch von Don Iratado soxrg . las
xrisas maritimas . Oaäix 1746 . Bei Loäinus , äs rspudl . I , 9 ist von 60 Meilen
die Rede , wenn hier kein Drucksehler zum Grunde liegt . IsllsKsn x . 15 . Der
Satz der Neueren ist : tsrras äorniriiuiri iinitur , udi ünitur armorurn vi3 , oder
Mous ^ us mari s tsrra iraxsrari xot68t .

4) I 'sllsAsn x . 49 . Ein Vertrag zwischen England uud Frankreich v. 2. August
1839 wegen der Canalsischerei nimmt die Ebbezeit als Norm .

sk. Der Grund dieser Regel ist , daß obwohl die Grenze des Küstengewässers
der Natur der Sache nach nur eine ideelle Linie sein kann , sie doch so gezogen sein muß ,
daß an diesem Theil der See vom Lande aus ein Besitz, der ja die Grundlage der
Gebietshoheit ist , aufrecht erhalten werden kann . Obwohl aber jetzt bei der großen
Tragweite der Geschütze dies eine unbestimmte Größe ist, haben die meisten neueren
Staatsverträge die Entfernung von 3 Seemeilen von dem äußersten Punkte der
Ebbe beibehalten , welche man früher als Kanonenschußweite betrachtete (s. Art . I des
Vertrags v. 11. Nov . 1867 zwischen Frankreich und England , Nordseefischereivertrag
v- 2 . Nov . 1882 ), und die Britische T'srritorial -^Vatsrs ^ ot ist dem sub 6) bei¬
getreten : „nitkill 0N6 MLriris ISLAUS(---- oa. 3 Seemeilen ) ok tlis 60Ä8t rasasursä
Lrom low-VLtsr

5) Z. B . Zollbewachuna und Quarautaine . A . So nahm England durch die
sog. ÜoverinKs ^ .vts das Recht in Anspruch , durch seine Zollkreuzer innerhalb 12
Seemeilen alle nach Britischen Häfen fegelnden Schiffe anzuhalten . Dies ist auf¬
gehoben und die 6 ust 0M8 Oonsoliäktion ^ vt von 1876 befchränkt das Anhalte¬
recht bei fremden Schiffen auf 3 Meilen .^

b) sk. Während die Fischerei auf hoher See , abgesehen von besonderen ver¬
tragsmäßigen Verabredungen , wie der 8 63 Note 3 6 - erwähnte Vertrag über die
Polizei in der Nordsee v. 6. Mai 1882 , allen Nationen sreisteht , ist dieselbe im
Küstengewässer den Staatsangehörigen Vorbehalten , so weit nicht ausdrückliche Aus¬
nahmen gemacht sind , so z. B . die Verträge zwischen England und Frankreich
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von 1833 und 1867 , Art . 2 des Bertraqs v. 2. Mai 1882 zwischen Deutsch¬
land, Belgien, Dänemark, Frankreich, Großbritannien , Niederlande: „Die Fischer
jeder Nation sollen das ausschließliche Recht zum Betriebe der Fischerei haben in
dem Gebiete bis zu drei Seemeilen Entfernung von der Niedrigwassergreuze, in der
ganzen Längenausdehnung der Küsten ihres Landes und der davor liegenden Inseln
und Bänke. In den Buchten ist das Gebiet der 3 Seemeilen von einer geraden
Linie ab zu rechnen, welche in dem dem Eingang der Bucht zunächst gelegenen
Theile von einem Ufer derselben zum audereu da gezogen gedacht wird , wo die
Oeffnung zuerst nicht mehr als 10 Seemeilen beträgt. Der gegenwärtige Artikel
soll die den Fischerfahrzeugen bei der Schifffahrt und beim Ankern in den Küsten-
gewässern eingeräumte freie Bewegung in keiner Weife befchränken, nur haben sich
diefelben hierbei genau nach den von den Uferstaaten erlassenen besonderen polizei¬
lichen Vorschriften zu richten." Die Ausnahmen haben zu viel Streit Anlaß gegeben,
vor Allem in Britisch-Nordamerika. Art. 3 des Vertrages v. 30. Nov. 1783 gestand bei
Anerkennung der Verein. Staaten deren Angehörigen zu, „daß sie fortfahren sollten un¬
behindert in Neufundland, dem St . Lorenz-Busen und anderen Plätzen zu sifchen, wo die
Bewohner beider Länder dies sonst je zuvor zu thuu gewohnt waren" . Diese Be¬
stimmung wurde nach dem 1812 ausgebrochenen Kriege in dem Genter Frieden
v. 12. Dec. 1814 nicht wieder hergestellt, vielmehr verzichteten im Art . 1 des Ver¬
trages von 1818 die Verein. Staaten ausdrücklich auf das Fischereirecht mit Aus¬
nahme gewisser Strecken an den Küsten von Neufundland und Labrador. 1854
wurde durch Vertrag das Recht, mit Ausnahme von Schellfisch, wieder gewährt, und
nach dessen 1866 erfolgter Aufhebung durch den Vertrag von Washington von
1871 wiederhergestellt, wofür die Verein. Staaten nach Schiedsspruch Vz Mill . Doll ,
zahlten, sie kündigten aber diese Bestimmung am 1. Juli 1883, so daß der Vertrag
von 1818 wieder in Wirksamkeit trat . Gleichwohl fuhren die Amerikaner fort in
canadischen Häfen Köder zu kaufen und Fische zu verkaufen, indem sie sich nur mit
einem Certifikat ihrer Behörde versahen, welche sie zum Handel ermächtigte, worauf
Canada die Wegnahme fremder Fischerboote durch ein Gesetz verfügte, was großen
Unwillen in den Verein. Staaten erregte. Eine gemeinsame Commission beider
Regierungen zur Regelung der Frage ist eingesetzt. An Frankreich hatte England
dnrch Art . 13 des Utrechter Vertrags 1717 und Art . 5 des Vertrags von 1763
das Fischereirecht an gewissen Küstenstrecken Nensnndlands zugestanden. Nur ge¬
schichtlich von Interesse ist, daß Dänemark früher sich anmaßte, die Fischerei an den
Grönländischen Küsten bis 15 Meilen anderen Nationen zu verbieten.̂

^ n In dem Fall der „Franconia ", die im englischen Küstengewässer ein
englisches Schiff gerannt hatte , erklärte sich allerdings das Appellationsgericht in¬
kompetent, weil die Gesetzgebung nicht ausdrücklich die Competenz englischer Gerichts¬
höfe für Criminalfälle festgestellt hatte , wozu sie unzweifelhaft berechtigt. Dies
geschah durch die erwähnte Acte von 1878.

Das Hoheitsrecht über das Küstengewässer ist aber kein absolutes , wie über
das Landgebiet, denn es bleibt doch ein Theil der See : es kann zwar aus speciellen
Gründen in einzelnen Theilen der Durchfahrt vou Kriegsschiffen verschlossen werden,
ohne solche aber unterliegt es dem Wegerecht anderer Nationen , und es war
nicht zutreffend, wenn der Lordkanzler bei Einbringung der Isri -itorig -l-^ Ltkrs
Lill von 1873 allgemein von dem „riAkt ok ps.888.A6 ovsr tliat pari allowsä to
korsiß-n 8liip3" sprach. Wenn er richtig sagte, daß solche Schiffe sich jeder Ver¬
letzung der Rechte des Küstenstaates enthalten sollten, so steht doch nicht Alles, was
auf dem das Küstengewässer durchschneidenden Schiff vorfällt, unter der Hoheit des
Küstenstaates, so ist nicht ein auf ersterem geborenes Kind Unterthan des letzteren.^

Geschlossene Meeresgewasser ').

76 . Aus der Souveränetät über das Küstenwasser folgt ohne
Weiteres auch die Souveränetät über die dadurch gedeckten oder



170 Erstes Buch. 8 76.

ausgcfüllten Mcereseinbrüche, Rheden und Häfen, sie seien künst¬
liche oder natürliche. Auf alle Fälle können dergleichen Meeres-
theile von dem Küstenstaate als Zugänge des Landes mit gleichem,
ja selbst noch besserem Recht als das Küstenwasser überhaupt in
ausschließliche Obhut genommen, durch Vertheidigungsanstalten ge¬
sichert und gegen nachtheiligen Gebrauch abgeschlossen werden2).
Dasür streitet auch eine unangefochtene Praxis. Selbstverständlich
ist die Souveränetät des Küstenstaates über die vom Meere aus
landeinwärts geleiteten Kanäle.

Größere Meeresbuchten und Busen stehen unter der Ge¬
bietshoheit des sie umgebenden Staates nur, wenn ihre Breite von
den äußersten Punkten des Landes ab gerechnet eine gewisse Aus¬
dehnung nicht überschreitetb).̂

Von der Ausdehnung des Küstenwassers hängt ferner die Aus¬
übung der Souveränetätsrechte über die Meerengen ab, durch welche
ein Meerestheil mit einem anderen in Verbindung gesetzt ist )̂. Liegt
eine solche völlig unter den Kanonen eines Landes, so gehört sie
auch zu dem Wassergebiet desselben̂). Liegt sie unter den Kanonen
verschiedener Territorien, ohne freibleibende Fahrstraße, so würde
die Mittellinie die Hoheitsgrenze bilden. Die Rechte des oder der
Uferstaaten über die geschlossene Meerenge sind an und für sich die¬
selben wie über die Küstenwässer im Allgemeinen, wenn ihnen keine
größeren durch die Zugeständnisse anderer Nationen gewährt und
versichert sind̂ ).

Als Eigenthumsmeere eines oder mehrerer Staaten sind nur
diejenigen anzusehen, welche, wie das Caspische Meer̂ ), von EineM
Territorium oder von mehreren ganz umschlossen sind, so daß ein
Zusammenhang mit dem Weltmeere durch eine natürliche Wasser¬
straße nicht stattsindet. Solche Meerestheile hingegen, welche durch
eine fahrbare, wenn auch unter den Kanonen eines Landes liegende
Meerenge von dem großen Ocean getrennt sind, können ohne Weiteres
nicht als Eigenthumsmeere der sie umgebenden Staaten angesehen
werden, sondern auch hier macht sich der Grundsatz der Freiheit
des Meeres geltend, wiewohl mit Vorbehalt der Souveränetätsrechte
der Uferstaaten̂). Diesem Grundsatz ist in neuester Zeit vor¬
herrschend Rechnung getragenb).

*) Perels S . 30 ff. Stoerk, 1. o. S . 810 ff. Nautkkkuills I , p . 60. kkilli -
rnors I , 263 ff. Lall x . 128 ff. Ortolsn , L,6Zl68 Internat . I . 1. 2 vli. 7, 8.
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2) jk . Sie sind deshalb unabhängig von ihrer Gestaltung und Ausdehnung
Eigenthums-Gewässer des betr. Staates , so die Haffs der Ostsee, die Wattenmeere
der Nordsee u. s. w. Gehören die Ufer verschiedenen Staaten , so wird die Mittel¬
linie als Grenze der Staatshoheit anzusehen sein.s

'") sk. Als solche wird man heute ziemlich allgemein die von 10 Seemeilen
annehmen dürfen, nachdem dieser zuerst in der Französisch-Englischen Convention
v. 2. Aug. 1839 aufgestellte Grundsatz in eine Reihe anderer Vertrüge und Erlasse,
namentlich aber in den internationalen Vertrag v. 6. Mai 1872 über die Nordsee¬
fischerei Art . 2 Col. 2 übergegangen ist. Als feste Regel läßt sich diese Entfernung
allerdings nicht annehmen, wie z. B . England die 15 Meilen breite Conception-Bay
der Insel Neufundland 1872 für Britisches Gewässer erklärt hat. Die weiter gehenden
Ansprüche einzelner Staaten , wie z. B . Englands über die sog. Livg -s OlisWdsrg

or portions ok 86L vut oü' links äravn kroin ous xromontor / to
anotlwr " (kdillirriorg I , 285) oder die der Verein. Staaten über die Delaware-
Bay find unbegründet, solche Ansprüche können, wie Perels bemerkt (S . 41), nicht
durch Ersitzung erworben werden. Noch weit unzulässiger war der Anspruch Schwedens
in früherer Zeit, als es noch Finland besaß, den großen Bottnischen Meerbusen als
unter seiner ausschließlichen Hoheit stehend zu betrachten. Uebrigens gilt für Meer¬
busen, die als einem Staat gehörig zu betrachten sind, dasselbe Durchfahrtsrecht im
Frieden wie für Küstengewässer.s

4) lk . Demgemäß ist die Englifche Behauptung , daß der Bristol-Channel, der
St . Georgs-Kanal , der St . Patricks-Kanal und die Irische See unter Britischer
Hoheit stehen, nicht anzuerkennen und mittelbar auch durch die Territorial - V̂aters
^ ot v. 1878 aufgegeben. Richtig aber scheint es mit v. Martens (S . 385) zu
unterscheiden zwischen den Meerengen , welche zwei sreie Meere mit einander ver¬
binden, und denen, welche den Weg von einem freien in ein geschlossenes Meer
bilden. Die letzteren stehen unter der Hoheit des Uferstaates, die ersteren müssen dem
freien friedlichen Verkehr offen stehen, und nnr die Durchfahrt von Kriegsfchiffen
kann aus besonderen Gründen ausgeschlossen sein. Eine eigenthümliche Stellung
nimmt die einzige künstliche Meerenge, der Suez - Kanal ein, dessen beide Ufer zwar
formell unter Türkifcher Hoheit stehen, hinsichtlich dessen aber die Mächte grundsätzlich
einig sind, daß er im Frieden wie im Kriege jedem Handels- wie Kriegsschiffe
offen stehen foll. H 145 N. 4 .̂

o) sk. Deshalb war der Snndzoll , den Dänemark an einer Straße erhob,
von der es nur eine Küste besaß und die von einem freien Meer in das andere
führte , rechtlich unhaltbar . Die Seemächte lösten ihn in Anfehuug des langen
vertragsmäßigen Bestandes am 14. März 1857 durch eine Summe ab , wogegen
Dänemark sich zur Unterhaltung der ihm obliegenden Seefahrtsanstalten an seinen
Küsten verpflichtetes

6) Nach dem Vertrag von Gulistan 1813 hat Rußland das alleinige Recht,
dasselbe mit Kriegsschiffen zu befahren, uud steht daffelbe ausfchließlich unter Russi¬
schen Behörden.

fk. Die Ansprüche Dänemarks und später auch Rußland 's , die Ostsee als
ein geschlossenes Meer zu behandeln, waren gänzlich unhaltbar und wurden nament¬
lich von England am 18. Dee. 1807 nachdrücklich zurückgewiesen. Ebenso mußte der
Russische Ukas v. 16. Sept . 1821 , der das Meer von der Behringsstraße bis
zum 51. Gr . nördl. Breite als Russisch erklärte und fremden Schiffen die Fischerei
daselbst untersagte, auf den Widerspruch England 's und der Verein. Staaten zurück¬
gezogen werden. Die Verein. Staaten aber behaupteten 1887 durch den Vertrag v.
30. März 1867 , in dem Rußland ihnen seine Nordamerikanischen Besitzungen ab-
krat , die ausschließliche Hoheit über das Behringsmeer erworben zu haben und
wollten dasselbe als geschlossenes behandeln. England bestritt dies mit Recht, da
sein Grenzvertrag v. 28. Febr . 1825 mit Rußland , in den die Verein. Staaten
durch den Vertrag von 1867 als Rechtsnachfolgereingetreten sind, von einer solchen
Hoheit nichts sagt , vielmehr die Grenzlinie sich nur auf das Landgebiet bezieht und



172 Erstes Buch. F 77-

beiden Theilen das Recht freier Schifffahrt auf allen Theilen des Stillen Oceans
und den Strömen , die in denselben fließen , giebt . Der Anspruch , ein Meer von
der Ausdehnung der Behringssee als geschlossenes zu behandeln , ist unhaltbar . Auch
kann es nicht richtig sein, wenn v. Martens das Asow 'sche Meer „eher schon sür ein
geschlossenes als ein offnes " bezeichnet (S . 376 ) , da es mit dem Schwarzen Meere
und somit dem Mittelländischen Meere in Verbindung steht und es rechtlich gleichgültig
ist, ob diese Verbindung weitläufig oder unmittelbar ist. Was das Schwarze Meer
betrifft , so galt dasselbe früher , als seine Küsten ausschließlich der Türkei gehörten
und es nur durch Türkische Meerengen zugänglich war , als der Hoheit der Pforte
unterstehend , später theilte letztere dieselbe mit Rußland . Durch den Pariser Vertrag
v. 30 . März 1856 Art . II wurde es den Handelsschiffen aller Nationen geöffnet.̂

2) >6 . Dies schließt specielle Bestimmungen für gewisse Meere hinsichtlich
sremder Kriegsschiffe nicht aus . Die Psorte nahm stets das Recht in Anspruch ,
den Kriegsschiffen aller Nationen das Einlaufen in den Bosporus und die Darda¬
nellen zu versagen . Diese alle Regel des Ottomanischen Staatsrechts wurde durch
den Vertrag der fünf Großmächte mit der Pforte v. 13. Juli 1841 anerkannt
und durch den Pariser Vertrag von 1856 Art . 11. 13. 14 dahin erweitert , daß das
Schwarze Meer , in welches diese Straßen sühren , überhaupt den Kriegsschiffen aller
Nationen verschlossen sein solle. Von dieser Neutralisirung sagte sich am 31 . Oct .
1870 Rußland einseitig los . Der Londoner Vertrag v. 13. März 1871 hob
dieselbe auf , hielt aber das Recht der Pforte , die genannten Meerengen zu schließen,
mit der Maßgabe aufrecht , daß der Sultan berechtigt sein solle, dieselben im Frieden
den Kriegsschiffen befreundeter und verbündeter Mächte zu öffnen , wenn die Pforte
es für nothwendig erachte , um die Ausführung der Bestimmungen des Pariser
Vertrags von 1856 zu sichern. Der Berliner Vertrag von 1878 hat , wie im Pro¬
tokoll der Sitzung v. 6. Juli constatirt ist , den Ktatns ante lediglich be¬
stätigt , und die Behauptung Lord Scilisbunfs im Oberhause am 7. Mai 1885 ,
daß England , wenn der Sultan zwar unabhängig , aber unter dem Druck irgend
einer anderen Macht handle , keine Verpflichtung habe , sich der Durchfahrt durch die
Dardanellen zu enthalten , widersprach dem Vertrag . (O-eK'ekkn , Ineiäsrits äu
eonüit kMAlo-ru886. Ü.6V. äs är. int . XV , S . 366 ff.)^

Nationale Mußgrbirtr )̂ .

77. Flüsse , welche sich in das Meer ergießen, gehören bis
zu ihrer Ausmündung, d. H. wo sie die äußerste Linie zwischen den
letzten Uferpunkten verlassen zum Gebiete des oder derjenigen
Staaten, welche sie durchströmen, und zwar wenn sie die Grenze
zweier Länder bilden, in dem bereits oben§ 66 angegebenen Ver¬
hältnisse; außerdem zu dem Gebiete jedes Einzelstaates, welchen und
so wert sie ihn durchströmenb). Sie sind Zubehör des Landes, da
sie der elementarischen Selbständigkeit des Weltmeeres ermangeln,
sollte auch gegen den Ausfluß hin Meereswasser sich beimischen und
die Mündung eine größere Ausdehnung gleich einem Binnenmeere
haben̂).

Aber obwohl demnach jeder Staat die Angehörigen aller
anderen von seinem Stromgebiete bis zu dessen Grenzscheide mit
anderen Staatsgebieten ausschließen kann, hat sich doch für die schiff-
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und flößbaren Flüsse , welche verschiedene Staaten trennen oder
dnrchschneiden, in neuerer Zeit der Grundsatz Bahn gebrochen,
daß dieselben, unbeschadet der Hoheitsrechte jedes Uferstaates , der
friedlichen Schifffahrt aller , mindestens aber sämmtlicher Uferstaaten
freistehen sollen ^

L . Lg .ra.tlisoäoi '^ , äu äroit intsrnLtiorial Lonosrng-vt 168 Aranäs vour8
ä 'eaux . 1861. Derselbe, jetzt Hauptschrift: Das Stromgebietsrecht und die
internationale Flußschifffahrt in v. Holtzend. Handb. II . LuAsIliarät , äu
6onv6ntioiui6l 6.68 Ü6UV68 iutsrnationaux . ksri8 1879. Wurm , Fünf Briefe
über Freiheit der Flußschifffahrt. 1858. OkLoksn , I â lzu68tion äu vanubs .
ösrlin 1883. v. ÜoltssnäorK ', 1̂ 68 äroit8 riv6i-Ain8 äs 1a Loumaivs 8ur Is
Vavuds . 1884. Dahn , Eine Lanze für Rumänien . 1883. Oalvo § 216.

2) Jacobfen , Seerecht 583.
b) >6. Es kann jedoch auch ein Staat , der nicht beide Ufer besitzt, durch un¬

vordenklichen Besitz oder Vertrag die Hoheit über das ganze Stromgebiet haben,
ersteres z. B . Hamburg und Bremen für die Elbe und Weser von der Stadt bis
zur Mündung , durch den Westphälischen Frieden Schweden die Oder, 1773 Preußen
die Netze gegen Polen . Nartkns , R-sc . I , p. 490.̂

4) ^ 76 Note 2. Ueber den Streit , ob der St . Lawrence eine Meerenge oderein
Fluß sei, s. kkilliniors I , 242.

5) Dieser Grundsatz, der bereits im Römischen Recht für den üunrsn
pudlieurn feststand, ward im Mittelalter vollkommen verdunkelt, die Schifffahrt
ward Regal und kam in die Hände der lehnsherrlichen Uferhoheit, die Ströme
wurden mit einem Netz von Zöllen, Stapelrechten u. f. w. bedeckt, das allen Ver¬
kehr hemmte. Noch Mttte des 17. Jahrh . sperrten die Holländer die Schelde gänz¬
lich, und trotz der Bemühungen Joseph's ll ., dies zu beseitigen, wurde das Verbot
durch den Vertrag von 1785 erneuert. Die sranzösische Revolution brach dies
System, 1795 wurde die Schifffahrt des Niederrheins, der Maas und Schelde,
1797 die der Flüffe zwischen Oesterreich und der Cisalpin . Republik, 1804 die des
Ober-Rheins sür alle Uferftaateu frei erklärt. Art . 5 des Parifer Friedens v.
30. Mai 1814 dehnte dies auf den Rhein „äu xoint oü Is üsuvs äsvikut navi -
Ag-bls ^u8y>i 'L 1a msr " aus , und zwar „äs teils 8ort>6 (Is, ng-viAstion )
ns pui886 Ztrs intsräits L pkrsonns " . Die Abficht, diese Bestimmung auf alle
anderen Ströme anzuwenden, „Hii äans Isar eour8 naviSadls separsnt ou tra -
v6r86nt äiMr6vt8 6ts.t8", wurde auf dem Wiener Congreß nicht vollständig aus¬
geführt. Die Grundsätze, über die man sich einigte (Art . 108—117 der Conao-Acte),
beschränkten jene Freiheit der Schifffahrt dahin/ daß sie „8ou8 Is rapxort äu com-
insros V6 pourrL Ztrs iritsräits L die gemeinsame Erhebung der Schiff¬
fahrtsabgaben wurde verworfen und den einzelnen Üferstaaten überlassen, ebenso die
Erhaltung der Schiffbarkeit, doch ist mit jenen Grundsätzen anerkannt : 1. daß eine
Solidarität zwischen den Userstaaten besteht, welche ihren Ausdruck in einer gemein¬
samen Schifffahrts-Commission findet, die ein einheitliches System für den Verkehr
schaffen soll. 2. Wenn man sich noch nicht entschließen konnte, andere Staaten mit
den Uferstaaten gleich zu stellen, so gab man doch zu, daß die letzteren ein Minimum
von Rechten den allgemeinen Schifffahrts- und Handelsiuterefsen zugestehen müßten
und stellte dies unter Europäischer Sauction fest, fo daß die Contrahenten das Recht
behielten, gegen Verletzungen der Bestimmungen einzuschreiten, wie dies gegen
Holland wegen seiner sophistischen Verdrehung des Ausdruckes „.ju8qu 'L 1a insr "
geschah. Schlimmer als die Unvollkommenheit der Bestimmungen selbst war ihre
mangelhafte Aussührung , die Flußschiffsahrtsacten kamen erst nach langer Zeit zu
Stande und belasteten die Schifffahrt mit hohen Zöllen, bei der Elbe verweigerte
Hannover die Anerkennung der Competenz der Commission für den Staderzoll , weil
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derselbe ein Seezoll sei, und derselbe mußte 1861 abgelöst werden; erst durch die
Ausführung des Art. 54 der Deutschen Reichsverfassüng wurden diese Hemmnisse
beseitigt, der Scheldezoll ward 1863 gleichsalls abgelöst. Aus die Donau wurdeu
durch'Art. 15. 16 des Pariser Vertrages von 1856 die Wiener Grundsätze in frei¬
sinniger Weise ausgedehnt, indem die Erhebung aller bloßen Schifffahrtszölle unter¬
sagt und die Mündungen des Stromes unter eine Europäische Commission gestellt
wurden; während aber diese zu allgemeiner Befriedigung arbeitete, behielt die von
den Uferstaaten am 7. Nov. 1857 Unterzeichnete Acte denfelben die innere Schiff¬
fahrt vor und ließ andere Nationen nur für die Mündungen zu; dies führte zu
langwierigen Weiterungen, die noch nicht ausgeglichen sind, so daß gegenwärtig die
Donauschifffahrt unter einem fünffachen Regiment steht(vgl. die oben angef. Schriften).
Was Amerika betrifft, fo mußte Spanien seine Absicht, die Verein. Staaten von
der Schifffahrt auf dem Mississippi zwischen Florida und Luisiana auszuschließen,
durch den Vertrag von 1795 aufgeben, England wies die Forderung der Verein.
Staaten, ihnen freie Fahrt auf dem Lorenzstrom zu gewähren, damit zurück, daß
die Wiener Bestimmungen nur für die conventionellen Ströme gelten. Art. 26 des
Vertrags von Washington 1871 gewährte die Freiheit der Schifffahrt. Der Rio
de la Plata ist seit 1853, der Amazonenstrom seit 1867 dem allgemeinen Verkehr
geöffnet, die Congo-Actev. 26. Febr. 1885 hat allen Nationen die freie Fahrt auf
dem Congo und allen Nebengewäfferngewährt und jede differentielle Behandlung
von Schiffen und Waaren untersagt, eine internationale Commission ist mit Aus¬
führung diefer Bestimmungen betraut; abgesehen von dieser Commission wurde nach
gleichen Grundsätzen die Freiheit der Nigerschissfahrt geregelt. Was Binnenseen
betrifft, die von verschiedenen Staaten begrenzt werden, so uben auf dem Bodensee
sämmtliche Uferstaaten nach dem Vertragv. 22. Sept. 1867 gleiche Befugnisse aus,
für die Englisch-Amerikanischen Seen haben die Verträge von 1854 und 1871 die
Rechte der Uferstaaten für einen bestimmten Zeitraum geregelt.̂

Die Schiffe und Nechtr- er Schifffahrt>).

78. Die Schiffe, welche die Nationen aus ihren Gewässern in
das freie Meer entsenden, sind gewissermaßen davon wandelnde Ge-
bietstheilê), welche selbst in fremden Gewässern ihre Nationalität
nicht verlieren, so lange das Eigenthum des Schiffes keinem Fremden
übertragen ist. Die darauf befindliche Mannschaft bildet für sich
eine nationale Genossenschaft unter dem Schutze des Staates, von
welchem sie ausgeht, gleichwie sie seinen Gesetzen auch außerhalb des
eigenen Wassergebietes unterworfen bleibt2). Jedes von einem
Unterthan auf dem Schiffe geborene Kind ist daher auch Unter-
than des schiffsherrlichen Staates. Natürlich aber ist die nähere
Bestimmung der Nationalität eines Schiffes und ihrer Merkmale
Sache jedes Landes, so weit dadurch keinem anderen ein Präjudiz
für feinen Rechtsstand erwächst̂). Sichere Grundlage ist das wahre
Domieil des rechten Eigenthümerŝ).

Die besonderen Rechte, welche jeder Staatsgewalt in Betreff
der Schifffahrt zustehen, sind:
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I . die Benutzung der freien Wasserstraßen für die National-
schifffahrt und den Handel;

II . das Recht der Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit über das
Verhalten seiner Staatsgenossen, sowohl in Eigen-Wassern, wie auf
freien Gewässern

III . das Recht, zum Schutze der Nationalschifffahrt Anstalten
und Maßregeln zu treffen, insbesondere auch in fremden Hafen-
und Handelsplätzen Consuln mit Genehmigung der dortigen Staats¬
gewalt zu unterhalten ;

IV. das Recht, den Nationalschiffen eine eigene Flagge vor¬
zuschreiben̂), dieselbe zu schützen und in Friedenszeiten deren Ge¬
brauch auch den Schiffen anderer Nationen zu gestatten, wodurch
diese des nämlichen Schutzes und derselben Freiheiten theilhaftig
werden̂). Jedoch können dadurch keine Vortheile übertragen werden,
welche herkömmlich oder vertragsmäßig nur den Nationalschiffen zu¬
gestanden sind, und überhaupt darf die Gestattung der Flagge nie
zum Präjudiz eines Dritten gereichen.

Jeder unerlaubte Gebrauch einer fremden Flagge ist ahndungs-
werth, sowohl in Ansehung des Staates, dessen Flagge gemißbraucht
ist, wie der Drittbetheiligten̂o). Jedoch kann nach der jetzigen Ob¬
servanz das Aufstecken einer fremden Flagge für sich allein noch nicht
als eine Uebertretung gelten").

i) Perels S . 50 ff. Stoerk in v. Holtzend. Handb. II S . 518—50. Hali , p.
144 ff. 222 ff. kkillimork I , 476. 6aIvo II , x . 101 ff.

") k. Dieser Ausdruck(Prolongation äu ttzrritoir«) ist in seiner Allgemein¬
heit wenig glücklich, da nur Staatsschisfe von jeder fremden Jurisdiction ausge¬
nommen sind, Privatschiffe aber nur auf hoher See. tz 79, V. ĵ

b) A . Dies muß der Fall sein, da die hohe See, obwohl frei von jeder Ge¬
bietshoheit, nicht frei von irgend welcher Rechtshoheit sein darf, denn sonst könnte
jedes Verbrechen ungestraft zur See begangen werden.^

fk. Vgl. z. B . Art. 7 des Deutsch-Mexican. Vertrages v. 5. Dec. 1882, Art. 9
des Deutsch-Italien . Vertrages v. 4. Mai 1883. Wählt ein Staat eine neue Flagge,
so muß er, damit sie Völkerrechts Geltung habe, dies den anderen Seestaaten an-
zeigen; als 1848 Deutsche Schiffe die fchwarz-roth-goldne Flagge führten, ohne daß
eine staatliche Anzeige erfolgt war, erklärte Lord Palmerston, daß diese Phantasie¬
flagge keinen Anspruch auf Achtung England's habe,j

5) Nach dem Deutschen Ges. v. 25. Oct. 1867 H 2 sind nur solche Schiffe
zur Führung der Nationalflagge berechtigt, welche in ausschließlich Deutschem Eigen¬
thum stehen(Personen, welche das Reichsindigenat haben, und Genossenschaften, die
im Reichsgebiet ihren Wohnsitz haben). Ebenso England Llkrcliant

von 1854, 18 und Oesterreich; Frankreich sordert nur, daß '/2, Belgien und
Holland, daß ^ des Werthes Nationalen geboren. Eine Uebersicht über die Bestim¬
mungen aller Nationen giebt Lall II . Andere Bedingungen sür die Erthei-
lung der Nationalflagge bestehen nicht in Deutschland, dagegen sordern viele andere
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Staaten , z. B . Frankreich, Italien , Oesterreich, Verein. Staaten , Spanien , Staats¬
angehörigkeit des Capitäns und eines Theiles der Mannschaft.^

6) Vgl. ^Vdeaton , Intern . I ,. I , 2, 11. Entscheidung des Ober-Tribunals zu
Berlin in Goltdainmer, Arch. III , 651. Selbst in sremden Gewässern wird die
Gerichtsbarkeit des Heimathstaates über seine dortigen Nationalschiffe nicht schlechter¬
dings ausgeschlossen. H 79, V .

' ) Vgl. 8 244.
v) A . Die Führung der Flagge, durch welche das Schiss seine Zugehörigkeit

zu einem bestimmten Staatswesen , also die Bedingung seiner rechtlichen Existenz,
nach Außen zeigt, ist also nicht nur ein Recht, sondern regelmäßig auch eine Pflicht.
Z 1 des Deutschen Reichsgesetzesv. 25. Oct. 1867 betr. die Nationalität der Kauf¬
fahrteischiffe 1 schreibt vor : „Die zum Erwerb durch die Seefahrt bestimmten Schiffe
(Handel, Seefischerei und Schleppfahrt) haben fortan als Nationalflagge ausfchließ-
lich die Bundesflagge zu führen." Solche Schiffe, welche nicht zum Erwerb dienen,
wie Lustyachten und sür fremde Rechnung im Jnnlande gebaute Schiffe haben, so
lange sie ausschließlich Deutsches Eigenthum sind, nur das Recht und nicht die Pslicht, die
Nationalflagge zu führen. Voraussetzung der Ertheilung der Flagge ist der Eintrag
des Schiffes in das amtliche Register des Hasens, von welchem aus die Seesahrt be¬
trieben werden soll (D. Reichsges. v. 28. Juni 1873). Ueber die erfolgte Ein¬
tragung wird dann ein Certisikat ausgestellt, welches das Recht zur Führung der
Deutschen Flagge beweist. Von der Eintragung befreit sind nur 1. Schiffe von
nicht mehr als 50 cbm Bruttoraumgehalt , 2. fremde Schiffe, die im Ausland
in Deutsches Eigenthum übergehen, denen durch den Kaiferl. Conful, in dessen Bezirk
das Schiff zur Zeit der Eigenthumsübertragung sich befindet, ein Flaggenattest auf
1 Jahr bezw. die Dauer der Reise, wenn sie durch höhere Gewalt verlängert wird,
ausgestellt werden kann.̂j

b) sk. Ein solches Recht erscheint durchaus zu bezweiselu, da damit der Zweck
der Flagge illusorisch gemacht würdet

*o) Nach dem Deutschen Gesetzv. 25. Oct. 1867 § 13. 14 wird die un¬
berechtigte Führung der Bundesflagge mit Buße bis 1500 M . event. Consiscation
des Schisses bestraft.̂

" ) K. z. B. bei Festen; strafbar ist nur die Absicht, das Schiff durch Auf¬
ziehung der Flagge als ein dem betr. Staat angehöriges auszugebeu.^

79. In Hinsicht auf das Verhältniß der Einzelstaaten zu
fremden Schiffen , deren Bemannung und Zwecke, neigt sich das
heutige Völkerrecht , wiewohl noch mit einigen Schwankungen , im
Allgemeinen zu folgenden Grundsätzen , außer den die Flußschiff¬
fahrt (H 77) betreffenden :

I . Es hängt von jeder Nation ab , die Bedingungen zu be¬
stimmen, unter welchen sie auswärtigen Nationen einen Schifffahrts¬
verkehr mit ihrem Lande und in ihren eigenen Gewässern gestatten
wolle. Nur darf der Verkehr befreundeter Nationen durch die
Last der Bedingungen nicht unmöglich gemacht werden, niemals
auch einem in Seegefahr befindlichen Schiffe und dessen Mannschaft
die Rettung nach dem Lande und die Benutzung der dortigen Hilfs¬
anstalten versagt Werdens (Z 32).
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II . Keine Nation, kein Individuum derselben hat das Recht,
sich ein von der Mannschaft verlassenes Schiff einer fremden Nation
anzueignen, sosern nicht eine Eigenthumsderelietion dem Eigen -
thümer gegenüber erweislich oder derselbe durch Klageverjährung
ausgeschlossen ist. Im Falle der Wiedererlangung ist er dem
Retter einen Findungs- und Rettungslohn schuldigt).

III . Es streitet gegen die Sitte christlicher Nationen, sich an
Personen und Gütern der Schiffbrüchigen zu vergreifen. Das sog.
Strandrecht ist ein Schandrecht. Nur ein Anspruch für Rettung
und Bergung ist begründet̂), ein Eigenthum an den gestrandeten
Sachen erst durch Ablaus der Verjährung zu gewinnen.

IV. Jedes in das Wassergebiet eines fremden Staates zuge¬
lassene Schiff darf sich auch der Anstalten und Mittel bedienen,
welche zur Sicherung der Schifffahrt und zur Verbindung mit dem
Lande für einen erlaubten Verkehr bestimmt sind.

V. Jedes fremde Schiff, welches in Häfen oder andere eigen-
thümliche Gewässer eines Staates kommt, wird der dortigen Schiff¬
fahrtspolizei, den Schiffsabgaben und der Gerichtsbarkeit des Landes
unterworfen̂ ). Eine Ausnahme machen allein in beiderlei letzter
Hinsicht

die Schiffe, worauf sich fremde Souveräne oder deren Ver¬
treter befinden, wenn sie zu deren Beförderung aus¬
schließlich bestimmt sind;

die Kriegsschiffe fremder Nationen )̂ , sofern man ihnen
überhaupt eine Annäherung gestatten will, was aber
auch in Friedenszeiten nur mit Vorsicht zu geschehen
Pflegto) ;

die Schiffe, welche nur vorüberfahren̂).
Endlich gestattet man auch fremden Schiffen die Ausübung der

Schiffsdiseiplin, sofern sie nicht gegen alle Sitte und Recht des
Landes streitet̂ ).

*) ^ Zahlreiche Verträge sichern dies besonders zu, z. B. Art. 11 des Vertrags
zwischen Deutschland und Mexicov. 5. Dec. 1882, Art. 14 des Vertrags mit Zan¬
zibarv. 20. Dec. 1885.̂

2) Die Seegesetze und Seegebräuche sind hierüber noch nicht im Einklang. Die
Britischen Seerichter nehmen ein Derelict an, wenn das Schiff ohne Hoffnung einer
Rückkehr ganz verlassen ist. Jacobsen, SeerechtS . 774. Manche Landesgesetze
nehmen hier größere Rücksicht aus den Eigenthümer. Viele lassen die Frage un-

H e ff t e r , Völkerrecht. 8. Ausg . 12
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entschieden und unterwerfen sie nur den allgemeinen Grundsätzen von Aufgebung
(akanäoii ) des Eigenthums . Wegen Frankreich vgl. 6 . äs Lommeros ^ .rt . 216 .
369 f. u . ü -kvus ötrMKörs kt kr. 1840 t . VII , 275 .

3) Das Römische Recht schützte bereits die Schiffbrüchigen und sicherte ihnen
schlennige Justiz , tit . 0 . äs ns -ufraZ . Ebenso das Weftgothische Gesetzbuch und
Theodorich d. Gr . Im Mittelalter galt das Strandrecht aber trotz allen päpst¬
lichen , kaiserlichen, königlichen und vielen anderen Verboten noch als ein wirkliches
Recht. Pütter , Beitr . 118— 128 . s6. Die erste Besserung datirt von der Strandungs -
Ordnung Ludwigs XIV . von 1688 , unter deren Einfluß auch in anderen Ländern
an die Stelle des Strandrechts ein Bergungsrecht trat . Danach gebührte den
Bergern , außer einem ziemlich hoch bemessenen Lohn , ein Theil der geborgenen
Güter , mindestens ein Drittheil , und ein zweites Drittel siel dem Staate zu , ' was
zuerst das Preuß . Landrecht aufhob , dagegen statuiren die meisten Gesetzgebnngen
auch eine Rettnngs - nnd Bergungspflicht der Küftenanwohner , so auch die Deutsche
Strandungs -Ordnung v. 17. Mai 1874 , die den Strandbehörden das Recht giebt ,
die Strandbewohner zur Hilfeleistung zu requiriren , und überhaupt die einschlagenden
Verhältnisse musterhaft regelt . Der Bergelohn setzt den Schiffbruch oder doch das
Verlassen des Schisses in Seenoth durch die Mannschaft voraus , in sonstiger Noth
tritt der Hilsslohn ein. Für England Uerek . 81iixx . seot . 448 . Die Mann¬
schaft eines Kriegsschiffs hat keinen Anspruch auf Berge - oder Hilfslohn (Verord¬
nung des Preuß . Handelsministeriums v. 20 . Mai 1881 , Perels S . 145 .) Zahl¬
reiche Verträge sichern außerdem Gleichstellung der Fremden mit den Staatsangehörigen
für Hilfe und Schutz bei Schiffbruch und Strandnng z. B . Art . 19 des Deutfch-
Portugiesifchen Vertrags v. 2. März 1872 , Art . 12 des Deutsch-Mexicanischen
Vertrags v. 5. Dec . 1882 , Art . 14 des Vertrags mit Zanzibar v. 20 . Dec. 1885 . ,

4) A . Das Erkenntniß des Französischen Staatsraths v. 20 . Nov . 1806
legt die Grundsätze für die Behandlung fremder Schiffe in Französischen Häfen
treffend dar : „Hus la protkction ĉ ui Ini sst aeooräss äan8 168 ^ or'ts
ns 8aurg .it dessaiZii - 1a Mriäiotion territoriale xour tout es ^ ui touotie g,ux
iotsrstZ äs l 'stat ; yn 'ainsi Is vaisssau usutrs aäinis äans un xort äs l 'stat
68t äs xilsin äroit 80 uuri 8 sux 1oi8 äs polios ĉ ni rsAi886iit 1s lisu oü 11 S8t
rstzu ; (ins 1s8 ASli8 äs son s ^ uipa ^ s 80 vt sKalsnisnt ^U8ti6iab1s8 äs8 tri -
dunÄUx än x ^ 8 pour lss äälits ĉ u 'ils ^ LOlninsttraisnt , nisius L dorä « nvsrs
äss P6r80nn68 strk >,iiA6rs8 k l 'ä ^ uipLKs , ain8i ĉ ns xour 168 60QV6nti0ri3 6ivi1s8
kiu 'il8 xourraisnt kairs ÄVS« s1l68 ", dagegen fällt die Entscheidung über Klagen
und Vergehen von Mitgliedern der Mannschaft gegen einander den Behörden des
Schiffs zu und die Ortsbehörde hat sich nicht darein zu mischen „touts8 1s8 5oi8
HNS 80 N 866onr8 v 's8t xas rselaivä st 1» tranciuillits äu Port n 'sst PÄ8 « orri -
xrorvi8S ." ( Ortolan , Ii .SAl68 II ^ nnsxs x . 296 .) Diese Grundsätze sind
allgemein angenommen und in zahlreichen Verträgen ausdrücklich festgestellt, z. B .
Art . 10 des Vertrags zwischen Preußen und den Verein . Staaten von 1828 , Art . 13
der Confularconvention Deutschlands mit den Verein . Staaten v. 11. Dec. 1871 ,
Art . 11 des Vertrags mit Rußland v. 8. Dec. 1874 , Art . 11 der Consularcon -
vention mit Griechenland v. 26 . Nov . 1881 , Art . 41 der Consularconvention mit
Brasilien v. 10. Jan . 1882 . Der Grund dieser Unterscheidung ist , wie Ortolan
bemerkt (II sti . X ) , daß , obwohl das Handelsschiff nicht unmittelbar den Staat
vertritt , dem es angehört , man es doch nicht einfach Reisenden gleichstellen kann ,
die sich in einem fremden Lande aufhalten ; „ il oontisnt uns A88ooiation orAg,ni8ss
st rs ^ is intsrisursnisnt sn eontormits äs8 1oi8 äs est stat . " In allen Fällen
also , welche das Schiff uud feiue Mannschaft allein berühren , überläßt die Orts¬
behörde die Entscheidung seinem Beamten , dem Consul , und beschränkt sich darauf ,
diesem auf Ersuchen Beistand zu leisten , namentlich bei Verhaftung defertirter Ma¬
trosen , und greift nur ein, „lor ^ us 1s8 ä68orärs8 8urv6nu8 L dorä äs8 H8,virs8
86rg,isQt äs naturs L tronblsr 1a tranHuillits st l 'orärs xuiilio , ä, tsrrs ou
äg.n8 1s xort " , wobei die Competenz der Consuln freilich doch in einzelnen Fällen
streitig fein kann ; der Mord eines Matrofen durch einen ändern an Bord braucht
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die Ruhe des Hafens nicht zu stören, und doch kann schwerlich behauptet werden,
daß der Aufenthaltsstaat auf Bestrafung des Verbrechers zu verzichten habe (der
Befchl. des Franz. Loossil ä'stat v. 20. Nov. 1806 spricht nur von clslits).
Dagegen sind die Gesetze und Behörden des Aufenthaltsstaates allein zuständig für
Vergehen der Mannschaft gegen Personen, die ihr nicht angehören, und Streitig¬
keiten mit solchen, sowie für Alles, was Staatsinteressen berührt, also nicht blos für
Fragen der Polizei, für Laden und Löschen der Schiffeu. s. w. ; dieselben unterliegen
allgemein den Ortsgesetzen. Ein Sklave, der an Bord eines Privatschiffes, in dessen
Heimathsstaat die Sklaverei zu Recht besteht, in den Hafen eines Landes kommt,
wo Sklaverei verboten ist, wird frei und muß als Freier von den Ortsbehörden
geschützt werden. Umgekehrt darf kein fremdes Schiff entlaufenen Verbrechern oder,
wenn in dem Aufenthaltsstaat Sklaverei besteht, flüchtigen Sklaven Asyl gewähren.
Zur Zeit der Herrschaft der Sklaverei im Süden der Verein. Staaten verbot das
Gesetz Süd-Carolina's den Aufenthalt freier Neger, kamen solche als Mitglieder der
Mannschaft eines Schiffes in dortige Häfen, fo wurden sie dort festgehalten und
durften sich erst wieder an Bord begeben, wenn das Schiff auslief. Selbst durch
Seenoth erzwungenes Einlausen entschuldigt nicht ungesetzliche Handlungen eines
Schiffes. Der Sardinische„Carlo Alberto", welcher 1831 die Herzogin von Berry,
die einen Aufstand anstiften wollte, in der Nähe von Marseille gelandet, aber gleich
darauf wegen Keffelbruchs in einen Franzöfifchen Hafen einlaufen mnßte und dabei
von einem Franzöf. Kriegsschiff weggenommen ward, wurde vom Caffationshof ver-
urtheilt, weil das Schiff ein inZtrurrisrit äs 6on8xirg,tioii gewesen, was auch durch
rsläoliS koroetz nicht gedeckt werde. Anders als mit den Häfen steht es mit dem
Küstenmeer, et'. Note 7.j

5) sk. Es muß heißen Staatsschisfe. Dazu gehören: 1. Kriegsschiffe mit ihren
Begleitschiffen; 2. nicht bewaffnete Regieruugsfchiffe, wie Avifos, Transportschiffe;
3. zeitweilig im ausfchließlichen Dienste der Regierung stehende Transportschiffe.
Dagegen nicht die Postfchiffe, selbst wenn sie die Staatspost an Bord haben, wenn
ihnen dies nicht ausdrücklich durch Verträge zugestanden, wie die Fälle des „Trent"
1861 und der „Eider" 1875 zeigen, obwohl ihnen gewöhnlichen Privatschiffen gegen¬
über meist gewisie Immunitäten gewährt werden. Der Charakter des Staatsschisfes
wird dadurch bestimmt, daß es die Staatsflagge führt und von einem im Staats¬
dienst stehenden Ossicier befehligt wird, im Zweifelsfalle entfcheidet die Erklärung
der betr. Regierung. Staatsschiffe vertreten im Ausland die Macht, welche sie ent¬
sendet hat, sie genießen daher unbedingte Exterritorialität in fremden Gewässern und
Häfen, sie müssen sich zwar den örtlichen Bestimmungen sür solche Häfen unter¬
werfen und können, falls sie dies nicht thun, ausgewiefen werden, aber Alles was
auf ihnen geschieht und alle dienstlichen Handlungen von Mitgliedern ihrer Befatzung
am Lande, so weit sie dort zugelassen sind, entziehen sich der Hoheit des Aufenthalts¬
staates, der sich in Beschwerdefällen nur an ihre Regierung zu halten hat. Danach
entfcheidet sich auch die Frage des Afyls; da sie als Theil ihres nationalen Gebietes
gelten, kann der Aufenthaltsstaat, wenn sich ein Verbrecher an ihren Bord flüchtet,
denselben so wenig mit Gewalt wegholen, als er dies von einem fremden Land¬
gebiete thun kann, aber es bestehen sür sie die Pflichten der Auslieferungsverträge,
die der Aufenthaltsstaat mit ihrem Staat abgefchlofsen hat , so gut wie sür das
Landgebiet. Kein Kriegsschiff wird aber gemeinen Verbrechern ein Asyl gewähren,
ein solches kann höchstens bei politischen Vergehen in Frage kommen. Streitig ist
die Frage der Zulassung flüchtiger Sklaven, die Instruction für die Britische Marine
v. 1876 untersagt die Auslieferung und stellt die Aufnahme dem Ermeffen des
Befehlshabers nach Umständen anheim.̂

b) sk. Die Regel, daß im Frieden die Häsen aller Staaten den Kriegsschiffen
anderer Nationen geöffnet sind, unterliegt, abgesehen vom Falle der Seenoth, den
Beschränkungen, die der Aufenthaltsstaat anordnet. Die Verträge fetzen deshalb
für das Einlaufen derfelben der Regel nach die Rechte der meistbegünstigten Nation
fest. Z. B. Art. 21 des Vertr. von Deutschland und Costa Rica v. 18. Mai 1875,
Art. 3 des Vertr. mit Mexico v. 5. Dec. 1882. Es können einzelne Häfen aus

12*
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politischen Gründen ausgeschlossen sein, es kann die Zahl der gleichzeitig in einem
Hafen verweilenden Schiffe einer Macht beschränkt sein, ebenso die Dauer des
Aufenthalts , der Ankerplatz, das Ein- und Ausschiffen von Mannschaften u. s. w.^

>'6 . Dieser Grundsatz ist neuerlich in Frage gestellt durch die Englische
Territorial ^Vatsrg ^ urigäietion v. 1878 , welche Britische Behörden zur
Strafverfolgung aller in Küstengewässern begangenen Vergehen ermächtigt, gleichviel
ob der Thäter Inländer ist oder nicht und auch wenn das Vergehen an Bord
oder mittels eines fremden Schiffes ftattgefuuden hat. Die Bestimmung unterliegt
ernsten Bedenken und ist im Parlament von Sir G. Bowyer mit gutem Grund
als gefährliche Neuerung angegriffen, denn bisher hat man von den einfach das
Küstengewäsfer durchschneidendenSchiffen nur verlangt , daß sie die Schifffahrts¬
verordnungen des Küstenstaates beobachten, und nur die im Hasen liegenden Schiffe
der Jurisdiction des Aufenthaltsstaates unterworfen. Jedenfalls hätte man an¬
erkennen müssen, daß letzterer sich nicht in das zu mischen hat, was an Bord des
Schiffes geschieht und sich auf Acte des Schiffes selbst oder seiner Mannschaft außer¬
halb desselbeu beschränkt, während Art. 2 sagt : „an oü'knvk, altliouAli it

de6Q voimnittkä on do ^ rä ." kliillimors I , 277 .̂
2) ok. Note 4.

80. Gegen fremde Schiffe auf offenem freien Wasser
hat kein Staat irgend ein Recht in friedlichen Zeiten , außer dem
Recht zur Verteidigung Wider einen unrechtmäßigen Angriff und
zur Abwendung rechtswidriger Beschädigungen ; denn es besteht dort
kein gemeinsames Gesetz und keine derartige Autorität zur Hand¬
habung desselben )̂. Indessen wird der hiermit verbundene Uebel-
stand dadurch gemildert,

daß die einzelnen Nationen ihren Angehörigen das Verhalten
zur See felbst gegen Auswärtige gesetzlich vorzeichnen und
die daraus entstehenden Rechte und Verbindlichkeiten an¬
erkennen ;

daß man ebenermaßen auch Fremde wenigstens den eigenen
Staatsgenossen gegenüber nach gleichen Grundsätzen be-
urtheilt ;

daß die meisten Staaten sogar unter Fremden , wenn sie darum
angerufen werden. Recht ertheilen ;

daß endlich unter den Seerechten der vermiedenen Länder
stets eine große Uebereinstimmung von Alters her bestanden
hat ") ,

so daß ein Recht der Selbsthilfe ohne die Eingangs gedachten
Voraussetzungen auf offener See nicht mehr anerkannt wird . Nur
diejenigen, welche sich jedem Gesetze und Rechte entziehen, wie z. B .
die Piraten , dürfen von allen Nationen als Rechtlose (Outlaw ) be¬
handelt werden (Z 104). Abgesehen hier von diesem Fall hat daher
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auch kein Staat außerhalb semer Eigenthumsgewässer und Polizei¬
grenze gegen fremde Nationalschiffe ein Recht, sie anzuhalten, zu
durchsuchen und in Beschlag zu nehmen, wenn dieses auch zu einem
an sich erlaubten Zwecke geschehen sollte, wofern nicht ausdrücklich
und bestimmt ein derartiges Zugeständniß von einer Nation der
anderen gemacht ist. Aufgetaucht ist diese Frage in Beziehung
auf die Unterdrückung des Sklavenhandels, und erwartet hier ihre
fernere Lösunĝ). Erlaubt ist aber jedenfalls die Verfolgung eines
fremden Schiffes in die offene See, wenn sich die Mannfchaft eines
Verbrechens in den Eigenthumsgrenzen eines Staates schuldig ge¬
macht hat4); auch kann ein Staat , wenn der Urheber eines Ver¬
brechens auf offener See nachher in sein Territorium gelangt, die
Strafgesetze gegen ihn in Anwendung bringen, so fern er überhaupt
Verbrechen, welche außerhalb seines Territoriums begangen sind,
strasen mag (Z 36).

6̂ . Die frühere Anmaßung England 's , seine Unterthanen von fremden
Schiffen wegzuholen , um sie zum Militärdienst zu pressen, ist längst als unhaltbar
aufgegeben . Auf hoher See ist auch das Privatschiss als Theil des Gebietes anzusehen ,
dem es angehört , und es ist deshalb grundsätzlich den Gesetzen desselben nnterworsen ,
also auch Ausländer , die sich aus demselben befinden (Entscheidung des Preuß .
Obertribunals v. 12. Sept . 1855 ). Die speciellen Gesetze und Verordnungen der
einzelnen Staaten , welche diese Jurisdiction regeln , wie z. B . die Deutsche Seemanns¬
ordnung v. 27 . Dec . 1872 tz 102 , Strasprozeß - Ordnung H 10 u . s. w . sind
nur Ausführungsmaßregeln des Grundsatzes , der unabhängig davon besteht. Es
war also rechtswidrig , daß 1858 die Neapvlitamfche Regierung den Sardinifchen
Postdampfer Cagliari , desfen Capitän von Passagieren gezwungen ward , sie in der
Bucht von . Policastro zu landen , um Gesangene zu befreien, auf hoher See weg¬
nahm , sie mußte das Schiff herausgeben , als sich herausstellte , daß ihre Be¬
hauptung , die Wegnahme sei im Küstengewässer geschehen, unrichtig war . j

2) In neuester Zeit sind besonders die Regeln über die von den sich begegnenden
Schissen inne zu haltende Richtung im Anschluß an die von Frankreich und Groß¬
britannien 1862 angenommenen Grundsätze von den Seestaaten gleichmäßig fest¬
gesetzt worden . S . H. Romberg , Das Straßenrecht auf See . Bremen 1870 .
An sich aber ist das sog. internationale See - und Handelsrecht der civilisirten
Völker nur ein particulares der ' einzelnen selbständigen Länder . Als gemeinsame
Grundlage dafür haben aus dem Mittelalter her verfchiedene Localrechte gedient ,
namentlich : die Assisen äss dourZ -6oi3 für das Königreich Jerusalem , das Seerecht
von Oleron , die von Damme und Gesetze von Westkapelle , die Ocmtuinss
von Amsterdam , das Seerecht von Wisby (mit dem Stadtrecht herausgegeben von
0 . ŝ. Oorx . oautivi et ing,rit . I ônä . 1853 ) , der 6on -
solato äsl mars , der Auiäon äs 1a, Er , das Hanseatische Seerecht (vgl . oben zu
8 15), endlich das Seerecht von Amalsi (für Neapel ) rc. S . Oarlo I ' ro )' «, ,
Ls -xitnl » st , oräinationks inaritiinav oivitatis Wien 1844 . Lewis ,
Das Deutsche Seerecht . 2 Bde .

6) Die Vertheidigung des an sich unbestreitbaren obigen Satzes f. in ^VAsaton ,
DuHuirzs into tlis valiäit ^ ok tlis Lritibli olaim to s. ok Visitation anä
»kLi-oIi ok vssssls . Iionä . 1842 . Kein Unterfchied zwifchen äroit äs
visits und ciroit äs xsr ^ nisition (ri ^ lit ol' ssarod ) kann hier zur Lösung führen .
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Einen Finger hier geben, heißt die Hand in die Kette schmieden. 6 . Die Verein .
Staaten haben dies Princip siegreich gegen England durchgesochten. das seinen An¬
spruch 1859 offen aufgab . Dagegen ist in einer Reihe von Vertragen ausnahms¬
weise ein begrenztes Durchsuchungsrecht fremder Kriegsschiffe zur Unterdrückung des
Sklavenhandels zugestanden , der wichtigste ist der zwischen Preußen , Oesterreich,
Frankreich , Großbritannien und Rußland , geschlossen am 20 . Dee . 1841 , in welchen
durch Vertrag v. 29 . März 1879 mit Großbritannien das Deutsche Reich an Stelle
Preußens eintrat . Ferner Vertrag zw. Großbritannien u . Verein . Staaten v.
7. April 1882 , Großbritannien mit Persien v. 2. März 1882 .

Der internationale Vertrag zum Schutz der unterseeischen Kabel v. 14. März
1884 giebt Art . 10 den Besehlshabern von fremden Staatsfchiffen nur das Recht,
wenn sie Grund haben zu glauben , daß ein Privatschiff die Schutzbestimmungen des
Vertrages verletzt habe , sich von dem Capitän die Ausweise seiner Nationalität
vorlegen zu lasseu und ein Protokoll aufzunehmen . Die Strafverfolgung bleibt dem
Heimathsstaat . Ebenfo der Vertrag über die Regelung der Fifcherei in der Nordfee
v. 6. Mai 1882 . Z 74 Note 3 /j

16. Dies ist jedoch so zu verstehen, daß die Verfolgung des Schiffes im
Küstengewässer begonnen haben muß und nur über dasselbe hinaus fortgesetzt
werden kann , ist das Schiss der Versolgung entgangen , so darf es nicht fpäter auf
hoher See angegriffen werden . Oalvo II , Z 1126 . Die Ausbringung Englischer
Schiffe auf hoher See durch Amerikanifche Zollkreuzer im Sommer 1887 , weil sie
den für Fremde verbotenen Robbenfang in Alaska geübt , ist daher nicht zu recht-
fertigen .^

Dritter Abschnitt.

Vas Recht der Verbindlichkeiten.

Erste Abtheilung .

Die internationalen Werträge )̂.

Völkerrechtliche Verbindlichkeit der Verträge überhaupt.

81. Zu allen Zeiten sind Verträge sowohl unter rohen wie
unter gebildeten Völkern auch ohne gemeinsames Gesetz als rechtliche
Bindemittel benutzt worden , und dennoch hat man ihnen nicht
immer allein vertraut ; vielmehr hat man in älterer Zeit die Macht
der Religion und die Furcht vor dem Uebersinnlichen zu Hilfe ge¬
nommen , um ihnen größere Haltbarkeit zu verleihen ; seitdem aber
auch jenes Mittel sich oft als unzureichend für diesen Zweck ergeben
hat , ilt wohl der nackte Glaube an eine Selbstgültigkeit der Ver¬
träge übrig geblieben und durch das Christenthum , wie durch das
positive Recht, endlich auch durch die Philosophie gekräftigt worden ;
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aber nicht selten hat ihm die Praxis Hohn gesprochen, und noch
immer hat man sich nicht darüber verständigt , ob, warum und wie
weit ein Vertrag „Etwas " sei, d. i. durch sich selbst verpflichte )̂.

Schwerlich wird man darüber eine andere Ansicht vertheidigen
können , als die , daß ein Vertrag (äuorum vsl plurium in iäsvi
60N86Q8N8 ) an sich nur durch die Einheit des Willens ein Recht

setzt, folglich auch nur so lange die Einheit dauert )̂ ; und daß im
Falle der Willensänderung eines Theiles der andere nur berechtigt
ist, die Wiederherstellung des vorigen Zustandes zu fordern mit Ein¬
schluß des Schadens , den er durch redliches Eingehen in den Willen
des Mitcontrahenten in seinen bisherigen Rechten erduldet hat .
Nur der allgemeine Wille , gestützt aus gleiches Interesse und gleiche
sittliche Gesinnung , kann außerdem noch dem Vertrage Einzelner
eine Verpflichtung zur direeteu dauernden Erfüllung desjenigen
hinzufügen , was versprochen worden ist. Dazu besitzt indessen blos
der Staat in sich selbst für die Individuen die Mittel ; für das
internationale Recht sehlt es an einer solchen Zwingmacht ; der
Vertrag hat demnach hier nur die angegebene natürliche Kraft und
Bedeutung ; eine besondere Stütze findet er blos im gegenseitigen
Interesse , durch seine Vermittelung sortdauernd im Verkehr mit
anderen Staaten zu bleiben und neue Rechte zu erwerben ; eine
noch größere Garantie erhält er in einem Staatensysteme wie das
Europäische ist , welches an sich auf Gegenfeitigkeit und Willens -
Übereinstimmung beruht , dem man folglich nur angehören kann,
wenn man diejenigen Grundsätze von der verpflichtenden Kraft der
Verträge anerkennt , welche den Interessen Aller entsprechen, ohne
welche überhaupt kein Vertrauen und Verkehr denkbar ist. Aller¬
dings sind daher die Völkerverträge Etwas , wenn ihnen auch die
Sanetionen des Privatrechtcs abgehen, kaota , sunt ssi -vanäs .!
bleibt dennoch ein oberster Grundsatz des Völkerrechtes )̂ ; nur die
Gegenstände geben dem internationalen Vertragsrechte eine gewisse
Besonderheit )̂ , auch besteht in ihm eine größere Ungebundenheit
der Erfüllung , wie nun näher darzustellen ist.

Die Ordnung des Stoffes in diesem Kapitel ist wenig glücklich, da
Allgemeines und Besonderes durcheinander gehen; auch sind manche Fragen des
Vertragsrechtes unberücksichtigt gelassen, deren Erörterung besondere Paragraphen
erfordert hättet Die besondere Literatur dieses Gegenstandes s. in v. Ömpteda
8 269 f. v. Kamptz 8 239 ff. Unter den Systemen sind besonders beachtenswerth :
Moser, Verf. VIII . äs Nsuiusnn in ^Vo1Ü8k., äs xavt . st 6ontra>6t>iii . I *rin6ip .
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1752. Vattel II , o. 12. I ^iiUirnors II , 89 8̂ . Oalvo Z 548 f. E. Meier ,
Ueber den Abschluß von Staatsverträgen . 1874. Laband, Das Staatsrecht des
Deutschen Reiches II , Kap. 8. Zorn , Das Staatsrecht des Deutschen Reiches. 1883,
Z 37 die Staatsverträge . Jellinek, Die rechtliche Natur der Staatsverträge . 1880,
S . 50 fs. Proebst , Der Abschluß völkerrechtl. Verträge durch das Deutsche Reich
und dessen Einzelstaaten. Hirth's Annalen 1882 p. 241 ff. Geßner, Die Staats¬
verträge in v. Ho^ endorffs Handb. III , S . 5—79.̂

2) Man sehe die verschiedenen Erklärungen in Warnkönig , Rechtsphilo¬
sophie 8 176.

2) i'6. Aber doch auf so lange, als sich der Wille des Contrahenten gebunden
hat, so fern nicht eine specielle Berechtigung zum Rücktritt vom Vertrage vorliegt.^

6̂ . ? 8,6ta. privatorum , tustur ins oivils , xaeta xrinoixum dona üäss .
L^nkerslioklc, Hu368t. ^ur . pudl . II , 10. Treffend bemerkt Jellinek S . 57 : „Es
ist das Interesse, welches die Treue, und die Treue , welche das Interesse schützt."
In der That hat keine noch so treulose Regierung die Verbindlichkeit der von ihr
geschlossenen Verträge geleugnet, Rußland Unterzeichnete bereitwillig das Protokoll
v. 13. März 187l , ' obwohl seine ganze Action in der Frage , welche zur Londoner
Conferenz führte, dem dort ausgesprochenen Princip widersprach, das nicht etwa
etwas Neues, sondern nur die Wiederholung eines Selbstverständlichenwar . Mit
Recht sagt ktiillimork I , 70 : „l 'lis treaty brsLlrivA Ltats 13 tks ZrsLt

A . Nicht blos die Gegenstände, sondern auch die Subjectes

Gereich des internationalen Vertragsrechtes .

82. Die alte Welt erkannte nicht nur in den wechselseitigen
Beziehungen der einzelnen Staaten Religion und Verträge als
bindend an, sondern sie nahm auch für alle Menschen, mit denen
ein Verkehr stattfand, ein ungeschriebenes Vertragsrecht an, ohne
welches ein Verkehr überhaupt nicht stattfinden konnte; jedenfalls
unterwarf sich hierin selbst Rom einem iu8 Pentium. Die Grund¬
sätze dieses Völkerrechtes, als eines allgemeinen Verkehrsrechtes,
sind zum größten Theile ihrer natürlichen Durchsichtigkeit uud
Zweckmäßigkeit wegen durch das Mittelalter in die heutige Welt
übergegangen; freilich aber erscheinen sie seit der souveränen terri¬
torialen Abschließung der Staaten lediglich noch als recipirte Be-
standtheile des inneren.Territorialrechtes der Einzelstaaten.

Dem heutigen Völker- oder internationalen Recht sind also
nur diejenigen Verträge verblieben, welche weder in subjeetiver noch
objectiver Hinsicht nach dem inneren Staats - oder Civilrecht eines
oder des anderen Landes zu normiren und zu beurtheileu sind,
mithin im Wesentlichen die Verträge souveräner— keiner höheren
Gewalt unterworfener— Persönlichkeiten in Beziehung auf die¬
selben und vermöge derselben. Es gehören dahin also
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I . die Verträge souveräner Machthaber unter einander über
ihre gegenseitigen Beziehungen von Staat zu Staat , oder die eigent¬
lichen Staatsverträge ;

II . Verträge souveräner Fürsten unter einander in Bezug
auf diese ihre persönliche Stellung und fürstlichen Rechte, z. B.
wegen gegenseitiger Unterstützung und Garantirung ihrer Rechte ;
oder auch wegen ihrer etwaigen Besitzuugen außerhalb jedes terri¬
torialen Staatsverbandes. (?)

Umfaßt ein Vertrag unter Souveränen zugleich staatliche und
privatrechtliche Interessen, wie z. B. eine Eheberedung und eine
politische Alliance, oder Session, so wird auf jeden Theil des Ver¬
trages das denselben normireude Recht anzuwenden sein, so fern
nicht kraft der souveränen Gewalt des oder der Contrahenten auch
über einen Gegenstand des Privatrechtes gültig verfügt werden
mag (Z 84).

' ) Vgl . Vattel II , 12, 195 . 196 . Auch die Contrahirung eines persönlichen
Darlehns kann hierunter fallen .

A . Dies ist aus demselben Grunde zu bestreiten , aus dem Fürsten nicht
völkerrechtliche Subjecte sind, ein solcher Darlehnsvertrag ist nicht völkerrechtlicher
Natur . 8 48 Nr . 1. Nur absolute Fürsten können den Staat durch ihre ein¬
seitige Action binden , dann aber liegt auch eben ein Staatsvertrag vor . So auch
^ Irilliivors II , 71 : but t1i686 g,r6 not trsatiss so vallsä . Fürst Bismarck
sagte einmal sehr richtig : „Ich habe nicht die Gewohnheit , meine Unterschrift unter die
Privatverträge meines Allergn . Herrn zu fetzen." Dagegen scheint Hall zu weit
zu geheu, wenn er Vertrügen den völkerrechtlichen Charakter absprechen will , deren
Zweck ist, einer Nation einen Souverän in dessen persönlichem Interesse aufzuzwingen
oder rein dynastische Verabredungen zu treffen . Alles kommt darauf an , ob der
Wille der Staaten als solcher gebunden ist.^

Wesentliche Bedingungen internationaler Vertrage .

I . Eine zulässige eg-nsa .

83. Das erste wesentliche Ersorderniß eines völkerrechtlichen
Vertrages ist eine zulässige eauss,. Wir verstehen hierunter die
Möglichkeit und innere Bindekrast einer übernommenen Verbind¬
lichkeit an sichi). Nur das physisch und sittlich Mögliche kann
Gegenstand eines Vertrages sein. Unmöglich ist z. B. jede Ver¬
bindlichkeit, die der sittlichen Weltordnung widerspricht, namentlich
auch der Bestimmung der Einzelstaaten zur Entwickelung der mensch¬
lichen Freiheit, so daß also Einführung oder Aufrechthaltung von
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Sklaverei niemals gültig versprochen werden kann, so wenig als
eine Verschließung des Verkehres der Nationen sür ihre gegenseitigen
sittlichen oder physischen Bedürsnisse. Niemals kann auch ein Treu¬
bruch wider noch bestehende Verbindlichkeiten gegen Dritte zur
Pflicht gemacht werden, wiewohl derjenige Theil, welcher eine solche
Pflicht gegen einen anderen von dem Widerspruch nicht Unterrich¬
teten übernimmt, sür das Interesse des nicht in Ausführung zu
setzenden Vertrages haftet. Niemals kann ferner eine Handlung
oder Unterlassung wider unbestreitbare Rechte eines Dritten , oder
dasjenige, was man bereits einem Dritten ausschließlich bewilligt
hat , Gegenstand einer Vertragsverbindlichkeit sein, so wenig als
eine Handlung oder das Recht eines Dritten , worüber man keine
Botmäßigkeit oder Versügungsgewalt hat. Jedoch darf man sich
zu einer thätigen Verwendung(Jntereession im weiteren Sinne) bei
einer dritten Person verpflichten, daß dieselbe in ein gewisses Rechts-
verhältniß eintrete, und zwar entweder durch Anwendung
freundlicher Dienste (dona. okLeia) , indem man den Dritten
im Wege der Unterhandlung für den beabsichtigten Zweck zu ge¬
winnen und zu entsprechenden Gewährungen zu veranlassen sucht,
oder durch eigentliche Jntereession mit Anwendung aller
den Umständen entsprechenden erlaubten Mittel , jedoch mit Aus¬
schluß der Waffengewalt, wofern man nicht auch hierzu ein Recht
hat und eine sog. bewaffnete Jntereession ausdrücklich übernommen
ist. Für die wirkliche Erreichung des Zweckes haftet man jedoch
nur dann bis zum Betrage des Interesse, wenn man in dieser
Ausdehnung sich verbindlich gemacht hat. — Man kann anßerdem
sich darüber verständigen, welche Maßregeln einem Dritten gegen¬
über ergriffen werden sollen. Sonst aber kann ein Vertrag nur
ein Rechtsverhältniß unter den Contrahenten zum Gegenstände
haben und Hervorbringen, nicht auch einem Dritten ein Recht oder
eine Verbindlichkeit erzeugen; ausgenommen

vermöge eines vorherigen Auftrages;
bei einer unbedingten oder doch beziehungsweise stattsindenden

Abhängigkeit des Dritten von dem Willen eines oder aller
Contrahenten;

sodann
indem ein Contrahent im eigenen Interesse dem anderen die

Verpflichtung auferlegt, einer dritten Perfon etwas zu



§ 83 . Das Völkerrecht oder die Grundrechte der Nationen in Friedenszeiten . 187

leisten , was dieselbe ohnehin schon zu fordern berechtigt
ist , um dadurch die Verpflichtung zu verstärken ;

endlich
indem man dem Dritten seinen Beitritt Vorbehalt und dadurch

die Gültigkeit der Stipulation oder des Versprechens für
ihn bedingt , was sich bei jeder directen Vertragsbestimmung
für einen Dritten von selbst versteht .

Bis zur Erklärung des Dritten bleibt im letzteren Falle das
Rechtsverhältniß desselben zu den Anderen aufgeschoben ; es kann
auf den ihm bestimmten Vortheil von dem Stipulanteu verzichtet
werden , wenn er sich nicht gegen den anderen Contrahenten ge¬
bunden hat , die Erklärung abzuwarten .

Im Uebrigen kennt das internationale Recht keine Beschränkung
der Vertragsfreiheit auf bestimmte Arten von Verträgen , wie etwa
das Privatrecht ; keinen Unterschied von klagbaren und nicht klag¬
baren Conventionen . Ohne Grund behauptete man auch, es gehöre
zu allen völkerrechtlichen Verträgen eine besondere eauZA äsdsnäi ,
mit anderen Worten , sie könnten nur auf Leistung und Gegen¬
leistung beruhen ; jede Bewilligung setze ein Aequivalent voraus .
Wem indeß eine freie Verfügung über sein Vermögen zusteht , dem
kann auch die Besugniß zu rein freigebigen Verfügungen nicht ab¬
gesprochen werden , da sie nur in einer an sich erlaubten Anfgebung
von Eigenthum bestehen , wovon zu Gunsten eines Anderen Gebrauch
gemacht wird . Ebenso wenig kann die Nichterkennbarkeit eines
Nutzens für den stipnlirenden Theil , oder die Behauptung einer
enormen Läsion die Gültigkeit einer Paction aufheben , wenn nicht
andere Rescissionsgründe damit in Verbindung treten .

Unverbindlich würde jedoch vorzüglich im Zustande des Friedens
eine bleibende vertragsmäßige Unterwerfung unter den Willen eines
Anderen oder Dritten sein , wodurch die Fortexistenz einer freien
Persönlichkeit für immer unmöglich gemacht und nicht vielmehr nur
ein Schutz derselben erlangt würde .

*) 6̂ . Die Polemik Zorn 's (1. o. I , 1) gegen obige , angeblich „ganz trostlose"
Ausführungen H's . beruht auf der befchrünkten Auffasfung des Rechtes als äußer¬
lichen Zwanges und demgemäß der Leugnung des Völkerrechtes überhaupt . Nach
dem Z 2 Note 1 Gefügten verlohnt es nicht weiter darauf einzugehen , wenngleich
zuzugeben ist, daß im Einzelnen H 's . Behandlung der Vertrüge viel Unklarheit zeigt,
wie ich bereits in der 7. Aufl . in meinen Noten hervorgehoben .^
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II . Dispositionsfähigkeit der Contrahe nt en.

84. Die zweite wesentliche Voraussetzung zu einem gültigen
Vertrage ist Dispositionsfähigkeit der Contrahenten. Diese haben

I. für eigentliche Staatenverträge(Z 82 I.) die machtvollkom¬
menen actuellen(selbst usurpatorischen) Repräsentanten der contra-
hirenden Staatsgewalten(§ 49), so weit deren Befugnisse in aus¬
wärtigen Beziehungen nicht durch ein Abhängigkeits-Verhältniß zu
anderen Staaten*) oder durch die dermalige außer Streit befindliche
Verfassung des Staates beschränkt werden, während der nicht im
Besitz befindliche, obwohl rechtmäßige Souverän nur für den Fall
der efsectiven Wiedererlangung seiner Rechte Verträge für den
Staat eingehen kann. — Sogar Rechte der Unterthanen unterliegen
der Disposition des Souveräns, wosern sie nicht durch die Verfassung
und Sitte des besonderen Staates für unverletzbar erklärt sind.
Wie weit der einzelne Bürger oder sein Eigenthum dem Staatswohle
mit oder ohne Entschädigung geopfert werden könne, ist Gegenstand
des inneren Staatsrechtes.

II . Für Verträge der Souveräne über ihre eigentümlichen,
vom Staate unabhängigen Rechte sind sie allein dispositionsberechtigt.
Jedoch erstreckt sich ihre Fähigkeit keineswegs auch auf die beson¬
deren Rechte der Familienglieder, deren Haupt sie sind; ihre
Handlungen können ohne ein hierzu berechtigendes Familiengesetz den
übrigen Familiengliedern nicht präjudieireû), wiewohl solche im
Falle der Noth ebenso wie die Rechte der Unterthanen durch einen
Staatsvertrag geopfert werden können.

Statt der vorgenannten Personen können nur ausdrücklich
autorisirte Stellvertreter gültig für dieselben eontrahiren; was da¬
gegen ein unbefugter Stellvertreter oder freiwilliger Geschäftsführer
contrahirt hat, kann erst dnrch nachherige Ratification des Berech¬
tigten Gültigkeit erlangen̂). Insbesondere gilt dies von den sog.
Sponsionen oder Versprechungen, welche der Unterthan eines
Staates einem anderen Staat ohne Autorisation des ersteren macht.
Hieraus kann weder für den ungehörig vertretenen Staat irgend
eine Verbindlichkeit entstehen, noch auch sür den Spondirenden
selbst, wofern er nicht ganz bestimmt für feine Person übernommen
hat, die Genehmigung oder Vollziehung der Sponsion zu bewirken,
in welchem Falle er sür das Interesse haftet; auch muß im Zu-
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stande des Friedens der ungehörig vertretene Staat die Vortheile
wieder herausgeben , welche ihm durch die Sponsion bereits zuge¬
flossen sind. Alles Uebrige ist den Gesetzen der Ehre und Staats¬
klugheit, namentlich im Kriege anheimgegeben )̂. — Eine stillschwei¬
gende Vollmacht kann nur denjenigen Staatsdienern zugeschrieben
werden , welche vermöge ihres Amtes gewisse Zwecke nach eigenem
Ermessen zu verfolgen haben , wobei sie mit auswärtigen Mächten
in Berührung kommen6), jedoch versteht sich von selbst , lediglich
zur Abschließung von Verträgen über solche Gegenstände , welche
zur Disposition des Staatsdieners vermöge seines Amtes gestellt
sind , so daß jede weiter gehende Verfügung einer Ratification der
Staatsgewalt bedarf , außerdem aber hinfällig wird . Anwendung
von diesen Grundsätzen wird besonders im Kriegsrechte zu machen sein.

6. Das Recht, internationale Verträge abzuschließen haben im vollen
Umfang nur souveräne Staaten , halbsouverüne nur in mehr oder weniger beschränktem
Umfang . Man läßt es zu bei Verkehrsverträgen ; so erklärten die Vertreter Deutsch-
land 's , Oesterreich 's und Rußlands der Pforte durch Collectivnote v. 26 . Oct . 1874 ,
daß ihre Regierungen es als ihr Recht betrachteten , „mit den Vasallen -Fürsten -
thümern der Türke : besondere und unmittelbare Uebereinkommen über Zölle , Tarife
und Handel abzuschließen" , ertheilten aber zugleich die Versicherung , daß diese Ueber¬
einkommen jedes politischen Charakters entkleidet bleiben und somit die Rechte des
Sultans in keiner Weise beeinträchtig : werden sollen. Egypten und Bulgarien sind
Mitcontrahenten der internationalen Postverträge von 1885 , ersteres hat 1884
Handelsverträge mit Griechenland und England , einen Freundschaftsvertrag mit
letzterem und Abessynien geschlossen, Bulgarien mit Oesterreich 1883 einen Eisenbahn¬
vertrag . Da politische Verträge bei solchen Staaten ausgeschlossen sind , war der
Vertrag , den Rumänien am 16 . April 1867 mit Rußland über den Durchzug der
Truppen des letzteren im Kriege mit der Türkei schloß, unzweifelhaft eine Verletzung
der suzeränen Rechte der Pforte . Das Schutzverhältniß schließt in der Regel
das Vertragsrecht des geschützten Staates aus , indem die Leitung der auswärtigen
Verhältnisse an die Schutzmacht übergeht . Im Staatenbunde haben die Mitglieder
das Vertragsrecht , das nur nicht gegen den Buud und seine Verfassung geübt
werden darf . Der Westphälische Friede bestimmte (I . V . O. VIII 8 2) : ,,^ u8
kLcisväi Inter 86 st , onnn extsris iokäsrg , , xro sua «uiu8 (iu6 6on86rvLtiori6
3,6 skouritats , singulis 8tLtiI >n8 xsrxstno liderurn 68to , ita lainen ns 6 '̂ ii8nio <1i
lokäsra 8int eontrg . Inipsi 'Atorkm st Imperium pgEillyus 6̂ U8 xubliouin ,
vsl IlLno iruxriinis traiEctioiikw , üantc n̂s 83,1vo per oinnia ^ursrnsnto , Hiro
<1ni 8cin6 Iinx6rg .tori st Irrixerio od8tri6t ,n8 68t" ; Vorbehalte , die schlecht genug
beobachtet wurden , aber ihrem wesentlichen Inhalt nach auch in der Deutschen
Bundesacte von 1815 wiederholt wurden . Art . 11 Al . 3 : „Die Bundesglieder
behalten zwar das Recht der Bündnisse aller Art , verpflichten sich jedoch, keine Ver¬
bindungen einzugehen , welche gegen die Sicherheit des Bundes oder einzelner Buudes -
staateu gerichtet wären ." Der Ausdruck „Bündnisse aller Art " zeigt , daß damit
Verträge überhaupt , t'o6ä6rg ,, gemeint sind. S . tz 83 . ^ Im Bundesstaat steht das
Vertragsrecht grundsätzlich der Bundesgewalt zu, ausschließlich in den Verein . Staaten ,
deren Verfassung Arti I Seet . 10 tz 1 den Einzelstaaten ausdrücklich die Befugniß
abspricht, Verträge zu schließen. In der alten Eidgenoffenfchaft hatten die Cantone
das Recht Verträge zu schließen, nach der Versassung v. 7. August 1815 ist dies
Recht dem Bund , mit ^ Stimmen -Mehrheit der Tagsatzung übertragen , und die
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Verfassungen v. 12. August 1848 und 29 . Mai 1874 untersagen den Cantonen
besondere Bündnisse und Verträge politischen Inhalts , für die allein der Bund zu¬
ständig ist , nur ausnahmsweise ist den Cantonen erlaubt , „Verträge über Gegeu -
stände der Staatswirthschaft , des nachbarlichen Verkehrs und der Polizei mit dem
Auslande abzuschließen, jedoch dürfen dieselben nichts dem Bunde oder den Rechten
anderer Cantone Zuwiderlaufendes enthalten " . Die Verfassung des Deutschen Reiches
regelt in Art . 11 die völkerrechtliche Vertretung desselben , sie sagt nichts über die
Rechte , welche den Einzelstaaten bleiben , aber nach dem ß 20 Gesagten behalten sie
alle Rechte, welche nicht dem Reiche zugesprochen sind, was auch durch Art . 52 Al . 3
und Art . 66 Al . 1 anerkannt ist. Die völkerrechtlicheZuständigkeit der Reichsgewalt
und die der Bundesstaaten fällt somit zusammen mit der , welche beide Theile im
Bereich der Gesetzgebung und Verwaltung genießen , die der Bundesstaaten beginnt
da , wo die des Reiches endet (vgl. Proebst S . 246 ) . Die Competenz Preußen 's
und Bayern 's , 1885 mit Rußland Auslieferuugsverträge zu schließen, nachdem bis
dahin solche nur vom Reiche geschlossen waren , unterliegt begründeten Bedenkens

2) H Die Verfassungsbestimmungen über die treaty inakinA xov /sr sind
Gegenstand des Staatsrechtes , nicht des Völkerrechtes , auswärtige Staaten werden
dieselben zwar beachten müssen , wie z. B . daß in den Vereinigten Staaten der
Präsident nur mit Zustimmung des Senats Verträge schließen kann , sie halten sich
aber lediglich an den Vertreter des Staates nach Außen , der mit ihnen contrahirt .
Vgl . Meier , Abschn. 2.>

b) sk. Wie 8 82 Note 1 bemerkt , gehört das 8ud II Gesagte nicht in 's
öffentl . Rechts

r) k̂ . Vgl . 87 Note 3
5) sk. In kritischen Verhältnissen werden solche Sponsionen oft nothwendig .

Das berühmteste Beispiel ist Uork's Convention von Tauroggen v. 30 . Dec . 1812 ,
die nicht nur ohne Vollmacht geschlossen, sondern auch ausgesührt ward .1

b) 6̂ . Solche Vollmachten werden wohl Statthaltern entfernter Colonien , wie
z. B . dem Generalstatthalter und Vicekönig von Indien gegeben.^

III . Willensfreiheit .

85 . Eine dritte wesentliche Voraussetzung gültiger Verträge
ist Freiheit des Willens der Contrahenten und somit Abwesenheit
solcher Zustände , wodurch jene aufgehoben wird . Jrrthum , Hinter¬
list und Zwang haben demnach denselben Einfluß auf den Rechts¬
bestand der Verträge , wie derselbe schon längst in allen Privat¬
rechten festgestellt ist . Als wahres Hinderniß der Willensfreiheit
kann inzwischen nicht jede Art von Preßhaften Zuständen gelten ,
welche die Wahl eines Entschlusses nnr erschweren , vielmehr ist ein
Zwang erforderlich , wodurch selbst ein kräftiger beharrlicher Muth
erfchüttert werden kann , welches allemal der Fall sein wird , wo
Gefahr für die physische oder moralische Existenz eintritt , mithin
die Pflicht der Selbsterhaltung ein Nachgeben anrathet und nicht
etwa das Bestehen der Gefahr durch höhere Pflichten geboten wird .
Für einen Staat wird eine solche Gefahr vorhanden sein , wenn
seine eigene Existenz als selbständiger Staat auf dem Spiele steht ;
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für den Souverän oder Unterhändler , wenn sein Leben, seine
Gesundheit , Ehre oder Freiheit ernstlich bedroht wird und die
Ausführung der Drohung wirklich in der Macht des Drohenden
steht. Keineswegs aber wird ein schon vorhandener rechtmäßiger
Zustand des Zwanges oder der Unfreiheit den zur Beseitigung
desselben geschlossenen Vertrag vitiiren , z. B . eine rechtmäßige
Kriegsgefangenschaft oder die bereits erfolgte Eroberung eines
ganzen Staates , wovon der Vertrag eine Befreiung gewähren
soll ' ).

i) 6. Diese Ausführung ist durchaus unklar. Im Unterschied vom Privat -
recht kann Zwang völkerrechtliche Verträge nur in Frage stellen, wenn derselbe gegen
einen Unterhändler des Vertrags oder den ratificirenden Factor , nicht aber wenn
er gegen einen Contrahenten geübt ist, denn sonst wäre kein Vertrag , den der
Sieger dem Besiegten dictirt, von Bestand. So war, wie Phillimore bemerkt, der
Verzicht Ferdinand 's VII . von Spanien , der von Napoleon nach Bayonne gelockt
und dort zur Thronentsagung gezwungen war , ungültig , die Entsagung Napoleon's
in Fontainebleau nicht. II , 76. Eine rechtswidrige Täuschung eines Contrahenten
durch den ändern macht den 60N86N8U8 zu einem blos scheinbaren. Was den Jrr -
thnm betrifft, so muß er entschuldbar sein, eine Regierung kann sich also nicht darauf
berusen, daß ihr Unterhändler seine Instructionen falsch verstanden, sondern es muß
ein Nichtwissen oder eine irrthümliche Auffassung des Unterhändlers oder der Regierung
von Verhältnissen vorliegen, welche ihnen nicht bekannt sein konnten.̂

Entstehung der Verträge .

86. Zu jedem Vertrage gehört seinem Wesen nach, also auch
völkerrechtlich, zunächst eine Willenseinigung durch Promission und
Acceptation mit deutlicher Erklärung dessen, wozu der Eine dem
Anderen gebunden und diesem ein bestimmtes Recht auf Erfüllung
gegen Jenen gegeben sein soll. Blos einseitige Versprechungen
(Pollicitationen ) geben daher vor erfolgter Annahme dem anderen
Theile noch kein Forderungsrecht , selbst wenn mit ihrer Erfüllung
bereits der Anfang gemacht wäre , so fern nicht in der Annahme
der Erfüllung eine Acceptation des Ganzen zu erkennen ist ; ferner
felbst dann nicht, wenn sie in Form religiöser Gelübde (vota ) ge¬
geben oder durch Eid bekräftigt wären . Ebenso wenig ist schon
ein Vertrag vorhanden , so lange nur sog. Traetaten stattgefunden
haben , d. H. vorläufige Verabredungen über einen demnächst abzu¬
schließenden Vertrag , auch wenn man bereits über einzelne Punkte
einverstanden ist , die jedoch nur Theile des Ganzen sein sollen )̂,
so lange nicht die bestimmte Absicht gegenseitig erklärt ist, sich durch
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das schon Vereinbarte gebunden halten zu wollen, was der Fall
sein kann bei sog. paotis äs eontralienäo, welche bereits alles zum
Geschäft Gehörige enthalten und nur noch den vollständigeren for¬
mellen Ausdruck des Vertragswillens Vorbehalten̂).

In keinem Falle wird man die bloße Beruhigung eines Theiles
bei Handlungen des Anderen schon als vertragsmäßige Genehmigung
ansehen können. Sie zeigt höchstens die Geneigtheit dazu, nicht
aber sofort die bestimmte Absicht, ein Recht aufgeben oder dem
anderen zugestehen zu wollen. — Wahre und sichere Willens-Ein¬
heit fehlt auch den sog. prüsumirten Conventionen (vgl. H11),
wenn im Völkerverkehr ein Theil nach einer gewissen Regel ver¬
fährt , lediglich in der Voraussetzung, daß der andere Theil nach
der nämlichen Regel oder nach Analogie derselben verfahren werde,
letzterer auch die Anwendung der Regel im Bewußtfein von jener
Vorausfetzung geschehen läßt , wie in der Ceremonialpraxis der
Staaten vielfach geschieht. Eine bleibende Verbindlichkeit wird da¬
durch schwerlich auf irgend einer Seite contrahirt. Anders verhält
es sich dagegen mit stillschweigenden Vertr ägenoder Ver¬
tragsbestimmungen, welche in einem schon bestehenden Vertragsver-
hältniß als nothwendige Voraussetzungen oder Folgen mit enthalten
sind — wovon weiterhin bei den Wirkungen der Verträge das Ge¬
nauere —, oder welche daraus zu entnehmen sind, daß man von
einer Seite schwieg, wo man eine Erklärung zu geben schuldig war.

*) s6 . Soq . Punktalionen , in denen die Unterhändler vorläufig das erreichte
Einverständnis ', über gewisse Theile des abzuschließenden Vertrages constatiren .^

2) stz . Dies nennt man doch nicht xa -ctuni äs sondern einfach
die Zufage , fpäter über einen Gegenstand verhandeln zu wollen .^

b) sk . Man sollte diese irreleitenden Ausdrücke , präsumirte oder stillschweigende
Verträge , überhaupt nicht brauchen , da ein Vertrag stets ausdrücklich constatirten
Consensus voraussetzt .^ ,

Substanzielle Form.

87. Eine bestimmte äußere Form der Willenserklärung ist bei
völkerrechtlichen Verträgen nicht wesentlich zur Perfection, vielmehr
ist diese als vorhanden anzunehmen, sobald Ein Theil eine
bestimmte Zusage gemacht hat, mit dem Willen, sich durch die
Acceptation des anderen zu halten, und sobald diese Aeeep-
tütion ebenso bestimmt erfolgt ist*). Vorsicht und Gewöhnung
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bringt allerdings schriftliche Abfassung mit sich; sie ist vornehmlich
eine natürliche Voraussetzung bei Verträgen , welche durch Bevoll¬
mächtigte geschlossen werden ; dennoch würde sich keine Nichtigkeit
des Vertrages behaupten lassen , wenn nichtsdestoweniger von den
Betheiligten eine andere Form der Abschließung beliebt worden
wäre -). In demselben Falle einer Abschließung durch Bevollmächtigte
ist außerdem unter Staatsgewalten , sogar ohne ausdrücklichen Vor¬
behalt , die gegenseitige Ratisieation des abgeschlossenen Ver¬
trages und die Auswechselung derselben als Erklärung der Bündig¬
keit des Vertrages hergebracht '̂ ) . Sie ist die Beglaubigung , daß
der Bevollmächtigte die Grenzen seines Auftrages nicht überschritten
habe , worüber es an einem sonstigen Richterstuhl sehlt ; bis dahin
bleibt daher auch nur die Vollziehung des geschlossenen Vertrages
suspendirt , und ihre Ertheilung setzt ihn rückwärts in volle Kraft ,
so fern nichts Anderes verabredet ist )̂. Moralisch kann sie freilich
nicht verweigert werden, wenn der Vertrag der dem anderen Theile
vorgezeigten ausdrücklichen Vollmacht entspricht ; allein ein Zwangs¬
recht ist dem Herkommen nach nicht anzunehmen , selbst wenn schon
Ein Theil seine Ratification erklärt hat 6). Die grundlose Ver¬
weigerung ist nur eine Jncorrectheit , welche das Vertrauen des anderen
Theiles verletzt und eine Mißstimmungdesselben rechtfertigt , so wie unter
Umständen eine Entschädigungsforderung für die im Vertrauen auf den
Umfang der Vollmacht getroffenen Maßregeln und für den ge¬
machten vergeblichen Aufwand . Unentbehrlich ist die Ratification ,
wenn sie ausdrücklich Vorbehalten ist, oder wenn eine Sponsion (Z 84)
Rechtsverbindlichkeit für den Vertretenen erlangen soll, obwohl auch
in diesen Fällen der Anfangspunkt der Gültigkeit in den Zeitpunkt
der Abschließung zu versetzen ist , sobald die Ratification wirklich
erfolgt . Endlich giebt bei blos implieiten Vollmachten (§ 84 a. E.)
die Ratification des Vertretenen erst die volle Gewißheit über den
Umfang der ertheilten Berechtigung .

Bemerkenswerth ist schon, was der Römische Jurist Gaius in seinen wieder¬
gefundenen Jnstit . Comment. III , H 94 sagt : „äioiiur uno og.8ii lioo vsrdo
(8poüä68N6 ? Kponäöo ) xsreArivum obligari P088S, vslut 8i Imperator
L08t6r I r̂iiicipsni a1i6u.su8 psrsAriin xopuli äs paos itg. intsrroAst : I *Ä66iL
tutursvi 8x 0iiä 68? vsl ix>86 soäein inoüo intsrroAstur : -riMrAM sribti -
Uter' es§ : Huis. Ä Huiä g.äv6r8U8 paotionsin non ex 8t>ipn1g>tu
LAitnr, ssä l̂irs bslli vinäleatur ." Also völlige Freiheit der Form . Ueblich aber
waren im Römischen Staatsverkehr allerdings drei verschiedene Formen ; nämlich
einsache pa6tion68 , Zponsionss und seierliche kosäera . I -iv . 34 , 57 . Oie . pro
Laldo 12 , pro Labir . 16 . LiZon ., äs aut . '̂nr . Lai . x . 465

Heffter , Völkerrecht. 8. Ausg . 13
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2) A . Es ist dies eine ziemlich werthlose Doctorfrage , denn wenn auch prin -
cipiell nicht die Möglichkeit eines mündlich geschlossenen Staatsvertrages zu leugnen
ist , so kommt ein solcher doch nicht vor , selbst bei Verträgen zwischen absoluten
Souveränen , wie z. B . der Präliminarien von Villafranca ( 1859 ), wird stets schrift¬
liche Form festgehalten , richtig dagegen ist , daß die Art derselben gleichgültig ist ,
wie Joseph II . und Katharina II . einen Vertrag durch gleichlautende Briefe schlossen.^

3) Der Gebrauch ist schon sehr alt . So schon zwischen Justinian und Chosroes .
8upp1 . au Oorp8 univ . ätz Du Nont II , p . 197 . ( Wurm ) in der

D . Bierteljahrsschrift von 1845 , I , 168 .
sk . Der Sachverhalt ist hier von H . nicht klar ansgesaßt . Im herkömmlichen

Sprachgebrauch unterscheidet man unrichtig zwischen Abschluß und Ratification des
Vertrages , während derselbe regelmäßig erst durch den Austausch der Ratificationen
perfect wird , also abgeschlossen ist . Der Grund aber , daß , abweichend vom Privat¬
recht , regelmäßig nicht die Bevollmächtigten , sondern nur die Souveräne als Contra -
henten den Vertrag schließen , liegt nicht , wie Amari ( Irattato 8ul dir . intern ,
xubl . äi xaos x . 758 ) und Jellinek (S . 54 ) behaupten , darin , daß dies Recht als
integrirender Bestandtheil der Sonveränetät sich nicht übertragen lasse . Eine solche
Uebertragung findet vielmehr statt , ein Souverän kann einen General ermächtigen ,
eine Capitulation , einen Statthalter , einen Grenzvertrag nicht nur zu unterhandeln ,
sondem abzuschließen , also den Staat definitiv zu verbinden . Ebenso können , wie
Laband ( II , 181 ) aussührt , Minister oder sonstige Behörden ermächtigt werden , im
Bereich ihres Ressorts Urkunden auszustellen , resp . auszutauschen , welche auswärtigen
Contrahenten gegenüber volle rechtliche Verbindlichkeit haben . Wenn beides die Aus¬
nahme bildet und sonst stets dem Souverän der Abschluß der Staatsverträge Vor¬
behalten ist , so ist dies einfach dadurch begründet , daß es sich bei der Regelung
internationaler Verhältnisse um Interessen handelt , die zu gewichtig und weitreichend
sind , um dem Ermessen selbst des gewissenhaftesten Unterhändlers überlassen zu
bleiben ; der Staat kann nicht die Gefahr übernehmen , die sich aus einem Irrtum
des Bevollmächtigten ergeben würde , und es handelt sich hier um Entschlüsse , die nur
im Augenblicke des Abschlusses des Vertrags gefaßt werden können ; der Souverän
soll in der Lage sein , auch noch nach Abschluß der Unterhandlung zu prüfen , ob
der Zweck des zu schließenden Vertrages erreicht ist , und bekundet dies durch die
Ratificatiou . Diese ist also nicht , wie H . sagt , „ als Erklärung der Bündigkeit des
Vertrages hergebracht " , es wird nicht „bis dahin nur die Vollziehuug des geschlossenen
Vertrages suspeudirt " , sonderu vor derselben besteht überhaupt noch kein Vertrag .
Selbst da , wo ausnahmsweise verabredet wird , daß die Ausführung des durch die
Mandatare Vereinbarten beginnen soll , ohne die Ratification abzuwarten , wie bei
dem Vertrag der vier Mächte gegen Mehemed Ali von 1840 , blerbt sie Vorbehalten ,
wie schon der Ausdruck zeigt „ sans Lttsnäre 1'66liLriAs des r3 ,tiÜ6k ».t.ioii8 " , und
ratihabirt nur rückwärts jenes exceptionelle Versahren .

Das , was man herkömmlich unrichtig den Abschluß des Vertrages nennt , was
aber in Wirklichkeit die Unterzeichnnng des sormulirten Vertragsentwurfes durch die
Bevollmächtigten ist , charakterisirt Jellinek (S . 55 ) der Sache nach gewiß richtig als
eine Sponsion (obwohl eine solche im gewöhnlichen Sinne ohne alle Ermächtigung
gemacht wird ) , denn selbst wenn die Unterhändler sich genau in den Grenzen ihrer
Instruction gehalten haben , können sie doch nur hoffen ,' nicht bestimmt wissen , daß
ihre Vollmachtgeber ratificiren werden , weil unberechenbare Umstände dies verhindern
können . Gleichwohl ist die Unterzeichnung kein rechtlich irrelevanter Act , so daß man
sich bis zur Ratification noch immer im Stadium der Unterhandlung befände , viel¬
mehr ist diese mit dem Augenblick abgeschlossen , wo die Bevollmächtigten ihren Namen
unter den Entwurf setzen , sie bekunden damit ihre Ueberzeugung , daß die Absicht
ihrer Vollmachtgeber erreicht ist , hinfort kann an dem Inhalt des Verabredeten nichts
mehr geändert werden , die Ratification kann nur einfach gegeben oder geweigert
werden , sie muß „xlsins st sntiers " sein . In der Debatte v . 2 . April 1868 über
den Deutsch -Amerikanischen Vertrag v . 28 . Febr . d. I . erklärte Graf Bismarck bei
einer gerügten Ungenauigkeit der Fassung , daß , „wenn dieselbe ein Schriftfehler sei.
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der aus dem Original des Vertrages stamme , derselbe natürlich bestehen bleibe" ,
„er ist mit dem zum Vertrag erhobenen Text ein integrirender Theil " . . . : höchstens
können solche Formfehler im Schlußprotokoll oder durch Notenaustausch klar gestellt
werden . Die Staatsverträge werden sogar stets nach dem Datum ihrer Unterzeichnung ,
nicht nach dem der Ratification citirt . Ganz zutreffend sagt denn auch Zorn , Die Deutschen
Staatsverträge . Tüb . Zeitfchr. f. Staatsw . 1880 (S . 25 ) : „Die Abänderung eines
Vertrages durch die Volksvertretung qualificirt sich staatsrechilich als Ablehnung ,
verbunden mit einer neuen Offerte ." Schließt die Regierung sich dem an , so beginnt
eine neue Unterhandlung und nach Einigung mit dem ändern Contrahenten wird
ein neuer Entwurf unterzeichnet .

Eine Regierung nun , welche für die staatsrechtliche Gültigkeit eines Vertrages
der Genehmigung eines ändern Factors im Staatsleben bedars , wird nicht leicht
ratisiciren , ehe dieselbe erfolgt ist. Thut sie es aber in der Erwartung , daß die
Zustimmung nachträglich gegeben werde, und wird diese verweigert , so ist nicht etwa ,
wie Zorn nach seiner Theorie „zum Recht wird der Vertrag nur als Gesetz oder
Verordnung " (Staatsr . S . 416 ) behauptet , der Vertrag null und nichtig , sondern
er besteht völkerrechtlich, und der andere Contrahent hat ein liquides Recht, Erfüllung
zu verlangen , eventnell dieselbe zu erzwingen , z. B . durch Repressalien , während die
Ratification nie erzwungen werden kann , sondern srei gegeben oder verweigert wird .
Diesen Conslict kann man nicht mit Zorn durch Berufung auf den bekannten Satz
beseitigen , daß jeder Contrahent die Dispositionsfähigkeit desjenigen , mit dem er
unterhandelt , prüsen muß (I. 19 O . 50 , 17). Eine Regierung muß allerdings wissen,
welche Stadien der vereinbarte Entwurf bei dem audern Contrahenten zu durchlaufen
hat , sie kann sich nicht beklagen , wenn der zu schließende Vertrag in einem dieser
Stadien scheitert, wenn sie aber demselben gegenüber ausdrücklich die Verantwortlich¬
keit übernimmt , eines dieser Stadien zu überspringen , wie dies durch die Ratification
vor Zustimmung eines dazu berechtigten Factors ' geschieht, so hält der andere Con¬
trahent sich lediglich an sie. Bis zur ersolgteu Zustimmung ist, wie Laband bemerkt
(II , 158 ) , der Vertrag staatsrechtlich sür Unter thanen und Behörden so
wenig vorhanden , wie ein geheim geschlossener, von dem diese nichts wissen, die Con¬
trahenten aber sind in beiden Fällen gebunden . Zorn anerkennt (S . 427 ), daß die
Ratification die formelle Erklärung des Staatsoberhauptes gegenüber dem anderen
Contrahenten bedeutet , der Staatsvertrag sei der getroffenen Verabredung gemäß
in Rechtskraft getreten . Aber es ist durchaus unrichtig , wenn er sagt , daß Rati¬
fication nach Preußisch -Deutschem Rechte Sanction der Staatsverträge als Gesetz oder
Verordnung ist, beides sind verschiedene Acte, die Ratification bindet den Staat dem
anderen Contrahenten gegenüber , für Unterthanen uud Behörden wird der Vertrag
erst durch vorschriftsmäßige PubÜcation als Gesetz oder Verordnung verbindlich.
Die nachträgliche Genehmigung eines ratificirten Vertrages heilt den staatsrechtlichen
Mangel , mit dem derselbe bis dahin behaftet war , die Verbindlichkeit nach Außen
ist nach wie vorher dieselbe. Als die Verein . Staaten 1831 mit Frankreich einen
Vertrag Unterzeichneten , durch welchen letzteres sich zur Zahlung von 25 Mill . Fr .
verpflichtete, wußten sie sehr wohl , daß die Französischen Kammern diese Summe be¬
willigen mußten , da aber die Regierung , ohne dies Votum abzuwarten , ratificirte ,
so waren sie berechtigt, sür die verabredete erste Rate auf den Französischen Staats¬
schatz zu ziehen, und als diese Tratte nicht bezahlt ward , zu erklären , daß sie eventuell
die Erfüllung des Vertrages durch Repressalien erzwingen würden .

Das Staatsrecht der Einzelstaaten kommt hier natürlich in Betracht , in England
schließt die Krone allein die Verträge , die der Zustimmung des Parlaments nur
bedürfen , wenn es sich um Finanzfragen handelt , wo dann im Vertragsentwurf auch
stets nur gesagt wird , die Regiernng werde dem Parlament empfehlen , dies oder
das zu thun .

Anders im Deutschen Reich, wo der Kaiser nicht Souveräu ist. Eine von ihm vor der
Zustimmung des Bundesraths , der die Souveräuetät repräsentirt , sür einen Vertrag ,
welcher sich auf Gegenstände bezieht , die nach Art . 4 der Reichsverfassung in den Bereich
der Reichsgesetzgebung gehören , ertheilte Ratification wäre also ungültig . Wenn in dem

13*
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sehr wenig glücklich gefaßten Art . 11 Abs. 3 der Reichsverfassung bei solchen Gegen¬
ständen der herkömmlichen Terminologie gemäß für den Abfchluß der Staatsverträge
dte Zustimmung des Bundesrathes gefordert wird , so ist damit gemeint , daß letzterer
vorgängig die Unterzeichnung des ihm vorgelegten formulirteu Entwurfs gutheißen
muß , und so wird auch verfahren . Der Beschluß des Reichstages , welcher die Ge¬
nehmigung ertheilt , gelangt dann nach Art . 7 , 1 wieder an den Bundesrath , der
nunmehr , wie Laband bemerkt (S . 188 ) , die Sanctwn ausspricht und den Vertrag
dem Kaiser zur Ratification überreicht . Diese versassungsmäßige Beschränkung aber
ist nicht allgemein , ihr vorausgeht die generelle Ermächtigung der Verfassung : „Der
Kaiser hat — Bündnisse und andere Verträge mit sremden Staaten einzugehen " ,
was nur heißen kann : „rechtsgültig abzuschließen" . Für Verträge also, welche nicht
in den Bereich der Reichsgesetzgebung gehören , handelt der Kaiser kraft befonderer
Delegation mit unbeschränkter Vollmacht , er ist weder an die Zustimmung des Bundes¬
rathes für die Unterzeichnung noch an die Genehmigung des Reichstags gebunden ,
und verpflichtet doch das Reich.

Die Gegenzeichnung der Ratisication durch den Minister des Auswärtigen kann
versassungsmäßig nothwendig sein, ist es aber nicht für die völkerrechtliche Gültigkeit
des Vertrages (Proebst Kap . II Z 1) .>

sk. Daß die Ratification den Vertrag rückwärts in Kraft fetze, ist schwerlich
richtig , falls dies nicht besonders verabredet ist, da erst mit dem Austausch der
Ratificationen die Contrahenten gebunden sind und erst nach demselben die Publication
erfolgen kann , durch welche der Vertrag für die Staatsangehörigen verbindlich wird .^

5) Richtiger , „wenn keine Ueberfchreitung der Instructionen vorliegt " , die
nie gezeigt werden , da die Vollmacht wenig befagt , wenn sie auch sehr unbeschränkt
lautet , sondern erst durch die Instructionen ihren Inhalt erhält . Außer der Ueber -
schreitung giebt es aber noch andere Gründe , weshalb die Ratification mit gutem
Grund geweigert werden kann : Nichtgenehmigung durch einen politifchen Factor ,
eingetretene Dispositionsunfähigkeit des Staatsoberhauptes , wenn Zwang oder Be¬
trug gegen den Unterhändler geübt ist, oder derselbe einem entschuldbaren Irrtum
unterlag , endlich wenn die Erfüllung des Vertrages thatfächlich unmöglich geworden .^

°) Neuere und ältere Vorgänge bestätigen dies . sk. fo noch bei dem Vertrag
vom 26 . Mai 1887 zwischen Großbritannien und der Pforte , wo der Sultan die Rati¬
fication weigerte , obwohl die Königin von England sie bereits gegeben. Niemals
kann eine noch so frivole Weigerung der Ratification , wie sie z. B . Seitens Guizot 's
bei dem Vertrage zur Unterdrückung des Sklavenhandels von 1841 stattfand , den
ändern Theil berechtigen, zu erklären , er werde handeln , als ob die Ratisication
erfolgt fei, wie dies z. B . der Präsident der Verein . Staaten 1819 Spanien gegen¬
über dem Congreß vorschlug. Der Vertrag ist nicht zu Stande gekommen und
folglich bleibt es bei dem 8tatu8

Mitwirkung Dritter bei - er Nertragsschließung.

88. Zu den Zufälligkeiten bei der Abschließung völkerrechtlicher
Verträge gehört

I. die gütliche Verwendung (dona, oküeia)- einer dritten
Person oder Macht, es sei nun blos zur ersten Einleitung der
Unterhandlungen unter den eigentlichen Interessenten, oder zu ihrer
Wiederaufnahme, wenn sie in's Stocken gerathen sind. Sie kann
sowohl aus freiem Antriebe, wie auch auf Ansuchen oder vermöge
vertragsmäßiger Verpflichtung eintreten(Z 83); jedoch wird dadurch
kein besonderes Rechtsverhältniß hervorgerufen, es müßte denn für
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eine bestimmte Rathsertheilung (eonsilium ) eine Verantwortlichkeit
ausdrücklich übernommen worden sein ;

II . die eigentlicheVermittelung (ivsäiatio ), wenn ein
Dritter mit Genehmigung der Interessenten an den Verhandlungen
fortgesetzten Antheil bis zu Ende nimmt und die gegenseitigen Er¬
klärungen nur in seinem Beisein gemacht werden oder durch seine
Hände gehen . Von selbst kann sich Niemand zum Vermittler aus¬
dringen ; wird er aber angenommen , so ist es an ihm, billige Vor¬
schläge zu thun oder die von einer Partei gemachten mit seinem
Gutachten zu begleiten , oder unbillige Vorschläge sofort zurückzu¬
weisen . Gewalt darf er nicht anwenden ; eine sog. bewaffnete Ver¬
mittelung widerspricht dem sreien Vertragsrechte , sie ist die Eröffnung
eines Kriegszustandes -) . Sein Amt erlischt mit dem Abschlüsse des
Vertrages , ohne daß er dessen Gewährleistung (Z 97 ) zu übernehmen
von felbft berechtigt oder verpflichtet ift )̂ ; desgleichen mit dem
gänzlichen Abbruche der Verhandlungen von Seiten eines Haupt -
interessenten .

Zu einem bereits abgeschlossenen Vertrage kann überdies noch
der Beitritt eines dritten Interessenten durch ausdrückliche Accessions -
erklärung )̂, entweder auf vorausgegangene Einladung der Haupt¬
parteien oder ohne solche hinzukommen . Die einzelnen Arten da¬
von sind :

a . ein Beitritt als Hauptpartei , in so sern der Vertrag für den
Dritten Stipulationen enthält oder Veränderungen in seinen Rechts¬
verhältnissen bezweckt. Hierdurch wird der Dritte unmittelbarer
Vertragstheilhaber ;

b . ein Beitritt zur Genehmhaltung derjenigen Bestimmungen ,
welche dem Dritten nachtheilig sein könnten , wodurch insbesondere
aus die etwaigen Einwendungen dagegen verzichtet wird ;

o. ein eeremonieller Beitritt aus Höflichkeit , in so fern dadurch
dem Vertrage blos eine gewiffe Feierlichkeit , oder ein Zeugniß seines
Bestandes gegeben werden soll , was besonders dann der Fall ist,
wo man ihn durch eine höhere dritte Person , oder welcher man eine
gewisse Pietät schuldig ist, bestätigen läßt . Hieraus entsteht schlechter¬
dings keine Verbindlichkeit für den Dritten ; nur kann er sich nicht
auf Unwissenheit über den Inhalt des Vertrages berufen .

' ) sk. welche die Parteien aber nach Belieben zurückweisen können. „1 6̂ rols
äu msäiatkur est äs irioäsrsr Iss pröteutions äss xartiss , Z.'ol)t,6nir äss
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8L6riÜ668 rövixroHQks sous xsins äs voir son osuvrs ßvkoukr, 11 äoit aussi,
xour L6 PÄ8 60iLproiü6t ,tr6 16 8^6068 äs 868 sWrts , äonnsr Avant tout
l 'sxsinxls äu äs8iiit6rs886nisii1 sn touts rsvsnäicÄtiou xsrsonnsHs ."
(R.ot1iÄN, xo1iti<ius kravtz. sn 1866, p. 204.)^

2) A. wie z. B. 1826 bei dem Vorgehen der drei Seemächte gegen die Pforte,
wo dieselben ihre Vermittlung anboten, aber sich bereits unter einander verpflichtet
hatten, den Feindseligkeiten jedenfalls ein Ende zu machen: wo ein solcher Entfchluß
nicht besteht, ist die bewaffnete Vermittelung ein unklarer Ausdruck für eine unklare
Politik wie bei der Vermittelung Preußen's 1859 zwifchen Frankreich und Oesterreichs

b) A. Nicht blos wird er nicht Garant, sondern er kann auch kein Recht aus
solchen Stipulationen ableiten, welche auf seinen Betrieb in den Vertrag ausge¬
nommen sind, z. B. Frankreich aus dem Art. V des Prager Friedens, 1866 wohl
aber übernimmt er die Verpflichtung, der Ausführung des Vertrages in keiner
Weise hinderlich zu sein.j

sk. Richtiger als a. d. v. unterscheidet man a. Adhäsion, durch welche eine
dritte Macht einen Vertrag oder gewisse Bestimmungen desselben durch einen aus¬
drücklichen Act billigt, womit sie keine neuen Rechte erwirbt, wohl aber sich ver¬
pflichtet, der Aussührung des Vertrages nicht entgegen zu sein. So erklärten Ansangs
einige Seemächte, daß sie die Grundsätze der sog. bewasfneten Neutralität von 1780
sowohl ihren Interessen, als auch dem Rechtsbewußtsein der civilisirten Nationen
entsprechend anerkennten, später aber traten sie diesen Grundsätzen sörmlich bei, dies
ist d. Accession, durch welche ein Staat Mitcontrahent eines Vertrages wird, der
ohne seine Mitwirkung geschlossen ward. Die Form, in der dies geschieht, ist un¬
wesentlich, sie kann sowohl ein Vertrag als eine bloße amtliche Erklärung sein, und
es ist deshalb nicht zutreffend, wenn v. Martens (I , S . 409) sagt, daß die auf
dem Parifer Congreß nicht vertretenen Staaten der Seerechtsdeclarationv. 16. April
1856 sich „anschlossen", aber nicht eigentlich„beitraten", weil darüber keine be¬
sonderen Acte vereinbart wurden, die emsache Accessionserklärung band sie wie die
ursprünglichen Contrahenten. Schließt ein Staat noch im Stadium der Verhand¬
lungen sich den bereits festgestellten Bestimmungen an, wie z. B. Preußen 1856
aus dem Pariser Congreß, so accedirt er zwar thatsächlich diesen Bestimmungen, ist
aber selbständiger Mitcontrahent des Vertrages.̂

Aeußere Einrichtung, Modalitäten und Arten der Verträge .

89 — 91 . Die äußere Form der internationalen Verträge ist
unwesentlich , wenn nur dadurch gegenseitig der Wille sich zu binden
unzweifelhaft festgestellt wird ^

Bei der schriftlichen Abfassung der internationalen Verträge
pflegt außer dem Eingangs - Anrufe „der göttlichen Dreieinigkeit " ,
oder in Verträgen mit der Pforte „des allmächtigen Gottes " , durch¬
gängig die Artikelsform beobachtet zu werden )̂, wobei sich zuweilen
Haupt - und Neben - Artikel unterfcheiden laffen ; auch werden dem
Tenor des eigentlichen Vertrages nicht selten noch Zusatz - und
Separat -Artikel beigefügt , bald offen , bald mit vorläufiger Geheim¬
haltung , ohne daß dieses von Einfluß auf die Gültigkeit folcher
Bestimmungen für die Contrahenten selbst ist.

Bei Specialverträgen , die zufolge eines allgemeinen Ver -



8 89—91. Das Völkerrecht oder die Grundrechte der Nationen in Friedenszeiten. 199

trags zwischen den Hauptintcressenten über bestimmte Fragen ge¬
schlossen werden, wird häufig im Hauptvertrag erklärt , daß sie dem¬
selben angefügt und die gleiche Kraft wie dieser haben sollen, so daß
sie also nicht ohne die Zustimmung aller Contrahenten des Haupt¬
vertrags geändert werden können ^

Bisweilen geht einem Definitiv -Vertrage ein Präliminar -Ver -
trag voraus , welcher entweder nur ein xaetuni äs eoutraksiiäo ist,
oder einen provisorischen Zustand festsetzt, oder auch schon den
Hauptvertrag im Hauptwerke enthält und diesem nur die Bestätigung
oder die Ausführung einzelner Punkte überläßt )̂.

Daß sodann völkerrechtliche Stipulationen in gleicher Weise wie
Privatverpflichtungen von möglichen Bedingungen , Zeit und Zweck¬
bestimmungen abhängig gemacht werden können , bedarf kaum der
Anführung .

Die Versuche, die internationalen Verträge nach inneren
Merkmalenzu klassificiren, sind nur von geringem Werth gewesen/ )
will man sie nach ihren Gegenständen eintheilen , so dürfte man
noch am ersten unterscheiden 1. politische Verträge , 2. Verkehrs¬
verträge , 3. Rechtsschutzverträge, obwohl auch diese häufig in einander
übergehen

' ) , 6 . Eine von allen Contrabenten Unterzeichnete und ratificirte Erklärung
wie die Pariser Seerechtsdeclaration oder die Petersburger Declaration von 1868 ,
oder ein durch Austausch gleichbedeutender Noten festgestellter Consensus ist gerade
so bindend , wie ein in feierlichen Formen abgeschlossener Vertrags

2) In den letzten großen Verträgen , z. B . dem Berliner von 1878 , hat
man diese Formel , welche die Kraft des Consensus in keiner Weise verstärkt , sehr
richtig weggelassen . j

b) sk . Hierüber entstand allerdings 1846 ein Streit ; in der Wiener Congreß -
acte war hinsichtlich der zwischen Oesterreich , Preußen uud Rußland abgeschlossenen
Convention betr . Krakau gesagt , daß dieselbe „86ra anvkxäö au traitä Asusral st
o0N8iäsr 66 60 IÜIL6 g^ Änt, Ia N16V16 torvs et viAUkur ". Demzufolge protestirten
England und Frankreich gegen die 1846 durch die drei Mächte vereinbarte Einver¬
leibung Krakau 's in Oesterreich , weil dies nicht ohne die Zustimmung aller Contra¬
henten der Congreßacte geschehen könne . Metternich erwiderte , die drei Mächte
hätten ihre Convention dem Congreß nur zur Einregistirung vorgelegt . Mit Recht
entgegnete darauf Guizot in einer Note v . 4 . Dee . 1846 : , 1̂) 68 xui88k >.n668 inää -
p6näLnt68 , Hui traitsnt , 8ur un xisä äs Mriaits 6Fg.1it6 6t äsliksreiit sur
äks intäi 'kts 60 N1MU 08 , V6 sollt ÄMklöZ 8, 6llr6Ai8tr6r 1tz8 äkterwi -
23 .tion8 kt lss Ä6t68 aäoxtes 88.N8 Isur pÄrtikixLtion ." Um ähnlichen Aus¬
flüchten vorzubeugen , verlangte England auf dem Parifer Congreß , daß die Special¬
convention zwischen der Pforte und Rußland über die auf dem Schwarzen Meer
gestatteten Küstenschiffe nicht nur als integrirender Theil des Hauptvertrags erklärt ,
sondern hinzugesetzt werde : „Nie iw xourrs , strs ni annuläs ni moäiükö , sari8
i 'L886vtiiL8Lt ä68 pui88g .Q668 si ^natairkS äu present traite " . (Art . 14 des
Vertr . v. 30 . März 1856 .) ;
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tz. Präliminarien , die von den Contrahenten ratificirt sind, haben dieselbe
Kraft wie ein ,bis in 's Einzelnste ausgeführter Vertrag , sie werden abgeschlossen,
wenn die sofortige Verhandlung eines Vertrags der letztere Art zu viel Zeit wegnehmen
würde , so die Friedenspräliminarien von Versailles v. 28 . Jan . 1871 , die durch
den Franksurter Vertrag v. 10. Mai 1871 ihre nähere Anssührung erhielten .^

b) So ist die Unterscheidung Bluutschli 's : 1. Verträge direct zwischen den
Staaten und 2 . zwischen innerhalb ihrer Amts - oder Rechtssphäre (V . R . H 442 )
untergeordneten AeMtern oder Gliedern verschiedener Staaten ganz unzutreffend , da
die Staaten stets durch Bevollmächtigte unterhandeln und ein von einem Commissar
mit genügender Vollmacht geschlossenes Abkommen den ' Staat ebenso bindet , wie
ein von Ministern verhandelter Vertrag , andrerseits ganz unklar ist, was unter
Gliedern verschiedener Staaten zu verstehen ist. — Auch die von Hesfter angenom¬
mene Eintheilnng : 1. Constitutiv -Verträge , durch welche die Staaten gewisse
Rechte erwerben , also nur die bestimmte Leistung einer Sache oder eines Rechtes
so wie die Feststellung eines solchen zum Zweck haben , 2 . regulatorische Vereinba¬
rungen über Maximen uud Institutionen für den politischen oder socialen Verkehr ,
3. Gesellschaftsverträge von sehr verschiedener Tragweite — ist, wie v. Martens (S . 4l3 )
bemerkt, verwirrend , da alle Verträge , nicht blos die ersteren , gleichermaßen gewisse
Rechte und Pflichten erzeugen und alle , nicht blos die regulatorischen , die Bedin -
guugen des Verkehrs der Staaten normiren . Die Rechtsfchutz- uud die Verkehrs¬
verträge behandelt H- ganz ungenügend uuter den „besonderen Anstalten für den
internationalen Rechts - und socialen Verkehr " . Die beiden 88 90 u . 91 , welche die
Constitutiv - und regulatorischen Verträge behandeln , sind deshalb gestrichen.^

Gesrllschaftslirrträge, im Keson- eren Alliancen )̂ .

92. Als eigentliche Gesellschaftsverträge sind im internationalen
Rechte diejenigen anzusehen, wodurch sich mehrere Mächte'̂) für
ein — mehr oder weniger — gemeinfames politisches Interesse
zur gemeinsamen Anwendung, es sei gleicher oder ungleicher Mittel
verpflichten, also mit Ausschluß einer Löwengesellschaft, wo ein
Theil allen Vortheil, der andere alle Last ohne den mindesten
gemeinsamen Vortheil nach dem Zwecke und der Natur der über¬
nommenen Verpflichtung hätte, es müßte denn bei deutlicher Er-
kenntniß einer solchen ungleichen Stellung dem anderen Theile
jede Coneurrenz zu den Lasten schenkungsweise erlassen worden
sein2).

Wir unterscheiden bei dieser Art von Verträgen einfache
Bündnisse (^.llianess) für zeitweilige Interessen und Fälle, und
Vereins Verträge (Oonk6ä6ration8) für dauernde Interessen mit
gemeinsamen bleibenden Anstalten(Z 93) )̂.

Die ersteren̂) können sowohl auf friedliche wie auf kriegerische
Zwecke und Erfolge gerichtet fein, auf Sicherung und Förderung
äußerer wie innerer Staatsinterefsen, oft in Verbindung mit regu¬
latorischen Vereinbarungen, wie z. B. der Bonrbonische Familien-
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Vertrags) von 1761 enthielt, desgleichen die heilige Alliance mit
einer fast unbemeßbaren Tragweite?). Meistens hat jedoch ein
Bündniß engere Grenzen und ein gewisses politisches Verhalten
gegen Dritte zum Zweck namentlich

Bekämpfung eines inneren Feindes;
Erhaltung eines Friedensstandes gegen Dritte oder unter

denselben;
Erhaltung der Neutralität in Beziehung auf anderweite

Kriegszustände;
Bewachung einer gewissen Grenze (Barriere-Verträge) ;
Abwehr ungerechter Angriffe (Defensiv-Alliancen) ;
Durchsetzung gerechter Ansprüche im Wege des Krieges

(Offeusiv-Alliancen) 2);
Unterdrückung der Piraterie und des Sklavenhandels.

Die Verpflichtungen können dem Maße nach ungleich sein und
entweder die Anwendung aller Mittel und Kräfte erheischen, was
sich ohne nähere Bestimmung von selbst versteht, oder auf eine
Partielle Kraftanwendung hinausgehen̂ ). Immer bestehen sie je¬
doch blos für den deutlich erklärten 6A8U8 kosclsris, der sich bald
nur aus eine gewisse Begebenheit oder Gefahr erstreckt, bald aber
eine Allgemeinheit von Fällen begreifen kann^ ). Gewinn und
Verlust theilen sich zwar, wenn ein Anderes nicht ausgemacht worden,
nach dem Verhältnisse der sür den Zweck anzuweudeuden Leistungen" );
wenn jedoch der Zweck der Verbindung nur ein bestimmter Vor¬
theil des einen oder anderen Theiles ist, so fällt ihm auch der
Vortheil oder der dabei eintretende Nachtheil allein zu; lediglich
die Vortheile, welche nebenbei errungen worden sind, gehören bei
einem gemeinfchaftlichen Handeln dem Verbündeten verhältniß-
mäßig an , bei einseitigem Handeln dem Einzelnen allein, so wie
jeden ohne ausdrückliche Bestimmung ein erlittener Zufall allein
trifft. Nie kann übrigens der blos zum Beistand Verpflichtete
seine Hilfe aufdringen oder gegen den Willen des Haupteontrahenten
fortfetzen.

Eine Art implieirter Alliancen bilden schließlich der freie
Schutzvertrag , wodurch sich ein Staat der schützenden Macht
eines anderen unterwirft, mit der bereits Z 22 dargelegten Be¬
deutung; sodann der für sich bestehende Garantievertrag ,
wodurch sich ein Theil gegen den anderen für die Erhaltung oder
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Erlangung gewisser Sachen oder Rechte, ja eines ganzen Inbe¬
griffes derselben verpflichtet, was wesentlich die Bedeutung hat,
daß der Spondent die ihm zu Gebote stehenden oder bedungenen
Mittel aus Anruf des Stipulator anwenden muß, um demselben
die versicherten Rechte gegen unrechtmäßige Anfechtungen und
Angriffe zn erhalten oder gegen derartigen Widerspruch durchzu¬
setzen

*) Grotius II , 6. 15. Vattel II , 12 und III , ,6. I . I . Moser , Versuch
d. neuesten Europ . V. R 's . 1780. 15. und 19. Buch. Von Bündnissen und
Tractaten und von Alliirten und Hilfsvölkern. 'Wksaton sä . Dans , tz 278 ff.
Oalvo , I § 651. Hua68t . iur . pudl . küttinarm , äe obliZ-g-tions
kosäsruin . 1.753. Hesster in Bluntschli's Staatswörterb . I Alliance. Gefscken, Bündniß-
verträge in v. Holtzend. Handb. III S . 113—139.

2) 6̂ . Wenn nach H 84 Note 2 nur souveräne Staaten volles Vertragsrecht
haben , so gilt dies besonders für Bündnisse. Im Deutschen Bunde konnten nur
Preußen und Oesterreich, die als Großmächte durch ihren außerdeutschen Besitz eine
selbständige Stellung hatten , politische Bündnisse schließen, und nur für sie ist in
Art . 46 der Wiener Schlußacte von 1820 ein selbständiger Krieg in Aussicht ge¬
nommen , sür die übrigen Staaten war eine Offensivallianz ausgeschlossen, die
ständige defensive bereits durch Art . 36 der Schlußacte vorgesehen.^

H Der Begriff der Allianz fordert unr Handeln für einen politischen Zweck,
nicht daß dasselbe zweiseitig sei, jeder Staat kann in der Aufrechthaltung emes Rechts¬
verhältnisses, wofür er Hilfe verfpricht, genügeude Vortheile finden, um die Last
des Handelns allein zu übernehmen, z. B . der Vertrag zwischen Frankreich und
England mit Schweden und Norwegen v. 21. Nov. 1855, wo letzteres nur versprach,
Rußland keine Territorialzngeständnisse zu machen , erstere dagegen militärischen
Schutz zusagten.^

4) sk. Ueber die Unterfcheidnng von Conföderation, Bund und Bündniß vgl.
H 93 Note 2, übrigens können Bündniffe ebenso wohl aus Sicherung dauernder Inter¬
essen gehen, wie z. B . auf Erhaltung des Besitzstandes, so die von 1642—1815
wiederholten Verträge England 's mit Portugal , um letzteres gegen alle äußeren
Angriffe gegenwärtig und zuküustig zu schützen, so unzweiselhast anch das Oester-
reichisch-Deutfche Bündniß vom Sept . 1879.^

H Politische Bündnisse, kosäus , unio , aäunLtio ,
g-IliZa-ntia , 168AU6, aUia,n66, gehören̂ zu den ältesten und bedeutsamsten Arten der
internationalen Uebereiukommen und brechen zuerst die feindliche Jfolirnng , in
der die Völker sich ursprünglich gegenüber standen. Die geschichtliche Entwickelung
derselben ist dargelegt in meiner Abhandlung I. 6. S . 116—23.^

6) Kartsns , Ü.66. I , x . 16 eä . 2. sk. Uebrigens war dies Bündniß , obwohl
ein dynastisches, ein wirklich politisches, indem sich die Könige von Frankreich und
Spanien gegenseitig sämmtliche Besitzungen garantirten , und versprachen, daß der
Feind des einen auch der des ändern sein sollte, Bestimmungen , dnrch welche die
absoluten Souveräne den Staat verpslichteten, die Weigerung der Nationalversamm¬
lung 1790, die von Spanien gegen England geforderte Hilfe zu leisten, war unbe¬
rechtigt, da Allianzen ohne bedingende Beschränkungen den Staat dauernd binden.^

6̂ . Richtiger wohl „vagen und deshalb geringen Tragweite", übrigens war
formell diese Allianz ein wirkliches Bündniß, in dem verabredet wurde (Art . 1),
daß die drei Monarchen „86 xrstsront sn tonte oo6g,8ion et sn tont lisu
Ä88istLN66 , kt 86601ir8 ."^

«) sk. S . Note 2.)
0) n Desenslvbündnissegehen nicht blos gegen einen Angriff, sondern all-
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gemein auf Erhaltung eines bestimmten Rechts- oder Besitzstandes gegen jede Be¬
einträchtigung, offensive auf Verfolgung gewiffer Ansprüche oder Erreichung neuer
Ziele durch Waffengewalt, vielfach ist beides verbunden , aber es ist keineswegs
immer leicht zu entscheiden, ob ein Staat sich in der Defensive besindet, der an¬
greifende Theil ist nicht immer der, welcher zuerst die feindliche Grenze überschreitet,
wenn ein Staat unzweifelhaft von einem Angriff bedroht wird , fo ist er in der
Defensive, wenn er dem Angriff zuvorkommt, es kommt darauf an, ob der Beweg¬
grund defensiv ift.̂

io) Danach ist zu unterscheiden zwischen allgemeinen und beschränkten
Allianzen , erstere gehen gegen alle Feinde eines oder beider Contrahenten , letztere
nur gegen einen bestimmten Staat , auf eine bestimmte Zeit oder ein bestimmtes
Gebiet und beide können wiederum gegenseitig oder einseitig sein, ein gegenseitiges
allgemeines Bündniß war der erwähnte Bourbonische Familien-Vertrag , indem beide
Mächte sich versprachen, jeden Feind der einen als den der ändern zu betrachten,
einseitig allgemeine waren die Schutzverträge England 's mit Portugal (Note 4).
Derartige allgemeine Bündnisse werden jetzt selten sein, weil sich ihre Verpflich¬
tungen nicht übersehen lassen. Sehr verschieden sind die Mittel der Ausführung ,
diplomatische Interventionen , Geld, Schiffe, Truppen , entweder eine bestimmte An¬
zahl oder die ganze Militärmacht .^

" ) s6. Ein solcher wird stets ausgemacht, einzige Ausnahme ist wohl der
Bourbonische Familien-Vertrag , wonach die Aufforderung jedes der beiden Contra¬
henten zur Hilfe den anderen ohne Weiteres verpflichten soll, dieselbe zu leisten.
Andrerseits war der Zweck der heil. Allianz von 18l5 , ein allgemeines Reich der
Brüderlichkeit zu gründen , so vag , daß dabei eigentlich gar kein 6Ä8U8 losäsris
bestand. Indes ; wird die genaueste Fassung des 63.8U8 oft Zweifel nicht
ausschließen. Nach dem Grundsatz nemo ultra xo886 odliKatur kann auch nicht
Bruch der Allianz behauptet werden, wenn der 6g,8ii8 tosäsris vorliegt, aber thal-
sachliches Unvermögen vorliegt, die versprochene Leistung zu erfüllen, wie z. B . Seitens
Frankreichs 1870 bei der einseitigen Lossagung Rußlaud 's von der Neutralisirung
des Schwarzen Meeres , die es durch Vertrag v. 15. April 1856 verpflichtet war
als Bruch des Pariser Friedeus , als Kriegssall zu behandeln.^

Dies ist nicht zutreffend, die Verbündeten treten nach dem Maß des
Bündnisses in eine dona üäs soviel , Gewinn und Verlust theilen sie, wenn
nichts Anderes verabredet ist, nicht nach den Leistungen, sondern gemeinsam. Bei
einer Defensiv-Allianz kann die eine Partei keinen Äntheil an den positiven Vor¬
theilen verlangen, welche die andere bei Ersüllung ihrer Verbindlichkeit etwa für sich
selbst erreicht.^

" ) S . § 97/j

UereiriSvrrtrKgr im- Tonfö- erationrn .

93. Staatenvcrcinsverträgc oder Conföderationen haben das
Eigene , daß sie nicht etwa blos die Sonderinteressen einzelner
Staaten , sondern ein allen gemeinsames, freilich meist auch wieder
in Sonderinteressen znsammentressendes Ziel mit gemeinsamen
bleibenden Anstalten zum Zweck haben. Ihre Wirksamkeit kann
sich sowohl auf ausländische wie auf inländische Angelegenheiten in
dem ganzen Umfange der sittlichen und äußerlichen Interessen er¬
strecken; ihre Rechtmäßigkeit beruht auf der socialen Natur des
Menschengeschlechtes, auf der Verpflichtung des Staates , das Wohl
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der Einzelnen durch möglichste Entwickelung und Vereinigung
physischer und sittlicher Kräfte zu fördern. Es bedars also auch
zur Gültigkeit solcher Vereine gar nicht erst der Anerkennung anderer
Staaten , sondern jene haben das Recht, in ihrer Vereinigung sich
gegenüber den einzelnen bereits anerkannten Staaten geltend zu
machen, und gemeinsame Bevollmächtigte der verbündeten Staaten
oder vereinigte Erklärungen derselben können von dritten Staaten
ohne Rechtskränkung nicht zurückgewiesen oder als eines völker¬
rechtlichen Charakters entbehrend behandelt werden̂ ).

Von einer solchen Beschaffenheit ist nun die Schließung eines
eigentlichen Staatenbuudes in größerer oder engerer Ausdehnung
(Z 21), serner der Deutsche Zollverein und jeder andere Verein, der
etwa zur Einsührung eines gemeinsamen Handels- und Gewerbe-
systems mit gemeinsamen Anstalten gestiftet werden könnte. Ihr
Gesetz erhalten dergleichen Vereine zunächst durch den ausdrück¬
lichen Willen der sich vereinigenden Staatsgewalten-) ; in dessen
Ermangelung treten bei den schon bestehenden Vereinen die allge¬
meinen Grundsätze des Völkerrechtes, insbesondere die aus dem
obersten Grundsatz der Gerechtigkeit, d. i. der Rechtsgleichheit des
Gleichartigen und der Ausgleichung des Ungleichen, herfließenden
Regulative menschlicher Gesellschaften in Anwendung. Es sind vor¬
züglich diese:

Die Rechte und Pflichten der Vereinsglieder sind einander
gleich3) ; der Antheil eines jeden an den Vortheilen und Lasten des
Vereines muß sich aber nach dem Maße der Fonds und Kräfte be¬
stimmen, womit er dem Vereine beigetreten ist.

Keine Veränderung in der Bundesverfassung kann gegen den
Widerspruch auch nur Eines Bundesgliedes von der Mehrheit durch¬
gesetzt werden4) ; kein Bundesglied kann aber die Ausführung der
Vereinsgrundsätze auf dem verfassungsmäßigen Wege, so lange
der Verein besteht, durch seinen Widerspruch verhindern; auch ist
es keine Verletzung der Vereinspflichten, wenn einzelne Glieder für
sich eine Maßregel in Ausführung bringen, welche der Grundver¬
fassung nicht widerstreitet und keinem anderen Vereinsgliede schadet̂).

Selbst wo das Princip der Stimmenmehrheit entscheidend ist,
kann dennoch hiermit einem Einzelnen oder mehreren derselben
keine Leistung auferlegt werden, die nicht schon in den grundver-
faffungsmäßigen Verpflichtungen enthalten ist, und noch viel weniger



tz 93. Das Völkerrecht vder die Grundrechte der Nationen in Friedenszeiten. 205

kann eine Bestimmung getroffen werden , welche sich auf die vom
Verein unabhängigen Rechtsverhältnisse der Einzelnen bezieht, ohne
sreie Zustimmung der Betheiligten )̂.

Es fehlt hier die Unterscheidung, ob durch eine Couföderation ein neues
völkerrechtliches Subjeet constituirt wird oder nicht. Wenn die früheren Staaten des
Deutschen Bundes Zollvereine auf eine Reihe von Jahren schlossen, so war das
lediglich eine Ausübung ihrer souveränen Rechte, gegen welche kein Dritter Einspruch
erheben konnte, sie blieben was sie waren. Als aber eine Reihe dieser Staaten
1867 den Norddeutschen Bund begründete, trat ein neues völkerrechtliches Subject
in die Reihe der Gemeinwesen, welches folglich der Anerkennung der übrigen
Staaten bedurfte, die durch den Empfang der neu beglaubigten Gesandten des
Norddeutschen Bundes erfolgtes

H Mehrfach ist behauptet, daß die politische Conföderation felbst ein Bünd-
niß sei, dies ist jedoch nicht einmal für den Staatenbund richtig, denn Bund und
Bündniß ist nicht gleichbedeutend. Ein Bündniß hat keine Verfassung, sondern giebt
nur Rechte und Pflichten, der Bund hat eine Verfassung mit gemeinsamen Organen ,
wie unvollkommen dieselbe auch sein mag. Noch weniger paßt die Behauptung auf
den Bundesstaat , wenn man auch zugeben muß, daß die Grenze zwischen demselben
und dem Staatenbund fließend ist und keine Definition des Bundesstaates gleich¬
mäßig für alle bestehenden Bundesstaaten paßt . Eine Preußische Erklärung v.
5. April 1884 spricht von den „Vertragen , auf welchen unsere Reichsinstitutionen
ruhen", sie verwechselt dabei den geschichtlichen Hergang mit dem staatsrechtlichen
Charakter des Deutschen Reiches. Durch den Vertrag v. 18. Aug. 1866 schlossen
die Staaten des späteren Nordd. Bundes bis zum Abschluß eines neuen Bundes¬
verhältnisses, eventuell auf 1 Jahr ein Bündniß , um eine Bundesverfassung her¬
zustellen, dieser Vertrag war aber mit Perfection der letzteren erfüllt. In der
Einleitung derselben heißt es zwar, die aufgeführten Staaten „schließen einen ewigen
Bund ", und dies ist unzweifelhaft ein völkerrechtlicher Act, denn um einen Bund zu
schließen, müssen Staaten unabhängig sein, und die deutschen waren es thatsächlich
nach Auslösung des Deutschen Bundes . Sodann aber heißt es weiter, dieser Bund
wird „nachstehende Verfassnng haben". Die Zustimmung sammtlicher Regierungen
und Vertretungen der Einzelstaaten gab der Verfassung den Charakter eines
Gesetzes, das mit dem 1. Juli 1867 in's Leben trat ; damit war der Bündniß-
vertrag v. 18. Aug. 1866 erfüllt, also gegenstandslos geworden, und fortan bestand
nur das Gesetzv. 1. Juli 1867. Dasselbe gilt von den Novemberverträgen 1870
des Nordd. Bundes mit den Südstaaten uud der Reichsverfassung v. 16. April
1871, deren Art . 1 ausdrücklich sagt , daß an die Stelle jener Verträge die bei¬
gefügte Verfassungs-Urkunde für das Deutsche Reich tritt . s

b) sk. Dies paßt nur auf den Staatenbund , und selbst in demselben können
einzelne Staaten besondere Rechte haben, wie in dem alten Niederländischen Holland
und Seeland , im Deutschen Bunde , wo Oesterreich das Präsidium hatte ; es ist
noch weniger im Deutschen Reiche der Fall , wo die Krone Preußen eine vor¬
herrschende Stellung und selbst Bayern befondere Rechte hat , wie die eventuelle
Vertretung der Retchsgefandten.j

4) s6. Auch dies, sowie wesentlich auch das Folgende ist unbedingt gültig nur
für den Verein von Staaten , die principiell souverän bleiben.̂

ö) Dies ist der Sinn des Satzes : in r'6 pari potiorem 6886 prokidMtis
6LUSLW(Iv. 28 O . 60 IÜM. äiviä .) , anwendbar auch auf Staatengemeinschaften.

6) Dies sind die sog. iurg. singulorum . Eine nähere Bestimmung derselben
hat von jeher Schwierigkeiten gemacht, namentlich in Folge des Westphälifch- Osna -
brücker Friedens V , 52 Darüber s. s-d Ivkstsät , Opusc . t . II , 1—5. Eine das
Obige aussprechende Festsetzung enthielt für den Deutschen Bund die Wiener Schluß¬
acte von 1820. Art . 15. Vgl. Klüber, Oeffeutl. Recht des T . Bundes , tz 129.
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Allgemeine Wirkungen der Vertrage )̂ .

94. Alle Verträge verpflichten zur vollständigen redlichen Er¬
füllung )̂ desfen, was dadurch zu leisten übernommen worden, und
zwar nicht blos desjenigen, was dadurch buchstäblich versprochen,
sondern auch desjenigen, was dem Wesen eines jeden Vertrages, so
wie der übereinstimmenden Absicht der Contrahenten(dem sog. Geist
der Verträge) gemäß ist. — Die Verpflichtung, welche der dispo¬
sitionsfähige Repräsentant für den Staat , selbst in einem gemischten
Vertrage (Z 82 a. E.) eingegangen ist, ruht auf dem ganzen Staate
(sie ist in rsra) und dauert bis zur Erfüllung, so lange der Staat
selbst noch besteht(Z 24), wenn auch mit verändertem Bestände und
mit veränderter Verfassung, unter Vorbehalt der aus der Ver¬
änderung der Verhältnisse sich ergebenden Modificationen oder der
gänzlichen Aufhebung bei völlig geänderten Umständen (8 98).
Verpflichtungen des Souveräns, in Beziehung auf seine Souveräne-
tätsrechte eingegangen, werden, als den Staat selbst auch treffend,
regelmäßig aus jeden Regierungsfolger übergehen̂) ; Privatver¬
pflichtungen nur auf seine Privatnachsolger, so sern nicht in beiden
Fällen ein rein persönliches Factum versprochen sein sollte. Staaten-
verträge (in rsni), welche die Unterthanen und deren individuelle
Verhältnisse betreffen, haben, wenn sie überhaupt gültig eingegangen
und pnblicirt sind, die Natur der Staatsgesetze.

Nie kann ein völkerrechtlicher Vertrag Staaten oder Souveräne
als die Repräsentanten und Träger des Rechtes zu einem Unrechte
gegen ewige Grundsätze des Rechtes und der Sittlichkeit, worin
auch die religiösen Interessen eingeschlossen sind, verpflichten. Bei
der Vollziehung ist Schonung und Billigkeit zu beobachten, so wie
jeder von dem anderen selbst behandelt sein möchte, wenn ihm das
Forderungsrecht zustände; es sind daher auch angemessene Fristen
zu gestatten, damit so wenig als möglich der Verpflichtete in Nach¬
theil versetzt wird oder in seinem Rechtsbestande eine Verminderung
erleide. Es darf ferner der Verpflichtete bei solchen Leistungen,
welche nicht schon ganz bestimmt an einen bestimmten Zeitpunkt
unaufschiebbar geknüpft sind, vorerst die Aufforderung des Berech¬
tigten erwarten, ehe er für die Nachtheile des Verzuges zu haften
hat, welche sich auch im Völkerrecht in das Interesse der rechtzeitigen
Leistung auslösen. '
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Welche Folgen die Nichterfüllung eines Vertrages haben könne,
lehrt das Actionenrecht(Buch II ).

Dritten Parteien kann ein Vertrag an sich keinen Nachtheil
bringen. So fern jedoch letzteres unmittelbar oder mittelbar und
widerrechtlicher Weise der Fall sein würde, können sie dagegen con-
servatorische Maßregeln ergreifen, vorläufig auch sich durch Pro¬
testationen verwahren. Indessen hindern diese an und für sich nicht
die Gültigkeit und Vollziehung eines rechtmäßigen Vertrages unter
den Interessenten selbst.

äk vi koeäkrirw intsr Akvtks. OoettinA. 1778.
2) Alle Verträge sind nach Völkerrecht konas käsi contractus!
3) K. Demgemäß erklärte die Französische National-Versammlungv. 26. Aug.

1790 , daß Frankreich hinsichtlich des Bourbonischen Familienvertragesv. 15. Aug.
1761 , den Ludwig XV . als absoluter Monarch mit Spanien geschlossen hatte und
der ausschließlich auf die „lisns irläi88o1uI)l68 Hui unisZknt Iss äsux Norig,rHU68"
begründet war , die „6i>Ag.̂ 6ra6nt8 ä6k608 ik8 kt oorninercriaux Hus 8on Aouver-
vsMönt) g.vait Lovtrs-otäg avso 1'Ü8x3^n6" beobachten werde, aber nicht an die
Clanseln des Vertrages gebunden sei, welche sich nicht auf nationale Angelegen¬
heiten bezögen. Damit aber stand es im Widerspruch und war nicht gerechtfertigt,
wenn dieselbe Versammlung die von Spanien gegen England geförderte Hilfe
weigerte, zu der Frankreich nach dem Vertrag von 1761 unzweifelhaft verbunden
war.̂j

AitSlrgnng und analoge Anwendbarkeit der Vertrage .

95. Die Auslegung der Verträge muß im Falle des Zweifels
nach der erkennbaren gegenseitigen Absicht, dann aber nach
demjenigen geschehen, was dem einen Theile von dem anderen
nach den dabei gebrauchten Worten als versprochen, bei redlicher
und verständiger Gesinnung vorausgesetzt werden dars. So kann
denn vorab weder als bewilligt gelten, worüber der fordernde Theil
sich gar kein bestimmtes Versprechen hat ertheilen lassen̂ ), noch
bei unklarer Fassung die dem Rechtsstande des Promittenten, seinem
und seines Volkes Wohl nachtheiligere Deutung entscheiden; ist ein
Recht verschiedener Abstufungen fähig, so darf zunächst nur die ge¬
ringste Stufe als zugestanden angenommen werden; ist eine Sache
im Allgemeinen versprochen(im Asuus), so wird im Zweifel die
gewöhnliche, insbesondere eine mittlere Qualität gemeint seinb).
Nur was nothwendig und untrennbar mit der ausdrücklich bewilligten
Leistung verbunden ist, darf als stillschweigend in dieser mitenthalten
gefordert werden. Selbst die analoge Anwendung eines Ver-



träges auf andere , obschon neue , jedoch wesentlich identische Ver¬
hältnisse kann in Anspruch genommen werden , wenn weder die
Betheiligten nur die Absicht gehabt haben, über die früheren ihnen
vorschwebenden Zustände allein eine Vereinbarung zu treffen, noch
auch die Veränderung derselben dem Vertrage die rechtliche oder
physische Möglichkeit seiner Wirksamkeit entzogen hat )̂. — Eine
vollkommen verbindliche Auslegung können nach internationalem
Rechte natürlich nur die Interessenten sich selbst geben oder durch
einen Schiedsrichter geben lassen ; alle Jnterpretationsregeln der
Verträge dienen außerdem blos zur einseitigen Unterstützung von
Ansprüchen oder Einwendungen .

6-root II , 16. Vattsl II , 17. 94. Hall x>. 305. v. Martens
I , S . 423. Wächter, Die Entscheidungsgründe zu dem Schiedsspruch in der Berlin-
Dresdener Eisenbcihnsache. Ein Beitrag zur Lehre von der Auslegung der Verträge.
1877. Zuerst kommt es darauf an, was die betr. Worte nach Grammatik, Logik
und Zusammenhang besagen, z. B . wenn in dem Bulwer - Claytou - Vertrag 1850
England und die Verein. Staaten sich verpflichteten, über keinen Theil Central-
Amerika's Herrschaftsrechteauszuüben, und mm die Verein. Staaten verlangten,
England solle seiu laugst zuvor bestehendes Protectorat über die Mosquito -Judianer
aufgeben, so war dies unrichtig, da die Worte des Vertrages „vili svsr assuins
or' 6X6r6i8e äoniivion " klar zeigen, daß nur die künftige Begrüudung
einer solchen Herrschaft untersagt sein solle. Hat ein im Vertrage gebrauchter tech¬
nischer Ausdruck im Rechte der beiden Contrahenten eine verschiedene Bedeutung,
fo ist die maßgebend, die im verpflichteten Staate gebräuchlich ist. Ju dem Ver¬
trage von 1886, durch den Oesterreich Venetien an Italien abtrat , war gesagt, daß
die Einwohner der Provinz dieselbe mit ihrem Eigenthum während eines Jahres
verlassen könnten. Nach Oesterreichischem Recht heißt Einwohner, wer einen gesetzlichen
Wohnsitz hat , nach Italienischem Jeder , der in der Gemeinde sich aufhält ; da die
Verfüguug sich auf eiu Gebiet bezog, welches zur Zeit des Abfchlusses des Vertrags
in Oesterreich's Besitz war , fo wurde das Wort Eiuwohner in seinem Sinne ge¬
nommen. (§iors , Dir . int . H 1127.) Eine wörtliche Erfüllung einer Bestimmung
rechtfertigt aber nicht Maßregeln , die den ganzen Zweck und Inhalt derfelben ver¬
eiteln würden , wenn z. B . der Utrechter Vertrag von 1713 sagte, daß Dünkirchen
geschleift uud nicht wieder aufgebaut werdeu solle, so war es offeubar eine Um¬
gehung , als Ludwig XIV . nun in Moordyk, eine Meile von Dünkirchen, Be¬
festigungen anlegte (ktüllilnors 103). Hat ein Contrahent den Angehörigen des
anderen gewiffe Zugeständnisse gemacht, wie 1871 England denen der Verein.
Staaten an den Küsten Neufundland's zu fischen, fo folgte daraus nicht, daß
die Amerikaner sich über die allgemeinen Polizeivorschriften sür die Ausübung der
Fischerei hinwegsetzen durften.

Kommen Widersprüche in zwei Verträgen derselben Staaten vor , so gilt der
neueste als der letzte Willensausdruck der Contrahenten , liegt aber, ein Widerspruch
in zwei Verträgen vor , die derselbe Staat mit zwei anderen gemacht hat , so geht
der ältere vor , da ein ohne Zustimmung des Contrahenten desselben geschlossener
späterer Vertrag seine Rechte nicht beeinträchtigen kann. Findet sich ein Wider¬
spruch in demselben Vertrag , so geht ein fpecielles Verbot der allgemeinen Erlaubniß ,
eine fpecielle Erlaubniß einem allgemeinen Verbot vor.

Liegen zwei Verpflichtungen vor , von denen nur eine erfüllt werden kann, so
muß die wichtigste Vorgehen, ist also die eine allgemein, die andere nur speciell, so
muß die erstere erfüllt werden.̂
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Dies ist sehr zweifelhaft , okgvuritLs paoti nooet si , ĉ ui apsrtiug
loc^ui xotuit . Die Behauptung Montague Bernard 's , man müsse ost „lsss ao -
eurattz tsi -ms " wählen , um zu einer Einigung zu kommen, hat sich durch den Gang
des Alabamastreites widerlegt , nur dadurch , das; die Englischen Unterhändler der ab¬
sichtlich dunkel gehaltenen Amerikanischen Fassung „elaims Aro v̂inA out o5 tks
Lct8 " zustimmten , ward die Erhebung der indirecten Ansprüche möglich.^

^ Wie dieses auch im Privatrechte nach dem Vorgänge des Römischen Rechtes
(1. 37 D . äs IkAst . I .) ohne Zweifel allenthalben angenommen wird .

klrüliniors I , 37 bemerkt : 18 tlis Lpxlivation ok a. ruls , vvl̂ ioii
das dseii aäoxtsä in vsi -tain formsä 6L868, to ^ overn ot-Iiers ok g. 8imi1ar
eliLi-aeter »8 unäst -kr-niinkä . Eine privatrechtliche Anlehnung bietet hier
vorzüglich li . 40 ün . 1) . äs xa6ti8 . Privatrechtliche Analogien werden indeß
im öffentlichen Recht immer mit Vorsicht anzuwenden sein. I

Verstärkung - er VertragNvcrbm- lichkeiten )̂ .

96. Zur Bekräftigung und Verstärkung gültiger Vertrags¬
verbindlichkeiten haben im internationalen Verkehr alter und neuerer
Zeit, außer den jetzt nicht mehr üblichen religiösen Feierlichkeiten
bei Schließung der Verträge selbst und außer den Anerkennungs¬
acten, wodurch dieselben Contrahenten oder deren Nachfolger die
noch fortdauernde Gültigkeit eines Vertrages erklären, hauptsächlich
folgende Mittel gedient:

I . Der Eid der Contrahenten oder eines einzelnen Promittenten,
wodurch einer übernommenen Verbindlichkeit zugleich noch eine
religiöse Verpflichtung hinzugefügt werden soll )̂. Diefe ist jedoch
an sich nur etwas Subjectivos, das Gewissen des Versprechenden
allein Bindendes, woraus dem Promissar kein größeres Recht er¬
wächst, als was ihm ohnehin schon zusteht, und wodurch ihm kein
Recht ertheilt wird, wenn ihm solches überhaupt nicht zustehen soll.
Auch kann auf diesem Wege weder ein rechtlich unmögliches Ver-
hältniß begründet, noch das bestehende Recht eines Dritten beseitigt
werden.

II . Die Bestellung von Unterpfändern(8 71), gewöhnlich aber
nur mit wirklicher Besitzeinräumunĝ).

III . Die Verpflichtung zu einer Conventionalstrafe im Falle
der Nichterfüllung, ohne alle positive Beschränkunĝ).

IV . Das in alten Zeiten übliche Einlager oder Einreiten des
Schuldners, ins odstaAÜO).

V. Die Bestellung von Privatbürgen für eine Geldschuld.
VI . Die Ueberlieferung von Geiseln, d. H. einzelner Personen,

welche der Gläubiger bis zu seiner völligen Befriedigung zurück-
Hcffter , Völkerrecht. 8. Au ?g. 14
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behalten kann. Sie sind entweder freiwillige oder von einer recht¬
mäßigen Gewalt gezwungene Geiseln; sie haften nicht für die Schuld
selbst, sondern der Gläubiger erhält nur das Recht, ihre körperliche
Freiheit bis zu jenem Zeitpunkte zu beschränken; sogar der einge¬
tretene Verfaütermin der Schuld giebt ihm nach gesittetem Völker¬
rechte keine größere Besugniß gegen ihre Person. Für den Unter¬
halt müssen freiwillige Geiseln selbst, sür unfreiwillige der Schuldner
sorgen. Entfliehen sie, so kann der Gläubiger ihre Rücklieferung
von dem, der sie vertragsweife gegeben hat, oder einen Erfatz für
die verlorenen fordern. Der Tod einer Geisel bringt aber die
Verbindlichkeit zur Stellung eines Substituten nicht von selbst mit
sicĥ). Ist die Hauptverbindlichkeit getilgt, so ist eine weitere
Zurückbehaltung der Geiseln, ausgenommen wegen ihrer persönlichen
Handlungen und contrahirten Verpflichtungen, nicht zulässigs).

VII . Die Bestellung von Vertragsgewähren(H97).

1) I ,. äs äs ürmainsnt -is convslltioumn xudliv .
Oi6S8. 1709 u . 1753 . 0 . IV ^Voller , äs iQoäi8 Hui xastionib . pukliois ür -
nirrnäig xroprii 8iint . Vinäod . 1775 . Valtel II , 16 , 235 f. Geffcken in v. Holtzend.
Handb . III 8 25 : Mittel zur Sicherstellung der Verträge .

2) A . Von den bei Abschluß gespendeten Trankopfern kam der Name der
Verträge selbst,

b) sk. Freilich war schon den Römern klar , daß nicht der Eid die Verbindlich¬
keit begründe . Cicero sagt (pro lioscio ) , die Götter zürnten nicht „sx paetioris
vsrborum , ĉ uiku8 ^us^urariäuÄi oomprslisiiäitlir , ssä sx xsrkäirr st ing-litia ,
xsr yug-m insiäias tsnäuntur slisui ", aber der Einwand , daß der Eid nur ein
persönlicher Act sei , trifft nicht zu , da der Schwörende als Vertreter des Staates
handelt . Alle Verträge des Mittelalters von dem ersten bekannten (Ors ^ . luron .
IXo . 20) wurden beschworen, und der Eid galt für wichtiger als die fchriftliche
Aufzeichnung ; um die Hinterthür päpstlicher Entbindung vom Eid zu schließen, ver¬
sprach man auch vorher solche nicht nachzusuchen. Der letzte beschworene Vertrag
war der von 1777 zwischen Frankreich und der Schweiz .̂

4) sk. Z . B . ksr od36rvation6 «i 1iniu8imoäi Rsx ipss oinnis ,
dova 8ua pra686vtis , st futura (Iisibri ., Ooä . ^ur . Ksnt . I , 51) . Besetzung von
Gebietstheilen bei Anlehensverträgen und Friedensschlüssen kommen noch heute vor ,
wie die Art . 7. 8 stipulirte des Frankfurter Friedens v. 10. Mai 1871 für die
Zahlung der Milliarden .^

b) sk . Eine folche wird kaum noch Vorkommen, weil dieselbe unwirkfam wäre , wenn
das Interesse des betr . Contrahenten für die Nichterfüllung überwöge . j

b) A . s. DuosnSs v. obstaZ -iuin .^
)̂ Ik . Das Mittelalter sah es anders an . Ousan ^ s v . odsss . : Os odgiäi -

l)u8 vsro tiÄ66 Isx äata sst , ut nl )i UUU8 inortuu8 kusrit , alter in siu3 locurn
8lldroK6tur.̂

)̂ Der Gebrauch hat sich allgemein seit dem 16 . Jahrhundert verloren . Zuletzt
finden wir ihn noch im Aachener Frieden 1748 . Wenck II , 352 . Nur im Kriege
kommen meist noch gezwungene Geiseln vor (Buch II , 8 143) .
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Garanttrvrrtrage *).

97. Als ein besonders wirksames, obwohl der That nach immer
sehr unsicheres Mittel hat man oft im internationalen Verkehr
die Stellung von Gewährsmännern für übernommene Verbindlich¬
keiten benutzt. In der älteren Zeit ließ der Promittent Vasallen
oder Unterthanen als Gewähren(ng-rrg-näi, Ag.rg.nt8, conZervatorss
xaeis) dafür einstehen ujid sich verpflichten, daß dem Vertrage
Folge gegeben werden sollet ; in der neueren Zeit ist die Ab¬
schließung aecessorischer Garantieverträge mit dritten Mächten üblich
geworden̂), wodurch diese die Verbindlichkeit übernehmen, für die
Aufrechthaltung eines geschlossenen Hauptvertrages sowohl unter
den Contrahenten selbst, wie gegen die Eingriffe Anderer mit den
ihnen zu Gebot stehenden Mitteln thätig sein zu wollen; eine An¬
wendung des schonZ 92 erwähnten Garantievertrages auf das ob¬
ligatorische Band, welches unter zweien oder mehreren Hauptparteien
besteht5).

Dergleichen Garantien können nicht aufgedrungen werden,
sondern nur mit freiwilliger Annahme der Hauptinteressenten Vor¬
kommen.

Die Annahme muß eine bestimmte sein und von Allen, unter
denen die Gewährschast gelten soll, zugestanden werden ; sie fließt
nicht von selbst aus einem bloßen Aecessionsvertrage, so wenig wie
aus dem Amte des Vermittlers )̂ , auch ist bei einem, unter mehr
als zwei Parteien geschlossenen Vertrage nicht etwa jeder Theil-
nehmer in Ansehung der die Anderen individuell betreffenden Stipu¬
lationen als Gewährsmann zu betrachten, wenn nicht auch dieses
verabredet worden.

Die Uebernahme der Gewährschaft geschieht entweder bei der
Schließung des Hauptvertrages selbst, oder in einem accessorischen
Vertrage, oder durch Abgabe der dem Dritten vorbehaltenen Garantie¬
erklärung. Sie ist entweder eine allgemeine, sämmtliche Vertrags¬
verbindlichkeiten umfafsende, oder eine specielle für gewisse Stipu¬
lationen und geht bald auf die ganze Dauer der Hauptverbindlichkeit,
bald nur auf eine bestimmte Zeitdauer.

Die Wirkung der accessorischen Garantie besteht im Wesent¬
lichen darin, daß der Gewähre, wenn er dazu von einem der
Hauptinteressenten aufgefordert wird, und der Fall der Garantie

14*
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wirklich vorhanden ist , dem Vertrage diejenige Wirksamkeit zu ver¬
schaffen bemüht sein muß . welche ihm nach völkerrechtlichen Grund¬
sätzen zukommt 8). Unaufgefordert darf er sich nicht einmischen ;
auch darf er dem Vertrage keine andere Auslegung und Bedeutung
geben , als worüber die Hauptparteien einig sind , und wenn sie dies
nicht sind , wenigstens in keinem anderen Sinne , als welchen der
ihn allein anrufende Theil damit verbunden haben will . Ist der
Gewährsmann hierüber anderer Meinuug , so muß er seinen Bei¬
stand versagen . Wird er von beiden Theilen angerufen , so hat er
das Recht der Auslegung , nur nicht über die beiderseitige , wenn auch
verschiedeue Ausfassung hinaus .

Eine Abänderung des Vertrages , so wie eine Entlassung des
Gewähren von seiner Verbindlichkeit durch Einverständuiß der
Hauptparteien kann er niemals verhindern , wenn er nicht selbst
auch als ein Interessent an dem Hauptvertrage Theil geuommen
hat oder darin begriffen ist. Ebenso wenig wird der Gewähre eines
Vertrages , worin ein anderer früherer Vertrag als noch fortdauernd
unter den Hauptparteien anerkannt und bestätigt wird , sofort der
Gewähre diefes früheren Vertrages in seinen einzelnen Bestimmungen ,
sondern er wird es im Wesentlichen nur sür die Gültigkeit der An¬
erkennung , wenn nicht ein Mehreres unter den Vertragschließenden
beabsichtigt worden ist , wobei aber auch keine Rechte Dritter ent¬
gegenstehen dürfen v).

*) Xs ^ ron , Lssai sur 1s8 Ag,rkmti68 . 1777 . Vattel , oli . XV . XVI .
inore II , 5 vli . 7 . 1 ^ 188 I ß 231 . Hall x . 287 . v. Martens I Z 278 .
Bluntschli H 425 —41 . Geffcken, Garantie - Verträge in v. Holtzend. Handb . III
S . 85 - 162 .

sk . Es muß aber , wie Bluntschli hervorhebt (432 ) , unterschieden werden
zwischen einer Garantie , durch welche ein Staat einem ändern Hilfe verspricht , um
ein Verhältnis aufrecht zu erhalten , und der Z 92 erwähnten , für sich bestehenden
Garantie , dem Garantiebeschluß , durch welchen eine Anzahl Mächte einen völker¬
rechtlichen Rechtszustand unter ihren selbständigen Schutz nehmen , weil derselbe nicht
blos für den Garantirten wichtig ist , sondern auch aus Gründen und Interessen
der Garanten von diesen selbständig verabredet wird ; im ersteren Falle liegt eine
aecessorische Bürgschaft vor , im letzteren können die Mächte einschreiten , ohne daß
der garantirte Staat ihre Hilfe anruft .j

2) 6̂ . Friedrich d. Gr . meinte (8ist . äs inon t6inp8 I vli . 9) : 1ont88 Iss
Ag-rs -ntieZ sont Lomras äs 1'ouvraAS äs üliArans , x1u8 xroxres a satiskairs
1s8 z ŝnx , Hu 'L strs äs ^ uslyns utilits . — Richtiger wohl Gentz : 8a,i8 disn
Hus äs8 ALrantiss 8nr 1s xapisr sont , äs kai1 >l68 nio ^ sn8 äs ätzt 'sn8s ; cspsv -
äant on anrait tort äs 1s8 nsAliAsr , oar sllss tourni ^ snt an inoiv8 L csux
Hui vsulsnt , kairs Isnr äsvoir st rsniplir 1sur8 snAg .b6in6nt8 un mo ^ sn Is ^ sl
ä 'LAir , lorZ ^ us Iss c;ir 60 n 8tan 6 S8 lsg ^ Lxxsllsnt . " ( öorr68p . avso 1s8 ti 08 x . I ,
x . 117) . Das Interesse des Garanten wird immer ein großes Moment bleiben ,
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die Garantie der Neutralität Belgien 's und der Schweiz hat sich bewährt , die der
Integrität der Türkei , deren Verletzung durch den Vertrag England 's , Frank¬
reichs und Oesterreich 's v. 15 . April 1854 zum Kriegsfall gemacht war , haben die
Contrahenten , ohne sich zu rühren , preisgegeben . Die Sophismen , mit denen Lord
Derby dies zu rechtfertigen suchte, wobei er nicht vor einer offenen Fälfchung des
Vertrages zurückschreckte, waren freilich einfach schimpflich. S . meine Ausführung
1. e . S . lio .̂

6. heißt im mittelalterl. Latein eavers 8,d svio-
tionk . Die Vasallen mitgelobten das Versprechen des Lehnsherrn und versprachen
ihm nicht beizustehen, wenn er dasselbe verletze.^

4) sk. Das erste Beispiel in dem Friedens - nnd Bündnißvertrag v. 12 . Oct .
1506 zwischen Frankreich und Arragonien , wo man den König von England er¬
suchte Conservator zu werden ; seit dem Westphäl . Frieden werden die Garantien
sehr zahlreich und begleiten fast jeden wichtigen Vertrags

^6 . Umgekehrt ist die accessorische Garantie das Regelmäßige , der Garantie¬
beschluß rechtlich wie geschichtlich deren Erweiterung zu einem selbständigen Act der
Garanten . Gegenstand der Garantie kann jedes Rechts - resp. Besitzver'hältniß sein,
also sich sowohl auf innere wie äußere Fragen beziehen. Die Contrahenten ver¬
bürgen sich entweder ihre Rechte gegenseitig gegen jeden Dritten , oder dritte Mächte
verpflichten sich die betr . Rechte zu schützen, sowohl gegen den Contrahenten , der sie
verletzt, wie gegen Außenstehende .s

o) Der bloße Gebrauch des Wortes Garantie in einem Vertrage giebt
noch keine rechtliche Garantie , z. B . wenn im Eingang des Pariser Vertrags v. 30 .
März 1856 gesagt ist , die Mächte wollten „LWursr pkw äss stNcaoeZ
et reoixroHuss , l'inäkxknäLiics 6t l 'inttzArit«; äs l 'smpirs Ottoinan ."

fk . Nicht einmal aus einem einfachen Allianzvertrag , ein solcher kann tat¬
sächlich wie eine Garantie wirken, constituirt aber eine solche nicht an sich. Ferner
giebt die übernommene Verbindlichkeit gewisse Rechte zu achten keine Garantie , eine
solche ist erst vorhanden , wenn neben dem „respsvisr " das „tairs rssxsLtsr " ver¬
sprochen wird .s

8) sk. Bei einer Garantie mehrerer Mächte ist zu unterscheiden zwischen
Collectivgarantie und Collectiv- und Separatgarantie , letztere ist die bindendere Form ,
in so fern jeder Garant ohne Rücksicht auf die Nichterfüllung seiner Genossen zum
Eintreten verpslichtet und berechtigt ist ; damit ist aber nicht, wie Lord Derby 1867
bei der Garantie für die Neutralität Luxemburg 's behauptete , bei einer Collectiv¬
garantie die Verpflichtung nur eine moralische, sie wird nicht hinfällig durch die Nicht¬
erfüllung eines Contrahenten . Die Solidarität der Verpflichteten besteht nicht nur
durch die Identität des Gegenstandes , sondern Berechtigung wie Verpflichtung sind
Inhalt einer und derselben Obligation , die nur mehrere Subjecte hat , welche oorr ^ i
ä6d6Qcli sind. In der Colleetivität liegt allerdings die Pflicht der Contrahenten ,
sich unter einander zu benehmen , wenn das garantirte Rechtsverhältnis ; verletzt oder-
bedroht ist, aber dies betrifft nur die Ausführuug der bestehenden Garantie ./

b) stz. Die einfache Bestätigung eines älteren Vertrags macht diesen noch
keineswegs zu einem integrirenden Bestandtheil des neueren . Rußland , das , noch
dazu unausgefordert , den Frieden von Tefchen von 1779 garantirte , wurde also
nicht , wie es behauptete , damit Garant des Westphälischen , welcher in demselben
bestätigt ward . Wohl aber lebt eine Garantie wieder auf , wenn sie in einem Ver¬
trage gegeben ist , der durch einen neuen Krieg gebrocheu wird , dieser aber durch
einen späteren , dem ersten entsprechenden Friedensvertrag beendet wird . .
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Anfechtung der Verträge un- Beseitigung - er Einreden )̂ .

98. Ein Vertrag kann nach Völkerrecht als nichtig angefochten
werden, wenn ihm die schon oben 8 83 u. f. angezeigten wesent¬
lichen Voraussetzungen und Erfordernisse abgehen; insbesondere

wegen einer absoluten, oder doch beiden Theilen bekannten re¬
lativen Unmöglichkeit der eingegangenen Verpflichtung zur
Zeit ihrer Entstehung;

wegen eines thatsächlichen Jrrthumes , wodurch ein wirkliches
Einverständniß unter den Contrahenten unmöglich gemacht
war , so daß entweder eine Verwechselung hinsichts der
Natur des Geschäftes, oder hinsichts der Person eines
Contrahenten, oder hinsichts des Gegenstandes stattgefunden
hat 2).

In Fällen solcher Art existirt recht eigentlich gar kein Vertrag. —
Eine einseitige Anfechtung ist überdies zulässig

wegen mangelnder Dispositionsfähigkeit;
wegen eines rechtswidrigen, persönlichen, irgendwoher ausge¬

übten, zur Eingehung des Vertrages bestimmenden Zwanges )̂;
wegen eines, von dem anderen Contrahenten verübten, zur Ab¬

schließung des Vertrages bestimmenden Betruges;
jedoch nur von Seiten desjenigen Theiles, in dessen Person der
Mangel eines freien Consenscs stattsand.

Nicht minder kann sich der Promittent der übernommenen Ver¬
bindlichkeit entziehen:

wegen einer erst später eingetretenen, aber noch andauernden,
obwohl nur relativen, ihn betreffenden Unmöglichkeit der
Erfüllung,

insbesondere wegen eines Conflictes mit Pflichten gegen sich selbst,
mit den Rechten und dem Wohle des Volkes, oder mit den Rechten
Dritter , wenn z. B. das frühere schon zur Zeit des Vertrages vor¬
handene Recht eines Dritten verletzt werden würde— obgleich hier
der Promittent, welchem die Unmöglichkeit bereits zur Zeit des
Vertrages bekannt war, für das Jntereffe haftet )̂ ; ferner:

wegen einer Veränderung derjenigen Umstände, welche zur
Zeit des geschlossenen Vertrages schon vorhanden oder vor¬
herzusehen, und nach der erkennbaren Absicht des Verpflich¬
teten die stillschweigende Bedingung des Vertrages waren )̂.
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Als eine solche Veränderung ist diejenige zu betrachten, wobei
der Verpflichtete seine bisherige politische Stellung nicht behaupten
könnte und sich namentlich in eine Ungleichheit gegen andere Staaten
versetzen würde, die zur Zeit des Vertrages nicht existirte, auch
nicht beabsichtigt war )̂ ; ferner wenn ein gewisses Ereigniß oder
Verhältniß das Motiv des eingegangenen Vertrages war , selbiges
aber entweder gar nicht eingetreten ist oder wieder aufgehört hat,
z. B. eine Familienverbindung als Veranlassung einer Staaten¬
alliance, wo jene die stillschweigende Bedingung der letzteren war.

Steht die Unmöglichkeit der Erfüllung oder die eingetretene
Veränderung der Umstände nur einem Theile der übernommenen
Vertragsverpflichtungen entgegen, so kann auch nur eine Modi-
fication derselben, nicht die Auflösung des ganzen Vertrages ge¬
fordert werden̂ ).

Unbedenklich ist endlich, daß, wenn Ein Contrahent die Er¬
füllung des Vertrages bestimmt verweigert und nicht blos ein
Grund , wie vorstehend, zu einer Vertragsmodification vorliegt,
auch der andere Theil sich davon schlechthin lossagen kann, sollte
gleich die Verweigerung der Ersüllung sich nur auf einen verein¬
zelten Punkt oder Artikel des Vertrages beziehen. Denn die
Grundlage jeder Vertragsverbindlichkeit ist vollkommene Willens¬
einheit über Alles, worüber man sich erklärt hat, deren Verletzung
in Einem Stücke auch eine Verletzung der übrigen befürchten läßt
und einen Zustand der Ungleichheit mit sich sührt )̂.

Alle vorstehend bemerkten Einreden können übrigens beseitigt
werden theils durch vorherigen Verzicht, theils durch ausdrückliche
oder stillschweigende Bestätigung des an sich möglichen Vertrages,
insbesondere durch Vollziehung desselben, nachdem das Hinderniß
der Gültigkeit gehoben ist.

*) 6kr . Otto van öoscrkslen , äs excextionidus tscitis in xaoti8 xubl .
Oroen. 1730. vav , Huasst . iur. xudl . II , 10. I 'riä. klstnsr ,
äs sxcs ^ ionib . n6e688Lriis iur. publ . 1764. Okr. üsnr . Lrsliniriß', äs
08 .U818 iustk 8o1ut ,i l 'okäkl 'is . IlipZ . 1762 . 0 . 12 . äe moäis tollslläi
pavta intsr A6Qt68. 8tuttK. 1779.

2) Vgl. die Erörterungen bei v. Savigny im System des heutigen Römischen
Rechtes III , ß 115, 135 ff. und S . 354.

b) Nur bei Zwang gegen Unterhändlers
4) Niemand hat Frankreich einen Vorwurf daraus gemacht, daß es nicht

den Vertrag v. 15. April 1856 gegen Rußland 1870 aufrecht hielt , wo es ihm
unmöglich war zu handeln. Aber nicht zuzugeben ist H's . Behauptung , daß ein
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Vertrag hinfällig werde, sobald er im Gegensatz zum Volksrecht steht. Ebenso falsch
ist der Satz Bluntschli 's , daß ein Staat berechtigt sei eine Verbindlichkeit abzu -
schütteln , welche seine freie Entwickelung hemmt . Eine derartige Freiheit zu geben ,
die Alles in das Ermessen einer subjectiven Ansicht stellt , greift die Grundlage der
Verträge an , und von diefem Standpunkte kommt Fiore (^ ouv . vi -. Int . I ek . IV )
zu der Consequenz , daß die meisten europäischen Verträge unsittlich , unbillig und
ohne Kraft sind .^

5) Die Völker oder Staatsgewalten sind nicht ebenso Meister ihrer Schicksale,
wie sie die ihrer Angehörigen leiten und ordnen können. Die Annahme der still¬
schweigenden Bedingung : L .6du8 sie stantidus ist daher in obiger Weise unver¬
meidlich. S . vorzüglich 8g.m . Oocos ^i , äs 6lg>n8ulg , li ,. 8i6 st . Die übrige Literatur
der Frage bei Klüber § 165 , not . a . I 'dilliniortz II , 109 .

k̂ . Eine derartige Veränderung ist aber klar nachzuweisen. Es müssen Um¬
stände hinzugetreten sein, welche wesentlich einen der leitenden Beweggründe geändert
haben , welche bei Abschluß des Vertrages Bedingnng seiner bindenden Kraft waren .
Die frivolen Vorwände , unter denen sich Rußlaud 1870 von der Clausel der Neutra -
lisirung des Schwarzen Meeres lossagte , während thatsächlich nur die Gunst der
politischen Situation bestimmend war , machten diesen Act zum schlimmsten Rechts¬
bruch , der durch das nachträgliche Protokoll der Conferenz vom 17. Januar 1871
nicht gesühnt ward . Neuerlich haben die Verein . Staaten mit nicht besseren Gründen
die fortdauernde Gültigkeit des Bulwer -Clayton -Bertrages v. 1850 angefochten , ohne
sich indeß gegen den Widerspruch England 's von demselben lvszusagen . !

b) (K. Solche Umstünde können Vorkommen, die Fassung H 's . ist indeß bedenk¬
lich dehnbar .^

Fälle , woraus dieses Anwendung leidet , können sein : die Realverbindung
eines bisher unabhängigen Staates mit einem anderen ; Eintritt in ein Schutzver -
hältniß zu einem anderen ; Verlust eines Theiles des Territoriums und dergl . Vgl .
auch Vattel II , 8 204 .

2) n Der Grund ist, daß die Staaten nicht wie Private den Richter anrufeu
könuen , um den ändern Contrahenten zur Erfüllung feiner Verbindlichkeiten anzu¬
halten , wollen sie also nicht zur Selbsthilfe schreiten,' so bleibt dem gegenüber , der
sich widerrechtlich lossagt , nur Annullirung des Vertrages übrig , so sagte sich
Preußen am 15. Mai 1864 vom Londoner Vertrage über die Thronfolge der
Dänischen Monarchie von 1852 los , wegen Nichterfüllung der vou Dänemark über¬
nommenen Verpflichtungen .^ Der obigen Ansicht sind auch Groot II , 15 , 15 und
Vattel II , 203 f. Martens wollte Principalartikel und Nebenartikel unterscheiden.
Völkerr . tz 59 . Ein solcher Unterschied ist aber sehr schwierig und immer wieder
von dem individuellen Ermessen abhängig . Dagegen wird die Verletzung eines Ver¬
trages nicht zur Aufhebuug aller übrigeil Verträge mit demselben Contrahenten
berechtigen. S . Vattel a . a . O . Zuweilen ist in Verträgen ausdrücklich Vorbe¬
halten , daß bei dem Eintritte von Vertragsverletzungen zuerst gütliche Verständigung
versucht werden soll. Osnabr .-Westpfäl . Friede Art . 17. § 5. Frieden von Öliva
Art . 35 , H 2, und zwischen Dänemark und Genua von 1756 . ^Venek III , p . 103 ;
zwischen Frankreich nnd Ecuador von 1843 . N . IL. R.. V , 415 . S . auch den
Pariser Vertrag von 1856 Art . 8 .

Erlöschung - er Nertragsverkin - lichkeiten ') .

99. Vertragsverbindlichkeiten erlöschen von Rechtswegen
durch die wirkliche Erfüllung, wenn sie nur auf gewisse, Ein¬

mal zu vollziehende, nicht fortdauernde Leistungen gehen;
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durch Eintritt einer Resolutivbedingung und durch Ablauf der
vorbestimmten Zeit;

durch einseitige, gehörig bekannt gemachte Aufkündigung^wenn
solche Vorbehalten war )̂ ;

durch einen gehörig erklärten Verzicht des allein Berechtigten;
durch wechselseitige Aufhebung eines Bilateralvertrages, welche

selbst kein Dritter zu hindern vermag;
durch gänzlichen Untergang des Gegenstandes, worüber con-

trahirt war, so fern dabei keinem Theile ein Verfchulden
zur Last fällt )̂ ;

durch Erlöschen des berechtigten oder verpflichteten Subjectes,
ohne daß ein anderes von Rechtswegen oder nach Vertrags¬
analogie an dessen Stelle tritt.

Endlich entsteht, wenn auch keine völlige Aushebung, doch Su¬
spension aller Vertragsverbindlichkeiten durch den Eintritt eines all¬
gemeinen, nicht blos partiellen Kriegszustandes unter den Contra-
henten, wofern nicht der Vertrag ausdrücklich auch für die Dauer
des erfteren geschlossen ist; eine Eonseqnenz, die sich aus der näheren
Betrachtung der rechtlichen Bedeutung des Krieges im folgenden
Buche rechtfertigen wird̂ ).

Jeder an sich erloschene Vertrag kann übrigens durch eine
ausdrückliche oder stillschweigende Erneuerunĝ) wieder ins Leben
gerufen werden; nur die Erneuerung selbst aber wird hier das
Gesetz sür die Zukunft und ist daher an die Voraussetzungen und
Bedingungen gültiger Verträge allenthalben gebunden. Eine still¬
schweigende Erneuerung muß demnach auch vollkommen erkennbare
und unzweideutige Merkmale sür sich haben, woraus die Absicht
der Parteien hervorgeht, den früheren Vertrag überhaupt und in
allen seinen Bestimmungen fortleben zu lassen. Sonst wird eine
sortgesetzte Leistung und Annahme dessen, was aus dem früheren
Vertrage gefordert werden konnte, nur wie ein einzelnes für sich
bestehendes Factum zu betrachten sein.

1) (F68r>6i' 1. o. S . 79 . Unii 318 ff. v. Martens I , S . 175 . Leonh . v. Dresch,
über die Dauer der Völkerverträge . Landsh . 1808 . E . W . v. Tröltsch , Vers . einer
Entw . der Grundsätze , nach welchen die Fortdauer der Völkerverträge zu beurtheüen .
Ebendas . 1809 .

2) 6̂ . Ist dies nicht der Fall , so gilt der Satz des Londoner Protokolls
v. 17. Jan . 1871 o'kst un xrinoixs 6886Qti6l äu äroit äes A6r>8
xmibSLnoe os xsut 86 äklier äe8 6NAg.A6in6nt8 ä'un traits , ni en Moäiüer Iss
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8tixu1at>ioQ8, Hu'ä. 1a 8uit,6 äs 1'a886ntini6nt äss parti68 60ntrAotLiil63, au
ino^eil Z'uiiö sotsnts airlivsls ."̂

b) Nicht jeder Vertragschließende hat auch das Recht, die Verbindlichkeit wieder
zu erlassen . Richtig bemerkt von v. Neumann 8 395 .

4) A . So wie Unmöglichkeit der Erfüllung , z. B . wenn ein Staat ein Defensiv-
bündniß mit zwei anderen Mächten geschlossen hat und diese unter sich in Krieg
gerathen .^

b) sk. Dies ist nicht genau , s. Buch II Abschn. 2 .^
b) G . F . v. Martens , Ueber die Erneuerung der Verträge in den Friedensschlüssen

der Europäischen Mächte . Gött . 1797 .
H Es ist doch genauer zu unterscheiden zwischen Bestätigung , Verlängerung

und Erneuerung des Vertrages . Erstere giebt zwar einem gültigen Vertrag nicht
mehr Kraft , ist aber in zweifelhaften Fällen oft rathsam ; die Verlängernng kann
zwar vermuthet werden , wird aber durchweg durch ausdrücklichen Act vor Ablauf
des Vertrages erklärt , sei es für das Ganze desselben, sei es für einzelne Punkte .
Oft ist eine solche auf Frist im Vertrage selbst Vorbehalten , tacits rsoonäuvtion .
Erneuerung setzt Ablauf des Vertrages voraus , der nun durch übereinstimmenden
Willen de/ Contrahenten wieder m's Leben gerufen wird , die Wendung ooilür -Ei -
6t renouvklkr ist daher salsch.^

Zweiter Abschnitt .

Weröindkichkeilerr ohne Werlrag .

Aus erlaubten Thatsachen.

100. Ohne Vertrag, aber nach Art der Vertragsverbindlich¬
keiten(Huasi ex eontraotu) entstehen in ähnlicher Weise wie nach
Civilrecht, so auch nach öffentlichem Rechte vertragsartige Wirkungen
aus folgenden erlaubten Handlungen und Verhältnissen:

I. Mit nur einseitiger Verpflichtung zur Erstattung:
aus der freiwilligen Annahme einer Zahlung oder Leistung zu

einem bestimmten rechtlichen Zwecke, dessen Existenz jedoch
entweder eine irrthümliche auf Seiten des Leistenden war,
oder dessen Erreichung demnächst unterblieben ist, überhaupt
in den Fällen der civilrechtlichen eonäiotio sino 63.U83. und
deren Unterarten̂).

II . Mit gegenseitiger Verpflichtung zur Rechenschaft und
Schadloshaltung:

aus jeder nützlichen Geschäftsführung für einen Anderen,
welcher derselben nicht bestimmt widersprochen hat2) ;

aus der Uebernahme und Führung einer Vormundschaft für
einen Anderen, dergleichen auch unter völlig unabhängigen
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Personen Vorkommen kann̂ Z- B. wenn einem Souverän
oder einer republikanischen Staatsgewalt eine Regierungs¬
vormundschaft über einen minderjährigen oder regierungs-
unsähig gewordenen Souverän übertragen worden wäre;

aus einer zufällig entstandenen Gemeinschaft(oovriLunio rsi
vsl iuris), z. B. wenn mehreren Staaten oder Souveränen
eine Erbschaft zugefallen ist, oder sie eine Sache gemein¬
schaftlich erworben haben, ohne daß das Privatrecht eines
Staates darauf anwendbar ist. Hier werden die Grund¬
sätze, welche wir schon oben bei dem Gesellschaftsvertrage
als leitend erkannten, ihre Anwendung sinden müssen,
nämlich gleiches Recht und gleiche Last, oder nach den vor-
herbestimmten Verhältnissen; ungehinderter Genuß der
Sache sür jeden Theilhaber, sobald er dem Anderen nicht
schadet; keine einseitige Disposition über das Ganze, wenn
der Andere widerspricht, wohl aber über den eigenen Rechts-
antheil. Eine Auflösung der Gemeinschaft wird nur im
Wege des Vertrages, eines Compromisses oder durch Zusall
erfolgen können.

*) In vielen völkerrechtlichen Systemen wird ein gänzliches Schweigen hierüber
beobachtet . Einige ältere Schriftsteller und Lehrer des Naturrechtes wollten auch
dergleichen Verbindlichkeiten geradezu leugnen . Was indessen alle civilisirten Volker
unter Privatpersonen als ein sich von selbst verstehendes Recht angenommen haben ,
kann nnmoglich unter den Staatsgewalten selbst eine Chimäre sem. S . übrigens
auch v. Neumann , ^ U8 krino . priv . äs pg.6t . st Lonti -aot . H 824 f. Nur wenn
und so weit die Civilgesetze der Particularstaaten in einzelnen Punkten auseinander
gehen , kann eine Contestation stattfinden : nicht über die Principien . Wahr ist,
daß in der Völkerpraxis höchst selten Fälle der Anwendung Vorkommen.

2) Eine Entwickelung der Grundsätze des Römischen Rechtes , woran sich die
der neueren Staatenpraxis anknüpfen läßt , s. in v. Savigny , System ß 218 f.

8) Nicht aus jeder sog . nützlichen Verwendung , die den Anderen bereichert und
das Vermögen des Verwendenden vermindert hat , wie zuweilen nach 1 .̂ 206 O .
äs L ,. naturali LöHuuin 68t , rüininkin oum alterius äetrimsnto loon -
xlstiorkin lisi -i , angenommen ist , z. B . von loulller zum 606 .6 oiv . 1 .̂ III ,
lit . 4 Otiap . 1 tz 20 . l12 .

*) Die gegenseitigen Rechte und Verbindlichkeiten werden sich hier allerdings
nach dem Staatsrechte desjenigen Staates , auf welchen die Regiernngsvormundschast
geht, bestimmen .

ö . Aus unerlaubten Handlungen ? )

101. Kennt auch das Völkerrecht keine Verbrechen in dem
Sinne des inneren Staatsrechtes, d. H. mit der Bedeutung rechts-
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widriger Handlungen oder Unterlassungen , wofür man von einer
gewissen Autorität zur Rechenschaft und Strafe gezogen werden
kann : so giebt es doch auch nach Völkerrecht unerlaubte Handlungen ,
wenn eine unter seinem Schutze stehende Persönlichkeit an dieser
oder an den damit zusammenhängenden wesentlichen Rechten, welche
überall dieselbe Bedeutung haben , namentlich an Freiheit , Ehre
und Eigenthum gekränkt wird , ohne daß dem Verletzenden selbst
ein Rechtsgrund hierzu zur Seite steht. Jede solche Verletzung
verpflichtet den rechtswidrig Handelnden zu einer Genugthuung des
Gekränkten ; denn überall , wo durch Willkür eine Ungleichheit her¬
vorgebracht ist , muß es auch eine Wiederausgleichung geben; dies
ist das Gesetz der Gerechtigkeit.

Die Genugthuung besteht in der Zufriedenstellung des Ver¬
letzten; zunächst also in der Erstattung des zugefügten materiellen ,
d. i. äußerlich erkennbaren und schätzbaren Vermögens -Schadens
oder angerichteten Nachthciles -), ferner aber auch des intellectuelleu
Schadens , welcher der Würde des Gekränkten in seinem eigenen
und Anderer Bewußtsein zugesügt wird . Die Verminderung dieses
Rechtsbestandes ist wenigstens immer durch entsprechende Handlungen
oder Leistungen des Beleidigers wieder auszugleichen und das In¬
teresse, welches der Beleidigte an der Integrität seines Rechtsstandes
hat , zu gewähren 3) ; sonst ist dieser befugt , die Genugthuung zu
erzwingen oder selbst zu nehmen, und zwar in einer der zugefügten
Kränkung analogen , sittlich unverwerflichen Weises . Mit Aus¬
nahme einiger Handlungen , welche den Rechten aller Nationen
gleichmäßig zuwider sind und daher auch von allen vindieirt werden
können (Z 104), hat der Regel nach nur der Beleidigte oder sein
Rechtsnachfolger eine Genugthuung von dem Beleidiger zu fordern ,
wobei sich die nachfolgenden Gesichtspunkte ergeben.

*) In den meisten Systemen des Völkerrechtes ist dieser wichtige Gegenstand
übergangen und nur beiläufig gewürdigt. Groot nimmt hier einen ganz allgemeinen
Standpunkt II , 20. 21. Ebenso Pufendorf III , 1. Specialschriften sind Io . kstr .
äs äs iur . Aent . lassionidus . 1741. kliillimors III , 30 f.

Selbstverständlich handelt es sich hier nur um solche Acte, deren Rechtswidrig¬
keit der andere Theil zugiebt, also wesentlich um solche, die von Beamten begangen
sind, sür deren Handlungen die Regierung verantwortlich ist. Verletzungen, von
denen der andere Theil behauptet , sie seien berechtigte Selbstvertheidigung, gehören
in den Streit der Staaten .^

2) Was sür ein Sachwerth , ob der Einkansspreis oder der Verkaufspreis als
Interesse zu gewahren sei, untersucht kkillirnortz I , 68 ff. Dies ist jedoch kein
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principieller Punkt . Wesentlich ist der Begriff des Interesses , welchen die Römische
Rechtswissenschaft genügend festgestellt hat .

2) Hierzu dienen beruhigende Erklärungen , Rechtsanerkennungen und Garantien
für die Zukunft . Beispiele s. im folgenden Paragraphen .

4) Eine rem äußerliche Wiedervergeltung der Beleidigung mit einer gleichen
darf zwar als äußerste Grenze der Gerechtigkeit angesehen werden , aber sie kann es
nicht nach der Sittlichkeit . Es verhält sich damit genau so, wie im Strafrecht . S .
schon ^ .uAustin . Lxposit . 108 (und in 6. 1. 6 . 23 . hu . 1) : „reääsrs
mala pro nig.li8 xroxinczuuni inLli8; oonvenit tainsn kt donis . Ilnäs et Isx
ivoäuni u1tiom8 8tg,tuit : Oouluni pro oeulo . (^uas , si äioi xot .68t,, ir '̂ u8toruni
^U8tiiia 68t , von Huia 68t ultio huiiin 16X btrituit , 86ä Hui» vitio8Ä sst
libiäo ul6i866näi ." Desgl . Vattel II , 51 . 52 . 339 . Nur gegen völlig rohe oder
wilde Völker kann eine derartige Talion als Repressalie sich nothwendig machen .

102. Wird ein Staat oder dessen Souverän durch Organe
einer auswärtigen Staatsgewalt in seiner völkerrechtlichen Persön¬
lichkeit nnd den damit verbundenen Rechten verletzt und befindet
sich der Verletzende nicht in dem Bereiche des beleidigten Theiles,
so ist die Genugthuung im Wege der diplomatischen Reklamation
zu fordern und, wenn sie verweigert wird, durch Selbsthilfe zu
suchen. Auch mächtige Staaten pflegen bei wirklichem Unrecht eine
Genugthuung dem minder mächtigen nicht zu versagen̂). Man giebt
sie außer dem Ersätze eines etwa materiellen Schadens durch so¬
lenne Gesandtschaften und Erklärungen-) .

Sollte ein auswärtiger Souverän in einem fremden Staate
wider diesen selbst oder die darin bestehende Rechtsordnung eine
Verletzung unternehmen oder begehen, so fällt zwar nach dem Grund¬
sätze der Exterritorialität (H41. 54) die Ausübung einer sörmlichen
Strafgerichtsbarkeit weg: wohl aber ist der angegriffene Staat be¬
rechtigt, nicht nur der erst unternommenen, aber noch nicht ausge¬
führten Rechtsverletzung mit Gewalt entgegenzutreten, sondern auch,
wenn sie bereits vollendet ist, sich der Person des Verletzenden zu
bemächtigen und sie bis zu erlangter Genugthuung zurückzubehalten,
ja bei einem schlechthin feindseligen Attentat wider die Existenz und
Integrität des angegriffenen Staates sogar das Recht des Krieges
auszuübenb).

Dasselbe gilt von bevollmächtigten Repräsentanten einer aus¬
wärtigen Staatsgewalt , ungehindert durch ihren exterritorialen
Charakter, wenn sie im Gebiete des fremden Staates, wo sie be¬
glaubigt sind, ein Verbrechen verüben, sie mögen dieses nun für
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sich allein aus eigenem Antriebe oder auf Befehl ihrer Regierung
unternommen haben .

Besteht unter den betheiligten Staaten ein Lehnsverhältniß ,
so kann überdies die Feloniefrage eintreten ; im Allgemeinen
aber hat die Verfeinerung der Sitte und der Einfluß der öffent¬
lichen Meinung in unserer Zeit für Fragen der vorstehenden Art
nur noch ein geringes praktisches Bedürsniß übrig gelassen .

*) S . besonders 6a1vo Z 283 .

2) Beispiele von gegebenen Genugthuungen für zugefügte Kränkungen , Be¬
leidigungen und Verletzungen finden sich in der neueren Geschichte:

^ lg ,rt6n8 , Oau868 6äl6br68 II , 391 . 398 . 405 . 414 . sk. Im Art . 1 des Ver¬
trages von Washington v. 8 . Mai 1871 heißt es : „ ü . öritg -nriio Ka8
autlioriösä Lsr to 6xpr688 , in a krisnäl ^ 8pirit , tti6 rs ^ rst
kklt H . N '8 O ôvkrmrlsnt kor tlis ssoaps , unäer v̂liatsver 6ir6unl8t9 .no68 ,
ok tlis anä otksr V6886I8 kroin Lriti8li port8 9,nä kor ttis äkxrsäa -
tior >8 «oinmittscl t1i086 V688618." Spanien leistete ähnlich Genugthuung für
einen Angriff des Pöbels von Madrid ans das Haus des Deutschen Gesandten
Sept . 1885 . Deutschland zahlte für den im Sept . 1887 von einem Soldaten auf
der Französischen Grenze getödteten Treiber 50000 M . für deffen Wittwe .^

Die Haupterörterung dieser Frage s. in äs iud . cornx . le ^ .
osx>. III .

sk. Diese Anschauung hinsichtlich der Exterritorialen ist nicht ohne Weiteres
richtig . Hinsichtlich der Souveräne läßt sie sich vertheidigen , in so fern über ihnen
keine' Autorität steht , an die man sich wegen Genugthuung wenden könnte. Eine
solche aber besteht für Gefandte , für ihre Handlungen ist ihre Regierung verant¬
wortlich , sie können nie von dem Staat , bei dem sie beglaubigt sind, zur Rechenschaft
gezogen werden . Von Straflosigkeit ist dabei keine Rede. Vgl . H 204 .^

103 . Auch bei Verletzungen , welche ein Privatmann oder
irgend ein Agent der Regierung ohne deren Autorisation )̂ einem
fremden Staate oder dessen Angehörigen zufügt , kommt es darauf
an , ob dieses im Gebiete des letzteren selbst geschieht oder außerhalb
desselben. Im ersteren Falle macht er sich nach den Strafgesetzen
des fremden Staates selbst verantwortlich (H 36) und verfällt auch
der dortigen Strafgerichtsbarkeit , dafern er sich im Bereiche der¬
selben sortdauernd befindet oder wieder betreten läßt . In allen
übrigen Fällen hingegen läßt sich nur ein Anspruch des verletzten
Staates an denjenigen denken , dessen Botmäßigkeit der Verletzer
dermalen unterworfen ist , nämlich darauf hiuzuwirkeu , daß dem
Beleidigten die gebührende Genugthuung verschafft werde , sei es
auf dem geeigneten Civil - und Criminalwege , oder durch Aus¬
lieferung , oder in einer sonstigen , dem rechtlichen Interesse des Ver -
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letzten entsprechenden Weise. Außerdem tritt der Fall einer Rechts -
verweigerung ein , dessen Bedeutung nunmehr zu erörtern ist.

*) Sonst gehörte der Fall unter tz 102 . Die Regierung wird hier jedenfalls
ihre Mißbilligung ausdrücklich erklären müssen. Ein Beispiel zwischen Frankreich
und Sardinien s. bei Vattel II , 338 .

103 a. Rechtsverweigerung (äsnsAatio ^ titias ) liegt über¬
haupt vor, wenn in einem Lande einem begründeten Rechtsanspruch
die Anerkennung oder Vollziehung von den dazu berufenen Be¬
hörden, sie seien richterliche oder administrative , versagt wird, worin
überdies auch der Fall einer Rechtsverzögerung (protractio
Mstitias ) einbegriffen ist , wenn nämlich die Erörterung und Ent¬
scheidung eines Rechtsanspruches gegen die bestehende Ordnung von
der Behörde in schuldhafter Weise hingezogen und auch von der
obersten Staatsgewalt eine Abhilfe nicht erlangt wird )̂.

Voraussetzungen zur Annahme einer Rechtsverweigerung sind
im Bereiche der Europäischen Staatengesellschast diese:

I . ein in der Competenz eines Staates subjectiv und objectiv
einbegriffener Rechtsanspruch (§ 39), er beruhe auf völker¬
rechtlichen, Staats - oder eivilrechtlichen Grundsätzen ;

II . die sormelle Beschreitung des ordnungsmäßigen Verwaltungs¬
oder gerichtlichen Weges ;

III . eine hier erlittene Versagung oder Verzögerung der Er¬
örterung oder eine willkürliche Zurückweisung eines un¬
zweifelhaften Anspruches )̂, nachdem die regelmäßigen Mittel
einer Abhilfe erschöpft worden sind )̂, so daß die Annahme
eines parteiischen Verfahrens gegen den diesseitigen Staat
bezüglich seiner Angehörigen gerechtfertigt ist.

Die Wirkung einer eonstatirten Rechtsverweigerung besteht in
der Verbindlichkeit des zur Dikäodosie verpflichteten und kompetenten
Staates , dem Verletzten auf Anstehen seiner Regierung eine seinem
Rechtsanspruch angemessene Genugthuung zu gewähren , widrigen¬
falls die Ausübung einer Selbsthilfe nach Maßgabe der weiteren
(Buch II . Abschn. I .) zu entwickelnden Grundsätze, im Besonderen
die Anwendung von Repressalien statthast ist. Es versteht sich
dabei ganz von selbst eine vorerstige sorgfältige Prüfung des zu
vertretenden Anspruches und in wie fern etwa der Verlust oder die
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Verminderung desselben dem Reklamanten selbst beizumessen sei'') ;
auch darf nicht ohne Weiteres zu gewaltsamen Maßregeln gegen
den auswärtigen Staat geschritten werden, so lange dieser nicht jede
Verständigung zurückweist oder ohne allen Grund hinausschiebt)̂.

1) H Es kann sich hier hinsichtlich der Regierung nur um eine schuldhafte
Duldung handeln , sobald eine Weigerung derselben vorliegt , Genugthuuug zu geben,
liegt Streit der Staaten vor . ĵ

2) „In rs niiniins äudig .." So lehren mit H . Groot III , 2 Z 4. 5 sast
alle Schriftsteller . Nur vereinzelte Stimmen haben die rechtskräftigen richterlichen
Urtheile davon ausnehmen wollen , z. B - Huaest . iur . xudl . I , 24
und neuerdings zu H. Groot . S - indeffen die Rechtfertigung bei Vattel II ,
5 H 84 . Auch hat die Praxis noch immer daran festgehalten .

2) Besonders also der ordentlichen Rechtsmittel nach Landesgebrauch , sk . die
z. B . in der Note 5 erwähnten Pacisicosrage gar nicht angewendet waren , worauf
Palmerston nur mit einer haltlosen Behauptung der Unzuverlässigkeit griechischer
Gerichte antwortete .^

So wies Lord Palmerston im Sommer 1871 die Reclamationen der Bri¬
tischen korkiAn donätioläsi -s in Betreff der Rumänischen Anleihe -Transactionen
zurück.

5) Deshalb hat das Verfahren defselben Lord Palmerston in der Sache des
angeblichen Britischen Unterthans Don Pacifico zu Athen mit Recht eine starke
Censur anderer Mächte , der Presse und selbst der parlamentarischen Kreise England 's
erfahren , ^ liilliniors III , x . 38 ff. Halleclc XII , 11.

Allgemein ahn- ungswürdige Verletzungen - es Völkerrechtes.

104. Zu den Verletzungen des Völkerrechtes, welche alle Na¬
tionen unter der Herrschaft eines gleichen sittlichen Rechtes gleich¬
mäßig betreffen und sie sämmtlich zu einer Unterdrückung oder Be¬
seitigung gleichmäßig berechtigen, gehört überhaupt jede thatsächliche
absolute Verleugnung der Rechte aller Menschen und Nationen,
eine Rechtlosstellung derselben überhaupt oder in gewissen Be¬
ziehungen, welche sich wenigstens schon in Einer Handlung als be¬
stimmte Tendenz mit dazu geeigneten Mitteln kund gegeben hat;
insbesondere

ein planmäßiges Streben zur Gründung einer Universalherr¬
schaft mittels Vernichtung der einzelnen Staaten, oder auch
über ein allen Nationen gemeinsames Gebiet, dergleichen
das Weltmeer ist (§ 29 a. E., 58g. und 74) ;

Verletzungen der Rechte der Staaten-Repräsentanten, deren
Heilighaltung eine wesentliche Stütze des Völkerverkehrs

Rechtsverweigerung bei allgemein gültigen Ansprüchen, oder
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Aufstellung rechtswidriger Principien gegen alle und Durch¬
setzung derselben gegen Einen;

Beunruhigung und Störung des gemeinsamen Verkehrs auf
offenen Land- und Seestraßen.

Eine Art hiervon ist Seeräuberei (Piraterie), bestehend in ge¬
waltsamer Anhaltung und Wegnahme von Nationalschiffen oder des
darauf befindlichen Eigenthumes um sich damit zu bereichern, ohne
dazu den Austrag einer sich dafür verantwortlich machenden Staats¬
gewalt nachweisen zu können̂ ). Dergleichen Beginnen gilt als
eine Feindseligkeit gegen alle Menschen, wenn es entweder schon
ein habituelles geworden ist, oder doch als wirklich beabsichtigt er¬
kannt werden kann. Werden Seeräuber in der That selbst begriffen
und machen sie von Waffen Gebrauch, so hat der Sieger Recht auf
Leben und Tod (es geht mit ihnen ,,an die Raa") ; jeder Staat ,
der sich ihrer bemächtigt, ist befugt, sie nach seinen Gesetzen zu
richten̂).

Nicht in dieselbe Kategorie hat man aber bisher die Schiffe
und Angehörigen der Barbareskenstaaten, sowie anderer osmanischer
Ufervölker gestellt, sondern sich wegen ihrer Verhältnisse zu der
Pforte nur auf einen Vertheidigungfuß gegen sie gesetzt, oder durch
Verträge und Geschenke Sicherheit verschafft(Z 7) )̂.

Wäre bereits von allen Europäischen Völkerrechtsgenossen die
Sklaverei der Neger ausgegeben und aller Schutz ihr entzogen, so
würde auch die Zusuhr derselben aus offener See von jedem Staate
als ein Verbrechen gegen die allgemeinen Menschenrechte behandelt
werden dürsen. ' Für jetzt kann indessen jede Nation, welche selbst
die Sklaverei verwirft, den wenn auch nur durch Zufall in ihr
Gebiet gekommenen Sclaven eine Zuflucht gewähren und deren
Auslieferung ihren unnatürlichen Herren versagen, thatsächlich also
jenen das geben, was sie nie verlieren konnten̂ ).

Daher nehmen auch bei vorfallenden Verletzungen des Völkerrechtes in
diesem Stück augenblicklich meist alle Glieder des diplomatischen Corps Antheil an
den Erörterungen , oder man fordert sie dazu auf . Beifpiele s. in OK. äs Nartens ,
Oausss cslsbrsg I , 79 . 104 .

2) Ortolau , L ,6Kl. intern . I , 250 . kliilliinortz I , 488 . Oalvo 8 1134 , jetzt
namentlich Gareis , Die Jnterdiction des Seeraubes , v. Holtzendorff, Handb . II ,
S . 571 —88 .

lk . Die obige Definition ist nicht genau . Ein Seeräuber , der auf hoher See
gegen fremde Personen oder fremdes Eigenthum Gewalt übt , ohne dazu von einer
bestimmten Staatsgewalt ermächtigt zu fein, hat keine Nationalität , da keine Re¬

tz efft er , Völkerrecht. 8. Ausg . 16
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gierung ein solches Verbrechen erlauben wird , kann also nur betrügerischer Weise
Schiffspapiere erhalten haben und eine Flagge nur durch Usurpation führen . Kein
Staat kann also für die Handlungen von Seeräubern verantwortlich gemacht werden .
Dieser Mangel jedes Auftraggebers ift das Charakteristische,nicht der anirr »u8 lurrmäi ,
wenn der Capitän eines Schiffes andere ohne Ermächtigung einer Regierung an¬
greift uud sie aus Rache zerstört , ohne sich dabei zu bereichern, so ist dies doch ein
Act der Seeräuberei . Dagegen kann man solche, die von einem Staate Kaperbriefe
nehmen , mit dem ihr Staat im Frieden ist, nicht Seeräuber nennen , es ist eine
unerlaubte Handlung , aber die Regierung , welche ihnen den Kaperbrief ertheilt ,
bleibt verantwortlich . Die Seeräuber wählen ein neutrales , allen Nationen gemein¬
sames Gebiet , dessen Frieden zu bewahren alle Nationen gleiches Interesse ' haben .
Nach diesen Kriterien sind die einzelnen Fälle zu beurtheüen . Neuerlich der der
„Vigilante " ( 1873), wo das deutsche Kriegsgericht Capitän Werner mit Recht frei¬
sprach, well er das Schiss, welches er genommen , als Pirat betrachten mußte
(Tecklenburg , der Vigilantefall , 1873 ) , des „Huascar " , gegen den der Englische Ad¬
miral ebenso verfuhr , da das Schiff keine Papiere hatte und einem Englifchen Kohlen
weggenommen , vgl . die nähere Beleuchtung dieser Fälle bei Gesscken in v. Holtzend.
Handb . IV . Das Seekriegsrecht . 6. Zweifelhafte Fälle der Kaperei . Die Fälle
des „Cagliari " und des „Virginius " lagen anders , der Capitän des erfteren wurde ge¬
zwungen , Jnfurgenten an der Neapolitanifchen Küste auszufetzen . Der „ Virginius " ,
der unter betrügerisch erlangter Nordamerikanischer Flagge fuhr , aber Cubanischen
Insurgenten gehörte , hatte unzweifelhaft Ungesetzlichkeiten begangen , die aber keine
Seeräuberei waren . Der spanische Kreuzer konnte ihn anhalten , aber nicht auf
hoher See an Bord gefundene Leute hinrichten . l

b) Die regelmäßige Strafe war fchon im Alterthum der Tod . Oio . in Vsr -
rein V , 26 . Im Mittelalter Erkrankung . Ooä . iur . Urk. 124 .
Einzelne Unterthanen haben jedoch das Tödtnngsrecht außer dem Falle eines
Piratenangriffes nicht mehr . — Ortolsn I , 254 .

Auch nicht mehr die Befehlshaber von Kriegsfchiffen , sie müssen die ge¬
fangenen Seeräuber zur Aburtheiluug ihrem Gericht überliefern .^

b) Wie früher schon bemerkt obsolet, der von Bluntschli (349 ) angenom¬
mene Fall , daß ein Staat im Frieden Schiffe ermächtige auf Beute auszufahren ,
kommt nicht vor .^

sk. Es ist sehr wenig glücklich, daß die innere Gesetzgebung mancher
Staaten gewisse Verbrechen deshalb mit dem Seeraub gleichgestellt hat , weil sie mit
denselben Strafen belegt sind, so beschloß 1790 der Amerikanische Congreß , daß jedes
zur See begangene Verbrechen , welches zu Lande begangen mit dem Tode bestraft
werde , Seeraub sein solle und jeder Bürger , welcher auf hoher See einen Act der
Feindseligkeit gegen die Verein . Staaten begehe, als Seeräuber zu strafen fei.
Ebenso haben die Verein . Staaten und England durch ihre Gesetze, dann 1841
auch Oesterreich , Preußen und Rußland den Sklavenhandel dem Seeraub gleich¬
gestellt . Dies ist aber nicht Völkerrecht, die allgemeine Strafbarkeit ist nicht auf
diese Verbrechen anzuwenden . Noch unglücklicher war der von Oesterreich gemachte
Vorschlag , die Beschädigung internationaler Telegraphenkabel als Seeraub zu be¬
handeln , was auch bei Abschluß des Vertrags v. 14. März 1884 zum Schutz der
Kabel unbeachtet geblieben ist-j
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